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Krieg und Frieden

Es kann der beste nicht in Frieden leben, wenn es dem bösen Nachbarn
nicht gefällt. Wer oder was aber sollte denn der Böse sein oder gar
das Böse? Ist nicht bestenfalls die Zuschreibung des jeweils anderen
die vertraute Lesart, die Welt und den Unterschied zwischen Krieg und
Frieden zu erklären? In Leo Tolstois großem Roman "Krieg und Frieden"
gibt es zumindestens Übergänge von einer zur anderen Position und
natürlich zwangsläufige Vermischungen. Aber wie verteilt dort immer,
wird auch da das Böse und demgegenüber das Gute, sprich Anständige,
schlußendlich ausgemacht.

Diese Spannung und ihr ewiger Widerspruch haben seit jeher die
Dramaturgie der menschlichen Erzählungen und Erklärungen beflügelt und
offenbar überhaupt erst möglich gemacht.

Wenn Frieden und Friedlichkeit mit Wohlbefinden, Freude oder gar
Freundschaft assoziiert werden kann, dann dürfte sein Bruch und durch
mögliche kriegerische Gefahren bedrohtes Wesen doch nur darin
vorbehalten sein, dem jeweils kriegerischen Nachbarn zum Beispiel mit
der durch Besitzstandsverhalten und ausschließlichem Eigennutz
verweigerten Teilhaberschaft an Wohlstand und Gebrauch
entgegenzutreten. Auf diese Weise werden Krieg und Frieden lediglich
zu zwei Seiten einer Medaille und wären bei allem Münzeln nicht auf
eine Seite zu bekommen. So kann auch der beste nicht den Frieden
leben, den er dem Nachbarn vorenthält.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Juni 2018
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ATOM/167: Halbwertzeit - Wiedereröffnungsbesorgnis ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) - 15. Juni 2018

BBU kritisiert massiv die Wiederinbetriebnahme der AKW Lingen 2 und
Philippsburg 2



(Bonn, Hannover, Stuttgart, 15.06.2018): Der Bundesverband
Bürgerinitiativen kritisiert massiv die Wiederinbetriebnahme der
Atomkraftwerke Lingen 2 (AKW Emsland) und Philippsburg 2 sowie die damit
verbundene weitere Atommüllproduktion. Beide Reaktoren sind am
Donnerstag (14. Juni 2018) nach der jeweiligen Jahresrevision wieder ans
Netz gegangen. Der BBU weist mit Nachdruck darauf hin, dass beim
Weiterbetrieb der Atomkraftwerke Atommüll anfällt, für den es keinerlei
sichere Entsorgungsmöglichkeit gibt. Der BBU fordert von den
Landesregierungen in Niedersachsen und Baden-Württemberg die sofortige
Stilllegung dieser Reaktoren und grundsätzlich aller Atomkraftwerke und
sonstiger Atomanlagen.

Letzten Samstag hat in Lingen eine überregionale
Anti-Atomkraft-Demonstration stattgefunden, die sich gegen die
Atomanlagen in Lingen, aber auch generell gegen den Weiterbetrieb aller
Atomkraftwerke und Atomfabriken in der Bundesrepublik, in Belgien und
anderswo gerichtet hatte. Nach Auffassung von BBU-Vorstandsmitglied Udo
Buchholz ist es von den zuständigen Landesregierungen, aber auch von der
Bundesregierung "höchst provokativ, den Weiterbetrieb der Atomanlagen
gegen den Willen der Bevölkerung fortzusetzen."

Der BBU betont, dass weitere Aktionen gegen die Atomanlagen im In- und
Ausland folgen.

Terminhinweise unter:

https://www.bbu-online.de/Termine/Termine.htm

Der BBU ist der Dachverband zahlreicher Bürgerinitiativen,
Umweltverbände und Einzelmitglieder. Er wurde 1972 gegründet und hat
seinen Sitz in Bonn. Weitere Umweltgruppen, Aktionsbündnisse und
engagierte Privatpersonen sind aufgerufen, dem BBU beizutreten um die
themenübergreifende Vernetzung der Umweltschutzbewegung zu verstärken.
Der BBU engagiert sich u. a. für menschen- und umweltfreundliche
Verkehrskonzepte, für den sofortigen und weltweiten Atomausstieg, gegen
die gefährliche CO2-Endlagerung, gegen Fracking und für
umweltfreundliche Energiequellen.

 * 

Quelle:

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Telefon: 0228/21 40 32, Fax: 0228/21 40 33

Internet: www.bbu-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Juni 2018 
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AUSSTELLUNG/4415: Universitätsbibliothek Trier - "Justitia ist eine Frau", 20. Juni bis 20. August 2018


Ausstellung in der Universitätsbibliothek Trier zeigt:

"Justitia ist eine Frau"



Die Leistungen und Stärken von Frauen auf dem Gebiet der Gerechtigkeit
will eine Ausstellung sichtbar machen, die vom 20. Juni bis zum 20.
August 2018 in der Universitätsbibliothek Trier zu sehen ist. Sie geht
der Frage nach, warum Justitia eine Frau ist, und zeigt die
historische Entwicklung der Gerechtigkeitssymbole auf.

Die Wanderausstellung mit dem Titel "Füllhorn, Waage, Schwert -
Justitia ist eine Frau" wurde unter der Leitung von Dr. Barbara Degen
(Haus der FrauenGeschichte Bonn) erstellt und für die Trierer
Ausstellung um weitere Exponate ergänzt, unter anderem aus den
Beständen der Universitätsbibliothek (Konzeption: Edith Hellenbrand-
Neumann, OASE Frauenbildung in der KEB Trier). Bei der Eröffnung am
20. Juni um 18:15 Uhr in der Bibliothekszentrale wird Dr. Barbara
Degen in die Materie einführen.

Die Ausstellung kann während der Öffnungszeiten der Bibliothek
besichtigt werden. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Universität Trier

Universitätsring 15, 54296 Trier

Pressestelle

Telefon: 0651 201-4239, Fax: 0651 201-42 47

E-Mail: presse@uni-trier.de

Internet: www.uni-trier.de
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KURSUS/4974: Mönchengladbach - Crashkurs "Rhetorik" vom 25.-29.6.2018


Crashkurs Rhetorik im Sauerland (Bildungsurlaub)



Dieses intensive Rhetorik-Seminar wendet sich an alle, die Lust haben,
sich kommunikativ zu verbessern und zu "wachsen". In kleinen Gruppen
(max. 12 Teilnehmer) bietet sich eine ideale Gelegenheit, fernab vom
Alltagsstress, neue Denk-, Verhaltens- und Kommunikations-Muster
kennen zu lernen, zu hinterfragen und einzuüben. Die Schwerpunkte des
Seminars bestimmen die Teilnehmenden selbst. Die Anreise sollte bis
Montag 10:30 Uhr erfolgen.

Der Seminarpreis beträgt 182 Euro plus 5 Euro Zertifikatsgebühr. Die
Übernachtungen im Einzelzimmer mit Halbpension kosten insgesamt 200
Euro. Der Gesamtpreis von 382 Euro ist bei der Anmeldung zu bezahlen.

Leitung: Josef Hamacher

25.06.2018 bis 29.06.2018, 09:00 - 16:00 Uhr

VHS-Kurs-Nr.: 181B2060F

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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KURSUS/4973: Mönchengladbach - VHS-Kurse für Arbeit und Freizeit starten am 5. Juli 2018


VHS-Kurse für Arbeit und Freizeit



Sich beruflich neu orientieren oder etwas über die Arbeit am Computer
erfahren - ab dem 5. Juli sind bei der VHS verschiedene Kurse im
Angebot:

Infoveranstaltung: Fasten, sich entspannen und besser
fühlen...

Leitung: Elke Hennig

02.07.2018, 18:00 - 20:15 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181F2012S

Kostenfreie Informationsveranstaltung für die Fastenwoche in der
Sommerakademie vom 16. Juli bis 20. Juli. Fasten, entspannen und
besser fühlen. Die Informationsveranstaltung ist kostenfrei und
unverbindlich. Um Anmeldung wird gebeten.

Basiswissen Sekretariat

Leitung: Janina Pernsot

03.07.2018 bis 04.07.2018, 10:00 - 17:00 Uhr

City-Haus, Mühlenstr. 2-4

VHS-Kurs-Nr.: 181B3003F

Workshop

Die Dozentin Janina Pernsot ist Dipl.-Kauffrau sowie selbstständige
Trainerin, Beraterin und Business Coach. Sie hat sich auf die Bereiche
Selbstmarketing und Organisation spezialisiert.
In diesem 2-tägigen Workshop erhalten die Teilnehmer das grundlegende
Wissen, um als Assistentin/Sekretärin arbeiten, Ihr Büro optimal
organisieren und Ihren Chef entlasten zu können. Zur Zielgruppe
gehören Neu-, Wieder- und Quereinsteigende im Bereich Sekretariat
Entgelt: 99 Euro

Englisch im Sommer - Wiederanfänger (A2)

Leitung: Dr. Cassandra Spaan

03.07.2018 bis 31.07.2018, 17:30 - 19:00 Uhr

ATZ, Heinz-Nixdorf-Str. 18, 41179 Mönchengladbach

VHS-Kurs-Nr.: 181G1431F

Aktivieren Sie mit uns im Sommer Ihre vergessenen Englischkenntnisse.
In der Gebühr enthalten sind die Unterrichtsstunden, das Lehrmaterial
und Kalt- und Heißgetränke. Es gibt unmittelbar am Gebäude kostenlose
Parkmöglichkeiten.
Entgelt: 49 Euro

E-Mails senden und empfangen

Leitung: Manfred Spreitzer

04.07.2018 bis 11.07.2018, 09:00 - 10:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181A0805F

In diesem Kompaktseminar lernen die Teilnehmer in praktischen Übungen
alles, was sie für die Kommunikation per E-Mail wissen müssen.

Folgende Inhalte erwarten sie:

- E-Mails und Dateianhänge senden

- E-Mails beantworten und weiterleiten

- Ordner anlegen und verwalten

- Postfach bzw. E-Mail-Adresse bei unterschiedlichen Providern (z.B.
gmx, web.de, freenet) anlegen und einrichten

Erforderliche Vorkenntnisse: Grundkenntnisse im Umgang mit dem PC.
Entgelt: 10,00 Euro

Heilpraktiker(in) werden

Leitung: Maren Gerstenkorn

05.07.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

City-Haus, Mühlenstr. 2-4

VHS-Kurs-Nr.: 181B7404F

Maren Gerstenkorn, Heilpraktikerin, und René Penke, Bildungsberater
(RQZ), stellen den Ablauf und das Programm des ab dem 2. Semester 2018
geplanten gleichnamigen dreijährigen Lehrgangs vor. Sie geben
Gelegenheit, sich über Inhalte und Ermäßigungsmöglichkeiten zu
informieren sowie sich einen Lehrgangsplatz zu sichern. Es handelt
sich um eine kostenfreie Informationsveranstaltung.

Forum Politik: Der achte Schöpfungstag - Zivilcourage in
Altötting

Leitung: Elke Hennig

05.07.2018, 19:00 - 21:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181C2040F

Bertram Verhaag dokumentiert in diesem Film eine Bürgerbewegung aus
Bayern. Die Initiative "Zivilcourage - Freie Bauern und Bürger AG
gegen Agro-Gentechnik" ist Gegenstand dieses Dokumentarfilms. Sie ist
eine Basisbewegung, in der sich verschiedene Gruppen zusammengefunden
haben. Diese Bewegung engagiert sich für gentechnikfreie Landkreise.
Der Eintritt für diese Veranstaltung ist frei.

Woof im Sommer!

Leitung: Dr. Cassandra Spaan

06.07.2018 bis 27.07.2018, 17:30 - 19:00 Uhr

VHS-Kurs-Nr.: 181G1107S

Einsam gehen Sie und Ihr Hund täglich Gassi. Das muss nicht sein.
Ändern Sie das doch! Verbinden Sie angenehme Gesellschaft im Kreise
von Gleichgesinnten mit angeregter Unterhaltung und englischer
Konversation (mit und ohne Hund). Anfänger sind ebenso willkommen wie
Sprachprofis. Bitte haben Sie Verständnis dafür, dass im Interesse
aller Beteiligten, ein gutes Sozialverhalten des Hundes Voraussetzung
für seine Teilnahme ist. Treffpunkt: Parkplatz Kaiser-Friedrich-Halle

Entgelt: 26 Euro

Facebook, Twitter, Instagram & Co.

Leitung: Julia Spitzer

06.07.2018 bis 13.07.2018, 18:00 - 19:30 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181A0845F

Neben der "klassischen" Internetnutzung haben sich interaktive und
schnellere Kommunikationsmittel wie Facebook, Twitter und Instagram zu
neuen Säulen des Web entwickelt. In diesem Kurs erfahren die
Teilnehmer, welche Möglichkeiten diese Anwendungen bieten, wie sie
funktionieren und welche Vor- und Nachteile damit verbunden sind.
Dabei wird geklärt, welche Sicherheitseinstellungen getroffen werden
sollten und wie Sie sich am besten auf diesen Plattformen bewegen.
Entgelt: 10 Euro

Information und Anmeldung zu allen Veranstaltungen und Kursen: www.vhs-
mg.de , Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 15. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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LESUNG/4086: Frankfurt - "Der Recke im Tigerfell", Georgisches Nationalepos im Lesemarathon, 21.06.


Goethe-Universität Frankfurt am Main

50 mal "Der Recke im Tigerfell"

Georgisches Nationalepos im Lesemarathon: Das Institut für Empirische
Sprachwissenschaft macht seine sprachliche Kapazität deutlich



FRANKFURT. Die Republik Georgien feiert die 100. Wiederkehr ihrer
ersten Gründung - und die Universität Tbilissi, Partner-Universität
der Goethe-Uni, wird 100 Jahre alt. Aus diesem Anlass rückt das
Institut für Empirische Sprachwissenschaft das Nationalepos Georgiens
in den Fokus und veranstaltet eine ungewöhnliche Lesung:

In 50 verschiedenen Sprachen wird "Der Recke im Tigerfell" 

am Donnerstag, 21. Juni, um 20 Uhr im PA-Gebäude, 

Theodor-W.-Adorno-Platz 1 (Campus Westend) vorgetragen.

Da viele der Zuhörer wohl weder des Baskischen und Koreanischen
noch des Ossetischen oder Tadschikischen mächtig sind, wird zusätzlich
die deutsche Version zusammen mit den farbenfrohen Illustrationen
digitalpräsentiert werden.

Das studentische Projekt, so Prof. Manana Tandaschwili, am Institut
für Empirische Sprachwissenschaft für Kaukasische Sprachwissenschaft
zuständig, zeige auf beeindruckende Weise die akademische und
menschliche Kapazität des Instituts: 43 Studentinnen und Studenten
sowie akademische Mitarbeiter lesen das Gedicht in 50 Sprachen. Die
Idee basiert auf dem wissenschaftlichen Projekt "Erstellen eines
digitalen Parallelkorpus des Poems", das durch die Bereitstellung von
Übersetzungstexten eine Quelle für weitere Forschung bilden soll.

"Der Recke im Tigerfell", seit 2013 ins UNESCO-Weltdokumentenerbe
aufgenommen, gilt als das Nationalepos Georgiens. Der Dichter Schota
Rustaweli verfasste es Ende des 12., Anfang des 13. Jahrhunderts auf
Geheiß der Königin Tamara von Georgien. Überliefert ist die Dichtung
jedoch in Handschriften ab dem 17. Jahrhundert. Das Epos schildert in
gebundener Sprache Ritterlichkeit und Edelmut, die sich über Religion
und Nation erheben. Es handelt von einer Prinzessin im Orient, deren
Vater sie aus politischen Absichten mit einem Prinzen - dem
Thronfolger eines anderen Landes - verheiraten möchte. Doch sie hat
sich bereits in einen Jungen am Hof verliebt, und die Tragik nimmt
ihren Lauf: Ihr Geliebter bringt den Prinzen um, die Prinzessin wird
von bösen Geistern entführt. Das Werk beeindruckt nicht nur durch die
poetische Sprache und die opulente Handlung, sondern auch durch die
darin enthaltenen Kenntnisse über verschiedene Bereiche der
mittelalterlichen Wissenschaft. "Der Recke im Tigerfell" sei in
Georgien jedem vertraut, viele könnten das Poem zumindest teilweise
auswendig, sagt Prof. Tandaschwili.

Anlässlich des 100-jährigen Bestehens der Universität Tbilisi, mit der
das Institut für Empirische Sprachwissenschaft 14 Projekte gemeinsam
betreibt, wird es auch eine Kooperationsvereinbarung der beiden
Universitäten geben. Georgen ist in diesem Jahr auch Gastland auf der
Frankfurter Buchmesse.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 18. Juni 2018 / 151

Hrsg.: Die Präsidentin der Goethe-Universität

Abteilung PR & Kommunikation

Theodor-W.-Adorno-Platz 1, 60323 Frankfurt am Main

Tel: 069 798-13066, Fax: 069 798-763 12531

Internet: www.uni-frankfurt.de
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MELDUNG/916: SIPRI-Bericht - ICAN kritisiert atomare Aufrüstung (ICAN)


ICAN-Pressemitteilung vom 18.06.2018

Internationalen Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen

SIPRI-Bericht: ICAN kritisiert atomare Aufrüstung



Angesichts der aktuellen SIPRI-Zahlen [1] kritisiert die Internationale
Kampagne zur Abschaffung von Atomwaffen (ICAN) die weltweite nukleare
Aufrüstung. "Alle Atomwaffenstaaten modernisieren ihre Arsenale und rüsten
so massiv auf. Selbst der leichte Rückgang in der Anzahl der Sprengköpfe
kann über diesen Trend nicht hinwegtäuschen", sagt Anne Balzer von ICAN
Deutschland.

"Die neuen, kleineren Atomwaffen haben immer noch ein größeres
Vernichtungspotenzial als die Bombe von Hiroshima. Wenn die modernen Waffen
besser gesteuert werden können, kann das die psychologische Schwelle für
den Einsatz senken - dadurch wird die Welt noch unsicherer. Die Mehrheit
der Staatengemeinschaft spricht sich für einen anderen Weg aus: für
Sicherheit durch Abrüstung und das völkerrechtliche Verbot von Atomwaffen.
Auch die Bundesregierung muss dem UN-Abkommen endlich beitreten und so ein
Zeichen gegen die Aufrüstung setzen."

Das International Peace Research Institut (SIPRI) hat heute die aktuellen
Zahlen zu den weltweiten Atomwaffenarsenalen veröffentlicht. Die Ergebnisse
zeigen: Alle Staaten mit Atomwaffen modernisieren ihre Arsenale und
entwickeln neue Waffen. Derzeit besitzen neun Staaten Atomwaffen: USA,
Russland, Großbritannien, Frankreich, China, Indien, Pakistan, Israel und
Nordkorea. Insgesamt existieren in diesen Staaten 14.465 nukleare
Sprengköpfe, das sind 460 weniger als im Vorjahr. Der leichte Rückgang ist
auf das New Start Abkommen, eine bilaterale Übereinkunft zwischen Russland
und den USA, zurückzuführen.

Gleichzeitig investieren beide Staaten langfristig in die Modernisierung
ihrer nuklearen Sprengköpfe, Raketen und Trägersysteme. Auch
Atomwaffenstaaten mit kleineren Arsenalen, dazu zählen China, Indien,
Pakistan und Nordkorea, bauen bestehende Waffenarsenale aus. So arbeiten
unter anderem Indien und Pakistan an neuen Land-, See- und Luftgestützten
Trägersystemen. Nordkorea hat laut der SIPRI-Studie unerwartet schnellen
Fortschritt im Test neuer Trägersysteme für Langstreckenraketen gemacht.

ICAN hat sich maßgeblich für den Vertrag zum Verbot von Atomwaffen
eingesetzt und dafür im vergangenen Jahr den Friedensnobelpreis erhalten.
Das Abkommen wurde vor rund einem Jahr bei den Vereinten Nationen von 122
Staaten beschlossen. Es verbietet unter anderem Besitz, Stationierung,
Einsatz und Herstellung von Atomwaffen. Sobald 50 Staaten ratifiziert
haben, tritt es in Kraft.


Anmerkung:

[1] https://www.sipri.org/media/press-release/2018/modernization-nuclear-weapons-continues-number-peacekeepers-declines-new-sipri-yearbook-out-now

 * 

Quelle:

ICAN Deutschland e.V.

Puschkinallee 5, 12435 Berlin

E-Mail: office@ican.berlin

Internet: http://www.icanw.de
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ATTAC/1919: 10 Jahre Krise - Attac-Bildungsmaterial über globalisierte Finanzmärkte


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 19. Juni 2018

Ein Jahrzehnt nach Beginn der großen Krise: Attac veröffentlicht
Bildungsmaterial über globalisierte Finanzmärkte

Für Schulen und außerschulische Bildungsarbeit



Zehn Jahre nach dem Zusammenbruch der US-Investmentbank Lehman Brothers
trägt Attac die Diskussion über die Rolle der Finanzmärkte in die
Schulen: "Globalisierte Finanzmärkte - Ein Jahrzehnt nach Beginn der
großen Krise" lautet der Titel eines neuen Bildungsmaterials, das das
globalisierungskritische Netzwerk am heutigen Dienstag veröffentlicht
hat. Die Sammlung von Arbeitsblättern wurde für den Schulunterricht
(Sekundarstufe I und II) und die außerschulische Bildung konzipiert.

Ihre Veröffentlichung fällt mit einem weiteren Jahrestag zusammen: Vor
20 Jahren, 1998, gründete sich in Frankreich das Attac-Netzwerk, das
stets vor der Krisenanfälligkeit globalisierter Finanzmärkte gewarnt
hat. "Diese Krisenanfälligkeit ist nicht verschwunden. Neuerdings haben
wir das Problem der Schattenbanken. Wenn diese zusammenbrechen, kann das
zu einer schweren Krise führen. Die Diskussion um die aktuellen und
latenten Risiken der Finanzmärkte muss vorangetrieben werden", sagt der
Wirtschaftswissenschaftler Rudolf Hickel in einem Interview, das in dem
Bildungsmaterial zu lesen ist.

Das Attac-Material beleuchtet die Zusammenhänge zwischen dem
alltäglichen Leben, der finanziellen Sphäre allgemein und den Krisen des
vergangenen Jahrzehnts. Neben einem Rückblick auf den Verlauf der
Finanz- und Wirtschaftskrise geht es insbesondere um die Frage der
Bankenrettung und die Beziehung zwischen den Finanz- und Wohnungsmärkten.

Erarbeitet wurden die Materialien von einer weitgehend ehrenamtlichen
Gruppe mit vielfältigen Erfahrungen in der Bildungsarbeit. Besonderen
Wert legen die Verfasserinnen und Verfasser auf die Verknüpfung der
Lerngegenstände mit aktivierenden Methoden und kooperativen Lernformen.
Die Veröffentlichung wird unterstützt von der Gewerkschaft Erziehung und
Wissenschaft (GEW).

Das rund 90 Seiten umfassende Attac-Bildungsmaterial "Globalisierte
Finanzmärkte" kann als Druckversion unter http://shop.attac.de bestellt
werden. Auf der Webseite www.attac.de/bima steht es einschließlich
einiger zusätzlicher Arbeitsblätter kostenlos zum Download als PDF-Datei
bereit.

Die Sammlung von Arbeitsblättern und interaktiven Methoden erscheint als
vierte Folge in der Reihe "Wirtschaft demokratisch gestalten lernen".
Vorausgegangen waren die Themen Kapitalismus, Europa und Handelsverträge.

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle

Post: Münchener Str. 48, 60329 Frankfurt/M

Tel.: 069/900 281-31; Fax: 069/900 281-99

E-Mail: presse@attac.de

Internet: www.attac.de
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APPELL/118: Polizeigesetze - FDP, Grüne und SPD, hört auf eure Bürgerrechtsflügel (Digitalcourage)


digitalcourage e.V. - Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Appell gegen Polizeigesetze und innere Aufrüstung:

FDP, Grüne und SPD, hört auf eure Bürgerrechtsflügel!



Die Datenschutz- und Grundrechteorganisation Digitalcourage appelliert an
grüne, liberale und sozialdemokratische Abgeordnete, auf die Warnungen und
Mahnungen ihrer Bürgerrechtsflügel zu hören.

Unverhältnismäßige innere Aufrüstung

Trotz der niedrigsten Kriminalitätsrate seit 25 Jahren verschärfen fast
alle Bundesländer Polizei- und Geheimdienstgesetze. In Bayern wurde das
schärfste Polizeigesetz seit 1945 bereits verabschiedet, andere Länder
diskutieren ähnliche Gesetze in den Landtagen oder haben Pläne angekündigt.
Aufgerüstet werden sollen die Polizeien unter anderem mit Staatstrojanern,
dem Begriff "drohende Gefahr", Handgranaten und Maschinengewehren.

Warnungen der Bürgerrechtsbewegung und der Bürgerrechtsflügel
In einigen Bundesländern verteidigen grüne, liberale und
sozialdemokratische Politikerinnen und Politiker die Bürgerrechte, während
ihre Parteikolleg.innen in anderen Bundesländern den Aufrüstungs- und
Überwachungskurs mittragen.

"Seit Jahren wird in deutschen Parlamenten lediglich über die Schärfe von
Überwachungsgesetzen diskutiert", sagt Friedemann Ebelt von Digitalcourage.
"Grüne, liberale und sozialdemokratische Politik muss diesen Kurs verlassen
und endlich Freiheitsgesetze auf den Weg bringen!"

"Auf keinen Fall dürfen wir der Erzählung glauben, die Verschärfungen
würden zu mehr Sicherheit führen", warnt Kerstin Demuth von Digitalcourage.
"Im Gegenteil: Durch das Konstrukt der 'drohenden Gefahr' wird die
Unschuldsvermutung quasi abgeschafft und damit der Rechtsstaat bedroht."


Digitalcourage:

Digitalcourage setzt sich seit 1987 für Datenschutz und Bürgerrechte ein
und richtet seit 2000 die jährliche Verleihung der BigBrotherAwards aus.
2008 erhielt Digitalcourage die Theodor-Heuss-Medaille für besonderen
Einsatz für die Bürgerrechte.


Der Appell im Wortlaut:

https://digitalcourage.de/blog/2018/appell-gruen-spd-fdp-hoeren-sie-auf-ihre-buergerrechtsfluegel

Wer das Anliegen teilt, kann den Appell online unterzeichnen:

http://aktion.digitalcourage.de/polizeistaat-verhindern

Weitere Informationen:

- Digitalcourage: Polizeigesetze: Bündnisse unterstützen!

https://digitalcourage.de/blog/2018/uebersicht-polizeigesetze

- Digitalcourage: Verfassungsbeschwerde gegen Staatstrojaner auf
Bundesebene: 

https://aktion.digitalcourage.de/staatstrojaner-stoppen

 * 

Quelle

Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

digitalcourage e.V.

Marktstraße 18, 33602 Bielefeld

Telefon: +49-521-1639-1639, Fax: +49-521-61172

E-Mail: mail@digitalcourage.de

Internet: www.digitalcourage.de
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APPELL/117: Europäische Regierungschefs sollen am Atomabkommen mit dem Iran festhalten (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

IPPNW-Ärzt*innen fordern europäische Regierungschefs auf, am
Atomabkommen mit dem Iran festzuhalten

Brief an Macron, May und Merkel



Berlin, London, Paris - Die französische, deutsche und britische Sektion
der Internationalen Ärzte zur Verhütung des Atomkriegs (IPPNW) rufen ihre
Regierungen auf, an dem Iran-Atomabkommen (JCPOA) festzuhalten. In einem
Brief an den Präsidenten Emmanuel Macron, Premierministerin Theresa May und
Kanzlerin Angela Merkel danken sie ihren Regierungschefs für die
Entscheidung, das Abkommen weiter zu verfolgen. Sie ermutigen sie,
weiterhin eng mit der iranischen Regierung, damit diese ihre
Verpflichtungen weiterhin erfüllen.

Die Internationalen Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges zeigen sich
insbesondere besorgt, dass die US-Sanktionen die Gesundheit im Iran sowie
die medizinische Versorgung beeinträchtigen könnten. Leila Moien, iranische
Ärztin und IPPNW-Mitglied untermauert diese Sorge: "Durch die Sanktionen
und den damit steigenden ökonomischen Druck muss die iranische Bevölkerung,
insbesondere die Familien der Mittelschicht und unteren Mittelschicht, mit
steigenden Kosten und einer schlechteren Verfügbarkeit bestimmter
Medikamente und Behandlungsmöglichkeiten rechnen". Zudem habe das
Misstrauen der iranischen Öffentlichkeit gegenüber der internationalen
Gemeinschaft durch die einseitige Aufkündigung des Abkommens durch
Präsident Trump deutlich zugenommen.

Die Ärzte fordern ihre Regierungen dazu auf, sich auf die entsprechenden
EU-Verordnungen zu berufen, um Unternehmen und Einzelpersonen vor den
Reaktionen der USA rechtlich zu schützen, wenn sie sich nicht an die
Sanktionen halten und Geschäfte mit dem Iran tätigen.

In dem Brief drückt die IPPNW zudem die Sorge aus, dass sich die Gefahr
neuer und verschärfter Konflikte im Nahen und Mittleren Osten erhöht. Der
Rücktritt der USA vom JCPOA könne auch den Iran dazu veranlassen, das
Abkommen aufzukündigen und Aktivitäten aufzunehmen, die es schwieriger
machen würden, sicher zu stellen, dass ihr Atomprogramm nicht auch für
militärische Zwecke genutzt wird.

Unterschrieben wurde der Brief von den Vorständen der französischen,
britischen und deutschen Sektion, den vier Ko-Präsidenten sowie der
europäischen Vizepräsidentin der IPPNW.


Sie finden den Brief unter:

https://www.ippnw.de/commonFiles/pdfs/Frieden/JCPOA_letter_to_European_Leaders_deutsch.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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TREFF/247: Kassel - Ausstellungsführung "Kasseler Persönlichkeiten und ihr Wirken", 24.6.


Führung durch die Sonderausstellung "Hingucker. Kasseler
Persönlichkeiten und ihr Wirken"



"Kassel ganz persönlich" ist der Titel einer Führung am Sonntag, 24.
Juni, ab 14 Uhr in der Sonder- und Dauerausstellung "Hingucker.
Kasseler Persönlichkeiten und ihr Wirken" des Stadtmuseums mit
Museumsführerin Ulrike Städtler.

Zur Geschichte der Stadt Kassel hat jeder Bürger einen ganz eigenen
Bezug. Bei manchen hat der Großvater in einer Fabrik des
Textilfabrikanten Heinrich Salzmann oder dem Stockhersteller Ludwig
Rocholl gearbeitet, andere waren vielleicht mal bei einem Konzert der
Pianistin Lie Kessler-Lindemann.

Begegnen Sie Unternehmern, Künstlern, Schriftstellern und
Oberbürgermeistern, aber auch Stadtgestaltern, Wohltätern und
Bühnenstars. Mit teils sehr persönlichen Dingen wird der
Stadtgeschichte ein Gesicht gegeben: Sowohl die Lebensgeschichte
dieser Menschen als auch ihre Verdienste in und für Kassel werden
vorgestellt.

Dazu gehören, um sich ein Bild zu machen, die Porträts und Kleinodien,
die die Person beschreiben. Die Führung durch Dauerausstellung und
Sonderausstellung "Hingucker" beleuchtet unter diesem Aspekt Bilder
und sonstige Exponate. Der Eintritt ins Museum beträgt vier Euro,
ermäßigt drei Euro. Die Führung ist kostenfrei.

Eine Anmeldung ist notwendig, da die Teilnehmerzahl an der Führung
begrenzt ist. Verbindlich anmelden können sich Interessierte unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-44 05.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 15. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)


Die Ehefrau genügt ihren ehelichen Pflichten nicht schon damit, daß sie
die Beiwohnung teilnahmslos geschehen läßt. Wenn es ihr infolge ihrer
Veranlagung oder aus anderen Gründen, zu denen die Unwissenheit der
Eheleute gehören kann, versagt bleibt, im ehelichen Verkehr
Befriedigung zu finden, so fordert die Ehe von ihr doch eine Gewährung
in ehelicher Zuneigung und Opferbereitschaft und verbietet es,
Gleichgültigkeit oder Widerwillen zur Schau zu tragen.
 
Aus einem Urteil des Bundesgerichtshofes vom 2. November 1966 [1]



Wie wäre die MeToo-Debatte wohl in den 1960er und 1970er-Jahren
verlaufen? Was hätte damals, in einer Zeit ohne Internet und
massenwirksame Hash Tags, dafür aber von weitgehend unhinterfragten
Geschlechterrollen umstellt, einem öffentlichkeitswirksamen Protest
gegen sexuelle Gewalt und sexistische Zumutungen entsprochen? Zum 50.
Jahrestag der 68er-Bewegung ist vor allem zu erfahren, daß die
Emanzipation der Frauen auch in der neuen Linken vor dem Problem
stand, von paternalistischen Genossen nicht ernstgenommen und in der
Öffentlichkeit nicht minder patriarchalisch lächerlich gemacht zu
werden. Feministische Positionen mußten mühsam erkämpft werden,
gerade weil die Aktivistinnen Gefahr liefen, auf einem angeblich
nachrangigen Konfliktfeld tätig zu sein. 

Heute wird leicht vergessen, daß das Gesetz über die
Gleichberechtigung von Mann und Frau erst vor 60 Jahren, am 1. Juli
1958, in Kraft trat. Doch die offizielle Abschaffung des
Letztentscheidungsrechtes des Mannes in allen Eheangelegenheiten
stellte noch lange keine unabhängig von der jeweiligen
Geschlechtszuschreibung herrschende Rechtsgleichheit her. Noch 1966
bestätigte der 4. Zivilsenat am Bundesgerichtshof das Vorrecht des
Mannes, mit "seiner" Ehefrau nicht nur fast nach Belieben verfahren,
sondern von dieser auch affektive Zuwendung verlangen zu können. Was
immer ihm an Demütigungen und Erniedrigungen von anderen Männern
zugefügt wurde, an der Ehefrau konnte und sollte er sich schadlos
halten. Die Kleinfamilie sollte als reproduktive Keimzelle der
patriarchalen Gesellschaft und Schaltstelle herrschaftsförmiger
Konditionierung insbesondere der nachwachsenden Generationen vor den
Ansprüchen von Frauen auf Selbstbestimmung und Autonomie geschützt
werden.

Strafrechtlich können Vergewaltigungen in der Ehe erst seit dem 1. Juli 1997
verfolgt werden, mußte zuvor doch das Kriterium des "außerehelichen Beischlafes"
erfüllt sein, um eine Vergewaltigung zur Anzeige zu bringen. Doch auch die vor
Gericht und meist männlichen Richtern verhandelten Vergewaltigungsfälle gingen
für die Betroffenen häufig schlecht aus, wurde ihnen doch nicht selten
unterstellt, die Vergewaltiger zu ihrer Tat provoziert oder nicht genügend
Beweise vorgelegt zu haben. Im Februar 1977 wurde die 26jährige Susanne
Schmidtke so brutal vergewaltigt, daß sie kurz darauf ihren Verletzungen erlag. 
In den Medien wurde diese Tat, wie damals üblich, als "Sittlichkeitsverbrechen"
bezeichnet. Die Sozialwissenschaftlerin Katharina Karcher schildert anhand der
der daraufhin erfolgenden Proteste und des kurz darauf in München
stattgefundenen Nationalen Frauenkongresses der autonomen Frauenbewegung [2], wie
sich Frauen in der Nacht zum 1. Mai 1977 erstmals zu
Walpurgisnachtdemonstrationen versammelten, mit denen eine neue Qualität
streitbarer feministischer Präsenz erzeugt wurde, für die es Anlässe
in Hülle und Fülle gab.

Auf den Linken Buchtagen in Berlin stellte Karcher mit "Sisters in
Arms - Militanter Feminismus in Westdeutschland seit 1968" das
Ergebnis ihrer langjährigen Forschungsarbeit vor. Bei diesem Thema
geht es nicht zuletzt um die linksradikale Frauengruppe Rote Zora.
Ihren Aktivistinnen wurde bislang nur wenig Aufmerksamkeit geschenkt.
Das könnte bezeichnenderweise daran liegen, daß bei ihren
politisch motivierten Anschlägen niemals Menschen zu Schaden kamen,
könnte aber auch der von ihnen angegriffenen Dominanz patriarchaler
Definitionshohheit geschuldet sein. So zündeten sie bereits wenige
Tage vor dem 1. Mai 1977 eine Bombe in der Geschäftsstelle der
Bundesärztekammer in Köln. Diese Aktion, die sich gegen das Verbot
von Abtreibungen und Gewaltanwendung gegen Frauen durch Medizin und
Wissenschaft richtete, verstanden sie als ihren Beitrag zur
Walpurgisnacht.

Zu Beginn ihrer Buchpräsentation wies Katharina Karcher auf den auch
in der feministischen Bewegung damals kontrovers verhandelten
Charakter des Themas Militanz hin. In der Frauenbewegung habe damals eine
regelrechte Dichotomie zwischen Gewaltfreiheit und Gewaltanwendung
geherrscht, was auch zu einer Verurteilung der Frauen in der RAF
durch viele Feministinnen geführt habe. Tatsächlich verstanden sich
Ulrike Meinhof, Gudrun Ensslin und andere nicht als Teil der
feministischen Bewegung, gehörte doch der Kampf gegen die
Unterdrückung der Frau selbstverständlich zu den Inhalten
antiimperialistischer Politik. Die Charakterisierung der Frauen der
RAF durch die Massenmedien und sogenannte Terrorismusexperten
wiederum war und ist von patriarchalen Zuschreibungen wie etwa der
Behauptung, sie seien Andreas Baader hörig, durchzogen. Die
diffamierende Absicht, mit der der Tübinger Neuropathologe und
Gerichtsmediziner Jürgen Pfeiffer und der Magdeburger Hirnforscher
Bernhard Bogerts das Gehirn Ulrike Meinhofs untersuchten, fiel bei
Bekanntwerden der Ergebnisse 2002 denn auch kaum auf. Nicht
politische Absicht, sondern eine Hirnschädigung sei der ganze Grund
für den Wandel Ulrike Meinhofs von einer Dame der gehobenen Hamburger
Gesellschaft und erfolgreichen Journalistin zur Revolutionärin, die
alle Brücken hinter sich abbrach, gewesen.

Die Trennung von den Revolutionären Zellen, denen die Aktivistinnen der Roten
Zora anfangs angehörten, erfolgte laut damaliger Stellungnahmen auch in Kritik an
ihrer Festlegung auf spezifisch Frauen zugeordneten Kampffeldern. Sie wollten
keinen "Teilbereichskampf" führen, sondern begreiflich machen, "daß die
Befreiung vom Patriarchat grundlegend für jede Befreiung ist". Die "gemeinsame
Organisierung mit Männern bindet nicht nur unsere Energien in der ständigen
Auseinandersetzung um die Behauptung von FrauenLesbenpositionen, sondern sie
bindet uns auch in von Männern gesetzte Diskussionsprozesse ein, bringt uns
immer wieder auf das Gleis der Orientierung an männlichen Normen, die wir selbst
oft tief verinnerlicht haben. Sie blockiert uns damit in unserem Denken und
unserer Entwicklung und steht der Herausbildung einer revolutionär-
feministischen Perspektive ständig im Wege." [3]

Während ihrer aktiven Existenz von 1977 bis 1995 verübte die Rote
Zora mindestens 40 Brand- und Bombenanschläge, die zum Teil
erheblichen materiellen Schaden anrichteten. Dazu gehörten Anschläge
mit spezifisch feministischem Hintergrund wie Attacken auf Pornoläden
oder auf Forschungseinrichtungen humangenetischer und
reproduktionsmedizinischer Art. Ihre Aktivistinnen führten im Rahmen
internationaler Frauensolidarität Mitte der 1980er Jahre eine
Anschlagskampagne gegen die Bekleidungsfirma Adler durch, die unter
massiver Ausbeutung einheimischer Arbeiterinnen in Südkorea fertigen
ließ. Dieser Kampf, den Katharina Karcher auf den Linken
Literaturtagen ausführlicher vorstellte, war von dem Erfolg gekrönt,
daß die Firma einlenkte und die Arbeitsbedingungen in der
südkoreanischen Fabrik deutlich besser wurden. Daß Adler deren
Standort schließlich nach Sri Lanka verlagerte, belegt aber auch, wie
der globalisierte Kapitalismus derartige Angriffe kontert.

Im Selbstverständnis der Roten Zora war die Illegalität ihres Kampfes, der von
den deutschen Sicherheitsbehörden als "terroristisch" eingestuft und mit
dementsprechendem Nachdruck verfolgt wurde, das Ergebnis der Legalität jener
Strukturen, die sie als inakzeptabel ausgemacht hatten. Ein Rechts- respektive
Unrechtsverständnis, das die staatlicherseits in Anspruch genommene Legalität an
ihren konkreten Auswirkungen bemißt und in ihrer exklusiven Gültigkeit
verwirft, ist für weite Teile der Linken heute Geschichte, das gilt auch für die
unter JuristInnen durchaus bekannte Disparität von Recht und Gerechtigkeit.

Auch wäre die heutige Frauenbewegung kaum damit einverstanden, einen frontalen
Kampf gegen humangenetische und reproduktionsmedizinische Einrichtungen zu
führen. Während die Rote Zora in ihren Bekennerschreiben internationalistische
wie behindertenpolitische Motive anführte, wenn sie Anschläge auf
Technologiezentren und Pharmafirmen verübte, denen sie bevölkerungspolitische und
eugenische Zielsetzungen anlastete, werden zumindest einige biomedizinische
Entwicklungen wie die IVF-Fertilisation oder hormonelle Hilfen bei der
Geschlechtsumwandlung auch von Linken gutgeheißen, die damit Probleme ihrer
geschlechtlichen Identität beheben können.

Dabei hatten die Aktivistinnen der Roten Zora insbesondere auf diesem
Kampffeld eine historische Kontinuität sozialeugenischer
Verfügungsgewalt im Blick, die die gesundheitliche und
rassepolitische Aufwertung des "Volkskörpers" nicht mehr mit der
offenen Vernichtung "unwerten" Lebens betreiben mußte, um dennoch die
Menschen auf optimale Ausbeutbarkeit und Verwertbarkeit zuzurichten.
Die in der Linken der 1980er und 1990er Jahre noch weit verbreitete
und theoretisch umfassend fundierte Kritik am biomedizinischen
Zugriff auf den Körper der ArbeiterInnen, der Kontrolle über die
biologische Reproduktion wie der damit vertieften Festlegung der Frau
auf die unbezahlte Alimentierung kapitalistischer Krisenökonomie, des
behindertenfeindlichen Diskurses der humangenetischen Selektion und
des bevölkerungspolitischen Rassismus ethnisch und sozial definierter
Sterilisierungskampagnen haben mitnichten an Bedeutung verloren. Sie
haben allerdings andere, in neoliberal maskierte Surrogate der
Selbstbestimmung etwa durch die Freiheit, den Körper mit
reproduktionsmedizinischen Dienstleistungen, pharmakologischer
Stimulation und cyberprothetischer Aufrüstung transhumanistischer
Effizienzlogik zu unterwerfen, gewandete, in ihrem
sozialrassistischen Charakter daher weniger eindeutig zu
durchschauende Formen angenommen.

Für Katharina Karcher hat die Diskussion um die historische
Aufarbeitung des militanten Feminismus gerade erst begonnen. Bei
ihrem Vortrag auf den Linken Literaturtagen sah sie ebensowenig Anlaß
dazu, diese Art der Militanz rundheraus zu verwerfen als sie pauschal
gutzuheißen. Zumindest gelte es aus der Geschichte zu lernen und zu
sehen, was an damaligen Aktionsformen heute noch Bedeutung haben
könne, meinte die an der Universität Bristol lehrende
Wissenschaftlerin. Im Publikum wurde denn auch bezweifelt, daß ein
solches Forschungsprojekt an einer deutschen Universität unterstützt
werde.

Wenn das an diesem Tag im Kreuzberger Mehringhof gezeigte Interesse
am Thema militanter Feminismus ein Indiz für die weitere Aufarbeitung
dieses heute fast vergessenen Teils radikal linker Geschichte sein
sollte, dann dürfte in Zukunft noch einiges dazu geschrieben und
diskutiert werden. In Anbetracht anwachsender antifeministischer
Aggressionen gäbe es jedenfalls gute Gründe, die wegen ihres
explosiven Potentials massenmedial gut eingehegte MeToo-Kampagne in
aktivistischere Bahnen zu lenken. Gründe dafür, sich nicht nur für
Gender Mainstreaming bei Soldatinnen mit dem Ziel, sie für
Kampfeinsätze in imperialistischen Kriegen zu rekrutieren, starkzumachen, 
gäbe es nach einem halben Jahrhundert Gleichstellungspolitik allemal.


Fußnoten:

[1] https://www.iurado.de/download.php?id=1154&t=1529334792

[2] https://www.akweb.de/ak_s/ak629/06.htm

[3] http://www.freilassung.de/div/texte/rz/milis/femi.htm

"Die Rote Zora" - 28minütiger Film mit Zeitzeuginnen von Oliver Ressler
 
http://www.ressler.at/de/die-rote-zora/
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8312: Und morgen, den 20. Juni 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 20.06.2018 bis zum 21.06.2018 +++






[image: Jean-Luc 8312 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wieder wärmer,

bewegte Luft,

regenärmer,

Jean folgt dem Duft.
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INFOPOOL / EUROPOOL / REDAKTION





PARTEIEN/359: Brexit - zugespitzt im Unentschieden ... (SB)


Brexit - zugespitzt im Unentschieden ...



Für die britische Premierministerin Theresa May wird die Bewältigung
der Brexit-Problematik zusehends schwieriger. Zehn Tage vor dem
nächsten EU-Gipfel am 29. Juni in Brüssel zeichnet sich immer noch
keine Lösung im Dauerstreit um die künftige Handhabung der
inneririscher Grenze ab. Zum gordischen Knoten auf der grünen Insel
sind für May in den letzten Tagen gleich zwei Verfassungskrisen
hinzugekommen: erstens wegen der Forderung des britischen Parlaments
nach dem letzten Wort in Sachen Brexit und deren kategorischer
Ablehnung durch die Regierung und zweitens wegen der Forderung der
Schotten nach der Rückübertragung bisheriger EU-Kompetenzen an die
Regionalregierung in Edinburgh. Auch dieses Ansinnen lehnt die
Zentralregierung in London entschieden ab, weswegen der Fall im Juli
vom Obersten Gerichtshof behandelt werden soll.

Nach neunmonatigen Beratungen im britischen Oberhaus ging Anfang Juni
das EU-Austrittsgesetz mit 15 Zusätzen an das Unterhaus zurück. Bei
den Abstimmungen in der zweiten Juniwoche im House of Commons gelang
es der May-Regierung mit knapper Mehrheit, praktisch alle Zusätze
abzuschwächen oder niederzuschlagen (Im britischen Politiksystem hat
das Unterhaus die letzte Entscheidungsgewalt und das House of Lords
hauptsächlich eine beratende Funktion). Insbesondere zwei Zusätze
sorgten für heftige Kontroversen. Im ersten der beiden sprachen sich
die Lords für den Verbleib des Vereinigten Königreichs in der
Zollunion mit der EU aus, etwa in Form einer Mitgliedschaft der
Europäischen Freihandelsassoziation (EFTA) neben Island,
Liechtenstein, Norwegen und der Schweiz. Doch mit Hilfe von
EU-Skeptikern bei der oppositionellen Labour Party konnte die
May-Regierung diesen Zusatz aus dem Entwurf zum EU Withdrawal Bill
streichen.

Weitaus schwieriger gestaltet sich der Umgang mit dem Zusatz, den Mays
Tory-Kollege, der ehemalige konservative Justizminister Dominic
Grieve, dem Gesetzentwurf angehängt hatte. Demnach sollte das
Endergebnis der laufenden Brexit-Verhandlungen zwischen London und
Brüssel dem Parlament noch vor dem geplanten EU-Austritt am 29. März
2019 zur Abstimmung vorgelegt werden. Mit diesem Passus wollten die
Remainers verhindern, daß die Brexiteers den sogenannten "no deal"
durchsetzen, das heißt, keine Einigung mit Brüssel zu erzielen, um der
EU vollkommen den Rücken zu kehren und die künftigen Beziehungen mit
ihr nach den Regeln der Welthandelsorganisation (WTO) zu gestalten.
Während sämtliche Wirtschaftsvertreter Großbritanniens vor einem
solchen Szenario warnen, pochen die Brexiteers darauf, angeblich um
von Brüssel Zugeständnisse zu erzwingen, schlimmstensfalls die
"Kontrolle" über das eigene Land - allem voran in der
Einwanderungsfrage - zurückzuerlangen.

Als sich am 13. Juni im Unterhaus eine Mehrheit für den Zusatz des
Kronanwalts Grieve abzeichnete, lud May eilends die führenden
Tory-Rebellen nach Number 10 Downing Street zum tête-à-tête ein. Mit
dem Versprechen auf eine ähnliche Formulierung in der endgültigen
Gesetzesversion gelang es ihr, die drohende Niederlage für die
Regierung bei der Abstimmung abzuwenden. Erst nachträglich stellten
die EU-Freunde unter den konservativen Hinterbänklern fest, daß sie
von der eigenen Parteichefin betrogen worden waren. Im Gesetzestext
ist zwar von einer Abstimmung des Parlaments über das Endergebnis der
Brexit-Verhandlungen die Rede, jedoch dürfen es die Parlamentarier
lediglich "zur Kenntnis nehmen", nicht aber ablehnen, wie es beim
Grieve-Amendment möglich gewesen wäre. May verteidigte die
Abschwächung des Passus' mit dem Argument, allein die Regierung und
nicht das Parlament sei für den Abschluß von internationalen Verträgen
zuständig.

Das Hütchenspiel Mays hatte jedoch schwerwiegende Konsequenzen. Im
Oberhaus hängten am 18. Juni die Lords mit einer überwältigenden
Mehrheit von 354 zu 235 Stimmen dem Gesetzesentwurf den Grieve-Zusatz
wieder an. Am 20. Juni soll im Unterhaus erneut über die umstrittene
Passage abgestimmt werden. Die Chancen stehen gut, daß die Regierung
den Zusatz dann nicht verhindern kann und eine Niederlage erleidet. Ob
daraufhin eine Vertrauensabstimmung erfolgt und Neuwahlen anfallen,
ist unklar. Fest steht, daß der Disput zwischen Exekutive und
Legislative um die Kompetenz in der Brexit-Frage eine Heftigkeit
erreicht hat, die man zuletzt bei der Home-Rule-Krise um die
Selbstregierung für Irland vor dem Ersten Weltkrieg erlebt hat.

Ähnlich wie damals sieht sich das Vereinigte Königreich wegen des
Brexit, der vor allem Ausdruck eines neuerwachten englischen
Nationalismus ist, von einer Abspaltung bedroht, nur daß sich diesmal
die Möchtegern-Abtrünnigen in Schottland und nicht in Irland befinden.
Während im bevölkerungsreicheren England 53,4 Prozent der Wähler bei
der Abstimmung im Juni 2016 für den Brexit votierten, stimmten die
Schotten mit 62 Prozent dagegen. Seitdem drängt die Regierung im
Edinburgher Stadtviertel Holyrood um Nicola Sturgeon von der Scottish
National Party (SNP) auf einen "sanften Brexit", das heißt Verbleib
des Vereinigten Königreichs in Binnenmarkt und Zollunion. Die SNP
macht geltend, daß 2014 zahlreiche Schotten allein wegen der Zusage
seitens der Londoner Regierung, nur beim Verbleib im Vereinigten
Königreich sei die EU-Mitgliedschaft ihres Landes gesichert, gegen die
Unabhängigkeit votiert haben.

Die SNP macht Stimmung gegen Englands Brexiteers, die sie bei jeder
sich bietenden Gelegenheit als verantwortungslose Hasardeure
beschimpft. Vor wenigen Wochen hat das Parlament in Edinburgh mit
überwältigender Mehrheit, das heißt mit den Stimmen aller Fraktionen
außer den Konservativen, für eine Rückübertragung der bislang an die
EU ausgelagerten Kompetenzen in den Bereichen Landwirtschaft,
Fischerei et cetera an die schottische Regierung votiert. Mittels
solcher Kompetenzen wollen die Schotten auch nach dem Brexit die
ordnungspolitische Übereinstimmung mit der EU aufrechterhalten. London
will dies aber verhindern, weil eine solche Strategie zu einem
Auseinanderdriften zwischen Schottland und England und letztlich zur
Aufkündigung der Union von 1707 führen müßte. In Edinburgh sieht man
im Beharren Londons auf die eigene Kompetenzhoheit einen krassen
Verstoß gegen die Dezentralisierung von 1999, mit der die Schotten zum
ersten Mal seit fast 300 Jahren eine eigene Regierung und ein eigenes
Parlament erhalten haben.

Aus Protest gegen das selbstherrliche Agieren des Unterhaussprechers
John Bercow sowie der May-Regierung in Sachen Brexit hat am 13. Juni
die SNP-Vertretung das Unterhaus, wo sie nach den Konservativen und
Sozialdemokraten die drittstärkste Fraktion bildet, demonstrativ
verlassen. Zuvor hatte der SNP-Fraktionsvorsitzende Ian Blackford den
britischen Schottland-Minister David Mundell bezichtigt, "das
schottische Volk komplett verraten" zu haben. Blackford kündigte an,
die SNP werde in den kommenden Wochen im Unterhaus alles Erdenkliche
unternehmen, um die Brexit-Beratungen zu verschleppen und zu
sabotieren. Die Nachrichtenbilder, wie die SNP-Vertreter beim
gemeinsamen Verlassen des Sitzungssaals im Unterhaus von den
englischen Tory-Abgeordneten mit Buhrufen und beleidigenden Gesten
verhöhnt wurden, dürften nördlich von Hadrians Mauer lange im
Gedächtnis bleiben und dem Drang Schottlands in Richtung
Unabhängigkeit Auftrieb verleihen. Am 24. Juli soll sich der Oberste
Gerichtshof Großbritanniens erstmals in der Geschichte mit einem
Streit zwischen Westminster und Holyrood befassen. Vom Ausgang des
Kompetenzgerangels hängt die Zukunft des Vereinigten Königreichs als
einheitlicher Staat ab.
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INFOPOOL / EUROPOOL / WISSENSCHAFT





POLITIK/123: 600 Experten für Künstliche Intelligenz unterzeichnen Aufruf für europäische Initiative (idw)


Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI -
18.06.2018

600 Experten für Künstliche Intelligenz unterzeichnen Aufruf für
europäische Initiative



600 führende Experten für Künstliche Intelligenz haben heute ein
Schreiben veröffentlicht, mit dem sie die europäischen und nationalen
Entscheider auffordern, ihre Unterstützung für Forschungsexzellenz und
Innovation in der Künstlichen Intelligenz (KI) drastisch zu erhöhen.
Künstliche Intelligenz wird die Art und Weise, wie wir leben und arbeiten,
grundlegend verändern, so die Argumentation der Forscher. Sie fordern die
Entwicklung von Künstlicher Intelligenz, die die menschliche Intelligenz
ergänzt, anstatt sie zu ersetzen.

Unter den Unterzeichnern sind Spitzenforscher aus 20 europäischen Ländern,
aus allen Bereichen der KI, darunter Vorsitzende nationaler
KI-Gesellschaften, Leiter von Spitzenforschungsinstituten und viele
Herausgeber wissenschaftlicher KI-Zeitschriften. Ab sofort können weitere
Unterstützer den Brief auf claire-ai.org elektronisch unterschreiben.

In ihrer Erklärung argumentieren die Experten, dass die Forschung zur
Künstlichen Intelligenz für die Zukunft Europas von entscheidender
Bedeutung ist. "Wir leben in einer wissensbasierten Welt", sagt Holger
Hoos, Professor für Maschinelles Lernen an der Universität Leiden und
einer der Initiatoren. "Wissen und Intelligenz sind die wertvollsten
Ressourcen in jeder Gesellschaft. Daher sind Investitionen in Forschung
und Bildung klug. Investitionen zur Erforschung und Lehre der Künstlichen
Intelligenz sind doppelt klug: Sie steigern die Intelligenz von Menschen
und Maschinen."

Die USA, China und Kanada investieren kräftig. Im vergangenen Jahr
kündigte die chinesische Regierung ein Programm an, das darauf abzielt,
bis 2030 die Spitzenstellung in allen Bereichen der Künstlichen
Intelligenz zu erlangen. Dazu Morten Irgens, Vizerektor an der
Metropolitan University Oslo: "Wenn es ein anderes Thema gewesen wäre,
hätte ich gesagt: Gut für sie. Wir haben eine Reihe von Bereichen, in
denen wir gut sind. Aber wenn es um den Bau von intelligenten Maschinen
geht, die im Grunde genommen Dominanz in allen erdenklichen Bereichen, von
Konsumgütern bis hin zu Sicherheit, etablieren sollen, dürfen wir unsere
Köpfe nicht in den Sand stecken."

"Künstliche Intelligenz ist ein globaler 'Game Changer'", so Irgens
weiter. "Sie wird unser Leben und unsere Gesellschaften verändern. Man
sagt manchmal, der beste Weg die Zukunft zu meistern, bestehe darin, sie
zu schaffen. Wir werden das nicht anderen überlassen."

Am 10. April 2018 unterzeichneten 25 europäische Länder die Zusage, die
Finanzierung und Koordination der KI-Forschung zu erhöhen, zwei Wochen
später veröffentlichte die Europäische Kommission erste Pläne zur
Finanzierung von KI-Forschung und Innovation mit rund 20 Milliarden Euro.

"Diese Investition ist für Europa enorm wichtig", sagt Prof. Philipp
Slusallek, wissenschaftlicher Direktor am Deutschen Forschungszentrum für
Künstliche Intelligenz (DFKI), dem weltweit größten KI-Forschungszentrum.
"Aber wir sollten sie smart nutzen. Die Unterzeichner dieser Erklärung
halten es für notwendig, in die Forschungsexzellenz in allen Bereichen der
Künstlichen Intelligenz in ganz Europa zu investieren."

Die Initiative fordert die Gründung einer Konföderation der Laboratorien
für Künstliche Intelligenz-Forschung in Europa (CLAIRE). Ein großer
zentraler Knotenpunkt stellt Forschungsinfrastruktur, Daten und
Computing-Ressourcen zur Verfügung, die ansonsten unerreichbar wären, und
macht sie regionalen Exzellenzzentren und allen anderen Partnern zugänglich.

"CERN ist ein hervorragendes Beispiel dafür, was wir mit CLAIRE erreichen
wollen", so Slusallek. "Die Hauptforschung wird von vielen exzellenten
Forschern und Laboren in ganz Europa und der Welt betrieben. Aber durch
die Koordinierung ihrer Forschung erhalten sie in allen Bereichen eine
viel größere Hebelwirkung und deutlich mehr Anerkennung."

"Europa muss nicht nur seine Forschung und Entwicklung im Bereich der
Künstlichen Intelligenz verstärken, sondern auch seine Kräfte bündeln",
fügt Prof. Hoos hinzu. "Europa hat viele exzellente Forscher in der KI und
viele exzellente Forschungsgruppen. Aber es ist es wichtig, dass wir auf
den Stärken Europas aufbauen: Verantwortungsvolle Forschung und
Innovation, bei der der Mensch im Mittelpunkt steht."

"Wir brauchen eine KI, die die menschliche Intelligenz ergänzt und nicht
ersetzt", so Hoos weiter. "KI hilft uns, unsere Grenzen und Vorurteile zu
überwinden. Dies ist ein Schlüsselaspekt des menschzentrierten Ansatzes
von Künstlicher Intelligenz, die von der CLAIRE-Initiative gefordert
wird."

"Die Industrie in vielen europäischen Ländern ist sehr gut positioniert,
um die KI-Technologie einzusetzen", sagt Irgens. "Die Frage ist, ob das
eine anderswo entwickelte Technologie oder eine KI 'Made in Europe' sein
soll, die auf europäischen Werten wie Transparenz, Fairness und
Sozialverträglichkeit basiert."


Über die Initiative:

CLAIRE ist die Abkürzung für "Confederation of Laboratories for Artificial
Intelligence Research in Europa".

Die Initiative wurde von Dr. Holger Hoos, Professor für Maschinelles
Lernen am Institute of Advanced Computer Science (LIACS) an der
Universität Leiden, Niederlande, ins Leben gerufen. Dr. Morten Irgens,
Vizerektor an der Oslo Metropolitan University, Norwegen, und Prof. Dr.
Philipp Slusallek, Wissenschaftlicher Direktor am Deutschen
Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz (DFKI), Deutschland. Das DFKI
ist weltweit eines der größten gemeinnützigen Forschungszentren für
innovative Softwaretechnologien auf der Basis von Methoden der Künstlichen
Intelligenz. Die Oslo Metropolitan University (OsloMet) ist eine der
jüngsten Universitäten Europas mit Fokus auf den technologischen Wandel
der Lebens- und Arbeitswelten. Die Universität Leiden ist die älteste
Universität der Niederlande und gehört zu den 100 forschungsintensivsten
Universitäten weltweit.

Unterstützung durch KI-Spitzenforscher:

Unter den Unterzeichnern sind Vorsitzende nationaler KI-Gesellschaften,
Leiter von KI- Spitzenforschungsinstituten und andere renommierte
Wissenschaftler sowie viele Herausgeber von wissenschaftlichen
KI-Zeitschriften.

• 102 Fellows der European Association for Artificial Intelligence
(EurAI), der wichtigsten europäischen Vereinigung für KI-Forscher

• 20 Fellows der Association for the Advancement of Artificial
Intelligence (AAAI), der wichtigsten internationalen Vereinigung für
KI-Forscherinnen und -Forscher

• 9 Präsidenten (ehemalige und aktuelle) der European Association for
Artificial Intelligence (EurAI)

• 5 ehemalige Präsidenten der IJCAI (International Joint Conferences on
Artificial Intelligence)

• 22 Fellows des Institute of Electrical and Electronics Engineers
(IEEE) und der Association for Computing Machinery (ACM)

• 13 Mitglieder verschiedener Nationaler Akademien der Wissenschaften
(z.B. Royal Society und Leopoldina)

Um die Publikationswirkung einzelner Forscher zu messen, wird der "Google
Scholar h-index" in vielen wissenschaftlichen Disziplinen eingesetzt. In
der Künstlichen Intelligenz gilt ein h-Index von 40 und mehr als
ausgezeichnet. Der durchschnittliche h-Index der ersten 150 Unterstützer
liegt über 45. Von allen KI-Experten, die bis heute unterzeichnet haben,
haben 108 einen h-Index von über 40, 57 einen h-Index von über 50 und 24
einen h-Index von über 60.

Die große Unterstützung der Initiative zeigt sich auch in den Reaktionen
führender Mitglieder der Europäischen KI-Gemeinschaft:

"KI wird einen enormen Einfluss auf unsere Gesellschaft haben und wird
derzeit anderswo entwickelt, angetrieben durch kommerzielle und
militärische Vorhaben. Im Rahmen der CLAIRE-Initiative arbeiten wir an der
Verlagerung der KI-Forschungsagenda zur Betonung unserer europäischen
Werte Fairness, Wahrhaftigkeit und Privatsphäre. Eine solche Technologie
wird uns einen Vorsprung bei neuen Anwendungen in der Medizin, in der
digitalen Verwaltung und Legal Services verschaffen, um nur einige
Beispiele zu nennen."

Prof. Dr. Boi Faltings, AAAI und EurAI Fellow, Eidgenössische Technische
Hochschule, Schweiz

"Wir begrüßen das Entstehen einer vereinten Gemeinschaft europäischer
Forscher unter dem breiten Banner der KI (beginnend mit, aber nicht
beschränkt auf Maschinelles Lernen), die humane Werte in den Vordergrund
stellt, und unterstützen daher die Gründung einer Konföderation der
Laboratorien für Künstliche Intelligenz in Europa (CLAIRE)
nachdrücklich".

Prof. Dr. Michèle Sebag und Prof. Dr. Marc Schoenauer sind Co-Leiter des
INRIA/CNRS/Université Paris-Sud TAU-Teams (TAckling the Underspecified),
das sich dem Maschinellen Lernen widmet. Michèle Sebag ist EurAI Fellow,
Mitglied der Französischen Akademie der Technologien, und ehemalige
Präsidentin der AFIA, der französischen KI-Gesellschaft. Marc Schoenauer
war Mitglied der jüngsten Villani-Mission zur französischen KI-Strategie,
ist Vorsitzender der ACM-SIGEVO und ehemaliger AFIA-Präsident.

"Europa hat immer eine wichtige Rolle in der KI gespielt, aber jetzt
besteht die Gefahr, dass Europa ohne eine entschlossene Reaktion auf allen
Ebenen (Wissenschaft, Regierungen und Privatsektor) hinter China und den
USA zurückbleiben könnte. Daher unterstütze ich nachdrücklich diese
dringend benötigte Initiative zur Förderung der Künstlichen Intelligenz in
Europa durch qualitativ hochwertige, auf den Menschen ausgerichtete
Forschung in allen KI-Bereichen und in ganz Europa."

Prof. Dr. Ramon Lopez de Mantaras, EurAI Fellow, ehemaliger IJCAI
Präsident und Trustee, Direktor Forschungsinstitut für Künstliche
Intelligenz (IIIA-CSIC), Spanien.

"Ziel ist es nicht, die USA und China in Bezug auf eng definierte
Publikationsstatistiken zu schlagen, sondern sicherzustellen, dass wir in
Europa die ersten sind, die Forschungsergebnisse in der KI erfolgreich in
Produkte, Dienstleistungen und soziale Innovationen umsetzen, die den
europäischen Bürgern klare Vorteile bringen und unsere Wirtschaft weiter
stärken."

Prof. Dr. Wolfgang Wahlster, EurAI Fellow, AAAI Fellow und GI Fellow, CEO
des Deutschen Forschungszentrums für Künstliche Intelligenz (DFKI) und
Professor für Informatik an der Universität des Saarlandes, Saarbrücken.

"Das ist eine spannende Initiative. Ich hoffe, dass das Vereinigte
Königreich trotz Brexit dabei eine wichtige Rolle spielen kann. Das
statistische maschinelle Lernen hat einige erstaunliche Fortschritte
gemacht, aber wir beginnen jetzt, seine Grenzen zu erkennen, vor allem in
Bezug auf die Erklärbarkeit, oder besser gesagt, das Fehlen einer solchen.
Die nächste Stufe der KI erfordert eine Kombination von logischen und
statistischen Techniken."

Prof. Dr. Alan Bundy, Eur AI Fellow, AAAI Fellow, ACM Fellow, Royal
Society Fellow, Königliche Akademie of Engineering Fellow, Commander of
the British Empire, Universität Edinburgh, UK.

"Die jüngsten Durchbrüche bei Deep Learning haben die Hoffnung
hervorgerufen, dass Deep Learning alle KI-Probleme lösen wird. Dies ist
eine Illusion, denn wirklich intelligente Maschinen sollten nicht nur
lernen, sondern auch schlussfolgern, wie dies auch Menschen tun.
Selbstfahrende Autos zum Beispiel müssen sich an die Verkehrsregeln halten
und sie nachvollziehen. Das langfristige Versprechen der KI kann nur durch
die Förderung aller KI-Technologien realisiert werden. Ein zu enger Fokus
ist wie die Behauptung, dass die wichtige Erfindung der Gummireifen in der
Automobilindustrie auch zu besseren Motoren geführt hätte."

Prof. Dr. Luc De Raedt, EurAI Fellow und Stipendiat des ERC Advanced
Grant, KU Leuven, Belgien.

"KI-Technologien müssen auf den Menschen ausgerichtet sein, und Europa
kann genau dies in die gegenwärtige KI-Revolution einbringen.
KI-Maschinen, die mit Menschen zusammenarbeiten anstatt sie zu ersetzen, und
KI-Programme, die ihre Schlussfolgerungen erklären können, und wichtige
Werte wie Transparenz und Fairness beachten, sind von entscheidender
Bedeutung für eine zuträgliche Nutzung dieser Technologie für die
Gesellschaft."

Prof. Dr. Frank van Harmelen, Mitglied der Königlich Niederländischen
Akademie der Künste und Wissenschaften, und Mitglied der Academia
Europaea, Vrije Universiteit Amsterdam, Niederlande.

"KI in Europa braucht eine breite Basis. Viele und vielfältige Talente
werden benötigt, um KI-Forschung und Innovation zum Nutzen unseres
Kontinents zu fördern. Jetzt ist es an der Zeit, in Europas weltweit
anerkannte KI-Exzellenz-Zentren zu investieren, um die Entwicklung der KI
mit einem europäischen Esprit anzuführen."

Prof. Dr. Maarten de Rijke, Universität Amsterdam, Direktor
Innovationszentrum für KI, Mitglied der Königlichen Akademie der Künste
und Wissenschaften der Niederlande.


Zusätzliche Informationen und die aktuelle Liste von Unterstützern:

https://claire-ai.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution32

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsches Forschungszentrum für Künstliche Intelligenz GmbH, DFKI, 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MUSEUM/804: Bielefeld - "Vom Faden zum Stoff" am 24. Juni 2018


Stadt Bielefeld

Vom Faden zum Stoff



Bielefeld (bi). Stoffe schützen, wärmen, kleiden und kommen heute oft
aus großen Fabriken. Am Sonntag, 24. Juni, von 13.30 bis 14.30 Uhr
erfahren Kinder von sechs bis acht Jahren im Historischen Museum, wie
früher Stoffe hergestellt wurden. Gemeinsam wird die Technik des
Webens ausprobiert. Die Teilnahme kostet sechs Euro. Anmeldung unter
Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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MUSEUM/803: Bielefeld - Fotostadtrallye für Familien am 23. Juni 2018


Stadt Bielefeld

Fotostadtrallye für Familien



Bielefeld (bi). In einer Veranstaltung des Historischen Museums am
Samstag, 23. Juni, führt eine historische Kriminalgeschichte von 15
bis 17 Uhr auf eine spannende Erkundungstour quer durch die
Bielefelder Altstadt. Dabei verfolgen Kinder die Spur eines
entflohenen Gefangenen, lösen Fotorätsel und beantworten kniffelige
Fragen. Die Veranstaltung richtet sich an Familien mit Kindern ab acht
Jahren und kostet sechs Euro für Kinder und vier Euro für Erwachsene.
Anmeldung unter Telefon (0521) 51 36 35.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





DAS BLÄTTCHEN/1805: Trump, Kim und G7


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 13 | 18. Juni 2018

Trump, Kim und G7

von Erhard Crome



In meinem Buch über Donald Trump, das vor einem Jahr erschien, hatte ich
betont, dass die Koreafrage der Lackmustest dafür ist, ob dieser Präsident
zu einer neuen Außenpolitik bereit ist. Am 12. Juni hat er sich in Singapur
mit dem Staatschef der Demokratischen Volksrepublik Korea, Kim Jong-un,
getroffen. Beide haben eine Gemeinsame Erklärung unterzeichnet, die
einerseits die Verpflichtung Nordkoreas zu einer "vollständigen
Denuklearisierung der koreanischen Halbinsel" enthält, andererseits die
Zusage der USA zum "Aufbau einer dauerhaften und stabilen
Friedensregelung". Damit kann nach dem Waffenstillstand von 1953 endlich
ein Friedensvertrag den letzten verbliebenen offenen Konflikt des Kalten
Krieges beenden. Die USA haben weitgehende Sicherheitsgarantien
versprochen, einschließlich der Einstellung der Militärmanöver in Südkorea.
Damit hat Trump mit der Tradition der US-amerikanischen Außenpolitik
gebrochen, mit Nordkorea nicht direkt zu sprechen und Verhandlungen an sich
gleichsam als Gnade der USA zu betrachten. Die Globalisten zu beiden Seiten
des Atlantiks verschreien das. Trump habe Kim aufgewertet, auf die
internationale Bühne gehoben. Außerdem habe er gegenüber Nordkorea nicht
"die Menschenrechte" eingefordert.

Zunächst sei an das Kleine Einmaleins der Außenpolitik erinnert, Erstens:
Wenn man verhandelt, muss man dem Gegenüber von Gleich zu Gleich begegnen.
Am Verhandlungstisch sind beide Seiten gleichrangig und gleichberechtigt.
Das hatte schon die BRD der sechziger und siebziger Jahre im Verhältnis zur
DDR erkennen müssen, auch wenn sie stets auf Nicht-Völkerrechtlichkeit der
Beziehungen zu bestehen versuchte. Zweitens: Wenn man eine atomare
Abrüstung erreichen will, kann man nicht zugleich die innere Ordnung des
Gegenübers infrage stellen.

Friedliche Koexistenz - und darum geht es im Kern - lässt unterschiedliche
Werteordnungen beiseite und konzentriert sich auf das Wesentliche, den
Frieden. Stalin hat Churchill bei der Bildung der Anti-Hitler-Koalition
auch nicht aufgefordert, die Kolonien freizugeben, bevor er mit
Großbritannien ein Bündnis schließt, und umgekehrt hat Churchill nicht von
Stalin gefordert, sich für die Ermordung des Zaren zu entschuldigen und die
Gulags aufzulösen. In diesem Sinne ist Friedenspolitik gerade nicht
"werteorientiert" im Sinne der Durchsetzung der eigenen
gesellschaftspolitischen "Werte", sondern werteorientiert im Sinne des
höheren Wertes "Weltfrieden".

Im deutschen Medienwesen wurde Trump weiter lauthals beschimpft, weil er
sich überhaupt mit Kim traf - im Sinne von "Mit Diktatoren redet man nicht"
- und weil die Systemfrage in Bezug auf Nordkorea nicht gestellt wurde. So
fragte die Berliner Zeitung suggestiv: "Frieden mit dem Diktator?"
Die Diplomatie habe verloren, weil es nur die Gemeinsame Erklärung als
Absichtserklärung gäbe, die noch nicht substantiiert ist. Als hätten nicht
das ganze Konstrukt der neuen westdeutsch-sowjetischen Beziehungen 1970 und
die vertrauensbildenden Maßnahmen jener Zeit zunächst aus
Absichtserklärungen bestanden, die anschließend untersetzt wurden. Auch die
Zeitung neues deutschland meinte erklären zu müssen, Kim sei "der
Sieger" der Verhandlungen. Weil Korea einem Friedensvertrag näher kommt, um
den Nordkorea seit 1953 kämpft? Und Trump habe "leichtfertig" die
gemeinsamen Militärmanöver mit Südkorea aufgegeben. Ist auch dieses Blatt,
in dem eben diese Manöver einst jahrelang angeprangert wurden, jetzt
Verfechter US-amerikanischer Militärpolitik?

Eigenartigerweise hat die konservative Die Welt mehr Gespür für das
Wesen der Sache. Sie titelte mit "Szenen einer unerhörten Verlobung",
fragte, ob es nicht in der Tat ein "echter Durchbruch" war, und druckte die
Gemeinsame Erklärung im Wortlaut ab.

Die Verstimmung der Regierenden in Deutschland und ihrer Zuträger hängt
auch damit zusammen, dass Trump nach Singapur direkt von dem sogenannten
G7-Gipfel in Kanada geflogen war. Der hatte nichts gebracht, Trump beharrte
weiter auf seinen Zöllen nicht nur gegenüber China, sondern auch für
Importe aus der EU und Kanada. Von unterwegs hatte er die Zustimmung der
USA zur Abschlusserklärung des Gipfels per Tweet zurückgezogen. Die
Süddeutsche Zeitung meinte: "Trump zerstört die G7". Als sei deren
Relevanz nicht bereits durch die Verschiebung der weltwirtschaftlichen
Gewichte nach Asien geschrumpft. Praktisch zeitgleich tagte in Qingdao
(China) der Gipfel der Schanghai-Organisation, zu der neben China und
Russland auch Indien, Pakistan, Kasachstan und weitere Staaten
Zentralasiens gehören und in der Iran Beobachterstatus hat. Sie verkörpert
40 Prozent der Weltbevölkerung. Trump hatte auf dem G7-Gipfel gemeint, 25
Prozent der Debatten dort seien um Russland gegangen, dann solle man doch
Russland einfach wieder mit einbeziehen. Das wiederum lehnte die deutsche
Bundeskanzlerin vehement ab. Erst müsse Russland in der Ukraine-Frage klein
beigegeben haben.

Die Süddeutsche fragte noch suggestiv, ob Merkel jetzt
"Unfreiwillige Anführerin des Westens" sei. Unfreiwillig? Der Außenminister
echote, "die Europa-Fahne" müsse jetzt "das neue Banner der freien Welt"
werden. "Die Antwort darauf muss auch aus Deutschland kommen." Am deutschen
Wesen soll wieder die Welt genesen. So viel Selbstüberhebung war lange
nicht. Es erinnert an 1914.

 * 

Quelle:

Das Blättchen Nr. 13/2018 vom 18. Juni 2018, Online-Ausgabe

E-Mail: redaktion@das-blaettchen.de

Internet: https://das-blaettchen.de
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GEGENWIND/761: 14 Tage Haft für einen Tortenwurf


Gegenwind Nr. 357, Juni 2018


Politik und Kultur in Schleswig-Holstein & Hamburg

ANTIFA

14 Tage Haft für einen Tortenwurf

Erlebnisbericht und Knastkritik

von Julia Pie



Anfang Februar saß ich zwei Wochen lang im Lübecker Knast. Ich war
für den einen Tortenwurf auf Beatrix von Storch verurteilt worden und
hatte mich dafür entschieden, die Geldstrafe abzusitzen. Ich bereue
diese Entscheidungen nicht. Im Gegenteil: Ich würde es wieder tun. Es
war spannend, einen Einblick in den Knast zu bekommen. Auch deswegen,
weil die Zahl links-politischer Gefangener so hoch ist, wie seit
Jahren nicht mehr. Daher möchte ich in diesem Artikel nicht nur über
meine Erlebnisse berichten, sondern ausgehend von diesen eine
allgemeinere Kritik an Knästen formulieren.


Zum rechtlichen Hintergrund

Die Staatsanwaltschaft hatte es zuerst mit einem Strafbefehl über 800
Euro (20 Tagessätze à 40 Euro) versucht. Gegen diesen hatte ich
Einspruch eingelegt - auch um den darauf folgenden Prozess als
politische Bühne für AfD-Kritik nutzen zu können. Beim Prozess konnte
ich - mit Hilfe von Laienverteidigung - erwirken, dass meine Strafe
auf 150 Euro (15 Tagessätze à 10 Euro) gesenkt wurde. Verurteilt wurde
ich, weil der Tortenwurf laut Gericht eine "symbolische Missachtung
von Frau von Storch" war und daher eine Beleidigung darstellte.

Bei Tagessätzen gibt es mehrere Möglichkeiten zu reagieren: Bezahlen,
in Sozialstunden umwandeln lassen oder - wie ich - so lange nicht
bezahlen, bis man eine Ersatzfreiheitsstrafe bekommt. Jeder Tagessatz
ist ein Tag Knast. Auch Mischformen sind möglich: Also ein paar Tage
absitzen und den Rest der Strafe zahlen, selbst wenn die Haft schon
begonnen hat. Als kleiner Tipp: Angezahlte Tage dürfen nicht mehr
vollstreckt werden, 1 Cent genügt dafür.


Wie ich dazu kam die Haftstrafe abzusitzen

In meinem Umfeld landen immer mal wieder Menschen aus politischen
Gründen in Haft. Dadurch war das Thema Knast präsent in meinem Leben
und ich hatte schon theoretische Texte dazu gelesen. Solche Analysen
sind wertvoll, aber ich wollte meine Kritik mit praktischer Erfahrung
abgleichen. Daher hatte ich schon länger mit dem Gedanken gespielt bei
einem Tagessatz-Urteil in den Knast zu gehen. Beim Tortenwurf-Prozess
waren die Umstände günstig.

Die symbolische Bedeutung passte: Es ging darum zu zeigen, dass der
Staat soweit geht, Menschen für kreative Proteste gegen die AfD und
deren rassistische, sexistische und homophobe Politik einzusperren.
Jetzt könnte man entgegnen, dass ich selbst mich durch meine
Entscheidung in den Knast gebracht habe. Damit leugnet man, dass Knast
nur dadurch funktionieren kann, dass es Menschen gibt, die aus
"Erfüllung ihrer beruflichen Pflicht" heraus Strafen vollstrecken und
die Türen der Gefängnisse geschlossen halten.

Es war eine gute Gelegenheit auf die Absurdität von Knästen hin zu
weisen. Wenn man für so etwas absurdes wie einen Tortenwurf in den
Knast kommt, dann fällt vielleicht auf, dass andere Haftgründe nicht
weniger absurd sind. Da wären zum Beispiel Menschen, die nur ihr
Bedürfnis nach Bewegungsfreiheit ausleben und dafür eingesperrt
werden, dass sie gegen die Residenzpflicht verstoßen, "illegal"
Grenzen überquerten oder aber einfach nur ohne Fahrkarte Zug gefahren
sind.

Strafe und Knäste sind nicht dazu geeignet gesellschaftliche Konflikte
zu lösen. Denn die Ursachen für "Kriminalität" werden nicht
angegangen. Um beim Beispiel des Fahrens ohne Ticket zu bleiben: Wer
vorher das Geld für ein Zugticket nicht hatte, wird es auch danach
nicht haben. Stattdessen droht die Gefahr, dass Menschen bei einem
längeren Knastaufenthalt ihren Job oder ihre Wohnung verlieren und
sich danach in einer noch präkereren Situation als vorher befinden.


Meine Haft

Ich bin aus einer unglaublich privilegierten Situation heraus in den
Knast gegangen. Im Gegensatz zu den meisten Häftlingen hätte ich im
Notfall jeder Zeit das Geld zahlen können und hatte solidarische
Menschen im Rücken. Die meisten Gefangenen hingegen befinden sich
schon vor ihrem Haftaufenthalt am Rande der Gesellschaft. Menschen mit
Geld und gesellschaftlicher Macht landen deutlich seltener im Knast,
weil sie gute Anwält*innen bezahlen können, der Anreiz für bestimmte
Straftaten wie Diebstahl oder Schwarzfahren meist komplett fehlt und
höhere Tagessätze problemlos bezahlt werden können. Dadurch hilft
Knast dabei die bestehende Gesellschaftsordnung inklusive ihrer
hierarchischen Struktur aufrecht zu erhalten.

Trotz meiner Privilegien war ich durch den drohenden Knast-Aufenthalt
ziemlich angespannt. Knast beginnt nicht erst in dem Moment, in dem
die Zellentür hinter einem zuschlägt. Seitdem der Gerichtsprozess
vorbei war, wartete ich darauf, den Brief mit dem Haftantrittstermin
zu bekommen. Klar, ein grober Zeitraum war absehbar, aber letztendlich
war es Zufall, dass der Knast-Aufenthalt sich genau zwischen
Vorlesungsende und den Beginn der Prüfungen quetschen ließ.

Als dann im Januar der Termin feststand, war ich froh, dass ich von
Knast-erfahrenen Freund*innen unterstützt wurde, die mir meine Fragen
beantworten konnten. Solltet ihr jemals über einen Haftaufenthalt
nachdenken, dann sucht euch Unterstützung. Es fallen immer
organisatorische Aufgaben an, die ihr aus dem Knast heraus nicht
selbst erledigen könnt. Beim Haftantritt selbst war es unglaublich
bestärkend von den Rufen solidarischer Genoss*innen begleitet zu
werden: "Wir sind nicht alle, es fehlen die Gefangenen!"

Meine Haft an sich war wenig spektakulär. Die ersten Tage gingen
schnell rum, weil sie mit allem möglichen Aufnahme-Prozeduren gefüllt
waren. Natürlich hatte ich versucht alle möglichen Gegenstände mit
rein zu nehmen - die meisten wurden mir aus fadenscheinigen Gründen
(Drogenschmuggel und Verletzungsgefahr) abgenommen. Danach wurde es
monotoner. Beim Blick aus dem Fenster sah ich nichts als Stacheldraht,
Überwachungskameras und hohe Mauern. Mein Tag war strikt
durchstrukturiert. Es gab feste Essenszeiten, täglich eine Stunde
Hofgang und eine Stunde Sport. Kritisches Hinterfragen wurde einem
gezielt abtrainiert. Fragte ich bei Maßnahmen nach einer Begründung
wurde wahlweise mit Strafen gedroht oder es hieß von der Wärterin:
"Weil ich das sage."

Nach einer Woche wurde ich vom geschlossenen in den offenen Vollzug
verlegt. Dort waren Macht und Kontrolle subtiler. In der JVA Lübeck
ist man in einem hübschen Reihenhaus mit Ententeich und Grill im
Garten untergebracht. Die Zellentüren sind immer offen und mit den
Wärter*innen hat man kaum Kontakt. Der Zaun vorm Fenster ist
unglaublich niedrig. Das war für mich aus psychischer Sicht deutlich
anstrengender, da ich mich nun selbst zwingen musste nicht über den
Zaun zu klettern. So wurde die Kontrolle von außen in meinen Kopf
verlagert.

Rückblickend hat meine Haft für mich nicht viel verändert. Ich finde
Knäste nach wie vor scheiße und denke, dass niemand im Knast landen
sollte.


Nazis und Mörder*innen frei lassen

Innerhalb der linken Szene ist man sich schnell einig, dass
links-politische Gefangene nicht in den Knast gehören. Auch bei
Kleinstdelikten wie Schwarzfahren und Diebstahl findet man schnell
Zustimmung, wenn man deren Freilassung fordert. Aber spätestens bei
Nazis und Mörder*innen hört diese Zustimmung auf. Dabei wäre es gerade
an dieser Stelle besonders wichtig, den emanzipatorischen Ansatz
konsequent beizubehalten. Schaut man sich nämlich
Kriminalitäts-Studien an, sieht man, dass höhere Strafen in der
Tendenz dazu führen, dass Menschen die gleiche Straftat nochmal
begehen. Wenn das Ziel also wirklich - wie bei Gefängnisstrafen so oft
behauptet wird - die Reduzierung von Gewalt ist, dann kann einsperren
keine Lösung sein, erreicht Einsperren sein Ziel nicht.

Gerade Mord entsteht oft aus einer konkreten Situation heraus. Die
Wiederholungswahrscheinlichkeit geht gegen null. Vor 20 Jahren war der
klassische Mordfall im Frauenknast bspw. die Ehefrau, die jahrelang
von ihrem Mann misshandelt wurde und keinen anderen Weg mehr sah aus
dieser Situation zu entkommen.

Bei Nazis wäre es fatal, wenn man diese zusammen mit anderen Nazis
isoliert. Genau das machen die sie ja selbst schon in Provinz-Dörfern
und Internetforen - werden Nazis nicht mehr damit konfrontiert, wie
menschenverachtend ihre Meinungen sind, steigern sie sich immer mehr
in ihre Ideologien rein. Im Knast sieht man sich ja täglich.

Ich behaupte nicht, dass es keine Gewalt mehr gibt, wenn man alle
Häftlinge frei lässt. Aber auch eine Reduktion der bestehenden Gewalt
wäre schon ein Fortschritt, und dies ließe sich durch die Abschaffung
sämtlicher Knäste erreichen. Doch bis dahin:


Mehr Aktivist*innen in den Knast!

Klar, am liebsten wäre es mir, wenn alle Gefangenen einfach frei
gelassen werden. Aber so lange es Knäste gibt sollten politische
Aktivist*innen sich öfter dafür entscheiden Tagessätze abzusitzen.
Alleine finanziell lohnt sich das: Bei einem Gefängnis-Aufenthalt
zahlt der Staat ordentlich drauf, anstatt sich von unseren
Soli-Geldern mästen zu lassen. Für mich musste der Staat knapp 2.000
Euro bezahlen, und das bei 150 Euro Strafe.

Bei Tagessätzen hat man immer eine Notfall-Reißleine - denn es ist
jeder Zeit möglich den Rest der Strafe zu zahlen oder sogar von
vornherein zu planen, dass man nur wenige Tage reingeht. Ein
Knast-Aufenthalt hilft dabei auszutarieren, welche Repressions-Risiken
man bei politischen Aktionen eingehen will.

Aktivist*innen haben zudem oft mehr öffentliche Aufmerksamkeit als die
üblichen Häftlinge. Diese kann man gezielt nutzen, um auf Missstände
aufmerksam zu machen. Im Knast selbst kann man Widerständigkeit
stärken und z.B. Flyer von der Gefangenen-Gewerkschaft verteilen.

Die Kämpfe im Knast benötigen Unterstützung von außen. Ich selbst
möchte meine Knast-Erfahrungen nutzen, um diesen Sommer
Anti-Knast-Vorträge zu halten. Lasst uns darüber reden, wie wir
gemeinsam mit Inhaftierten kämpfen können und wie eine Welt ohne
Knäste aussehen kann! Schreibt mir gerne, wenn ihr mich für einen
Vortrag einladen möchtet: julia-pie[ at ]riseup dot net

Auf meinem Blog habe ich darüber geschrieben, was ich im Knast erlebt
habe: 

http://subtilus.blogsport.de/anarchist-black-cross/tortenwerferin-im-knast!

 * 
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für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Die Auferstehung des Osmanischen Reiches?

Ein Besuch in der Türkei in Zeiten der Unterdrückung und des Krieges

von Rudi Friedrich



Auf den ersten Blick merkte man im März 2018 in Istanbul nicht viel
davon, dass sich die Türkei im Krieg befand. An der Passkontrolle
wartete eine lange Touristenschlange. Alles lief normal.
Einkaufsstraßen wie Istiklal waren überfüllt. Als wir jedoch die Metro
nahmen, mussten wir in der Station Yenikapi umsteigen. Hier
präsentierte sich uns eine kriegs- und militärverherrlichende
Ausstellung.


Die Ausstellung trägt den Titel "Çanakkale hat eine Nachricht
für Afrin". Es werden Anschauungsobjekte des Krieges in Gallipoli, dem
türkischen Çanakkale, dargeboten, wo vor mehr als 100 Jahren das
Osmanische Reich eine Schlacht gegen die britische und französische
Marine gewann. Der aktuelle Krieg in Afrin wird als Fortsetzung dieses
Krieges dargestellt. Das Osmanische Reich sei auf dem Weg zur
Wiederauferstehung.

Als Arbeitsgruppe des internationalen, antimilitaristischen
gewaltfreien Netzwerkes War Resisters' International (WRI) waren wir
vom 19. bis 25. März 2018 in Istanbul (vgl. GWR 428). Die
Arbeitsgruppe Türkei der WRI setzt sich aus Mitgliedern von Connection
e.V., Bund für Soziale Verteidigung (BSV), Internationaler
Versöhnungsbund - österreichischer Zweig, La Transicionera (Spanien)
und Aktivist*innen aus der Türkei zusammen. Sie wurde während der
gewalttätigen Auseinandersetzungen in der Südosttürkei 2015/16
gegründet und rief damals öffentlich dazu auf, den Kreislauf der
Gewalt in der Türkei zu stoppen. Bei unserem Besuch in Istanbul trafen
wir Friedens- und Menschenrechtsaktivist*innen aus der Türkei, um uns
über ihre aktuelle Situation und ihre Pläne und Aktivitäten im
Hinblick auf den Krieg in Afrin und die angespannte Menschenrechtslage
in der Türkei zu informieren.

Nach unserer Woche in Istanbul mussten wir feststellen, dass die
anhaltende Verschlechterung der Menschenrechtslage erschreckend ist.
Seit die türkischen Militäroperationen im Norden Syriens begannen,
wurde es für Aktivist*innen in der Türkei sehr schwierig, das Wort
"Frieden" auch nur auszusprechen, den Krieg in Afrin zu kritisieren
oder die Rückkehr zu einem Friedensprozess mit der kurdischen
Bevölkerung zu fordern. Nachdem die Ärztekammer ein Communiqué über
den Krieg veröffentlichte, wurden mehrere Vorstandsmitglieder
verhaftet, woraufhin etliche Organisationen beschlossen, keine
Stellungnahmen mehr zu veröffentlichen. Seitdem türkische Behörden
damit begannen, Untersuchungen aufgrund von Kommentaren in sozialen
Medien einzuleiten, nehmen Aktivist*innen auch von Stellungnahmen auf
ihren Accounts Abstand.(1)

Was also noch veröffentlicht wird, sind Sichtweisen vor allem
regierungskonformer Medien, welche in ihren Publikationen eine breite
Unterstützung des Erdogan-Regimes und des Krieges suggerieren. Die
Opposition gegen den Krieg war und ist kaum sichtbar.


Kriegspolitik der Türkei

Der Krieg in Afrin, im Norden Syriens, ist inzwischen aus unseren
Medien verschwunden. Nach der Besetzung der Stadt und Region Afrin
hatte der türkische Präsident Erdogan erklärt, auch das angrenzende
Tell Rifat besetzen zu wollen.

Tausende sind aus Afrin geflüchtet. Für viele kurdische Menschen
bedeutete dies aber nicht nur Vertreibung aus einem in den letzten
Jahren von Kämpfen weitgehend verschonten Gebiet Syriens, sondern auch
das Ende der Hoffnung auf eine kurdische Selbstverwaltung in der
Region. Die strategischen Überlegungen kurdischer Kämpfer*innen, als
Alliierte westlicher Regierungen auch einen militärischen Schutz für
eine Eigenständigkeit zu erhalten, haben sich angesichts ständig
wechselnder Allianzen im Krieg in Syrien zerschlagen. Die militärische
Auseinandersetzung gegen die Übermacht des türkischen Militärs war
letztlich aussichtslos. Es war auch diesmal ein asymmetrischer Krieg,
unter dem vor allem die kurdische Bevölkerung zu leiden hat.

Seit der Aufkündigung eines Friedensprozesses mit der PKK durch
Präsident Erdogan 2015 war klar, dass er keinerlei Absicht hegt,
autonome Strukturen kurdischer Organisationen zu dulden. Die
türkischen Sicherheitskräfte führten vor allem 2015 und 2016 einen
Krieg in kurdischen Städten.(2) Immer wieder waren Stellungen
kurdischer Einheiten in der Nähe der Grenze bombardiert worden. Als
sich für Erdogan abzeichnete, dass ganze Gebiete im Norden Syriens
unter kurdischer Verwaltung stehen könnten, schritt er ein und ließ
das Militär völkerrechtswidrig einmarschieren. In den Medien wurde
dies als Auferstehung der türkischen Stärke gefeiert. Jüngst kündigte
er für den (praktisch sicheren) Fall seines Wahlsiegs im Juni neue
Militäroperationen in den kurdischen Gebieten Syriens und Iraks an,
"bis kein einziger Terrorist mehr übrig ist".(3)


Widerstand gegen den Krieg trotz Repressionen

Nichtsdestotrotz zieht die WRI-Arbeitsgruppe den Schluss, dass die
breite Unterstützung des Krieges in Afrin, die türkische Medien
zeichneten, gar nicht so breit war und ist. Eine unabhängige Umfrage
sprach davon, dass 30% der Bevölkerung diesen Krieg nicht
unterstützen.

Menschenrechtsorganisationen wie auch der Verein für
Kriegsdienstverweigerung berichteten über tägliche Anfragen von
Männern, die sich der Einberufung und der Ableistung des
Militärdienstes entziehen wollen. Sie befürchten, im Krieg eingesetzt
zu werden. Es ist eine Abstimmung mit den Füßen, die gleichwohl kaum
öffentlich wird.

Über einen einzigen Fall wurde in der kurdischen Nachrichtenagentur
ANF News berichtet. Mitte Februar 2018 habe Ahmet Alcan seine Einheit
verlassen: "Ahmet Alcan aus Semsûr (Adiyaman) hatte seinen
Zwangsdienst in der Region Sirnex (Sirnak) in Silopiya (Silopi) im
Dolan-Stützpunkt verrichtet und desertierte, um nicht am Angriff gegen
Afrin teilzunehmen. Die Kommandanten hatten am 18. Februar einigen
Soldaten im Stützpunkt den Befehl erteilt, zur Unterstützung der
Operation nach Syrien auszurücken. Deswegen, erklärt Alcan, sei er
drei Tage vor seinem Transporttermin geflohen. Die Afrin-Operation sei
nicht richtig und er könne nicht an der Operation teilnehmen, da er
gegen das Töten von Menschen sei."(4)

Einige Kriegsdienstverweigerer aus der Türkei, die bereits im Exil in
Europa leben, veröffentlichten im März 2018 einen Aufruf zur
Kriegsdienstverweigerung. Darin rufen sie "alle Wehrpflichtigen (der
Türkei) dazu auf, die Teilnahme am Krieg zu verweigern. Wir rufen alle
Soldaten dazu auf, die Waffen niederzulegen. Wir rufen auch alle
Kriegsdienstverweigerer und Antimilitarist*innen auf, aktiv Position
gegen die Kriegspolitik und die Waffenexporte ihrer Länder zu
beziehen."(5)

Trotz der Angst vor dem scharfen Vorgehen der Polizei in der Türkei
gab es weiter Protestaktionen gegen den Krieg. Während unseres Besuchs
in Istanbul wagten zum Beispiel Student*innen der Universität
Istanbul, ein Banner zu zeigen, das sich gegen den Krieg wendete:
"Grund für die Festnahmen", so die Deutsche Welle in einem Bericht,
"waren offenbar Auseinandersetzungen auf dem Uni-Campus am 19. März
- einen Tag, nach der Einnahme der nordsyrischen Stadt Afrin durch die
türkische Armee und verbündete FSA-Milizen. Eine Gruppe von
Student*innen hatte an einem Stand Süßigkeiten verteilt, die sie zum
Gedenken an die gefallenen türkischen Soldaten 'Afrin delight' genannt
hatten. Eine andere Gruppe vor allem linker Student*innen
konfrontierte sie mit Anti-Kriegsbannern. 'Nichts Süßes für Besatzung
und Massaker', stand darauf." Die Student*innen wurden sofort vom
türkischen Präsidenten als Verräter*innen und Terrorist*innen
bezeichnet und verhaftet. (6)


Unterstützung der Türkei durch die Europäische Union

Die Europäische Union unterstützt die Türkei weiter tatkräftig. Es
gibt dafür unterschiedliche Gründe. Die Türkei ist Mitglied der NATO
und nach wie vor einer der Bündnisstaaten mit erheblichem Einfluss in
der Region um Syrien und Irak. Auch wenn der Einmarsch und der Krieg
in Afrin von verschiedenen Regierungen der Europäischen Union
kritisiert wurde, so war diese Kritik doch nur halbherzig und hat
keine Konsequenzen für die praktische Politik.

Ein wesentlicher Grund dafür ist die Stellung der Türkei im
sogenannten Flüchtlingsdeal. Die Türkei nimmt einen Großteil der
syrischen Flüchtlinge auf. Es lebten Ende 2016 mehr als 2,8 Millionen
im Land.(7) Die Türkei war bis zum Abschluss des Flüchtlingsdeals am
18. März 2016 eine der wichtigsten Transitrouten für Flüchtlinge aus
Syrien, Irak und Afghanistan in die Europäische Union. Von den mehr
als eine Million Flüchtlingen, die 2015 in die Europäische Union
kamen, reisten über 80% über die Türkei nach Griechenland. (8) Mit dem
Flüchtlingsabkommen erhielt die Türkei von der Europäischen Union drei
Milliarden Euro und die Zusage für eine Wiederaufnahme der
Beitrittsverhandlungen zur EU. Im Gegenzug versprach die Türkei, die
Grenzen zur EU zu schließen und die Flüchtlinge im Land zu
behalten.(9)

Zudem beinhaltet die Vereinbarung, dass Flüchtlinge, deren Asylanträge
in den Mitgliedsländern der EU nicht erfolgreich waren, von der Türkei
zurückgenommen werden. Weitere drei Milliarden Euro sollen in naher
Zukunft durch die Europäische Union ausgezahlt werden. Hier, so
berichtete der österreichische Standard, gab es jedoch Proteste
anderer EU-Mitgliedsstaaten, bezeichnenderweise nicht gegen die
Zahlung an sich, sondern nur gegen die Mithaftung für einen Deal, den
vor allem die deutsche Bundeskanzlerin Angela Merkel zu verantworten
habe.(10)

Auch die USA brauchen weiter die Zusammenarbeit mit der Türkei, auch
wenn US-Militärberater im Norden Syriens aktiv sind und die kurdischen
Volksverteidigungseinheiten (YPG) mit Waffen für den Kampf gegen den
IS unterstützen. So ist die türkische Regierung in einer starken
Position, um Stillschweigen darüber einzufordern, was sie in den
kurdischen Gebieten und im Norden Syriens tut. Substanzielle Kritik
von Seiten der EU oder der USA an den Maßnahmen der türkischen
Regierung ist daher unwahrscheinlich.

Aber nicht nur das: Faktisch wird die Türkei seit Jahren aufgerüstet,
von den USA, aber auch von Deutschland, Südkorea, den Niederlanden,
Spanien und Italien. Das internationale Friedensforschungsinstitut
SIPRI kam z.B. für 2017 auf Lieferungen in Höhe von insgesamt 410
Millionen US-Dollar aus diesen Ländern. Deutschland stand dabei an
5. Stelle der Exporteure mit 30 Mio. US-Dollar.(11) Dass dies sehr
wohl im Zusammenhang steht, macht eine Meldung vom März 2018 deutlich:
"Die EU hilft der Türkei, ihre Grenzen gegen Flüchtlinge abzuschotten.
Deutschland und die anderen EU-Staaten haben der Regierung in Ankara
für den Schutz ihrer Grenzen Sicherheits- und Überwachungstechnologie
im Wert von insgesamt mehr als 80 Millionen Euro geliefert. So hat
Brüssel im Zuge des Regionalentwicklungsprogramms IPA der türkischen
Firma Otokar 35,6 Millionen Euro für die Fertigung gepanzerter
Militärfahrzeugen überwiesen, sogenannter Cobra II, die nun auch an
der Grenze zu Syrien zum Einsatz kommen."(12)

Und der Waffenhandel geht noch immer weiter. Deutschland alleine hatte
während der Offensive in Afrin Munition und andere Militärgüter im
Wert von 4,4 Millionen Euro in die Türkei exportiert.(13)

Es scheint, dass die Freilassung des Journalisten Deniz Yücel - trotz
aller Dementis - von den Deutschen mit 31 Exportgenehmigungen zwischen

Dezember 2017 und Januar 2018, wahrscheinlich unter anderem für
Panzer, erkauft wurde.

Im Mai 2018 wurde gemeldet, dass die Bundesregierung keine Einwände
gegen die Lieferung von sechs U-Booten durch Thyssen-Krupp hat, die
zusammen mit einem türkischen Unternehmen gebaut werden.

Die Modernisierung von Panzern wurde hingegen wegen Afrin
ausgesetzt.(14)


Politikwechsel nötig

Friedens- und Menschenrechtsaktivist*innen aus der Türkei haben klare
Vorstellungen davon, was im Ausland getan werden soll: Jeglicher
Waffenhandel mit der Türkei soll sofort gestoppt werden: "Der Krieg in
Afrin und die Unterdrückung in der Türkei, insbesondere in den
kurdischen Regionen, sind überwiegend aufgrund der Waffen, die vor
allem aus Deutschland, Spanien, Italien und Russland kommen, möglich.
Solange es Länder gibt, die Waffen verkaufen, werden diese zur
Unterdrückung und Verletzungen der Menschenrechte verwendet werden.

Ein wichtiger Schritt, um dies zu unterbinden, wäre ein sofortiger
Waffenhandelsstopp!" So erklärten es die Aktivist*innen gegenüber der
Arbeitsgruppe der WRI.

An dieser Einschätzung hat sich auch nach der Ausrufung der Neuwahlen
durch den Präsidenten Recep Tayyip Erdogan nichts geändert.

Schon vor zwei Jahren, angesichts eines Krieges im Südosten der
Türkei, war unsere Einschätzung, dass Erdogan für den Machterhalt und
die Erweiterung seiner Befugnisse auf Konfrontation setzt. Damals war
es der Krieg in den kurdischen Regionen der Türkei und die
Unterdrückung jedweder oppositioneller Stimmen in der Türkei, wie die
Repressionen gegen die mehr als 1.000 Akademiker*innen, die eine
Erklärung gegen das Vorgehen in den kurdischen Regionen der Türkei
unterzeichnet hatten.

Heute ist es der Einmarsch in den Norden Syriens, die
Außerkraftsetzung des Parlaments, durch den alle drei Monate
verlängerten Ausnahmezustand und durch die mit weitreichenden
Befugnissen für den Präsidenten geänderte Verfassung, eine
Repressionswelle gegen die Opposition und vieles mehr. Das ist in
höchstem Maße gefährlich.

Die anhaltende Unterstützung der türkischen Regierung mit Geld und
Waffen muss als Legitimierung ihrer Politik der Unterdrückung, der
Menschenrechtsverletzungen und des Krieges angesehen werden. Das muss
unverzüglich aufhören.


Rudi Friedrich ist Mitarbeiter von Connection e.V., einem
Verein, der Kriegsdienstverweigerer und Deserteure aus
Kriegsgebieten unterstützt. Friedrich arbeitet seit mehr als
20 Jahren zur Türkei.


ANMERKUNGEN

(1) Siehe auch BBC: Turkey arrests hundreds for criticising Afrin
offensive. 29. Januar 2018.

(2) Siehe Andreas Speck und Hülya Üçpinar: Erneuter Krieg in den
kurdischen Regionen der Türkei. März 2016.

https://de.connection-ev.org/article-2294

(3) Tagesschau.de, 6.5.18

(4) ANF News: Mutiger Soldat desertiert, statt nach Efrîn in den Krieg
zu ziehen. 1. März 2018.

(5) Non à la guerre! 7. März 2018.

www.kedistan.net/2018/03/07/appel-non-guerre-objection-conscience/

(6) Deutsche Welle: Festnahmen an Istanbuler Uni. 27.3.2018.

(7) UNHCR: Global Trends 2016, Seite 14

(8) UNHCR: A million refugees and migrants flee to Europe in 2015,
Press release, 22. Dezember 2015,

www.unhcr.org/567918556.html

(9) Siehe: Migrant crisis: Turkey and EU strike deal to limit refugee
flow, BBC News, 29. November 2015,

www.bbc.com/news/world-europe-34957830

(10) Der Standard: Flüchtlingsabkommen mit Türkei - Merkel soll an EU
vorbeiverhandelt haben. 12. April 2018

(11) SIPRI: TIV of arms exports to Turkey, 2016-2017. Abfrage am
7. Mai 2018

(12) Der Spiegel: EU unterstützt Türkei bei Aufrüstung ihrer Grenzen.
23. März 2018.

(13) RP Online: Deutschland genehmigte neue Rüstungsexporte in die
Türkei. 29. März 2018

(14) Die Zeit: Deutschland liefert nach wie vor U-Boote in die Türkei.
8. Mai 2018.


Weitere Infos:

www.Connection-eV.org/Stoppt-den-Kreislauf-der-Gewalt-in-der-Tuerkei
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Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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VORWÄRTS/1385: Rente mit 60 retten!


vorwärts - die sozialistische zeitung, Nr. 21/22 vom 14. Juni 2018

Rente mit 60 retten!

von Tarek Idri



Die Verhandlungen zwischen Gewerkschaften und BaumeisterInnen
kommen seit Monaten nicht vorwärts. Dabei geht es um die Sicherung der
Frühpensionierung, die für BauarbeiterInnen dringend nötig bleibt. Mit
einer grossen Baudemo und Streikdrohungen versucht man, Druck zu
machen.


Bauarbeit ist Knochenarbeit. Verletzungen sind häufig,
Todesfälle nicht selten: Jedes Jahr sterben durchschnittlich um die
20 BauarbeiterInnen auf Baustellen in der Schweiz. Unter diesen
miserablen Bedingungen wünschen sich viele MaurerInnen,
EisenlegerInnen und StrassenbauerInnen mit 60 in Rente zu gehen. Seit
15 Jahren ist das für sie möglich. Doch die Frührente wird von den
Bossen infrage gestellt. Vorwand ist, dass die zuständige Kasse
finanziell unter Druck steht. Seit Monaten verhandeln die
BauarbeiterInnen und Gewerkschaften mit den ChefInnen darüber, auf
welche Weise die Frührente gesichert werden soll. "Wir hatten bereits
drei Verhandlungsrunden und wir sind keinen Millimeter weitergekommen.
Die Baumeister wollen nur auf der Seite der Leistungen sanieren:
Rentenkürzungen oder eine Erhöhung des Rentenalters. Das kommt für uns
definitiv nicht infrage", erklärt der Unia-Gewerkschafter Lucien
Robischon. Die Unia fordert von den BaumeisterInnen auch eine
Lohnerhöhung für die BauarbeiterInnen um 150 Franken, weil es in den
letzten vier Jahren keine gegeben hat. Und noch immer braucht es einen
angemessenen Schlechtwetterschutz auf den Baustellen.


10.000 für Streik

Die Gewerkschaften haben nun den Druck erhöht und drohen mit Streik.
Zuvor soll am 23. Juni mit einer grossen Baudemo in Zürich Stärke
gezeigt werden. Es werden Tausende demonstrierende BauarbeiterInnen
erwartet. Auf den Baustellen werden die BauarbeiterInnen aktuell von
der Unia zum Mittagessen eingeladen - und zur Abstimmung über einen
möglichen Streik. Falls es bis zum Herbst keine Einigung mit den
BaumeisterInnen gibt, soll gestreikt werden. Schon 10.000
BauarbeiterInnen haben sich landesweit dafür ausgesprochen. "Wir sind
momentan dem Angriff des Baumeisterverbands ausgesetzt: Sie wollen
eine komplette Flexibilisierung auf Kosten der Arbeitnehmenden.
Dagegen wehren wir uns", meint Robischon. Die BaumeisterInnen scheinen
die Streikdrohnung noch nicht ernst zu nehmen und schalten weiterhin
auf stur. "Streik wäre eine Friedenspflichtverletzung. Aber wir sind
es uns gewohnt. Das gehört mittlerweile - leider - zum Vorgehen der
Gewerkschaften", seufzt Gian-Luca Lardi, Präsident des Schweizerischen
Baumeisterverbands.

Auch der Büezer Peter Leuenberger (59) will, wenn nötig, in den Streik
treten. Nächstes Jahr würde er in Pension gehen, dank der Rente mit 60
ohne Verluste. 40 Jahre auf dem Bau seien genug: "Wenn jemand sein
ganzes Leben auf dem Bau gearbeitet hat, dann ist die Rente mit 60
nötig. Es gibt Kollegen, die schon mit 45 Jahren gesundheitliche
Probleme bekommen. Nun wollen uns die Baumeister ab 50 Jahren den Lohn
kürzen. Weshalb lassen die uns nicht mit 60 gehen?"


Arbeitskampf wirkt

2002 erkämpften sich Tausende von BauarbeiterInnen mit landesweiten
Streiks die Rente mit 60. Es handelte sich um den grössten
Arbeitskampf in der Schweiz nach der Jahrtausendwende bis heute: Ein
Streiktag und die Blockade des Baregg-Autobahntunnels, eines zentralen
Verkehrsknotenpunkts, brachten die BaumeisterInnen dazu, bei der
Frühpensionierung nachzugeben. Die BauarbeiterInnen zeigten damit
konkret, dass das Rentenalter gesenkt werden kann in einer Zeit, wo
alle nur von der Erhöhung sprechen. Für sie war es aber auch dringend
notwendig: Vor der Rente mit 60 erreichten gerade mal 20 Prozent der
BauarbeiterInnen das Rentenalter gesund. Ermöglicht wird die
Übergangsrente bis 65 über die Stiftung flexibler Altersrücktritt im
Baugewerbe (FAR), in welche die BaumeisterInnen 5,5 Prozent und die
BauarbeiterInnen 1,5 Prozent der Vergütung einzahlen. Vor drei Jahren
mussten die BaumeisterInnen ihren Beitrag erhöhen - nach heftigen
Arbeitskämpfen und einer Grossdemo der ArbeiterInnen. Damit wurde die
Rente mit 60 für einige Jahre gerettet.

6.700 FAR-RentnerInnen gibt es laut "SRF" aktuell. Mit der
Pensionierung der Babyboomer-Generation würden es 1.500
NeurentnerInnen pro Jahr werden. Die BaumeisterInnen behaupten, die
Frührente sei heute zu grosszügig. Baumeisterpräsident Lardi besteht
auf Verschlechterungen: "Wir bieten verschiedene Varianten an, bei
denen weiterhin die Rente mit 60 möglich sein soll, aber mit einer
Leistungseinbusse in der Grössenordnung von 20 Prozent. Oder wenn
jemand mit der vollen Leistung frühpensioniert werden will, muss er
länger arbeiten." Im Klartext: Weniger Rente oder keine
Frühpensionierung.


Gegen die Vereinzelung

Die von den BaumeisterInnen geforderte Flexibilisierung der
Arbeitszeit ist ein besonders hinterhältiger Streich im Klassenkampf
von oben: Die Ausweitung der Wochenarbeitszeit würde bedeuten, dass
Mehrarbeit nicht mehr als Überstunden besser bezahlt werden. Die
BaumeisterInnen könnten dadurch weniger Lohn zahlen und die Arbeit
wird billiger für sie.

Für die BauarbeiterInnen sind Aktionen wie die grosse Baudemo vom
23. Juni äusserst wichtig. Auch wenn das Baugewerbe besonders
kämpferisch erscheint, haben die wenigsten ArbeiterInnen dort
wirkliche Arbeitskampferfahrung. Es gibt Mut, wenn man sieht, dass man
nicht alleine ist im Arbeitskampf, dass man nicht die/der Einzige ist,
der/die sich wehrt. Mit der Demo sehen die KollegInnen, wie viele sie
sind, wie viel Unterstützung sie auch von der restlichen Bevölkerung
erhalten.

Alle an die Baudemo:

 Samstag, 23. Juni, 12.00 Uhr, Beim Central, Zürich



 * 
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FEATURE/1043: ARD radiofeature - 'Marktkonforme' Demokratie, 20.-24.6.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 15. Juni 2018

ARD radiofeature im Juni

"'Marktkonforme' Demokratie - Ein Feature über den Neoliberalismus
und die Krise"

Eine Produktion des Südwestrundfunks für das ARD radiofeature
2018

SWR 2 - Mittwoch, 20. Juni 2018, 22:03 - 23.00 Uhr

BR 2 - Samstag, 23. Juni 2018, 13:05 - 14.00 Uhr

SR 2 KulturRadio - Samstag, 23. Juni 2018, 17:04 - 18.00 Uhr

Bremen Zwei (RB) - Samstag, 23. Juni 2018, 18:05 - 19.00 Uhr

WDR 5 - Sonntag, 24. Juni 2018, 11:05 - 12.00 Uhr

NDR Info - Sonntag, 24. Juni 2018, 11:05 - 12.00 Uhr

hr2-kultur - Sonntag, 24. Juni 2018, 18:04 - 19.00 Uhr



Vertreter der Finanzwelt und Wirtschaftswissenschaftler gewinnen immer
größeren Einfluss auf Politik und Gesellschaft. Der Neoliberalismus,
die Lehre von den selbstregulierenden liberalen Märkten, ist seit
Jahrzehnten die vorherrschende ökonomische Theorie. Deren Verfechter,
Ökonomen wie Jörg Asmussen, Axel Weber und Ottmar Issing, arbeiten mal
für das Bundeskanzleramt und die Ministerien, mal für die Europäische
Zentralbank und die Deutsche Bundesbank, aber auch für die private
Finanzwelt.

Wessen Interessen vertreten sie und welche Macht haben ihre Netzwerke?
Wie kann es sein, dass sich die Schere zwischen Arm und Reich immer
weiter öffnet, dass neoliberales Denken die globalen Wirtschaftskrisen
seit 2007 gestärkt überlebt hat? Und warum will Angela Merkel unsere
Demokratie "marktkonform" gestalten? Diesen Fragen ist ARD-Autorin
Barbara Eisenmann nachgegangen. "'Marktkonforme' Demokratie - Ein
Feature über den Neoliberalismus und die Krise" heißt das neue ARD
radiofeature. Ab Mittwoch, 20. Juni 2018, ist es in sieben Wort- und
Kulturwellen der ARD zu hören und im Internet unter
www.radiofeature.ard.de.

Im Rahmen ihrer Recherchen hat die Reporterin sich das Netzwerk um
Axel Weber, Otmar Issing, Jens Weidmann und Jörg Asmussen genauer
angeschaut. Die Fäden der vier Ökonomen kreuzen sich an vielen Orten
und reichen unter anderem ins Bundeskanzleramt, ins Finanzministerium,
in die Europäische Zentralbank und die Expertengruppe Neue
Finanzmarktarchitektur. Der Literaturwissenschaftler Joseph Vogl
spricht in diesem Zusammenhang von "Verflechtungsintensität" und
"informeller Einflussmacht". Vogl sagt: "Es gibt einen Beraterstab,
ich würde auch den Sachverständigenrat dazu zählen, in denen
herrschende Wirtschaftsdoktrin unmittelbar regierungspolitische
Konsequenzen haben."

Barbara Eisenmann, geboren 1960, hat Hispanistik an der Universität
von Granada und Germanistik an der FU Berlin studiert und ist
promovierte Linguistin. Sie absolvierte eine Videoausbildung für
postgraduierte Künstlerinnen und Akademikerinnen an der Hochschule der
Künste Berlin. Seit 1999 beschäftigen sich ihre Radioarbeiten mit
politischer Ökonomie, Theorie und Kunst.

"das ARD radiofeature" begibt sich auf Spurensuche. Recherchiert
Hintergründe und Zusammenhänge, sucht nach der Wahrheit hinter der
Wirklichkeit.

Redaktion: Wolfram Wessels (SWR)

 * 
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FEATURE/1042: Deutschlandfunk Kultur - Rheuma, Volkskrankheit mit hundert Gesichtern, 21.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Rheuma - Volkskrankheit mit hundert Gesichtern

Von Stephanie Kowalewski

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 21. Juni 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Obwohl Rheuma seit Jahrtausenden bekannt ist, liegt die Ursache der
schmerzhaften Krankheit immer noch im Dunklen. Streng genommen ist
Rheuma gar keine Diagnose, sondern nur der Oberbegriff für Hunderte
unterschiedliche Krankheiten: Mal sind Knochen und Gelenke betroffen,
mal Muskeln und Bänder, bei anderen schädigt Rheuma Organe und Nerven.
Rheuma kann jeden treffen - alte Menschen und Babys. Millionen sind
betroffen, leiden ein Leben lang, denn die Krankheit ist noch
unheilbar. Aber dank modernster Medikamente und Therapien ist bei
einer frühen Diagnose ein nahezu beschwerdefreies Leben möglich. Doch
es gibt zu wenig spezialisierte Ärzte.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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MELDUNG/1713: Deutschlandfunk Kultur - Grenzüberschreitende Notfälle, 20.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Grenzüberschreitende Notfälle

Wenn Lebensrettung an Grenzen stößt

Von Tonia Koch, Susanne Lettenbauer und Silke Hasselmann

Länderreport

Mittwoch, 20. Juni 2018, 13.05 - 14.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Deutsche reisen als Touristen in Nachbarländer wie Polen, Tschechien
oder Frankreich. Polnische Handwerker oder tschechische Kellner kommen
über die Grenze und arbeiten in Deutschland. Wenn sich aber ein
Urlauber ein Bein bricht oder sich ein polnischer Handwerker schwer
verletzt, kann die Notfallversorgung schwierig werden. Vor allem dann,
wenn Rettungsdienste nicht eng zusammenarbeiten.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Juni 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln
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PREIS/309: New York Festivals World's Best Radio Programs - Doppelt Gold für Deutschlandfunk Kultur (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 19.6.2018

New York Festivals World's Best Radio Programs: Doppelt Gold für
Deutschlandfunk Kultur



Auf den New York Festivals sind in diesem Jahr gleich zwei
Produktionen von Deutschlandfunk Kultur mit einem Gold Radio Award
ausgezeichnet worden.

"Illuminations" von der Künstlergruppe Soundwalk Collective mit Patti
Smith und "Palimpsest - a sound biography" von Götz Naleppa erhalten
beide den ersten Preis in der Kategorie Entertainment/Soundart. Die
Preisverleihung fand am Abend des 18. Juni in New York statt.

Die Radio Program Awards des New York Festivals werden jährlich in
zahlreichen Kategorien von einer internationalen Fachjury verliehen.
Sie gelten als Oscars des Radios. Die Einreichungen aus über 30
Ländern unterlagen strengen Bewertungskriterien.

"Illuminations" von der Künstlergruppe Soundwalk Collective mit Patti
Smith, Mulatu Astatke und Charlotte Rampling ist eine Koproduktion von
Deutschlandfunk Kultur und France Culture. Das Stück knüpft an die
Zeit des französischen Dichters Arthur Rimbaud als Handlungsreisender
in Äthiopien an. Rimbaud ließ sich 1881 nach langem Unterwegssein am
Horn von Afrika nieder - und schrieb kein einziges Gedicht mehr. In
diese Stille hinein imaginiert das Soundwalk Collective einen
künstlerischen Dialog zwischen den Ideen der europäischen Moderne und
der Kultur des Sufismus. In "Illuminations" trommeln, tanzen und
singen Sufimusiker Texte Rimbauds.

Soundwalk Collective ist eine internationale und genreübergreifende
Kunst- und Musikgruppe aus Berlin und New York. Stephan Crasneanscki,
Simone Merli und Kamran Sadeghi gründeten das Trio 2000 in Manhattan,
um Konzeptalben, Sound-Installationen und Live-Performances zu
realisieren. Im Jahr 2016 gewann ihre
Deutschlandfunk-Kultur-Produktion "What we leave behind - Das Archiv
des Jean-Luc Godard" einen Silver Radio Award in New York.

deutschlandfunkkultur.de/klangkunst-arthur-rimbaud-und-der-sufismus-illuminations

"Palimpsest - a sound biography" von Götz Naleppa ist eine
Autorenproduktion, die am 23. Februar 2018 im Programm von
Deutschlandfunk Kultur urgesendet wurde. Naleppa erweckt darin mit
Klängen Bilder und Situationen aus längst vergangenen Jahren und
greift dabei auf sein Soundarchiv aus 40 Jahren zurück. "Palimpsest"
ist Sound in allen Spielarten, banale Geräusche aus Naleppas heutiger
Umgebung, Stimmen, Naturgeräusche, Musik von persönlich wichtigen
Orten. Die abrupt und zufällig auftauchenden Sounds und Stimmen
fangen an, auf wundersame Weise musikalisch zu interagieren, über
Zeiten und Räume hinweg, und schaffen eine neue flüchtige und
kaleidoskopische Gegenwart.

Der Klangkünstler und Regisseur Götz Naleppa war bis 2008 Redakteur
bei Deutschlandradio Kultur. Mit "Cantus Apium" konnte er bereits 2014
einen Gold Award in New York gewinnen.

deutschlandfunkkultur.de/erinnerungen-aus-klang-palimpsest-a-sound-biography

 * 
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Deutschlandradio
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TALK/1580: Deutschlandfunk - Lebensmittelabfälle im Haushalt vermeiden, 21.6.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Verwenden statt verschwenden

Lebensmittelabfälle im Haushalt vermeiden

Hörertel.: 0 08 00-44 64 64

marktplatz@deutschlandfunk.de

Marktplatz

Donnerstag, 21. Juni 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Weltweit wird ein Drittel aller erzeugten Lebensmittel weggeworfen.
Allein in Deutschland wirft jeder Einwohner durchschnittlich mehr als
80 Kilogramm Lebensmittel pro Jahr weg. Bei einer vierköpfigen Familie
entspricht das immerhin einem Wert von 940 Euro. Eine Reihe von
Initiativen zeigt jedoch, dass die meisten weggeworfenen Lebensmittel
keineswegs verdorben sind. Wie lassen sich Einkäufe bewusst planen? Wo
werden empfindliche Lebensmittel zu Hause am besten aufbewahrt? Was
steckt hinter dem Mindesthaltbarkeitsdatum? Wie werden Reste zu einer
leckeren Mahlzeit? Und was tun Agrarproduzenten,
Lebensmittelhersteller und Händler, um die Verluste zu reduzieren?

 * 

Quelle:
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STELLUNGNAHME/015: Die Notwendigkeit einer kurdischen Gegenöffentlichkeit in Deutschland (Civaka Azad)


Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V. - 18. Juni
2018

Die Notwendigkeit einer kurdischen Gegenöffentlichkeit in Deutschland



Im Jahr 2011 nahmen wir als Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit
(Civaka Azad) unsere Arbeiten auf. Eine Informations- und
Öffentlichkeitsarbeit aus kurdischer Perspektive betrachteten wir als
notwendig, da die kurdische Gesellschaft häufig nicht selber zur Wort kam,
wenn über sie berichtet wurde. Unsere Arbeiten sind dementsprechend sehr
facettenreich und vielseitig: Sie erstrecken sich von der Organisierung von
Diskussionsveranstaltungen, der Teilnahme an Informationsveranstaltungen
verschiedenster Gruppen und Vereine, Delegationen (Wahlbeobachtungen,
Newrozfeierlichkeiten etc.) nach Nordkurdistan oder Rojava/Nordsyrien, dem
regelmäßigen Anfertigen von Dossiers und Hintergrundberichten auf unserer
Homepage, dem Veranstalten von Fachkonferenzen sowie Pressekonferenzen bis
zur Eröffnung von Gesprächskanälen zwischen kurdischen VertreterInnen und
deutschen PolitikerInnen, Think-Thanks, der Presse oder Ministerien wie dem
Auswärtigen Amt.

Notwendigkeit der medialen Gegenöffentlichkeit

Die strategische 150jährige "deutsch-türkische Waffenbrüderschaft" war
stets zum Nachteil der KurdInnen geprägt. Das Freiheitsstreben der
kurdischen Gesellschaft wurde in diesem Zusammenhang instrumentalisiert. In
den letzten 30 Jahren haben die verschiedenen Bundesregierungen, trotz
zeitlichen Meinungsverschiedenheiten mit den türkischen Regierungen ihre
repressive Politik gegenüber den KurdInnen systematisch fortgeführt. Heute
wird anstatt der deutsch-türkischen Waffenbrüderschaft eher die
Partnerschaft in der NATO als Argument vorgeschoben, obwohl sich die Türkei
schon längst nicht mehr im rechtlichen Rahmen der NATO bewegt. Auch
missachtet die Türkei die Beschlüsse der UN, wie zuletzt den Aufruf des
UN-Sicherheitsrates für einen Waffenstillstand in Syrien Anfang dieses
Jahres. Nicht, dass sich die türkische Regierung unter Erdogan und der
AKP-MHP an den Beschluss gehalten hat, sie haben es nicht ernstgenommen und
sind in den nordsyrischen Kanton Afrin einmarschiert. Seitdem hat die
Türkei die Region eines souveränen Staates besetzt. Die politische Haltung
der Bundesregierung weist keine kritische Haltung gegen seinen
gegenwärtigen Partner Erdogan und der AKP-MHP Koalition auf. Vielmehr setzt
sie ihre Solidarität mit den Verfolgern der KurdInnen fort.

Trotz der repressiven Politik der Bundesregierung gegenüber der kurdischen
Gesellschaft in Deutschland hat auch die Sympathie der Öffentlichkeit hier
für die KurdInnen zugenommen. Vor allem die demokratische Lösung in
Nordsyrien, aber auch der erfolgreiche Kampf der KurdInnen gegen den
Islamischen Staat (IS) in Syrien und im Irak hat in den letzten Jahren das
Bild im Ausland geprägt. Wie zuletzt beim türkischen Einmarsch in Afrin
gingen neben KurdInnen Millionen Menschen aus aller Welt auf die Straßen,
um gegen die türkische Besatzungspolitik zu protestieren. In Deutschland
haben sich bundesweit Solidaritätsinitiativen für Afrin organisiert.

Civaka Azad bringt nicht nur die repressive Politik der Bundesregierung,
sondern auch die breite öffentliche Unterstützung und Solidarität mit den
KurdInnen zur Sprache. Denn die kurdische Frage ist nun nicht mehr nur ein
Instrument der Verhandlungen zwischen Berlin und Ankara, sondern Millionen
Menschen in Deutschland haben sich dieser Frage angenommen.

Civaka Azad hat sich bemüht, entgegen der negativen politischen Darstellung
der KurdInnen, durch die langjährige Informationsarbeit und die Analyse der
unübersehbaren demokratischen Errungenschaften in den kurdischen Gebieten,
innerhalb der Zivilgesellschaft Deutschlands immer mehr Resonanz zu
schaffen. Leider ist es auch eine Realität, dass die Berichterstattung der
Mainstreammedien auch die öffentliche Meinung beeinflusst. Diese haben
häufig entweder kein Interesse daran, ein objektives Bild der Situation in
Kurdistan in die deutsche Öffentlichkeit zu tragen und/oder sie berufen
sich einseitig und unkritisch auf propagandistische Meldungen türkischer
Medien.

Kurden in Deutschland als Ziel umfassender Repression

Die Schätzungen über die in der Bundesrepublik lebenden Kurdinnen und
Kurden reichen von 800.000 bis zu einer Million. Ein weiterer wesentlicher
Bestandteil unserer Arbeit besteht darin, aktiv Informations- und
Dokumentationsarbeit über die in Deutschland lebende kurdische Bevölkerung
zu leisten. Zugleich setzen wir uns für die Belange der hier lebenden
kurdischen Migrantinnen und Migranten ein. Die erneute Repressionswelle,
die im vergangenen Frühjahr 2017 begann, hat einmal mehr die Notwendigkeit
unterstrichen, diese Maßnahmen in die breite Öffentlichkeit zu tragen, um
einen besseren Schutz vor Repressalien zu gewährleisten. So schreibt Dr.
Peer Stolle, Berliner Rechtsanwalt und Bundesvorsitzender des RAV zuletzt:
"Die durch die Bundesregierung vorgenommene Erweiterung des 
PKK-Betätigungsverbotes erfolgte nicht nur ohne Begründung; die Rundschreiben
sind mutmaßlich bewusst so offen formuliert, so dass einer willkürlichen
und uneinheitlichen Umsetzung Tür und Tor geöffnet wurde. (...) Vielmehr
ist dies als weitere Fortführung der immer im gegenseitigen Einverständnis
und Absprache erfolgten Repression gegen die kurdische Bewegung in
Deutschland und der Türkei anzusehen. Der Flüchtlingsdeal mit der Türkei
tut sein Übriges.". Die Aktualität unserer regelmäßig erhobenen Forderung
nach der Aufhebung des Verbots hat sich tragischer Weise mit der Razzia in
unseren Vereinsräumlichkeiten erneut gezeigt. Artikel, die Kurdinnen und
Kurden unter Generalverdacht stellen, machen für uns einmal mehr die
Dringlichkeit der Aufhebung des PKK-Verbots deutlich. Die Repressionen
gegen Kurden auf Basis des PKK-Verbots sind in diesem Sinne als ein
Demokratiedefizit in Deutschland zu betrachten. Eine regelrechte Hetzjagd
auf kurdische Symbole in den sozialen Medien oder das Verbot von 
Öcalan-Porträts reihen sich in die Vielzahl absurder Repressionsmaßnahmen ein.

Politische Kritik an den Bundesregierungen

Seit unserer Vereinsgründung haben die Regierungswechsel in Deutschland,
leider keinerlei nennenswerte Veränderungen in der Außenpolitik gegenüber
der autoritären Regierung in der Türkei und der kurdischen
Demokratiebewegung mit sich gebracht. Wir haben im Zusammenhang des
Angriffs auf den kurdischen Kanton Afrin vor allem auf die deutschen
Rüstungsexporte aufmerksam gemacht. In diesem Zusammenhang verfassten wir
gemeinsam mit den Jusos, den Falken und anderen Gruppen einen offenen Brief
an den deutschen Außenminister Heiko Maas. Neben brisanten Themen wie
Waffenexporten, machten wir auch regelmäßig auf die türkische Unterstützung
für den IS aufmerksam. So stellten wir in unserem letzten Dossier zu dem
Thema zwei zentrale Fragen, die nichts an ihrer Aktualität eingebüßt haben:
"Inwiefern wird Deutschland auch zukünftig in der Lage bleiben, eigene
Interessen im Mittleren Osten über den Bündnispartner Türkei durchzusetzen?
Wie weit ist Deutschland bereit mit einem türkischen Regime zusammen zu
arbeiten, das offen diktatorische Züge trägt und zunehmend nationales und
internationales Recht missachtet?"

Civaka Azad macht mittels juristischer Gegenwehr weiter

Wir erachten es für wichtig, nochmals unsere Aktivitäten in Erinnerung zu
rufen, um die eigentlichen politischen Gründe der Hausdurchsuchung in
unserem Büro am Mittwoch, dem 13. Juli 2018, verständlicher zu machen.
Unter Berücksichtigung unserer Arbeiten, die offen und transparent geleitet
wurden, war die Hausdurchsuchung eindeutig politisch motiviert und
rechtlich eindeutig illegal. Dieses rechtswidrige Vorgehen muss unserer
Ansicht nach Konsequenzen haben. Wir haben deshalb juristische Schritte
gegen die Durchsuchung unserer Räumlichkeiten, die Zerstörung von
Einrichtungsgegenständen und die Beschlagnahmung zahlreicher
Bürogegenstände eingelegt.

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

 * 

Quelle:

Civaka Azad - Kurdisches Zentrum für Öffentlichkeitsarbeit e.V.

Residenzstraße 54, 13409 Berlin

Tel.: 030/91446137

E-Mail: info@civaka-azad.org

Internet: www.civaka-azad.org
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KURSUS/1776: Unna - "Einstieg in die Virtualisierung" am 4. Juli 2018


VHS-Aktuell: Einstieg in die Virtualisierung am 4. Juli

VHS-Workshop vermittelt Grundlagenwissen zum Umgang mit dem
Virtualisierungsprogramm VirtualBox



Kreisstadt Unna. Software testen und Uraltprogramme nutzen - virtuelle
Maschinen machen es möglich. In virtuellen Maschinen können aktuelle
und alte Betriebssysteme installiert und nach Belieben getestet
werden. Auch die Verwendung von Programmen, die unter Windows 10 nicht
mehr laufen, ist mit einer virtuellen Maschine möglich. Diese
spezielle Software arbeitet als geschützter Testraum auf dem Rechner,
ohne die Installationen des Computer-Betriebssystems oder anderer
Software zu stören. Das bestehende System bleibt praktisch unberührt
und damit sicher.

Die VHS-Schulung gibt eine Einführung in die Einrichtung und Nutzung
virtueller Maschinen unter Verwendung der kostenfreien Software
VirtualBox.

Die Veranstaltung "Einführung in die Virtualisierung" mit der
Kursnummer 181-4302 findet am 04. Juli 2018 von 18:00 Uhr bis 21:00
Uhr im Raum 006 im zib statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt
19 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im
aktuellen VHS-Programmheft auf der Seite 58 zu finden. Der Kurs ist
auch im Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV,
IT" im Unterbereich "EDV und IT > Workshops" zu finden. Und natürlich
berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne
Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1775: Unna - Seminar zur Arbeit mit dem Cloud-Dienst OneDrive am 3. Juli


VHS-Aktuell: Seminar zur Arbeit mit dem Cloud-Dienst OneDrive am 3.
Juli



Kreisstadt Unna. In der digitalen Welt sind Daten jederzeit verfügbar.
Das gilt auch für mobile Geräte. Die VHS Unna Fröndenberg Holzwickede
zeigt an einem Abend, wie der Cloud-Dienst OneDrive mit wenigen Klicks
eingerichtet und für das mobile Datenmanagement genutzt wird. Der Kurs
richtet sich an Personen, die OneDrive für private Zwecke nutzen
möchten.

Das Seminar "Einführung in OneDrive" mit der Kursnummer 181-4159
findet am 03. Juli 2018 von 17:30 Uhr bis 21:30 Uhr im Raum 006 im zib
statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 26 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 50 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT > Internet / Netzwerk" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre,
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713
oder -714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die
Anmeldung auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Stadt Unna

Pressestelle, Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1774: Mönchengladbach - "Professionelles Webdesign" vom 25.-27.6.2018


Professionelles Webdesign - Intensivtraining



In diesem dreitägigen Seminar lernen die Teilnehmer Schritt für
Schritt, wie sie ein gutes Webdesign konzipieren und technisch
einwandfrei umsetzen, sodass ihr Webdesign in allen Browsern
anschaulich dargestellt wird. Das Seminar fokussiert dabei die
Möglichkeiten, die HTML5 und CSS3 mittlerweile zur Verfügung stellen.
Dazu erhalten sie während des Seminars einen Überblick über die
Neuerungen von CSS3 und gestalterische Möglichkeiten, die ein
professionelles Webdesign ausmachen. Im Seminar wird der Editor von
Visual Studio Code verwendet.

Erforderliche Vorkenntnisse:

Gute Kenntnisse im Umgang mit dem PC

Vorkenntnisse in Photoshop oder HTML5/CSS3 sind vorteilhaft.

Entgelt: 540 Euro

Leitung: Julia Spitzer

25.06.2018 bis 27.06.2018, 09:00 - 16:00 Uhr

VHS am Sonnenhausplatz, Lüpertzender Str. 85

Kurs-Nr.: 181B5703T

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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VORTRAG/220: Magdeburg - "Kommunikation im Zeitalter vom Internet der Dinge", 25.6.2018


Kommunikation im Zeitalter vom Internet der Dinge

Wissenschaft im Rathaus am 25. Juni



Mit einem Vortrag zum "Internet der Dinge" verabschiedet sich die
Reihe "Wissenschaft im Rathaus" am kommenden Montag, 25. Juni, in die
Sommerpause. Diesmal ist Prof. Dr. Mesut Günes vom Institut für
Intelligente Kooperierende Systeme (IKS) an der Fakultät für
Informatik der Otto-von-Guericke-Universität im Alten Rathaus zu Gast.
Er wird erläutern, wie die zunehmende Vernetzung und Kommunikation von
Geräten und Objekten unser tägliches Leben beeinflussen wird. Beginn
ist 19.00 Uhr

Vorhersagen für das Jahr 2020 gehen von 20 bis 50 Milliarden Computern
aus, die an das Internet angebunden sein sollen. Das zeigt, wie stark
Computersysteme in alle Nischen der Gesellschaft künftig eindringen
werden. Der Bedarf an Kommunikationssystemen wird dabei stetig
steigen. Der treibende Motor ist das so genannte Internet der Dinge
(engl. Internet of Things, IoT), das aus einer großen Anzahl von
intelligenten Objekten besteht. Im Internet der Dinge kommunizieren
die intelligenten Objekte frei miteinander über das Internet, wodurch
sich eine Vielzahl an Anforderungen und Fragenstellungen ergibt. Im
Rahmen des Vortrages werden das Internet der Dinge aus verschiedenen
Perspektiven diskutiert und Forschungsarbeiten der
Otto-von-Guericke-Universität vorgestellt.

Die Vortragsreihe "Wissenschaft im Rathaus" ist ein
Gemeinschaftsprojekt der Magdeburger Forschungseinrichtungen, der
Städtischen Volkshochschule und der Stadtverwaltung. Jeweils am
letzten Montag des Monats präsentieren Magdeburger Wissenschaftler
ihre aktuelle Forschung und tauschen dafür ihr Forschungslabor und den
Hörsaal mit dem Alten Rathaus. Dabei werden aktuelle Forschungsthemen
aus unterschiedlichen Wissenschaftsdisziplinen beleuchtet, die sowohl
die ganze Bandbreite als auch die Schwerpunkte des
Wissenschaftsstandorts Magdeburg verdeutlichen. Die Teilnahme an den
Veranstaltungen ist kostenlos.

Die Termine und Themen der Vorträge für das Jahr 2018 sind unter
http://www.magdeburg.de/Start/Wissenschaft-Bildung zu finden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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GERIATRIE/291: Forschung - Wenn die Kraft im Alter fehlt (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 15.06.2018

Wenn die Kraft im Alter fehlt

Altersbedingte Veränderungen in den peripheren Nerven können die
Lebensqualität drastisch einschränken. Würzburger Wissenschaftler haben
jetzt einen Auslöser dieser Veränderungen identifiziert.



Die durchschnittliche Lebenserwartung der Menschen ist so hoch wie nie
zuvor und nimmt weiter zu. Damit einhergeht ein Zuwachs an altersbedingten
Krankheiten, die das Nervensystem betreffen, wie beispielsweise Morbus
Alzheimer und andere Formen der Demenz. Solche krankhaften Veränderungen
finden sich allerdings nicht nur im Gehirn. Auch im peripheren
Nervensystem, das beispielsweise Muskeln und die Sinnesstrukturen der Haut
versorgt, steigt das Risiko für Degenerationserscheinungen mit zunehmendem
Alter.

Zunehmende Muskelschwäche

Die Folgen für die Betroffenen sind ernst: Sie leiden oft unter
Missempfindungen und quälenden Schmerzen in den Extremitäten. Die
zunehmende Muskelschwäche ist besonders bedeutungsvoll, schränkt sie doch
die Betroffenen in ihrer Mobilität deutlich ein und führt nicht selten zu
gefährlichen Stürzen, die dann häufig den Verlust der Selbstständigkeit
nach sich ziehen.

Obwohl die Konsequenzen der altersbedingten Degeneration peripherer Nerven
von großer Bedeutung für die Lebensqualität im Alter und für die
Volkswirtschaft sind, wurden deren Ursachen bislang nicht systematisch
untersucht. Das hat sich jetzt geändert: In einem neuen Projekt haben
Wissenschaftler der Neurologischen Klinik des Würzburger
Universitätsklinikums einen wichtigen und möglicherweise therapierbaren
Teilaspekt der altersbedingten Nervendegeneration genauer untersucht.
Verantwortlich dafür war Professor Rudolf Martini, Leiter der Sektion
Experimentelle Entwicklungsneurobiologie an der Neurologischen Klinik. In
der Fachzeitschrift Journal for Neuroscience haben die Forscher die
Ergebnisse ihrer Studie veröffentlicht.

Makrophagen im Visier

"In Zusammenarbeit mit Kollegen der Universität Aachen haben wir zuerst
systematisch die Veränderungen erfasst, die sich in peripheren Nerven von
Menschen im Alter zwischen 65 und 79 Jahren finden", beschreibt Rudolf
Martini die Vorgehensweise seines Teams. In ihren Proben stießen die
Forscher dabei auf eine erhöhte Anzahl von Makrophagen. Makrophagen sind
Zellen, die zum Abwehr- und Entsorgungssystem des Körpers gehören. Sie
nehmen beispielsweise Krankheitserreger, Fremdpartikel sowie alternde
Körperzellen auf und verdauen und entsorgen diese. Sie setzten
Entzündungsprozesse in Gang, helfen dabei, Wunden zu heilen, und reinigen
das Gewebe. Unglücklicherweise richten sie aber auch bei einigen
Erkrankungen Schaden an.

Ob dies bei den altersbedingten degenerativen Veränderungen in den Nerven
ebenfalls der Fall war, haben die Wissenschaftler im Experiment mit Mäusen
studiert. "Wir haben dafür die Nerven von 24 Monate alten Mäusen genau
untersucht, was für Mäuse schon ein ziemlich hohes Alter ist", erklärt
Rudolf Martini. Dabei zeigte sich, dass die altersbedingten Veränderungen
in den peripheren Nerven der Mäuse denen in den Nerven der Menschen stark
ähnelten. Wie beim Menschen war auch bei den Mäusen die Anzahl der
Makrophagen erhöht. Ebenso hatten die älteren Tiere weniger Kraft als
jüngere Exemplare, und ihre motorischen Endplatten - die Synapsen zwischen
Nerven und Muskelfasern - waren ebenfalls weniger intakt.

Erfolgreiche Therapie im Tierversuch

In einem weiteren Schritt untersuchten Martini und sein Team, ob
tatsächlich Makrophagen als Auslöser dieser Veränderungen in Frage kommen.
Dafür haben sie Mäusen im fortgeschrittenen Alter von 18 Monaten eine
spezielle Substanz im Futter verabreicht, die ein Absterben der
Makrophagen bewirkte. "Nach sechsmonatiger Behandlung konnten wir
feststellen, dass die degenerativen Altersveränderungen in den behandelten
Mäusen wesentlich schwächer ausgeprägt waren", schildert Martini das
Ergebnis. Dementsprechend verfügten die Tiere über stärkere Muskeln und
ihre motorischen Endplatten waren besser erhalten, verglichen mit
unbehandelten Exemplaren.

Für Martini und seine Kollegen steht damit fest: "Unsere Studie zeigt
nicht nur einen kausalen Zusammenhang von entzündlichen Reaktionen in
alternden Nerven mit degenerativen Alterungsprozessen, sondern auch eine
potenzielle Therapierbarkeit." Ihrer Ansicht nach kann eine gezielte und
möglichst spezifische Behandlung altersbedingter, Makrophagen-vermittelter
Entzündungsreaktionen zu einer Verbesserung von Struktur und Funktion der
Nerven führen - und damit einhergehend - zu einer verbesserten Mobilität
und höheren Lebensqualität.

Für Infektionen und Diabetes von Bedeutung

Die Interpretation der jetzt gewonnenen Erkenntnisse lässt allerdings noch
weitergehende Schlüsse zu: Weil bei Infektionen oder im Alter häufig
auftretenden chronischen Krankheiten wie Diabetes mellitus im Körper
ebenfalls Entzündungsreaktionen ablaufen, bilden diese ein zusätzliches
Risiko für alternde Nerven. Die Forscher hoffen deshalb, dass ihre
Erkenntnisse dazu beitragen, die Erforschung und Entwicklung von
Wirkstoffen anzustoßen, die speziell an Makrophagen ansetzen.

Martini und sein Team wollen in weiteren Experimenten untersuchen, wie es
zur altersbedingten Entzündungsreaktion im Nerven kommt. Sie wollen
herausfinden, welche Zellen im Nerven für die erhöhte Anzahl der
Makrophagen verantwortlich ist, und ob es neben einer medikamentösen
Therapie möglicherweise andere Ansätze zur Behandlung der degenerativen
Veränderungen gibt - beispielsweise spezielle physiotherapeutische
Trainingsprogramme, wie man sie von anderen entzündlichen Erkrankungen
kennt. Neben diesen wichtigen Erkenntnissen zur Entstehung von
Nervendegeneration im Alter zeigt diese Studie erneut die
Unverzichtbarkeit von präzise geplanten Tierversuchen für die Entwicklung
von Therapien bei bislang unbehandelbaren Erkrankungen des Menschen.


Macrophage depletion ameliorates peripheral neuropathy in aging mice. Xidi
Yuan, Dennis Klein, Susanne Kerscher, Brian L. West, Joachim Weis, Istvan
Katona and Rudolf Martini. Journal of Neuroscience 30 April 2018, 3030-17;

DOI: https://doi.org/10.1523/JNEUROSCI.3030-17.2018


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 15.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/1114: Zulassungsverfahren Medizin - Das Warten hat ein Ende (idw)


MFT Medizinischer Fakultätentag der Bundesrepublik Deutschland e. V. - 15.06.2018

Zulassungsverfahren Medizin: Das Warten hat ein Ende



Dass die bisherigen Auswahlverfahren zum Medizinstudium nicht mehr
zeitgemäß sind und dringend überarbeitet werden müssen, darin sind sich
alle Beteiligten einig. Der Medizinische Fakultätentag (MFT) und die
Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e.V. (bvmd) hatten
bereits im vergangenen Jahr einen gemeinsamen Vorschlag zur Neugestaltung
des Auswahlverfahrens vorgelegt, der auch den Vorgaben des
Bundesverfassungsgerichts im Rahmen des NC-Urteils entspricht.

Auf ihrer Plenarsitzung in Erfurt hat sich nun auch die
Kultusministerkonferenz über die Zugangsregelung für das Medizinstudium
verständigt. Dabei wurde die Abschaffung der Wartezeitquote als
wesentliches Element aus dem Vorschlag von MFT und bvmd aufgegriffen.
Weitere Vorschläge der Studierenden und Fakultäten wurden offensichtlich
nicht berücksichtigt, denn 20 Prozent der Plätze werden weiterhin allein
über die Abiturnote vergeben. Zusätzlich soll eine noch nicht näher
spezifizierte Talentquote eingeführt werden. Unklar bleibt zudem, wie die
Auswahlverfahren der Hochschulen aussehen werden. Bislang heißt es
lediglich, dass hier die Abiturnote durch mindestens zwei weitere
Auswahlkriterien ergänzt werden muss. Aus vorgeblich technischen Gründen
werden wohl in einer Übergangsphase keine aufwändigeren Auswahlverfahren
an den einzelnen Standorten möglich sein.

MFT und bvmd zeigen sich dennoch erfreut über den Beschluss der KMK. "Der
Wegfall der Wartezeitquote macht das Vergabeverfahren deutlich fairer und
transparenter. Für die Zukunft wird es wichtig sein, alle Auswahlkriterien
miteinander zu verknüpfen. Nur so lassen sich ein breites Bewerberprofil
und ein sehr guter Studienerfolg sicherstellen. Aus dem Provisorium der
Übergangsphase darf aber kein Dauerzustand werden. Im Staatsvertrag, der
jetzt ausgearbeitet werden muss, sind umfangreiche Freiräume für
eignungsrelevante und transparente Auswahlverfahren der Hochschulen
eindeutig festzulegen", kommentiert MFT-Generalsekretär Frank Wissing. Und
Luca Salhöfer, Bundeskoordinator für Medizinische Ausbildung der bvmd,
fügt hinzu: "Die Entscheidung der KMK ist ein Schritt in die richtige
Richtung, in Zukunft Studierende in einem transparenten Verfahren
auszuwählen. Komplexe und validierte Auswahlverfahren der Hochschulen
dürfen jedoch nicht einer rückständigen Infrastruktur der Vergabestelle
zum Opfer fallen. Daher muss es nun unser aller Interesse sein, mit
Hochdruck an der weiteren vollständigen Reformierung des neuen
Zulassungsverfahren zu arbeiten und das zukünftige Verfahren in allen
Details für Bewerberinnen und Bewerber frühestmöglich zu beschließen,
damit jeder die Chance hat, sich adäquat auf die neuen Anforderungen
einzustellen."

Die gemeinsame Stellungnahme ist unter dem Titel Verfassungskonformes
Modell der Studierendenauswahl in der Medizin auf den Webseiten der bvmd
und des MFT abrufbar:

https://www.bvmd.de/fileadmin/user_upload/2018-03_Verfassungskonformes_Modell_der_Studierendenauswahl_in_der_Medizin.pdf
http://medizinische-fakultaeten.de/wp-content/uploads/2018/03/neues-Zulassungsverfahren-nach-BVerfG-MFT-bvmd_final.pdf


Über die bvmd

Die Bundesvertretung der Medizinstudierenden in Deutschland e.V. (bvmd)
ist die legitimierte Vertretung der mehr als 90.000 Medizinstudierenden in
Deutschland. Sie ist der Zusammenschluss der Studierendenvertretungen der
bundesweit 38 medizinischen Fakultäten und Fachbereiche.


Über den MFT

Der MFT Medizinische Fakultätentag ist der Zusammenschluss der
Medizinischen Ausbildungs- und Forschungsstätten Deutschlands, die in über
70 verschiedenen Studiengängen für die Ausbildung von rund 93.000
Studierenden der Human- und Zahnmedizin sowie der
Gesundheitswissenschaften Sorge tragen.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution847

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

MFT Medizinischer Fakultätentag der Bundesrepublik Deutschland e. V. - 15.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3853: Einfluss von fett- und kohlenhydratreichem Essen auf das Belohnungssystem im Gehirn (idw)


Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns - 15.06.2018

Belohnung fürs Gehirn

Fett- und kohlenhydratreiches Essen aktiviert Hirnareale besonders stark



Pommes, Sahnetorte, Chips und Schokoriegel machen dick und sind ungesund.
Aber dennoch können wir die Finger davon nicht lassen. Wissenschaftler des
Max-Planck-Institutes für Stoffwechselforschung in Köln haben nun eine
Erklärung dafür geliefert: Nahrungsmittel, die sowohl reich an Fetten als
auch Kohlenhydraten sind, haben einen besonders starken Einfluss auf das
Belohnungssystem in unserem Gehirn.

Sowohl fettiges als auch kohlenhydratreiches Essen aktiviert jeweils das
Belohnungssystem im Gehirn, wenn auch über unterschiedliche Signalwege.
Kommen Kohlenhydrate und Fette im Essen zusammen, wird dieser Effekt noch
verstärkt. In der Natur gibt es keine Nahrungsmittel, die einen hohen
Anteil von Fetten und Kohlenhydraten in sich vereinen: Entweder sind sie
wie bei Nüssen reich an Fetten, oder wie bei Kartoffeln oder Getreide
reich an Kohlenhydraten.

Eine Ausnahme ist Muttermilch. "Alle Säugetiere kennen Muttermilch" sagt
Forschungsgruppenleiter Marc Tittgemeyer vom Max-Planck-Institut für
Stoffwechselforschung, der die Studie in Kooperation mit Forschern der
Yale Universität in Connecticut durchgeführt hat. "Wahrscheinlich werden
wir durch Muttermilch darauf geprägt, besonders intensiv auf Nahrung reich
an Kohlenhydraten und Fetten zu reagieren und dieses als besonders
belohnend wahrzunehmen, weil dies überlebenswichtig ist."

Spiel um Essen

Die Wissenschaftler wollten wissen, ob Menschen aus unterschiedlichen
Kalorienquellen bestehende Nahrung mehr oder weniger stark bevorzugen. Um
diese Frage zu beantworten, spielten 40 Freiwillige gegen einen Computer
um Essen. Angeboten wurden fett- oder kohlenhydratreiche Nahrungsmittel
sowie Essen, dass fettig und kohlenhydratreich zugleich ist. Um ein
Lebensmittel zu erspielen, mussten die Probanden den Computer überbieten.
Hierbei wurde die Bereitschaft zum Bezahlen untersucht. Für das fett- und
kohlenhydratreiche Essen wurde das meiste Geld geboten. Für die
Studienteilnehmer war es also offenbar am attraktivsten.

Während des Spielens zeichneten die Forscher die Gehirnaktivität der
Probanden in einem Magnetresonanztomografen auf. Die Messungen ergaben,
dass eine Kombination aus Fetten und Kohlenhydraten die Gehirnareale des
Belohnungssystems intensiver aktiviert als die anderen angebotenen
Lebensmittel. Dieser Befund stimmt mit den Ergebnissen des Spiels überein.

Belohnung ist stärker als Sättigungsgefühl

Ein Belohnungsreiz, der in der Evolution zum Überleben der Menschheit
beigetragen hat, wird uns in der heutigen Welt des Überflusses zum
Verhängnis. "Wir sind nicht dazu gemacht, ständig nein zu sagen. Deshalb
hören wir meistens nicht auf zu essen, obwohl wir satt sind", betont
Tittgemeyer. Offenbar überlagern die Belohnungssignale das
Sättigungsgefühl - Übersättigung und Übergewicht sind die Konsequenzen.

Hinzu kommt, dass wir ausgerechnet die Nährwerte fett- und
kohlenhydratreiches Essens kaum einschätzen können: Baten die Forscher die
Teilnehmer der Studie, den Kaloriengehalt der dargebotenen Lebensmittel zu
schätzen, gelang ihnen das bei den fett- oder kohlenhydratreichen Essen
relativ genau. Bei fett- und kohlenhydratreichem Essen lagen sie dagegen
oft daneben. Dabei liefert Essen, das gleichzeitig reich an Fetten und
Kohlenhydraten ist, nicht automatisch mehr Kalorien.

Die Erkenntnisse könnten für die Behandlung von Menschen mit Übergewicht
eine wichtige Rolle spielen. Vor allem wenn aus Essen ein Suchtfaktor
wird, ist die Behandlung des Konsumverhaltens von großer Bedeutung und ein
grundlegender Schritt aus der Sucht.

Autor: Dr. Annegret Burkert


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1735

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Max-Planck-Institut für Biologie des Alterns - 15.06.2018
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GESUNDHEIT/1332: Hautkrebsrisiko UV-Strahlung - Schützt Eure Kinder! (dkfz)


Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft - 18. Juni 2018

Hautkrebsrisiko UV-Strahlung: Schützt Eure Kinder!



Ultraviolette Strahlung (UV) ist krebserregend und stellt den
Hauptrisikofaktor für Hautkrebs dar. Nach Prüfung umfassender und
eindeutiger Studienergebnisse hält die Internationale
Krebsforschungsagentur (IARC) dies bereits seit 2009 für erwiesen.
Dennoch ist die Zahl der Neuerkrankungen an Hautkrebs in Deutschland
in den letzten Jahren weiter gestiegen. Kinder und Jugendliche sind
besonders gefährdet. Der Krebsinformationsdienst des Deutschen
Krebsforschungszentrums gibt Tipps, wie Eltern ihre Kinder vor den
gefährlichen UV-Strahlen schützen können.

Ob im Urlaub, auf dem Spielplatz oder im eigenen Garten - im Sommer
spielt sich das Kinderleben vor allem draußen ab. Umso wichtiger ist
gerade in dieser Zeit der konsequente Schutz vor starker UV-Belastung
und Sonnenbränden. Denn Kinderhaut ist wesentlich dünner als die Haut
von Erwachsenen. Auch die Pigmente, die einen körpereigenen Schutz
gegen UV-Strahlen bilden, werden im Kindesalter noch nicht in vollem
Umfang produziert. Mit jedem Sonnenbrand des Kindes steigt die
Wahrscheinlichkeit, im Erwachsenenalter an Hautkrebs zu erkranken.

Keine Entwarnung

Im Jahr 2014 erkrankten in Deutschland etwa 21.200 Menschen an dem
bösartigen schwarzen Hautkrebs. Durch das Hautkrebsscreening werden
viele Tumore bereits in einem frühen Stadium entdeckt. "Dennoch
sollten wir uns und vor allem unsere Kinder vor den gefährlichen
Strahlen der Sonne schützen, damit es auch später erst gar nicht zu
einer Erkrankung kommt", so Dr. Susanne Weg-Remers, Leiterin des
Krebsinformationsdienstes des Deutschen Krebsforschungszentrums.
Telefonisch unter 0800-420 30 40 oder per E-Mail unter
krebsinformationsdienst@dkfz.de beantworten Ärztinnen und Ärzte alle
Fragen zu Krebs - zum Beispiel auch, was jeder selbst tun kann, um
sich bestmöglich zu schützen.

Praktische Tipps zum Sonnenschutz von Kindern

- Säuglinge und Kleinkinder bis zum Alter von etwa 2 Jahren sollten
nicht der direkten Sonne ausgesetzt werden. Wenn die Sonne nicht
vermieden werden kann, sind ein Kopfschutz und UV-dichte Textilien ein
Muss. Vor allem bei hellhäutigen Kleinkindern kann ergänzend ein
Sonnenschutzmittel aufgetragen werden.

- Denken Sie an einen Sonnenschirm am Kinderwagen.

- Zwischen 11 und 15 Uhr, wenn die UV-Strahlung am höchsten ist,
sollten Kinder im Sommer am besten überhaupt nicht in die Sonne gehen.

- Grundsätzlich sollte die pralle Sonne gemieden werden, also häufig
den Schatten aufsuchen

- Ausreichend trinken

- Kinder zum Schutz vor den UV-Strahlen immer mit Kleidung,
Kopfbedeckung und Sonnenbrille ausstatten. Bei den Brillen ist auf die
Kennzeichnung UV-400 oder 100% UV-Schutz zu achten.

- Verwendung von Sonnenschutz mit mindestens Lichtschutzfaktor 30 -
vor allem Nase, Stirn, Ohren, Hände, Schultern, Knie und Fußrücken
sollten reichlich versorgt werden.

- Hellhäutige Kinder benötigen im Hochsommer und in südlichen Ländern
den Lichtschutzfaktor 50.

- Regelmäßiges Nachcremen nicht vergessen - mindestens alle zwei
Stunden.

- Nach dem Schwimmen Sonnenschutz erneut auftragen, auch wenn es sich
um ein wasserfestes Produkt handelt. Das gilt auch für Schwitzen und
Abtrocknen.

- Im Auto können UV-Folien, Scheibenrollos oder Sonnenschutzblenden an
den hinteren Seitenfenstern angebracht werden, da diese, anders als
die Frontscheibe, möglicherweise UV-A-Strahlung durchlassen.

- Auch an bewölkten Sommertagen an Sonnenschutz denken: Bis zu 90
Prozent der gefährlichen Strahlen dringen durch die Wolkendecke.

- Kinder und Jugendliche bis 18 Jahre gehören auf keinen Fall in ein
Solarium - das ist in Deutschland gesetzlich verboten.

Eltern sollten ihren Kindern mit gutem Beispiel vorangehen. Sowohl zum
eigenen Schutz als auch, um die Kinder konsequent und von klein auf an
möglichst risikoarmes Verhalten in der Sonne zu gewöhnen. Auf diese
Weise kann Sonnenschutz langfristig zum positiven Automatismus werden.


Der Krebsinformationsdienst (KID) des Deutschen
Krebsforschungszentrums beantwortet alle Fragen rund um das Thema
Krebs - am Telefon (0800-420 30 40), per E-Mail
(krebsinformationsdienst@dkfz.de) sowie in persönlichen Sprechstunden
in Heidelberg und Dresden. Das geschulte Ärzteteam geht mit fundierten
fachlichen Informationen auf individuelle Fragen ein. Die
Internetseite www.krebsinformationsdienst.de liefert aktuelles Wissen,
nützliche Tipps und Adressen. Mit eigener Telefonnummer (0800-430 40
50) und E-Mail-Adresse (kid.med@dkfz.de) ist der KID auch Anlaufstelle
für medizinische Fachkreise. Der Krebsinformationsdienst ist ein
kostenfreies Angebot des Deutschen Krebsforschungszentrums. Er kann
daher unabhängig informieren, frei von Interessenkonflikten und ohne
Werbung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Deutsches Krebsforschungszentrum in der Helmholtz-Gemeinschaft

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Im Neuenheimer Feld 280, 69120 Heidelberg

Telefon: 06221 / 42 28 54, Fax: 06221 / 42 29 68

E-Mail: presse@dkfz.de

Internet: www.dkfz.de
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MELDUNG/916: ver.di-Erhebung - Personal in Krankenhäusern reicht nicht für eine gute Versorgung (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom 18. Juni 2018

ver.di-Erhebung zeigt: Personal in Krankenhäusern reicht nicht für eine gute Versorgung

Am Mittwoch Demonstration in Düsseldorf anlässlich der Gesundheitsministerkonferenz der Länder



Krankenhäuser müssten in Deutschland bereits am 25. Juni schließen,
wenn sie die Patientenversorgung durch eine angemessene
Schichtbesetzung gewährleisten wollten. Dies geht aus einer Erhebung
hervor, die die Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft (ver.di)
bundesweit unter Teams in Krankenhäusern durchgeführt hat. Nach
Berechnungen der Expertinnen und Experten - der Pflegekräfte selbst -
müssten mindestens 22 Prozent mehr Stellen für eine gute Versorgung
geschaffen werden.

An dem ver.di-Belastungscheck hatten sich bis Ende Mai bundesweit
rund 600 Stationen beteiligt, die insgesamt rund 13.000
Pflegefachkräfte repräsentieren. Die Teams haben eine
Schichtbesetzung geschrieben mit der Besetzung, die sie für notwendig
erachten, um Patienten gut versorgen zu können, und diese mit dem
vorhandenen Personal abgeglichen. Je nach Länge des Monats und der
Anzahl der Wochenend- und Feiertage variiert der "Soll-ist-voll"-Tag
- also der Tag, ab dem das Personal "aufgebraucht" ist. Im
vergangenen Monat war das deutschlandweit im Mittel (Median) der 24.
Mai.

"Der Belastungscheck belegt einmal mehr, dass die Personaldecke
erschreckend kurz ist. Die Beschäftigten sind schon alle, wenn der
Monat noch gar nicht rum ist", sagte ver.di-Bundesvorstandsmitglied
Sylvia Bühler. "Das System funktioniert nur, weil die Beschäftigten
über ihre Belastungsgrenze gehen und mit hohem persönlichen Einsatz
versuchen, den Personalmangel auszugleichen. Sie werden regelrecht
verschlissen."

Anlässlich der Gesundheitsministerkonferenz der Länder in Düsseldorf
ruft ver.di am Mittwoch, dem 20. Juni 2018, zu einer Demonstration in
der nordrhein-westfälischen Landeshauptstadt auf. Das Motto: "Mehr
von uns ist besser für alle!" Die Beschäftigten der Krankenhäuser und
Altenpflege verlangen eine deutliche Aufstockung des Personals. Zudem
fordern sie bundesweite gesetzliche Vorgaben für die
Personalausstattung, Sofortprogramme zur kurzfristigen Entlastung der
Beschäftigten, eine bessere Bezahlung vor allem in der Altenpflege,
ein Ende der Tarifflucht sowie die Abkehr von befristeten
Arbeitsverträgen, erzwungenen Teilzeitverträgen und verzögerten
Stellenbesetzungen. Der Treffpunkt für die Demonstration, die zum
Tagungsort der Gesundheitsministerkonferenz führt, ist am Mittwoch ab
11 Uhr am Düsseldorfer Hauptbahnhof.


Die ausführlichen Ergebnisse finden Sie unter:

https://soll-ist-voll.verdi.de

 * 

Quelle:

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Presseinformation vom 18. Juni 2018

ver.di-Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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POLITIK/1904: Kriegsmedizin - Vorbereitet sein für viele Terrorverletzte ... Sicherheits-AG gegründet (Uni Ulm)


Universitätsklinikum Ulm - 15.06.2018

Vorbereitet sein für viele Terrorverletzte: Landesweite Klinikübergreifende Sicherheits-AG gegründet



Im Terrorfall eine Vielzahl an Verletzten zu versorgen und gleichzeitig
nicht selbst zum Ziel werden - dafür wollen die großen Akutkrankenhäuser
in Baden-Württemberg gerüstet sein. Deswegen haben sie gemeinsam mit
sicherheitsrelevanten Institutionen des Landes Anfang Juni eine
Arbeitsgemeinschaft gegründet. Diese vom Universitätsklinikum Ulm
initiierte Sicherheitskonferenz dient nun als Plattform, um sich
auszutauschen und Qualitätsindikatoren für das Vorgehen bei einem
Massenanfall von Verletzten (MANV) infolge eines terroristischen Anschlags
zu entwickeln.

Geschlossen stimmten die Vertreter*innen der baden-württembergischen
Kliniken und überregionaler Traumazentren sowie weiterer staatlicher und
nicht-staatlicher Organisationen dafür, die AG Klinikübergreifende
Sicherheitskonferenz Baden-Württemberg (AG KLÜSIKO BW) zu gründen.
"Gemeinsam werden wir an unserem Ziel arbeiten, die Versorgung der
Patient*innen und die Sicherheit der Kliniken im Falle eines
Terroranschlags zu gewährleisten. Die Gründung der AG war ein
entscheidender erster Schritt, um für die Kliniken in Baden-Württemberg
ein noch besser koordiniertes und systematisches Vorgehen im Terrorfall zu
erarbeiten", erklärt Professor Dr. Ernst Pfenninger, 1. Sprecher der AG
KLÜSIKO BW und Leiter Stabsstelle Katastrophenschutz am
Universitätsklinikum Ulm.

Im Unterschied zu Großschadensfällen im zivilen Kontext ist bei
terroristischen Anschlägen eine Versorgung der Verletzten vor Ort nicht
möglich. Dies erfordert die enge Zusammenarbeit zwischen
Sicherheitskräften und Rettungsdienst sowie angepasste Abläufe und die
frühe Einbindung der Kliniken. Erfahrungen aus anderen europäischen
Ländern und Israel zeigen, dass die Rettungsdienste selbst Ziel von
Zweit-Anschlägen ("second hit") sein können.

Impulse dafür, wie die Akutkrankenhäuser für den Ernstfall vorsorgen
können, gaben bei der Gründungskonferenz die Universitätsklinika Ulm und
Freiburg sowie das Klinikum Ludwigsburg mithilfe von Einblicken in die
bisherigen Maßnahmen an den jeweiligen Kliniken. Anschließend wurden vier
Arbeitsgruppen gegründet, die in den kommenden Monaten Standards unter
anderem für die Beurteilung von Verletzten, für Sicherheitsaspekte der
Kliniken oder für anästhesiologische wie chirurgische lebensrettende
Erstversorgungsmaßnahmen erarbeiten. Diese sollen im Idealfall als
Grundlage für landeseinheitliche Qualitätsstandards dienen. In einem
halben Jahr wollen die Beteiligten in Ludwigsburg erste Ergebnisse
besprechen.

Hintergrund der Sicherheitskonferenz ist, dass durch zurückkehrende
IS-Kämpfer*innen die Bedrohung durch terroristische Anschläge in Deutschland
ansteigen könnte. Als kritische Infrastrukturen, die eine wichtige Rolle
für die Versorgung der Bevölkerung spielen, tragen Krankenhäuser eine
besondere Verantwortung, ihre Einsatzfähigkeit - auch im
Katastrophen- oder Terrorfall - sicherzustellen. Für öffentlich geförderte
Akutkrankenhäuser und ihre Träger schreibt das
Landeskatastrophenschutzgesetz fest, dass sie selbstständig für diesen
Fall vorsorgen müssen. Zu diesem Zweck wurde bereits im Mai 2017 eine
Ulmer Klinikübergreifende Sicherheitskonferenz gestartet, in der sich die
sicherheitsrelevanten Institutionen in Ulm organisieren. Auch beim
Symposium der Deutschen Traumstiftung im Januar 2018 im Ulmer Stadthaus
war die Vorbereitung auf Terroranschläge ein Thema. Das
Optimierungspotenzial der bisher entwickelten Konzepte, das sich dort
herauskristallisierte, war die Initialzündung für die AG KLÜSIKO BW. "Wir
freuen uns, die positiven Erfahrungen, die wir mit dem Modell der
Klinikübergreifenden Sicherheitskonferenz in Ulm gemacht haben, jetzt auf
Baden-Württemberg auszuweiten", sagt Professor Dr. Udo X. Kaisers,
Leitender Ärztlicher Direktor des Universitätsklinikums Ulm. "Die starke
Vernetzung und der Austausch zwischen den Experten ist für die
Patientenversorgung, -lenkung und den Schutz der Kliniken ebenso wie der
Einsatzkräfte im Terrorfall hochrelevant."


Über die AG Klinikübergreifende Sicherheitskonferenz Baden-Württemberg (AG KLÜSIKO BW)

Aufgrund der guten Erfahrungen mit der Ulmer Sicherheitskonferenz und des
Optimierungspotenzials der baden-württembergischen Universitätsklinika in
Bezug auf einen MANV durch einen terroristischen Anschlag, regte das
Universitätsklinikum Ulm zur Gründung der AG KLÜSIKO BW an. Die AG setzt
sich aus Vertreter*innen der großen (Akut)Krankenhäuser in
Baden-Württemberg sowie weiteren sicherheitsrelevanten Institutionen des Landes
zusammen. Die AG stellt ein Forum zum Austausch von Erfahrungen und zur
gemeinsamen Vorbereitung auf den Katastrophenfall dar. Zum 1. Sprecher
wurde Prof. Ernst Pfenninger (Universitätsklinikum Ulm) gewählt, zum 2.
Sprecher Dr. Stefan Weiß vom Klinikum Ludwigsburg.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1093
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinikum Ulm - 15.06.2018
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KREBS/1175: Keine Daten zu Ultraschall der Brust zur Krebsfrüherkennung (MDS)


Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Keine Daten zu Ultraschall der Brust zur Krebsfrüherkennung



Zur Früherkennung von Brustkrebs können Frauen ab 50 in Deutschland am
Mammographie-Screening-Programm teilnehmen. Darüber hinaus wird die
Ultraschall-Untersuchung als Individuelle Gesundheitsleistung, kurz
IGeL, angeboten - entweder als Ergänzung oder als Alternative zum
Screening. Bislang lautete die Bewertung des IGeL-Monitors dafür
"unklar". Auch nach einer erneuten Sichtung der Literatur ändert sich
diese Einschätzung des Ultraschalls zur Brustkrebs-Früherkennung
nicht.

Frauenarztpraxen bewerben Ultraschall-Untersuchungen als Alternative
oder als Ergänzung zur Mammographie. Wissenschaftler des IGeL-Monitors
wollten wissen, ob der Ultraschall Frauen, die kein erhöhtes
Brustkrebsrisiko haben, davor bewahren kann, an Brustkrebs zu sterben.
Leider fanden sie keine Studien, die diese Frage untersucht haben. Man
weiß also nicht, ob der Ultraschall unter diesen Umständen einen
Nutzen hat. Ähnliches gilt für den Schaden. Die Gesamtbewertung ist
demnach "unklar".

Brustkrebs ist die mit Abstand häufigste Krebserkrankung bei Frauen
und die fünfthäufigste Todesursache. Zur Früherkennung von Brustkrebs
wurde in Deutschland im Jahr 2009 das Programm zum
Mammographie-Screening eingeführt. Seitdem hat jede Frau zwischen 50
und 69 alle zwei Jahre Anspruch auf eine Mammographie-Untersuchung in
spezialisierten Zentren. Außerdem kann jede Frau ab 30 ihre Brust bei
der jährlich angebotenen Frauenarzt-Untersuchung abtasten und sich
über die Selbstbeobachtung informieren lassen. Darüber hinaus kommen
auch andere Verfahren zur Früherkennung von Brustkrebs zum Einsatz,
wie der Ultraschall und die Magnetresonanztomographie (MRT).

Ultraschall wird in der Medizin sehr häufig eingesetzt, um
Körperstrukturen wie Organe oder Blutgefäße sichtbar zu machen. Er ist
in der Regel schnell anwendbar und funktioniert ohne Röntgenstrahlung.
Ultraschall dient bei verschiedenen Beschwerden zu einer ersten
schnellen Orientierung, als zusätzliche Diagnosemethode, zur
räumlichen Kontrolle bei Gewebeentnahmen und zur Nachsorge. Eine
Ultraschall-Untersuchung der Brust kostet in der Regel zwischen 26 und
60 Euro.

Die aktuelle Leitlinie mehrerer ärztlicher Fachgesellschaften zur
Früherkennung von Brustkrebs besagt, dass der systematische Einsatz
von Sonographie als alleinige Methode zur Brustkrebsfrüherkennung
nicht empfohlen werden kann. Für Frauen mit dichter Brust, so heißt es
in der Leitlinie, "erscheint derzeit die Sonographie als für die
Ergänzung der Mammographie geeignete Methode". Der Ultraschall könne
zwar mehr Tumore finden, vor allem bei Frauen unter 50, mit dichter
Brust und erhöhtem Risiko. Dafür würde er mehr Fehlalarme auslösen und
zu unnötigen Untersuchungen und Gewebeproben (Überdiagnosen) führen.

In jüngster Zeit hat die Deutsche Gesellschaft für Ultraschall in der
Medizin (DEGUM) ihre schon früher aufgestellte Forderung bekräftigt,
dass Ultraschall auch zur Früherkennung von Brustkrebs eingesetzt
werden soll, und zwar bereits ab einem Alter von 40 Jahren. In ihren
Pressemitteilungen betont die DEGUM nur den möglichen Nutzen und
empfiehlt den Ultraschall auch Frauen mit normaldichter Brust.
Mögliche Schäden durch Fehlalarme und Überdiagnosen berücksichtigt sie
nicht. So geht die DEGUM mit ihrer Forderung weit über die Empfehlung
der Leitlinie hinaus.

Wissenschaftler des IGeL-Monitors suchten in der Forschungsliteratur
vergeblich nach Studien zu der Frage, ob Ultraschall bei
beschwerdefreien Frauen ohne besonders hohes Brustkrebsrisiko
Todesfälle durch Brustkrebs verhindern kann. Es sollte dabei um Frauen
ab 40 Jahren gehen, die den Ultraschall als Ergänzung oder als
Alternative zu einem Mammographie-Screening bekamen. Ohne solche
Studien kann man nicht von einem Nutzen ausgehen. Die Studien, aus
denen die deutsche Leitlinie einen Nutzenhinweis ableitet, erfüllen in
den Augen der IGeL-Monitor-Experten die notwendigen Güte-Kriterien
nicht. So vergleicht eine aktuelle, hochwertige Studie aus Japan eine
Gruppe von Frauen, die Ultraschall und Mammographie bekamen, mit einer
anderen Gruppe von Frauen, die nur Mammographie bekamen. Aus zwei
Gründen wurde diese Studie in der Bewertung nicht berücksichtigt: Die
Frauen waren zwischen 40 und 49 Jahre alt, und somit jünger als die
Frauen, die in Deutschland am Mammographie-Screening teilnehmen
können. In der Studie ging es nur um die Frage, ob dadurch mehr Tumore
gefunden werden, aber nicht darum, ob die Frauen auch einen Nutzen
davon haben, weil sie nicht an Brustkrebs sterben.

Direkte Schäden durch den Ultraschall sind nicht zu erwarten. Möglich
wären indirekte Schäden durch übersehene Tumore, Fehlalarme sowie
unnötige Diagnosen und Behandlungen, worauf auch die Leitlinie
hinweist. Da es für diese Schäden beim Ultraschall der Brust keine
belastbaren Zahlen gibt, werden sie in der Bewertung nicht
berücksichtigt. Andererseits würde der Ultraschall, wenn er statt der
Mammographie eingesetzt wird, die Strahlenbelastung durch die
Röntgenstrahlen der Mammographie vermindern. Dies gewichten die
Wissenschaftler jedoch nicht so stark, da Frauen vermutlich nur
einzelne Untersuchungen ersetzen würden.


Hintergrund:

Unter www.igel-monitor.de erhalten Versicherte evidenzbasierte
Bewertungen zu sogenannten Selbstzahlerleistungen. Entwickelt wurde
die nicht-kommerzielle Internetplattform vom Medizinischen Dienst des
GKV-Spitzenverbandes (MDS). Der MDS berät den GKV-Spitzenverband in
allen medizinischen und pflegerischen Fragen, die diesem qua Gesetz
zugewiesen sind. Er koordiniert und fördert die Durchführung der
Aufgaben und die Zusammenarbeit der Medizinischen Dienste der
Krankenversicherung (MDK) auf Landesebene in medizinischen und
organisatorischen Fragen.

Bislang hat der IGeL-Monitor 49 Leistungen bewertet:



	
positiv


	
0





	
tendenziell positiv


	
3





	
unklar


	
20





	
tendenziell negativ


	
21





	
negativ


	
4





	
in Überarbeitung


	
1







Vier weitere IGeL wurden nicht bewertet, sondern nur besprochen.

Die IGeL "Ultraschall der Brust zur Krebsfrüherkennung" ist die 13.
Leistung, die bereits aktualisiert wurde. Die Bewertung "unklar" hat
sich nicht verändert.

Zur Bewertung der IGeL "Ultraschall der Brust zur Krebsfrüherkennung"
im IGeL-Monitor: 

https://www.igel-monitor.de/igel-a-z/igel/show/ultraschall-der-brust-zur-krebsfrueherkennung-1.html

 * 

Quelle:

Medizinischer Dienst des Spitzenverbandes Bund der Krankenkassen e. V. (MDS)

Essen, 18. Juni 2018

Theodor-Althoff-Straße 47, 45133 Essen

Telefon: 0201 8327-115, Fax: 0201 8327-3115

E-Mail: office@mds-eV.de

Internet: www.mds-ev.de
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ENTWICKLUNG/1376: Biologischer Lichtsensor in Aktion gefilmt (idw)


Paul Scherrer Institut (PSI) - 14.06.2018

Biologischer Lichtsensor in Aktion gefilmt



Mithilfe eines Röntgenlasers hat ein Team unter Leitung von Forschenden
des Paul Scherrer Instituts PSI einen der schnellsten Prozesse in der
Biologie aufgezeichnet. Der dabei erzeugte molekulare Film enthüllt, wie
der Lichtsensor Retinal in einem Proteinmolekül aktiviert wird. Solche
Reaktionen kommen in zahlreichen Organismen vor. Der Film zeigt erstmals,
wie ein Protein die Reaktion des eingebetteten Lichtsensors effizient
steuert. Die Aufnahmen, die heute im Wissenschaftsmagazin Science
veröffentlicht werden, gelangen am Freie-Elektronen-Röntgenlaser LCLS im
kalifornischen Stanford. Nun sind weitere Untersuchungen am SwissFEL, dem
neuen Freie-Elektronen-Röntgenlaser am PSI, geplant.

Das Molekül Retinal ist eine Form von Vitamin A und von zentraler
Bedeutung für Menschen, Tiere, bestimmte Algen und viele Bakterien. In der
Netzhaut des menschlichen Auges stösst Retinal den Sehvorgang an, wenn es
unter Lichteinfluss seine Form verändert. In ähnlicher Form nutzen auch
bestimmte Bakterien diese Reaktion, um Protonen oder Ionen durch die
Zellmembran zu pumpen. Wie in einem alpinen Speicherkraftwerk kann die
Lichtenergie dabei gespeichert werden, sodass sie bei Bedarf als
biologischer Treibstoff zur Verfügung steht. Für eine effiziente Nutzung
des Lichtes ist das Retinal-Molekül in Proteine eingebettet, welche bei
der Steuerung des Vorgangs eine entscheidende Rolle spielen. Die von den
Proteinen gelenkte Reaktion des Retinals zählt zu den schnellsten
biologischen Prozessen und geschieht innerhalb von 500 Femtosekunden (eine
Femtosekunde ist ein Millionstel einer Milliardstelsekunde). "Das ist
ungefähr eine Billion Mal schneller als ein Wimpernschlag", sagt Jörg
Standfuss, der die Gruppe für zeitaufgelöste Kristallografie im Bereich
Biologie und Chemie am PSI leitet. Was dabei auf Ebene der Atome passiert,
haben Forscher des PSI nun erstmals in 20 Schnappschüssen festgehalten und
diese zu einem molekularen Film zusammengestellt. "So schnell und so genau
hat noch niemand ein Retinalprotein gemessen. Das ist Weltrekord", sagt
Jörg Standfuss, der die Studie geleitet hat.

Die Forscher untersuchten das Protein Bacteriorhodopsin, das in einfachen
Mikroben vorkommt. Fängt das im Bacteriorhodopsin eingebettete
Retinal-Molekül ein Lichtteilchen ein, so verändert es seine ursprünglich
gestreckte in eine gekrümmte Form, "ähnlich wie wenn eine Katze einen
Buckel macht", erklärt der PSI-Forscher. Solche Veränderungen lassen sich
auch beobachten, wenn das Retinal in einer Lösung ohne Protein untersucht
wird. Doch dort finden verschiedene Reaktionen statt, die zudem weniger
ergiebig sind. "Proteine gleichen Fabriken, in denen chemische Reaktionen
besonders effizient ablaufen", erklärt Jörg Standfuss. "Wir wollten
schauen, wie dieses Zusammenspiel zwischen Protein und Molekül
funktioniert."

Überraschende Beobachtung

Die Forscher entdeckten, dass Wassermoleküle in der Nähe des Retinals eine
entscheidende Rolle spielen. Sie konnten beobachten, wie sich die
Wassermoleküle zur Seite bewegten und damit Platz schafften, damit das
Retinal-Molekül seinen Katzenbuckel machen konnte - im Fachjargon eine
"trans-cis-Isomerierung". Was zuvor noch niemand gesehen hatte,
überraschte Jörg Standfuss, wie er anhand des Katzenvergleichs erklärt:
"Man erwartet, dass eine Katze einen Buckel macht und damit eine andere in
die Flucht schlägt. Doch hier läuft die zweite Katze weg, noch bevor die
erste ihren Buckel gemacht hat." Computersimulationen bestätigen die
Messungen, die sich durch ultraschnelle Quantenprozesse erklären lassen.

Neben der Reaktion des Retinals konnten die Forscher zudem Protein-Beben
nachweisen, die theoretisch vorhergesagt wurden. Denn nicht die gesamte
Lichtenergie, die auf das Protein fällt, wird für den Katzenbuckel
gebraucht. Überschüssige Energie wird offenbar nicht in Form von Wärme,
sondern in Vibrationen des Proteins freigesetzt.

Neue Messungen am SwissFEL geplant

Für ihre Aufnahmen reisten die PSI-Forscher nach Kalifornien zum
Freie-Elektronen-Röntgenlaser LCLS in Stanford. Künftig können sie solche Filme
direkt am PSI mit der neu in Betrieb genommenen Anlage SwissFEL
realisieren. Bei solchen Untersuchungen wird die Probe mit extrem kurzen
und intensiven Blitzen aus Röntgenlicht in Laserqualität durchleuchtet.
Die Röntgenstrahlen werden durch die Probe in verschiedene Richtungen
abgelenkt und erzeugen Beugungsmuster, aus denen sich die ursprüngliche
Struktur berechnen lässt.

Als Proben verwenden die Forscher winzige Kristalle, in denen das
Bacteriorhodopsin in einem geordneten Zustand dicht gepackt ist. Angeregt
wird der Lichtsensor im Bacteriorhodopsin durch einen kurzen Puls aus
einem optischen Laser. Erst danach trifft der Röntgenblitz den Kristall
und beleuchtet die Szene. Die Zeit zwischen optischem Signal und
Röntgenblitz bestimmt, wie weit die Reaktion bereits fortgeschritten ist.
Einzelne Schnappschüsse zu verschiedenen Zeitpunkten lassen sich dann zu
einem Film zusammenfügen.

Nach der Untersuchung des Bacteriorhodopsins wollen die PSI-Forscher mit
dem SwissFEL das Retinal im Rhodopsin in unseren Augen untersuchen.
Ähnliche Retinalproteine lassen sich aber auch in Nervenzellen künstlich
einbauen, sodass es möglich wird, Nervenzellen mit Licht gezielt zu
aktivieren und deren Funktion zu erforschen. "Mit diesen Retinal-Proteinen
kann man dann eine beliebige Region im Gehirn mit Hilfe von Licht
aktivieren", erklärt Jörg Standfuss ein Ziel des neuen Fachgebiets,
Optogenetik genannt. Messungen mit dem SwissFEL sollen dazu beitragen,
Anwendungen der Optogenetik zu verbessern.

Text: Barbara Vonarburg


Über das PSI

Das Paul Scherrer Institut PSI entwickelt, baut und betreibt grosse und
komplexe Forschungsanlagen und stellt sie der nationalen und
internationalen Forschungsgemeinde zur Verfügung. Eigene
Forschungsschwerpunkte sind Materie und Material, Energie und Umwelt sowie
Mensch und Gesundheit. Die Ausbildung von jungen Menschen ist ein
zentrales Anliegen des PSI. Deshalb sind etwa ein Viertel unserer
Mitarbeitenden Postdoktorierende, Doktorierende oder Lernende. Insgesamt
beschäftigt das PSI 2100 Mitarbeitende, das damit das grösste
Forschungsinstitut der Schweiz ist. Das Jahresbudget beträgt rund CHF 390
Mio. Das PSI ist Teil des ETH-Bereichs, dem auch die ETH Zürich und die
ETH Lausanne angehören sowie die Forschungsinstitute Eawag, Empa und WSL.


Originalveröffentlichung

Retinal isomerization in bacteriorhodopsin captured by a femtosecond X-ray
Free Electron laser

Nogly P., et al.

Science, 14 June 2018 (online)

DOI: http://dx.doi.org/10.1126/science.aat0094

Weitere Informationen finden Sie unter

http://psi.ch/fjK2

Darstellung der Mitteilung auf der Webseite des PSI

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution695

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Paul Scherrer Institut (PSI) - 14.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LABEL/4909: Sony Music Press Relations Newsletter - KW25/2018 (Sony Music)


SONY MUSIC PRESS RELATIONS NEWSLETTER KW25/2018

München, 19. Juni 2018



The Carters - Mann trifft Frau, Frau trifft Mann - Beyoncé und
Jay-Z veröffentlichten ihr gemeinsames Album "Everything Is
Love"

Mit "Everything Is Love" veröffentlichte vergangenen Samstag das
Superstar-Paar Beyoncé und Jay-Z ohne große Vorankündigung ein
gemeinsames Album unter ihrem Familiennamen The Carters. Die Queen Of
Pop und der King des HipHop gaben den Release im Rahmen ihrer
aktuellen "On The Run II Tour" in London bekannt. Der Longplayer
enthält neun Songs, darunter die Single "Apest", für die ein Video im
Pariser Louvre gedreht wurde.


Kommende Alben-Veröffentlichungen

15.06. Ruel - Ready (EP)

15.06. O.S.T. - Uncle Drew

15.06. Christina Aguilera - Liberation

15.06. Buddy Guy - The Blues Is Alive And Wel

22.06. Chevelle - Live At The House Of Blues Chicago

06.07. Kissin' Dynamite - Ecstasy

06.07. Tom Grennan - Ligntning Matches

13.07. Bury Tomorrow - Black Flame

13.07. Amy Shark - Love Monster

13.07. The Jayhawks - Back Roads And Abandoned Motels

27.07. Daughtry - Cage To Rattle

03.08. Vanessa Mai - Schlager

10.08. Christin Stark - Rosenfeuer

10.08. Vincent Gross - Möwengold

17.08. Jennifer Rostock - Jennifer Rostock bleibt


On Tour

Judas Priest

19.06. Freiburg - Messehalle

20.06. Mannheim - Zeltfestival

31.07. München - Zenith

02.08. Wacken - Wacken Open Air

08.08. Dortmund - Westfalenhalle

Hurricane / Southside • 22. - 24. Juni

• Arcade Fire

• MØ

• George Ezra

• Gang Of Youths

• Jain

• Tom Walker

• Tom Grennan

• Amy Shark

• Marteria

• The Vaccines

• Tonbandgerät

• Gavin James

Michael Patrick Kelly

23.06. Essen - Grugahalle

Die Fantastischen Vier

23.06. Sankt Wendel - Open-Air-Gelände

13.07. Rosenheim - Mangfallpark Süd

19.07. Füssen - Barockgarten am Festspielhaus

20.07. Bonn - Kunstrasen

21.07. Kassel - Auestadion

19.12. Würzburg - S.-Oliver-Stadion

21.12. Neu-Ulm - Ratiopharm Arena

22.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

23.12. Stuttgart - Hanns-Martin-Schleyer-Halle

05.01.2019 Freiburg - Sick-Arena

07.01.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherungen

11.01.2019 Leipzig - Arena

13.01.2019 Berlin - Max-Schmeling-Halle

14.01.2019 Hamburg - Barclaycard Arena

15.01.2019 Köln - Lanxess-Arena

17.01.2019 Frankfurt - Festhalle

20.01.2019 München - Olympiahalle

22.01.2019 Hannover - TUI-Arena

23.01.2019 Bremen - ÖVB-Arena

24.01.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

Scorpions

25.07. Salem - Schloss Salem

27.07. Ludwigsburg - Schloss Ludwigsburg

Tash Sultana

06.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

07.09. Köln - Palladium

10.09. Berlin - Columbiahalle

Maître Gims

07.09. Hamburg - Große Freiheit

08.09. Berlin - ASTRA Kulturhaus

11.09. Köln - Essigfabrik

12.09. Frankfurt - Gibson

13.09. Saarbrücken - Le Hirsch

Jeff Lynne's ELO

18.09. Hamburg - Barclaycard-Arena

19.09. Berlin - Mercedes-Benz-Arena

21.09. München - Olympiahalle

25.09. Mannheim - SAP-Arena

Till Brönner & Dieter Ilg

17.11. Waldshut - Sedus Werk Dogern

18.11. Lindau - Inselhalle

Nicki Minaj & Future

21.02.2019 München - Olympiahalle

28.02.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

22.03.2019 Frankfurt - Festhalle

23.03.2019 Köln - Lanxes-Arena

Revolverheld

14.03.2019 Emden - Nordseehalle

15.03.2019 Hannover - TUI-Arena

16.03.2019 Hamburg - Barclaycard-Arena

18.03.2019 Bremen - ÖVB-Arena

19.03.2019 Leipzig - Arena

20.03.2019 Frankfurt - Festhalle

22.03.2019 Stuttgart - Schleyer-Halle

23.03.2019 Nürnberg - Arena Nürnberger Versicherung

24.03.2019 München - Olympiahalle

27.03.2019 Köln - Lanxess-Arena

29.03.2019 Oberhausen - König-Pilsener-Arena

30.03.2019 Berlin - Mercedes-Benz-Arena

 * 

Quelle:

Sony Music Entertainment Germany GmbH

Balanstraße 73, Haus 31 - 81541 München

Telefon: 089 - 54 02 22-0

E-Mail: kontakt@sonymusic.com

Internet: www.sonymusic.de
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MELDUNG/263: Wie sich das Konzert gerade neu erfindet (idw)


Zeppelin Universität - 18.06.2018

Wie sich das Konzert gerade neu erfindet



Friedrichshafen. Das Konzert als Präsentationsformat sollte sich
erneuern, um es auch für ein jüngeres Publikum wieder attraktiver zu machen.
Das ist die Kernthese des Buches "Das Konzert II: Beiträge zum
Forschungsfeld der Concert Studies", herausgegeben von Prof. Dr. Martin
Tröndle, Inhaber des WÜRTH Stiftungslehrstuhls für Kulturproduktion an der
Zeppelin Universität (ZU) in Friedrichshafen am Bodensee, das soeben im
transcript Verlag erschienen ist. Auf 490 Seiten tragen 24 Autorinnen und
Autoren - Kultur- und Musikwissenschaftler, Intendanten und Musiker,
Historiker und Entrepreneure - dazu bei, einen facettenreichen Diskurs zur
Zukunft des Konzertes zu eröffnen.

Bereits 2009 stieß der ebenfalls von Tröndle herausgegebene Band "Das
Konzert. Neue Aufführungskonzepte für eine klassische Form" eine
umfangreiche mediale Diskussion um die Zukunft der Kulturform Konzert an.
Die demografische Entwicklung des Konzertpublikums wie auch die Frage nach
der Erneuerung des klassischen Konzertes standen im Mittelpunkt. Seither
ist Bewegung in die Klassikszene gekommen. Eine Vielzahl an neuen
konzertpädagogischen Massnahmen, neuen Festivalformaten, die "die Klassik"
und "das Konzert" neu erfinden, sind entstanden. Beispiele dafür sind das
"Podium Festival" in Esslingen, die neu ausgerichtete "MaerzMusik" Berlin
und der "Heidelberger Frühling", das Fellowship-Programm "Concerto21" der
Alfred Toepfer Stiftung F.V.S., das 2017 gestartete Fellowship-Programm
"#bebeethoven" der Kulturstiftung des Bundes, das digitale Magazin für
klassische Musik "VAN", die Entstehung von Klassik-Streamingplattformen
wie "grammofy", "IDAGIO", "Qobuz", Branchentreffen zur Zukunft des
Konzertes wie "Classical:NEXT", der im Jahr 2017 ins Leben gerufene "D-bü
Wettbewerb", der die Frage nach neuen Aufführungsformaten in die deutschen
Musikhochschulen trägt, oder auch der 2017 erstmals vergebene Preis
"Innovatives Orchester des Jahres" der Deutschen Orchester Stiftung.

Dem gegenüber stehen laut Tröndle zugleich ernüchternde Zahlen. Auf
Grundlage von Daten des Statistischen Bundesamtes ist davon auszugehen,
dass Orchesterkonzerte von nur noch von vier bis fünf Prozent der
Bevölkerung besucht werden. Auch der Anteil der klassischen Musik im
Tonträgermarkt sinkt im Langzeitvergleich ungebrochen und liegt nunmehr
bei knapp drei Prozent des Gesamtmusikmarktes. Weiter verwenden die
Bundesbürger für den Besuch von Theatern, Konzerten, Musical und Oper
zusammengenommen 13 Minuten pro Woche, für Fernsehen und das Schauen von
Video und DVD 14,5 Stunden. Ein Langzeitvergleich bundesweiter
Bevölkerungsumfragen hinsichtlich des Zusammenhangs von Alter und
kultureller Partizipation kommt laut Tröndle zu dem Schluss, dass die
zunehmende Überalterung der Konzertbesucher im Zusammenhang von
Generationszugehörigkeit und Musikgeschmack begründet ist. Zwei Faktoren,
die einerseits einen Rückzug jüngerer und andererseits eine verstärkte
Zuwendung älterer Konzertbesucher mit sich bringen.

"Gerade wenn man eine reiche musikalische Tradition wertschätzt, ist eine
wissenschaftlich fundierte und künstlerisch raffinierte Transformation der
Kulturform 'Konzert' angemessen, um es lebendig zu halten", sagt Tröndle.
Genau darum geht es dem Band, der das Forschungsfeld der "Concert Studies"
etablieren möchte. Zu Wort kommen über Disziplinengrenzen hinweg
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler sowie Praktikerinnen und
Praktiker. Sie beleuchten dabei unter anderem das Ausbildungssystem, den
Konzertbesuch und den Konzertbetrieb, Musikästhetik und Akustik, die
Weiter- und Neuentwicklung der Konzertprogramme und Konzertformate. So
geben sie vielfältige Einblicke dazu, was das Konzert war und was es in
Zukunft werden könnte.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution811

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Zeppelin Universität - 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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AKTION/2664: Münsterland/Eibergen - Big-Band-Sound mit "jongNBEoost" und "Big Bang" am 24. Juni 2018




Big-Band-Sound im Kräutergarten

Die Gruppen "jongNBEoost" und "Big Bang" spielen am Sonntag, 24. Juni,
in der Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige" im niederländischen
Eibergen

Münsterland/Eibergen (NL). Der erste Abstecher in die Niederlande
führt die Reihe "Trompetenbaum & Geigenfeige - Musik in Gärten und
Parks im Münsterland" nach Eibergen. Im Kruidenhof te Mallum sorgen am
Sonntag, 24. Juni, gleich zwei Gruppen für ein besonderes Konzert: Das
Nachwuchsbläserensemble "jongNBEoost" und "Big Bang". Das musikalische
Programm beginnt um 16 Uhr. Anschließend, 17.30 Uhr, wird eine Führung
durch den Garten angeboten.

Als eines von vier Nachwuchsbläserensembles des Niederlande begeistert
das "Jong Nederlands Blazers Ensemble Oost" mit jungen Talenten
zwischen 15 und 19 Jahren. Die ambitionierten Musikerinnen und Musiker
stammen dabei aus verschiedenen Regionen der Niederlande. Unterstützt
werden sie beim Konzert in Eibergen von "Big Bang": In der seit
nunmehr 15 Jahre bestehenden Formation treffen sich junge Musikerinnen
und Musiker, um gemeinsam Jazzmusik zu machen und den Big-Band-Sound
wieder aufleben zu lassen.

Der malerische Kräutergarten in Mallum liegt idyllisch zwischen zwei
Berkelarmen und wird von einem Waldpfad umgeben. Geschaffen wurde der
Garten in den vergangenen 15 Jahren durch zahlreiche Ehrenamtliche.
Auf rund 7.500 Quadratmetern wachsen Blumen, Bäume und Heilpflanzen,
im Zentrum liegt ein großer Teich um den sich zahlreiche Beete
erstrecken. An mehreren Stellen im Garten laden Sitzbänke zum
Verweilen ein. Besondere Attraktionen sind ein Schmetterlingsgarten,
eine alte Wassermühle und ein Kletterhügel.

"Trompetenbaum & Geigenfeige" ist ein gemeinsames Projekt der vier
Münsterlandkreise Borken, Coesfeld, Steinfurt und Warendorf. Gemeinsam
mit der Kulturabteilung des Kreises Borken übernimmt Münsterland e.V.
die Organisation. Das Land NRW unterstützt "Trompetenbaum und
Geigenfeige" aus Mitteln des Förderprogramms "Regionale
Kulturpolitik". Das Konzert in Eibergen findet in Zusammenarbeit mit
dem Kruidenhof te Mallum und dem Kunstkring Haaksbergen statt.

Karten für das Konzert am Sonntag, 24. Juni, in Eibergen gibt es an
der Tageskasse ab 15 Uhr. Der Eintritt kostet zehn Euro. Ermäßigungen
gibt es für Schüler, Auszubildende und Studenten. Kartenbestellungen
sind zudem beim Münsterland e.V. - Tourismus-Center unter der
kostenfreien Service-Hotline 0800-9392919 (montags bis freitags von 9
bis 17 Uhr) möglich. Dort gibt es auch weitere Informationen. Das
Programm der Musikreihe ist darüber hinaus im Internet unter
www.trompetenbaum-geigenfeige.eu zu finden. Infos gibt es am
Veranstaltungstag unter Tel. 02564/9899 110.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de
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LIEDER/1796: Kassel - Cantiamo - die Gesangsklassen der Musikakademie im Konzert am 25.6.


Cantiamo - die Gesangsklassen der Musikakademie im Konzert



Die Studierenden der Gesangsklassen (Ruth Altrock und Janusz Niziolek)
präsentieren sich am Montag, 25. Juni, ab 19 Uhr im Konzertsaal der
Musikakademie am Karlsplatz. Dabei tragen sie unter anderem Lieder
Ludwig van Beethovens, Robert Schumanns und Claude Debussys sowie
Arien Wolfgang Amadeus Mozarts und Joseph Haydns vor. Die
Klavierbegleitung liegt in den bewährten Händen von Vera Weht und
Alberto Bertino.

Der Eintritt ist frei. Karten können bei der Musikakademie unter der
Telefonnummer 05 61/7 87-41 80, per Fax unter 05 61/7 87-41 88 oder
per E-Mail musikakademie@kassel.de reserviert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 13. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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AUSLAND/8740: Aus aller Welt - 19.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Italiens Innenminister will Roma ohne Aufenthaltsstatus ausweisen

Gut zwei Wochen nach seinem Amtsantritt will Italiens neuer
Innenminister Matteo Salvini Angehörige der Roma-Minderheit in seinem
Land zählen und Ausländer ohne gültigen Aufenthaltsstatus ausweisen
lassen. Er wolle wissen, wer und wie viele es seien, sagte der Chef
der fremdenfeindlichen Lega-Partei und Vizeregierungschef am Montag.
Roma mit italienischer Staatsangehörigkeit müsse das Land leider
behalten, fügte er hinzu. Die Opposition reagierte entsetzt auf
Salvinis Vorstoß. Senatorin Monica Cirinna von der
sozialdemokratischen PD sieht Italien in das Jahr 1938
zurückgefallen, in die Zeit des Faschismus und der Rassengesetze.
Erst vor einer Woche hatte Salvini bei vielen Menschen für Empörung
gesorgt, als er das Rettungsschiff "Aquarius" mit 630 Flüchtlingen an
Bord abwies.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8740: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Thailand richtet 26jährigen hin

Zum ersten Mal seit neun Jahren ist ein verurteilter Strafgefangener
in Thailand hingerichtet worden. Der 26jährige habe am Montag eine
tödliche Injektion erhalten, teilte der Leiter der
Strafvollzugsabteilung, Polizeioberst Narat Svetanan, mit. Der Mann
hatte im Juli 2012 einen 17jährigen in der Provinz Trang ausgeraubt
und mit Dutzenden Messerstichen getötet. Nach Behördenangaben wurden
in Thailand seit 1935 insgesamt 325 Häftlinge exekutiert. Die
Hinrichtung erfolgte unmittelbar vor einem Treffen des
Militärmachthabers Prayut Chan-O-Cha mit der britischen
Premierministerin Theresa May in London.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8737: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Manöverpause auf der koreanischen Halbinsel

US-Präsident Donald Trump und Nordkoreas Staatschef Kim Jong-un
trafen sich vor einer Woche in Singapur und unterzeichneten eine
gemeinsame Erklärung zur vollständigen Denuklearisierung Nordkoreas.
Nach dem historischen Gipfeltreffen hatte Trump überraschend einen
Stopp der gemeinsamen US-Militärmanöver mit Südkorea angekündigt. Wie
das südkoreanische Verteidigungsministerium am Dienstag mitteilte,
wurde die für August geplante Übung Ulchi Freedom Guardian, an der
bis zu 17.000 US-Soldaten teilnehmen sollten, von Washington
gestrichen. Pentagon-Sprecherin Dana White bestätigte die Absage.
Andere Manöver im pazifischen Raum seien von der Entscheidung aber
nicht betroffen.
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POLITIK/8739: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Grüne fordern Veröffentlichung von Seehofers Masterplan

An dem sogenannten Masterplan zur Asylpolitik von Innenminister Horst
Seehofer (CSU) übte der Vorsitzende der Grünen, Robert Habeck,
scharfe Kritik. Das Ziel sei offenbar, große Lager in Libyen zu
errichten und deren Betreuung nicht unter UN- oder EU-Mandat zu
stellen, sondern dem nordafrikanischen Land zu überlassen, sagte
Habeck im Bayerischen Rundfunk. Der Parteichef bezog sich dabei auf
eine beiläufige Bemerkung Seehofers vom Vortag. Unterdessen rief
Grünen-Fraktionschefin Katrin Göring-Eckardt die Bundesregierung auf,
den umstrittenen Masterplan Migration öffentlich zu machen. Daß
niemand Seehofers Pläne kenne, sei ein Skandal, sagte die Politikerin
den Zeitungen der Funke-Mediengruppe.

Im Unionsstreit über die Zurückweisung von Flüchtlingen an der
deutschen Grenze, die bereits in einem anderen europäischen Land
registriert sind, hat die CSU Kanzlerin Angela Merkel (CDU) eine
Frist von zwei Wochen zugestanden, um über europäische Lösungen zu
verhandeln. Sollte Merkels Initiative erfolglos bleiben, will
Seehofer im nationalen Alleingang Zurückweisungen an der Grenze
anordnen - gegen den Willen der Kanzlerin.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8738: Tragisches und Kurioses - 19.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Mehr als 100 Vermißte nach Fähruntergang auf Sumatra

Einen Tag nach dem Untergang einer Fähre auf dem Tobasee im Norden
der indonesischen Insel Sumatra hat sich die Zahl der Vermißten mehr
als verdoppelt. Nach Informationen des Verkehrsministeriums haben
sich Familienangehörige nach dem Unglück bei den Behörden gemeldet
und die Namen von 128 Menschen angegeben, die an Bord der Fähre
gewesen sein sollen. Das Schiff war am Montagnachmittag auf der Fahrt
von Simanindo nach Tigaras in ein Unwetter geraten und gesunken. 15
Menschen konnten nach Angaben des örtlichen Katastrophenschutzes
gerettet werden. Der in einem vulkanisch-tektonischen Kesseleinbruch
liegende Tobasee ist mit einer Gesamtfläche von rund 1777
Quadratkilometern der größte See in Indonesien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7823: Aus Forschung und Technik - 19.06.2018 (SB)




MELDUNGEN



Roskosmos will Flugzeit zur ISS verkürzen

Auf dem Raketenstartplatz Baikonur in Kasachstan haben die
Vorbereitungen für den nächsten Frachtflug zur Internationalen
Raumstation ISS begonnen. Nach einer eingehenden Kontrolle der
Raketenblöcke soll der Nutzlastträger Sojus-2.1a in der kommenden
Woche zusammengesetzt werden. Daß die Weltraumagentur Roskosmos die
Transportkapsel Progress MS-09 auf eine neue Flugbahn zur ISS
schickt, wodurch die Flugzeit zum Orbitalkomplex erstmals auf zwei
Erdumrundungen (etwa dreieinhalb Stunden) verkürzt werden könnte, wie
die Nachrichtenagentur TASS andeutete, wollte die Behörde zunächst
nicht bestätigen. Ein Test mit dem neuen Startschema mußte im Oktober
2017 abgebrochen werden. Ein zweiter Versuch mißlang im Februar 2018.
In beiden Fällen führte eine automatische Triebwerksabschaltung zum
Startabbruch, so daß man wieder auf das übliche Sechs-Stunden-Schema
mit vier Erdumrundungen zurückgreifen mußte. Der Start des neuen
Transportraumschiffs Progress MS-09 soll am 10. Juli erfolgen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7835: Aus aller Welt - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Italiens Innenminister Salvini läßt Roma und Sinti zählen

Italiens Innenminister und stellvertretender Ministerpräsident Matteo
Salvini von der rechtspopulistischen Partei Lega hat am Montag über
den Regionalsender Telelombardia eine Zählung von Sinti und Roma im
Land angekündigt. Das "Personenregister" bzw. "Dossier zur Roma-Frage
in Italien" soll Grundlage für die Ausweisung aller Angehörigen der
Volksgruppen sein, welche keinen gültigen Aufenthaltsstatus haben.
Salvini bedauerte, daß Italien Roma mit italienischer
Staatsbürgerschaft "unglücklicherweise behalten" muß. Über Twitter
legte Salvini nach, unter anderem ginge es ihm um die Unterstützung
von Kindern, die von ihren Eltern nicht zur Schule geschickt würden
und statt dessen Straftaten begehen müßten. Bereits im Wahlkampf hatte
Salvini Massenabschiebungen von Migranten angekündigt. Laut Ansa
Carlo Stasolla, Präsident der Vereinigung Associazione 21 Luglio, die
sich für die Rechte der Sinti und Roma einsetzt, sind in Italien
Zählungen auf Basis von Ethnien nicht erlaubt. In Italien leben rund
170.000 Roma und Sinti, die meist aus Rumänien und dem früheren
Jugoslawien gekommen sind.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7796: Medizin und Gesundheitswesen - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Pflegende Angehörige oftmals überfordert

Fast drei Viertel der rund drei Millionen pflegebedürftigen Menschen
in Deutschland werden zu Hause versorgt - davon 1,4 Millionen
ausschließlich durch Angehörige. Wie aus einer Studie des Zentrums
für Qualität in der Pflege (ZQP) laut Deutschem Ärzteblatt
hervorgeht, fühlen sich viele der pflegenden Angehörigen überlastet.
Mehr als ein Drittel der 1.006 befragten pflegenden Angehörigen im
Alter zwischen 40 und 85 Jahren (36 Prozent) fühlt sich häufig
niedergeschlagen, 29 Prozent sind oft verärgert. 45 Prozent gaben an,
psychischer Gewalt wie Anschreien, Beleidigen oder Einschüchtern
ausgesetzt gewesen zu sein. Elf Prozent erlebten körperliche
Übergriffe wie grobes Anfassen, Kratzen, Kneifen oder Schlagen. Aber
auch umgekehrt kam es zu Gewaltausübungen. 40 Prozent der Befragten
gaben an, innerhalb der letzten sechs Monate mindestens schon einmal
absichtlich Gewalt ausgeübt zu haben. Am häufigsten wurden mit 32
Prozent auch hier Formen psychischer Gewalt eingeräumt. Zwölf Prozent
gaben körperliche Gewalt zu, elf Prozent Vernachlässigung. Sechs
Prozent nannten freiheitsentziehende Maßnahmen.
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JUSTIZ/7823: Kriminalität und Rechtsprechung - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Krankenhäuser müssen Selbsteinweiser behandeln

Laut Bundessozialgericht (BSG) dürfen Krankenhäuser sogenannte
Selbsteinweiser, die keine Überweisung eines niedergelassenen Arztes
vorlegen, behandeln, auch wenn kein Notfall vorliegt. Bedingung ist,
daß die Behandlung erforderlich und wirtschaftlich ist. Der
zuständigen Krankenkasse kann die Rechnung für die Behandlung
nachgereicht werden. Im aktuellen Fall hatte die AOK Niedersachsen
die Zahlung mit Verweis auf den von Krankenhaus- und Kassenverbänden
geschlossenen Landessicherstellungsvertrag verweigert. Deren
Vereinbarung, daß eine Krankenhausbehandlung, abgesehen von
Notfällen, nur erforderlich ist, wenn ein niedergelassener Arzt sie
verordnet hat, ist laut BSG unwirksam.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7747: Sprache, Kunst und Medium - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Pariser Buchantiquare streben zweiten UNESCO-Status an

Die berühmten Buchhändler entlang der Seineufer im Zentrum von Paris
möchten auf die UNESCO-Liste für immaterielles Kulturerbe der
Menschheit aufgenommen werden. Dafür erhoffen sich die 226
lizenzierten Budenbesitzer Unterstützung von der Pariser
Stadtverwaltung für einen Antrag beim französischen Kulturministerium,
wie die Salzburger Nachrichten berichteten.

Dabei finden sich die knapp 1000 Stände der "Bouquinistes" bereits
seit 1991 auf der UNESCO-Weltkulturerbeliste.

Doch nach Auskunft der Antiquare können sie nicht zuletzt wegen der
Konkurrenz durch die Sozialen Medien kaum überleben. Hauptsächlich
kommen Touristen, aber die genießen eher die Atmosphäre, kaufen kaum
etwas. Deshalb bieten viele der Stände auch Bilder und Plakate sowie
Souvenirs an.

Dabei haben die Händler selbst eine hohe Meinung von sich. Sie würden
Wissen mit einer phänomenalen Vielfalt verbreiten und so etwas wie
eine philosophische Rolle in der Stadt spielen, begründete ein Händler
das Vorhaben.
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MILITÄR/7813: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Mehr als 13.000 Schußverletzte im Gazastreifen seit Ende März

Seit Ende März sind bei den wiederkehrenden Protestaktionen am Zaun
um den Gazastreifen mehr als 13.000 Demonstranten von israelischen
Soldaten durch Schüsse verwundet worden. Ein Großteil erlitt schwere
Verletzungen. Der Nahost-Verantwortliche beim Internationalen Komitee
vom Roten Kreuz (IKRK), Robert Mardini, sprach in New York davon, daß
rund 1400 Patienten von drei bis fünf Kugeln getroffen worden seien.
Häufig hatten die Soldaten auf die Beine gezielt. Dem
Gesundheitsministerium in Gaza zufolge sind bei den
Protestkundgebungen gegen die Vertreibung der Palästinenser bei der
Gründung des Staates Israel mehr als 130 Menschen erschossen worden.
Angesichts der "beispiellosen Krise im Gazastreifen" wird das IKRK
weitere 50 Betten in einem Krankenhaus am Ort einrichten, wo
Operation durchgeführt und Schußwunden behandelt werden können, so
Mardini.
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POLITIK/7827: Aus Parlament und Gesellschaft - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



EU verlängert Sanktionen gegen Moskau um ein Jahr

Die Europäische Union hat ihre gegen die Russische Föderation bzw.
die Krim verhängten Sanktionen um ein Jahr verlängert. Brüssel
bestraft damit Moskau für die Übernahme der Krim während der
Staatskrise in Kiew. Die EU bekennt sich nachdrücklich zur
Souveränität und territorialen Unversehrtheit der Ukraine und
verurteilt weiterhin Verstöße gegen internationale Gesetze.
Mindestens bis zum 23. Juni 2019 ist Bürgern und Unternehmen der
Europäischen Union der Import von Produkten von der Krim verboten.
Das gilt auch bei bestimmten Ausfuhren für die Sektoren Transport,
Telekommunikation und Energie. Investitionen dort sind ebenso nicht
erlaubt wie der Erwerb von Immobilien. Europäische Kreuzfahrtschiffe
dürfen Häfen der Krim nicht anlaufen.
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SONSTIGES/7797: Tragisches und Kurioses - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Jeden Tag etwa 50 Mal Fahrerflucht in Hamburg

In Hamburg wurden im vergangenen Jahr etwa 18.000 Fälle von
Fahrerflucht nach Verkehrsunfällen angezeigt, täglich im Schnitt 50
Mal wollten Fahrer die Konsequenzen nicht tragen und entfernten sich
unerlaubt.

Das berichtete der Sender NDR 90,3 unter Berufung auf eine Antwort des
Senats auf eine Kleine Anfrage der CDU.

Bei den meisten Unfällen ging es um Blechschäden. Aufgeklärt wurden
weniger als 40 Prozent der Fälle. Etwas günstiger sah es bei Unfällen
mit Verletzten aus. Da weniger Unfallverursacher flohen, fiel auch die
Aufklärungsquote mit fast 50 Prozent besser aus.

In den ersten drei Monaten dieses Jahres stieg bei 161 Anzeigen die
Anzahl der Fluchten allerdings um ein Drittel gegenüber 2017.
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SOZIALES/7824: Arbeit, Soziales und Familie - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Arbeitskampf an Düsseldorfer Uni-Kliniken

Am Mittwoch kommen in Düsseldorf die Gesundheitsminister der Länder
zusammen. Die Gewerkschaft Verdi hat dazu zu einer Kundgebung
aufgerufen, um ihre Forderungen nach mehr Personal für Krankenhäuser
und Altenpflegeeinrichtungen sowie Sofortprogramme zur kurzfristigen
Entlastung der Beschäftigten und eine bessere Bezahlung zu
unterstreichen. Der Arbeitskampf geht schon über Monate. Verdi
verlangt für die Beschäftigten der Tochtergesellschaften des
Klinikums einen Haustarifvertrag. Zu der Demonstration erwartete
Verdi 2000 Teilnehmer und Teilnehmerinnen. Beschäftigte der
Uni-Klinik in Essen wollten am Mittwoch streiken und sich der
Kundgebung anschließen. Bereits am Vortag haben mehrere hundert
Beschäftigte der örtlichen Uni-Kliniken die Arbeit ruhen lassen. Gut
zwei Drittel der Operationssäle waren nicht besetzt. Nur in Notfällen
wurden Operationen vorgenommen. Die Küche mußte ihr Essensangebot
trotz Unterstützung durch Verwaltungsangestellte reduzieren.
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UMWELT/7807: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Hawaiis Vulkan Kilauea noch immer hochaktiv

Seit fast acht Wochen versetzt der Vulkan Kilauea auf Hawaii die
Menschen in Angst und Schrecken. Fast 500 Häuser wurden seit Beginn
des Vulkanausbruchs zerstört. Wie die örtliche Zivilschutzbehörde
mitteilte, hat die Lava mittlerweile rund 24 Quadratkilometer bedeckt
und fließt unaufhaltsam in Richtung Pazifik. Und ein Ende ist nicht
abzusehen. Immer wieder treten kleine Explosionen auf, und es gibt
zahlreiche Gaswolken. Erst vor wenigen Tagen hatte ein erneutes Beben
der Stärke 5,3 die Insel erschüttert.

19. Juni 2018
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WIRTSCHAFT/7812: Märkte und Finanzen - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Erste Klage gegen Bayer-Tochter Monsanto wegen Glyphosat

Der seit knapp zwei Wochen zum Leverkusener Bayer-Konzern gehörende
Agrochemie- und Saatgutkonzern Monsanto aus dem US-Bundesstaat
Missouri muß sich in einem ersten Verfahren vor einem Gericht in San
Francisco für möglicherweise verschleierte Krebsrisiken des
Herbizidbestandteils Glyphosat verantworten. Der 46jährige Dewayne
Johnson klagt gegen Monsanto, weil er seinen Lymphdrüsenkrebs in
Verbindung mit dem glyphosathaltigen Unkrautvernichtungsmittel
Roundup in Verbingung bringt. Die Internationale
Krebsforschungsagentur der Weltgesundheitsorganisation hatte das
Herbizid 2015 als wahrscheinlich krebserregend für Menschen
eingestuft. Monsanto verweist auf zahlreiche Studien, welche das
Gegenteil belegen. Da Johnson im Sterben liegt, wurde seine Klage
gegen Monsanto vorgezogen. Zahlreiche weitere können folgen.

19. Juni 2018
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WISSENSCHAFT/7830: Aus Forschung und Technik - 19.06.2018 (SB)




VOM TAGE



Deutsche Forscher wollen Tomaten im Weltall wachsen lassen

Sicherlich haben sich schon viele gefragt, welche Rolle die
Schwerkraft beim Wachsen von Pflanzen spielt. Wenn alles nach Plan
verläuft, wird es darauf vielleicht bald eine Antwort geben. Dafür
will das Deutsche Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) in Bremen
dpa zufolge in wenigen Wochen einen Forschungssatellit ins All
bringen, der in 600 Kilometern Höhe die Erde umkreist. Ein halbes
Jahr lang soll sich der Satellit 20 Mal in der Minute um die eigene
Achse drehen, um Gravitation wie auf dem Mond entstehen zu lassen.
Danach dreht er sich sechs Monate lang 32 Mal in der Minute für die
Mars-Simulation. Währenddessen sollen im Inneren des Satelliten
zwölf Tomatenpflanzen wachsen. Ob und welche Auswirkungen die
künstlich erzeugte Gravitation auf die Pflanzen hat, wird mit Spannung
erwartet.

19. Juni 2018
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ZOOLOGIE/1542: Brutpflege-Gen steuert Arbeitsteilung bei Ameisen (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 18.06.2018

Brutpflege-Gen steuert Arbeitsteilung bei Ameisen



Frankfurt am Main, den 18. Juni 2018. Der Erfolg von Ameisenstaaten
beruht auf einer klaren Arbeitsteilung. Welche Gene das Verhalten der
Arbeiterinnen steuern, ist aber bisher kaum bekannt. WissenschaftlerInnen
der Universität Mainz und des Senckenberg Biodiversität und Klima
Forschungszentrums haben jetzt ein Gen identifiziert, dessen Aktivität die
Empfindlichkeit für Brutgeruch steuert und damit das Brutpflegeverhalten
von Ameisen beeinflusst. Dies zeigen genetische Untersuchungen und
Experimente an der nordamerikanischen Ameisenart Temnothorax
longispinosus, berichtet die Gruppe aktuell in der Fachzeitschrift "PLoS
Biology".




[image: Foto: © Barbara Feldmeyer]

Junge Ameisen der nordamerikanischen Ameisenart Temnothorax
Longispinosus bei der Brutpflege.

Foto: © Barbara Feldmeyer



Im Ameisenstaat herrscht strenge Arbeitsteilung. Die Königin ist primär
für die Fortpflanzung zuständig. Die Arbeiterinnen erledigen den Rest der
anfallenden Aufgaben, die sich im Laufe ihres Lebens wesentlich ändern.
Junge Arbeiterameisen kümmern sich um den Nachwuchs und betreiben
Brutpflege. Im mittleren Alter kümmern sich Arbeiterinnen um ihre
erwachsenen Nestgenossinnen. Gegen Ende ihres Lebens gehen sie dann auf
Nahrungssuche.

WissenschaftlerInnen der Universität Mainz und des Senckenberg
Biodiversität und Klima Forschungszentrums haben jetzt ein Gen
identifiziert, das bei diesen wechselnden Zuständigkeiten eine zentrale
Rolle spielt. "In einer Genexpressionsstudie haben wir gesehen, dass bei
Brutpflegerinnen das Vitellogenin-Gen like-A viel aktiver ist als bei
Arbeiterinnen, die auf Nahrungssuche gehen. Diese unterschiedliche
Genaktivität beeinflusst, wie stark die Ameisen aufgabenbezogene Reize
wahrnehmen. Dementsprechend ändern sich die von ihnen ausgeführten
Aufgaben", erklärt Prof. Susanne Foitzik, Johannes Gutenberg-Universität
Mainz.

Im Anschluss an die genetischen Studien prüfte die Gruppe die Rolle des
Vitellogenin-Gens like-A experimentell. Dazu wurde das Gen in jungen
Arbeiterinnen der nordamerikanischen Art Temnothorax longispinosus
inaktiviert. Die so manipulierten Ameisen pflegten die Brut in geringerem
Maße als gleichaltrige Ameisen einer Kontrollgruppe. Stattdessen kümmerten
sie sich vermehrt um erwachsene Nestgenossinnen, eine Aufgabe, die sie
normalerweise erst später im Leben übernehmen.
Entsprechend theoretischer Modelle zur Aufgabenverteilung in sozialen
Insekten zeigte sich, dass dieser Aufgabenwechsel damit einhergeht, dass
die Ameisen für Brutgerüche weniger und für die Signale der erwachsenen
Arbeiterinnen stärker empfindlich sind.

Ameisen sind wie Bienen, Wespen und Termiten soziale Insekten. Ihre
komplexen Gemeinschaften sind erfolgreich, weil sich Gruppenmitglieder auf
bestimmte Aufgaben spezialisieren und diese effizienter ausführen. Bisher
liegen jedoch wenige Erkenntnisse dazu vor, welche Mechanismen die
Spezialisierung der Arbeiterinnen steuern.

"Lediglich bei Honigbienen wurde bisher ein Gen nachgewiesen, das die
Sammelaktivität steuert. Mit unserem Erstnachweis eines Gens bei Ameisen,
das die Brutpflege - also eine weitere wichtige Aufgabe - reguliert,
schließen wir eine Wissenslücke in der genetisch basierten
Verhaltenssteuerung sozialer Insekten", resümiert Dr. Barbara Feldmeyer,
Senckenberg Biodiversität und Klima Forschungszentrum.


Publikation
Kohlmeier, P., Feldmeyer, B. and Foitzik, S. (2018):

Vitellogenin-like A-associated shifts in social cue responsiveness regulate
behavioral task specialization in an ant.

PLoS Biology 16(6): e2005747.

doi: 10.1371/journal.pbio.2005747



Die Natur mit ihrer unendlichen Vielfalt an Lebensformen zu erforschen und
zu verstehen, um sie als Lebensgrundlage für zukünftige Generationen
erhalten und nachhaltig nutzen zu können - dafür arbeitet die Senckenberg
Gesellschaft für Naturforschung seit nunmehr 200 Jahren. Diese integrative
"Geobiodiversitätsforschung" sowie die Vermittlung von Forschung und
Wissenschaft sind die Aufgaben Senckenbergs. Drei Naturmuseen in
Frankfurt, Görlitz und Dresden zeigen die Vielfalt des Lebens und die
Entwicklung der Erde über Jahrmillionen. Die Senckenberg Gesellschaft für
Naturforschung ist ein Mitglied der Leibniz-Gemeinschaft. Das Senckenberg
Naturmuseum in Frankfurt am Main wird von der Stadt Frankfurt am Main
sowie vielen weiteren Partnern gefördert.

Mehr Informationen unter:

www.senckenberg.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/405: Warum die Eiszunge des Pine-Island-Gletschers plötzlich schrumpfte (idw)


Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung -
15.06.2018

Warum die Eiszunge des Pine-Island-Gletschers plötzlich schrumpfte

Forscher kartieren den Meeresboden vor dem Pine-Island-Gletscher und
lüften per Zeitraffer-Video das Geheimnis seines abrupten Rückzuges



Der Pine-Island-Gletscher in der Westantarktis gehört nicht nur zu den
am schnellsten fließenden Eisströmen auf der Südhalbkugel. In den
zurückliegenden elf Jahren sind auch viermal große Eisberge von seiner
schwimmenden Eiszunge abgebrochen. Wissenschaftlern an Bord des deutschen
Forschungseisbrechers Polarstern ist es im Februar 2017 gelungen, jenen
Meeresboden zu kartieren, der noch kurz zuvor vom Gletschereis bedeckt
war. Ein Abgleich dieser neuen Karten mit Satellitenaufnahmen des
Eisstromes verrät nun, warum sich der Gletscher plötzlich so weit Richtung
Küste zurückgezogen hat: Er hatte an wichtigen Punkten die Bodenhaftung
verloren, berichten die Forscher im Online-Fachmagazin The Cryosphere,
einem Journal der European Geosciences Union.




[image: Schiff in der Nähe einer viele Meter hohen Eiswand - Foto: © Thomas Ronge]

Polarstern nahe eines Eisbergs in der Pine Island Bucht.

Foto: © Thomas Ronge



Der Pine-Island-Gletscher in der Westantarktis gehört mit einer
Fließgeschwindigkeit von vier Kilometern pro Jahr zu den am schnellsten
fließenden Eisströmen auf der Südhalbkugel. Gemeinsam mit seinen
benachbarten Gletschern transportiert der bis zu 50 Kilometer breite
Eisstrom jährlich mehr als 300 Gigatonnen Landeis in das Amundsenmeer und
trägt auf diese Weise fünf bis zehn Prozent zum weltweiten
Meeresspiegelanstieg bei. Die Ursache für dieses schnelle Abfließen des
Eises haben Forscher bereits gefunden. Warme Wassermassen, die aus dem
Zirkumpolarstrom abzweigen, gelangen seit den 1940er Jahren unter den
schwimmenden Teil des Pine-Island-Gletschers und schmelzen das sogenannte
Schelfeis von unten. Die heute rund 55 Kilometer lange Eiszunge verliert
auf diese Weise seit 25 Jahren bis zu 5,3 Meter Eisdicke pro Jahr.

Unbekannt war bislang allerdings, warum sich trotz dieser langanhaltenden
Schmelze die Abbruchkante des Pine-Island-Gletschers seit Beginn seiner
Beobachtung im Jahr 1947 kaum zurückgezogen hatte. Erst im Jahr 2015 gab
es einen einschneidenden Eisbergabbruch, in dessen Folge sich die
Schelfeiskante um 20 Kilometer Richtung Küste verlagerte und die
schwimmende Eiszunge auf eine Fläche von rund 470 Quadratkilometern
schrumpfte.

"Die Fließrichtung und die Fließgeschwindigkeit eines Gletschers hängen
stark von der Topographie seines Untergrundes ab. Von den meisten
Schelfeisen der Antarktis aber kennen wir das Relief des darunter
liegenden Meeresbodens kaum. Unsere Polarstern-Expedition im Februar 2017
bot deshalb die einmalige Chance, 370 Quadratkilometer jenes
Meeresgebietes zu kartieren, das in den Jahren zuvor noch großflächig vom
Schelfeis des Pine-Island-Gletschers bedeckt worden war", erklärt Erstautor
Dr. Jan Erik Arndt vom Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für
Polar- und Meeresforschung (AWI) in Bremerhaven. Mit Hilfe von
Fächerecholoten hatten Arndt und seine Kollegen den Meeresboden genau
kartiert.

Untersee-Berge dienten als Eisbremse

Die neuen Karten vom Meeresboden in der überwiegend 800 bis 1000 Meter
tiefen Pine-Island-Bucht zeigen einen bislang unbekannten unterseeischen
Höhenzug sowie zwei unterseeische Berge, deren Gipfel jeweils bis in eine
Wassertiefe von 370 Metern und flacher hinaufragen. Auf dem Höhenzug muss
das mehr als 400 Meter dicke Schelfeis des Pine-Island-Gletschers viele
Jahrzehnte lang aufgelegen haben, wie die von den Forschern
zusammengetragenen Satellitenaufnahmen des Gletschers belegen. Diese
reichen bis in das Jahr 2002 zurück. Auf den älteren Aufnahmen sind an
genau jenen Stellen, an denen sich Gipfel des unterseeischen Höhenzuges
unter dem Schelfeis befinden, Erhebungen in der Eisoberfläche zu erkennen.
"Ab dem Jahr 2006 sind diese markanten Punkte jedoch nicht mehr zu sehen.
Das Schelfeis muss bis zu diesem Zeitpunkt so weit von unten abgeschmolzen
sein, dass es entweder zu leicht war, um noch einen Abdruck an der
Eisoberfläche zu produzieren, oder die Eisfläche hatte bereits den Kontakt
zu den darunterliegenden Bergen verloren", sagt Mitautor Dr. Karsten Gohl
vom AWI.




[image: Karte mit eingetragenen Rückzugslinien für die Jahre 1947 bis 2017 - Foto: © Jan Erik Arndt]

Rückzug der Kalbungslinie des Pine Island Gletschers seit dem Jahr 1947


Foto: © Jan Erik Arndt



Wenn ein Schelfeis den Kontakt zu einem solchen Hindernis verliert,
reagiert der Eisstrom, als hätte jemand den Bremsklotz weggezogen. Die
Eismassen haben plötzlich freie Bahn und fließen mit zunehmendem Tempo
Richtung Meer - so heißt es zumindest in der Theorie. Anhand der
Satellitenzeitreihe vom Pine-Island-Gletscher konnten die Wissenschaftler
diese These nun Schritt für Schritt überprüfen. Überrascht stellten sie
dabei fest, dass unterseeische Erhebungen ein Schelfeis nicht nur wie ein
Bremsklotz stabilisieren. Unter gewissen Umständen können die Berge auch
den Abbruch eines Eisberges auslösen - etwa wenn die Schelfeiskante
vorrückt und dabei mit voller Wucht auf eine Erhebung aufläuft.

Einen solchen Zusammenstoß muss es bei einem Eisbergabbruch im Jahr 2007
gegeben haben. Wie die Satellitenaufnahmen zeigen, ist die Schelfeiskante
des Pine-Island-Gletschers damals auf einen der neu entdeckten
Unterseeberge aufgelaufen und wurde an der Aufprallstelle so stark
gestaucht, dass sich Risse in der Eisfläche bildeten. Als einer dieser
Risse zu groß wurde, brach der gesamte vordere Bereich des Schelfeises ab.
(Siehe Video [1])

Ähnlich, jedoch etwas weniger dramatisch, verhielt es sich beim Abbruch
des Eisberges im Jahr 2015. Der zunächst einzeln gekalbte Koloss zerbrach
binnen weniger Wochen in mehrere Teile. Sein größtes Teilstück blieb
anschließend fast ein ganzes Jahr lang an dem unterseeischen Höhenzug
hängen und drehte sich so lange im Uhrzeigersinn, bis es endlich durch das
Zusammenspiel von Meeresströmungen, Wind und Schmelze befreit wurde. Die
Forscher vermuten, dass wie im Jahr 2007 der wiederholte Kontakt des
Schelfeises mit dem Höhenzug zum finalen Abbrechen dieses Eisberges
geführt hatte. (siehe Video [2])

Das Schelfeis hat jetzt neuen Halt gefunden

"Derzeit verläuft die rund 50 Kilometer lange Schelfeiskante des
Pine-Island-Gletschers zwischen einer Insel im Norden und einem weiteren
Gletscher im Süden, die dem Eis wieder etwas Halt geben", sagt Jan Erik
Arndt. Wenn die Eisschmelze an der Schelfeisunterseite jedoch weiter
voranschreiten sollte, kann dieser Prozess irgendwann auch dazu führen,
dass das dann wesentlich dünnere Schelfeis an sich instabil wird. Bei
einer aktuellen Eisdicke von etwa 400 Metern an der Schelfeiskante sei
dieser Punkt aber noch nicht erreicht, berichten die Wissenschaftler.

Die bathymetrischen Karten vom Meeresgrund der Pine-Island-Bucht sowie die
Ergebnisse der Bildanalysen können jetzt in Computermodelle der
westantarktischen Gletscher einfließen und sollen helfen, deren
Simulationsgenauigkeit zu erhöhen.

Neben den zwei Wissenschaftlern vom Alfred-Wegener-Institut,
Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung waren außerdem noch ein
Forscher des British Antarctic Survey sowie Experten vom Deutschen Zentrum
für Luft- und Raumfahrt an der neuen Studie beteiligt.


Das Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und
Meeresforschung (AWI) forscht in der Arktis, Antarktis und den Ozeanen der
gemäßigten sowie hohen Breiten. Es koordiniert die Polarforschung in
Deutschland und stellt wichtige Infrastruktur wie den Forschungseisbrecher
Polarstern und Stationen in der Arktis und Antarktis für die
internationale Wissenschaft zur Verfügung. Das Alfred-Wegener-Institut ist
eines der 18 Forschungszentren der Helmholtz-Gemeinschaft, der größten
Wissenschaftsorganisation Deutschlands.


Anmerkungen:

[1] https://youtu.be/vFwmNofshDA

[2] https://youtu.be/1aqBsXMz2xs

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution188
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Alfred-Wegener-Institut, Helmholtz-Zentrum für Polar- und Meeresforschung, 15.06.2018
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SEISMIK/141: Neueinschätzung der Erdbebengefährdung Deutschlands (GFZ)


Deutsches GeoForschungsZentrum - 14. Juni 2018

Neueinschätzung der Erdbebengefährdung Deutschlands



Deutschland hat ein neues Kartenwerk zur Erdbebengefährdung. Obwohl die
Gefährdung durch Erdbeben in Deutschland relativ gering ist, ist sie
keinesfalls vernachlässigbar. Bedeutende Schadenbeben mit Magnituden größer
6 sind innerhalb Deutschlands sowie in unmittelbarer Nachbarschaft immer
wieder aufgetreten. Bereits 1981 wurde die erste Erdbebenbaunorm
bauaufsichtlich eingeführt. Das neue Kartenwerk ersetzt die vor rund
zwanzig Jahren konzipierte alte und bis jetzt gültige Erdbebenzonierung.
Die vorgelegten Karten zeigen, welche Bodenerschütterungen für verschiedene
Schwingungsperioden in Deutschland für vorgegebene Wahrscheinlichkeiten zu
erwarten sind. Die Zonierung weist anhand eines wesentlich verbesserten
Gefährdungsmodells und aktualisierter Datenbestände mit umfassender
Einbeziehung aller zu berücksichtigender Unsicherheiten solide und robuste
Berechnungen auf.

Die wichtigste Eingangsgröße dabei ist die Erdbebentätigkeit der letzten
ca. 1000 Jahre auf dem Gebiet der heutigen Bundesrepublik samt einer
Umgebung von mindestens 300 Kilometern. Zur Erarbeitung dieser Datenbasis
gehörte das akribische Studium der Quellen vieler dieser historischen
Beben. Dabei zeigte sich, dass in frühere Gefährdungsberechnungen 'Fake
Beben' eingegangen waren: Naturereignisse wie Stürme, plötzliche
Bodensenkungen oder Nachrichten entfernter starker Erdbeben, die
fälschlicherweise als lokale Erdbeben überliefert wurden.
"Überraschenderweise haben wir viele 'Fake Beben' gefunden" berichtet
Grünthal. "Mehr als sechzig Prozent der im bisherigen deutschen
Erdbebenkatalog aufgeführten Schadenbeben haben in manchen Gebieten nie
stattgefunden. Spätere Chronisten oder Autoren verschiedener
Erdbebenkataloge haben die Fehler einfach übernommen", sagt Grünthal.




[image: Karte: © G. Grünthal et. al.]

Karte der Erdbebengefährdung der Antwortbodenbeschleunigung für eine
mittlere Wiederholungsperiode von 475 Jahren, vorgesehen für den Nationalen
Anhang der erdbebengerechten Baunorm DIN EN 1998-1/NA. Dargestellt sind die
Mittelwerte der Spektralamplituden der Schwingungungsperioden von 0,1s,
0,15s und 0,2s anhand der Mittelwerte aus den Resultaten der Anwendung
eines Logischen Baumes mit 4040 Endzweigen. Der Gefährdungskarte sind die
katalogisierten tektonischen Erdbeben der letzten ca. 1000 Jahre
überlagert.
© G. Grünthal et. al.



Die Gefährdungskarten wurden am Deutschen GeoForschungsZentrum im Auftrag
des Deutschen Instituts für Bautechnik und in enger Abstimmung mit
Mitgliedern des entsprechenden DIN-Normenausschusses berechnet. Hauptautor
ist Gottfried Grünthal vom GFZ. "Die Neueinschätzung wird weitreichende
wirtschaftliche Folgen haben", sagt Fabrice Cotton, Leiter der GFZ-Sektion
Erdbebengefärdung und dynamische Risiken. Denn die Karten werden
Bestandteil des Nationalen Anhangs (NA) der neuen DIN-Norm DIN EN 1998-1/NA
werden. Die Bauleitung muss darauf achten, ihre Gebäude entsprechend den
darin beschriebenen Lastannahmen erdbebengerecht auszulegen.

In der Praxis heißt dies, dass die Erdbebenlastannahmen in Form berechneter
Bodenbeschleunigungen oberhalb eines Schwellwertes mit einer
Überschreitenswahrscheinlichkeit von 10 Prozent innerhalb einer
angenommenen Standzeit von 50 Jahren dem Konstruktionsentwurf zugrunde zu
legen sind. "Weniger sperrig als die Angabe der
Überschreitenswahrscheinlichkeit in Prozent innerhalb einer Standzeit ist
die Angabe mittlerer Wiederholungsperioden erwarteter Bodenerschütterungen.
Diese folgen aus den Gesetzen der Statistik. So ergibt die oben genannte
Überschreitenswahrscheinlichkeit eine Wiederholungsperiode von 475
Jahren.", berichtet der Initiator und Projektleiter der Neueinschätzung,
Gottfried Grünthal vom GFZ. Soll die Sicherheit erhöht werden, also die
Überschreitenswahrscheinlichkeit geringer sein, werden Karten für höhere
Wiederholungsperioden berechnet: so für 975 Jahre und 2475 Jahre. Diesen
entsprechen, auf die Standzeit von fünfzig Jahren bezogen,
Wahrscheinlichkeiten von 5 oder nur mehr 2 Prozent für das Überschreiten
der zugehörigen Bodenerschütterungen.

Neben den in Deutschland und den Nachbargebieten immer wieder auftretenden
signifikanten natürlichen, tektonischen Erdbeben werden zudem seismische
Ereignisse infolge menschlicher Aktivitäten im Untergrund beobachtet.
Auslöser hierfür sind Kohle-, Erz- oder Salzbergbau, Öl- und Gasförderung
oder auch Geothermiebohrungen. "Das Auftreten dieser induzierten
seismischen Ereignisse ist stark zeitabhängig", erläutert Grünthal, "Sie
verringern sich, können mit dem Abschluss der menschlichen Aktivitäten im
Untergrund enden oder werden durch technische Verbesserungen in ihrer
Intensität vermindert." Das ist einer der Gründe, weshalb die induzierten
seismischen Ereignisse nicht in die Berechnungen eingingen.

Grünthal und Kollegen haben in mühevoller Kleinarbeit im Vorfeld des
Projektes nicht nur historische Bebenaufzeichnungen ausgewertet, um die
Seismizitätsdatenbasis der letzten 1000 Jahre zu verbessern. Er fügt hinzu:
"Wir haben in unseren Berechnungen insbesondere die Unsicherheiten in
Modellen und Parametern erstmals derart umfänglich im Rahmen einer
regionalen Studie einfließen lassen." Hinter dem neuen Kartenwerk stecken
eine jahrelange Puzzlearbeit mit Quellenstudium, modernste statistische
Methoden und Auswerteverfahren von Datenbanken zu Starkbebenaufzeichnungen
sowie eine enge Kooperation mit dem Bauingenieurwesen. "Wir haben jetzt
noch verlässlichere Gefahreneinschätzungen als bisher, die in deutsche und
europäische Baunormen eingehen werden", sagt Fabrice Cotton.


Originalstudie: Grünthal, G., Stromeyer, D., Bosse, C.,
Cotton, F., Bindi, D., 2018. The probabilistic seismic hazard assessment of
Germany-version 2016, considering the range of epistemic uncertainties and
aleatory variability. Bulletin of Earthquake Engineering. DOI:
10.1007/s10518-018-0315-y 

https://doi.org/10.1007/s10518-018-0315-y
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AGRAR/380: 100 Tage Klöckner - Alter Wein in neuen Schläuchen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2018

100 Tage Klöckner: Alter Wein in neuen Schläuchen



Zur heutigen 100 Tage-Bilanz-Pressekonferenz von Julia Klöckner erklärt Friedrich Ostendorff, Sprecher für Agrarpolitik:

Ministerin Klöckner hat in den ersten 100 Tagen versäumt, vom falschen Pfad einer industrietreuen Agrarpolitik abzukehren. Bedauerlicherweise tritt sie viel zu häufig in die Fußstapfen ihres Vorgängers Schmidt - zwar mit mehr Esprit, jedoch mit ebenso wenig Inhalt. Sie betreibt Klientelpolitik, ebenso wie schon ihre Vorgänger aus den Reihen der Union. Es fehlen klare Regeln, um unsere Lebensgrundlagen zu schützen.

Immer noch dringt zu viel Gülle aus Tierställen in unser Wasser, die Regelungen zum Gewässerschutz sind unzureichend, wie gerade erst eine Studie des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft gezeigt hat. Klöckner muss hier dringend handeln und strengere Düngeregeln auf den Weg bringen. Großer Handlungsbedarf besteht auch bei der Tierhaltung: Wird Klöckner daran festhalten, dass ab dem 1.1.2019 nicht weiterhin 20 Millionen Ferkel pro Jahr ohne Betäubung kastriert werden? Leider deutet alles darauf hin, dass diese Frist mit fadenscheinigen Begründungen ausgesetzt werden wird. Mit ihrem freiwilligen Label für Fleisch wird sie nicht für eine Verbesserung der Lebensbedingungen von Schweinen und Rindern sorgen. Einem 100 kg-Mastschwein statt 0,75 m² zusätzlichen Platz von 7,5 cm² zu gewähren und dies als Tierwohl zu kennzeichnen, ist schamlose Verbrauchertäuschung.

Wir fordern Klöckner auf, für eine bäuerlich, ökologische Landwirtschaft und den Schutz kleiner Betriebe zu streiten - davon haben wir in ihren ersten 100 Tagen noch nichts gesehen. Die europäischen Agrargelder sollen weiterhin pauschal pro Hektar ausgeteilt werden, statt gezielt eingesetzt unsere Lebensgrundlagen und eine vielfältige Agrarstruktur zu schützen. Statt die Monokulturen und die Ackergift zu beschränken, sollen die Bienen auf den Balkonen der Städte gerettet werden. Das ist lächerlich und absurd.

Einerseits fordert Ministerin Klöckner mehr Wertschätzung für Lebensmittel und für das Mitgeschöpf Tier, doch die genussvolle Foodie-Bewegung in den Metropolen der Republik wird als "Glaubensgemeinschaft" diskreditiert. Das passt alles nicht zusammen und riecht zu sehr nach altem Wein in neuen Schläuchen. Wir brauchen einen echten Wandel hin zu einer nachhaltigen Landwirtschaft, die unser Wasser, unsere Luft und die Biodiversität schützt. Das geht mit einer artgerechten und wertschätzenden Tierhaltung, aber nicht mit einer exportorientierten Massenproduktion von Billigfleisch auf Kosten der Gesellschaft. Damit muss Schluss sein.

 * 
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SOZIALES/1904: Das Transsexuellengesetz muss fallen




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2018

Das Transsexuellengesetz muss fallen

 
Die Weltgesundheitsorganisation (WHO) hat angekündigt, Transsexualität und
andere Diagnosen in Zusammenhang mit Trans*Identitäten aus dem Katalog der
psychischen Krankheiten zu streichen. Dazu erklärt Sven Lehmann, Sprecher
für Queerpolitik:
 
Der Entschluss der WHO ist ein Meilenstein für die Menschenrechte.
Transsexuelle und transgeschlechtliche Personen sind nicht krank. Sie leben
einfach ihr gutes Recht auf geschlechtliche Selbstbestimmung. Es ist also
längst überfällig, dass die WHO dies auch in ihrem Katalog der psychischen
Krankheiten berücksichtigt. Die Ankündigung ist ein wichtiger Beitrag zur
psychischen Gesundheit. Leider hat die WHO gleichzeitig eine Diagnose für
Trans*Kinder vor der Pubertät eingeführt. Das kritisieren wir scharf, denn
Kinder brauchen keine aufgezwungenen diagnostischen Prozesse, sondern ein
akzeptierendes Umfeld, das sie in ihrem So-Sein annimmt und stärkt.
 
Die Bundesregierung muss die Entscheidung der WHO zum Anlass nehmen, das
Transsexuellengesetz abzuschaffen und durch ein Gesetz zur geschlechtlichen
Selbstbestimmung zu ersetzen. Denn bisher werden transgeschlechtliche
Menschen in Deutschland gezwungen, sich als psychisch krank diagnostizieren
zu lassen, um ihren Personenstand zu ändern. Das ist aber eine freie und
selbstbestimmte Entscheidung. Wir brauchen einfache Verfahren zur Änderung
des Personenstandes und Vornamens, ohne psychologische Zwangsgutachten.
Ebenso brauchen wir ein Verbot von geschlechtszuweisenden Operationen und
Hormonbehandlungen an Säuglingen ohne medizinische Indikation.
 
Das Bundesverfassungsgericht hat dem Gesetzgeber auferlegt, bis Ende diesen
Jahres das Personenstandsrecht zu überarbeiten und eine "Dritte Option" beim
Geschlechtseintrag zu ermöglichen. Leider ist aus dem Hause Seehofer bisher
nur ein Schmalspur-Gesetz bekannt, das die großen Fragen geschlechtlicher
Selbstbestimmung ignoriert. Wir werden gemeinsam mit den Verbänden weiter
Druck machen.
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UMWELT/1758: Anton Hofreiter zu Merkels Klimaschutzversagen


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2018

Anton Hofreiter zu Merkels Klimaschutzversagen



Zu Merkels Klimaschutzversagen erklärt Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender:

Angela Merkel kann sich selbst die Rechnung ausstellen für das Nichtstun beim Klimaschutz. Ihre eigene Klimaschutz-Blockadepolitik kommt uns teuer zu stehen. Die Verkehrswende wird ausgesessen, Klimaschutz in eine Kommission vertagt, das 2020-Ziel wurde de facto von der Bundesregierung aufgegeben. Statt weiterer Sonntagsreden brauchen wir klimapolitische Taten. Das Pariser Klimaabkommen muss umgesetzt werden. Es ist absolut inakzeptabel, dass weder die nationale Klimapolitik noch die EU-Klimaziele im Einklang mit den Zielen des Pariser Klimaabkommens stehen. Angela Merkel sollte sich gemeinsam mit Emmanuel Macron für einen wirksamen CO2-Preis, einen schnellen Umstieg von fossile auf erneuerbare Energien und für ein nachhaltiges Finanzwesen einsetzen. Ambitionierter Klimaschutz ist ein unerlässliches Zukunftsprojekt für die EU. Wenn die Bundesregierung ihre Energie in die Bekämpfung der Klimakrise statt in die Abwehr schutzsuchender Menschen stecken würde, wäre viel gewonnen.
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WIRTSCHAFT/2806: Aktuelle Ifo-Zahlen - Konjunkturelle Schlechtwetterfront


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 19. Juni 2018

Aktuelle Ifo-Zahlen: Konjunkturelle Schlechtwetterfront



Zur aktuellen Konjunkturprognose des Ifo-Instituts erklärt Kerstin Andreae, Sprecherin für Wirtschaftspolitik:

Passend zur aktuellen Regierungskrise braut sich gerade ein Konjunkturgewitter auf. Nach dem DIW senkt nun auch das Ifo-Institut seine Prognosen. Die Bundesregierung kann sich nicht weiter hinter Schönwetter-Wolken verstecken.

Union und SPD fehlt es an Einsicht und Weitsicht. Immer wieder haben sie wichtige Fragen zum Klimaschutz, zur Digitalisierung oder zum Fachkräftemangel in die Zukunft verschoben. Sie agieren mut- und ambitionslos und sind Bremser beim Klimaschutz. Das geht zu Lasten der Unternehmen und der Menschen in Deutschland.

Deutschland braucht Strategien für die Digitalisierung, die weit über den Breitbandausbau hinausgehen und für Bildung, die zur Arbeit von morgen befähigen. Wir müssen den Mittelstand im globalen Wettbewerb unterstützen und mit Blick auf Zukunftstechnologien und Forschung endlich eine europäische industriepolitische Strategie aufsetzen.

Die Wirtschaft braucht keine Mauern, sondern Fachkräfte, die wir nur mit einem intelligenten Mix aus Qualifizierung, Nutzung einheimischer Potenziale und einem modernen Einwanderungsgesetz bekommen können. Wir müssen Gründungen besser fördern, denn wir sind hier Entwicklungsland und die Zahl der Gründungen geht seit Jahren zurück. So verlieren wir kreative Köpfe und potenzielle Arbeitsplätze. Bei Innovationen hinken wir ebenfalls hinterher, weil eine steuerliche Forschungsförderung für kleine und mittlere Unternehmen seit Jahren auf sich warten lässt.
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KULTUR/625: Kultur in ländlichen Räumen wiederbeleben


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 19. Juni 2018

Kultur in ländlichen Räumen wiederbeleben

Auftakt der "Landtour" in Mecklenburg



Zum Auftakt ihrer "Landtour" haben die kultur- und medienpolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth Motschmann, und
die Obfrau im Ausschuss für Kultur und Medien, Melanie Bernstein, am
Wochenende Mecklenburg besucht. Dazu können Sie Elisabeth Motschmann
wie folgt zitieren:

"Das kulturelle Leben in den ländlichen Räumen zu stärken ist für die
Arbeitsgruppe Kultur und Medien der CDU/CSU-Fraktion das
Schwerpunktthema in dieser Legislaturperiode. Melanie Bernstein und
ich werden in den nächsten Monaten Menschen und Kultureinrichtungen
in ganz Deutschland besuchen, um uns einen Eindruck von den Angeboten
und auch den Bedarfen zu verschaffen. Der erste Besuch führte am
Wochenende nach Mecklenburg.

Für die notwendige strukturelle Stärkung der Fläche gilt es zu
prüfen, welche Förderinstrumente des Bundes ausgeweitet oder
finanziell verstärkt werden müssen. Dazu findet auch ein enger
Austausch mit der Kulturstiftung des Bundes statt. Neben der
Fortsetzung des Denkmalschutzsonderprogramms haben wir uns im
Koalitionsvertrag auf ein Programm "Kultur in den Regionen" geeinigt,
welches nun ausgestaltet werden muss. Mit einem Zukunftsprogramm
wollen wir zudem den Kulturort Kino im ländlichen Raum stärken.

Wir unterstützen die Kultur in der Fläche aber nicht nur mit
Fördergeldern. Genauso wichtig ist die Gestaltung der richtigen
Rahmenbedingungen für die in der Kultur oftmals ehrenamtlich Tätigen.
So stellt es z.B. ehrenamtlich geführte kleine Theater vor großen
Probleme, dass ihnen für jede Aufführung ein hauptamtlicher
Bühnenmeister vorgeschrieben wird. Wir werden Verordnungen auf ihre
Auswirkungen abseits der kulturellen Zentren überprüfen und nach
weiteren Möglichkeiten der Entbürokratisierung suchen."

 * 
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AUSSEN/1742: Freiheit für Julian Assange


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Juni 2018

Freiheit für Julian Assange!



"Sechs Jahre nach Beginn des erzwungenen Botschaftsasyls von Julian Assange bietet die Lage des WikiLeaks-Gründers Anlass zu zunehmender Sorge: Eine rasche Lösung ist notwendig. Sechs Jahre De-facto-Gefangenschaft in engen Räumen der ecuadorianischen Botschaft in London, ohne Ausgang und getrennt von seiner Familie sind eine empörende Verletzung der Menschenrechte mitten in Europa", sagt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Die Außenpolitikerin weiter:

"Vor diesem Hintergrund beunruhigt der Gesundheitszustand des 46-Jährigen Publizisten, der nach sechs Jahren Zwangsaufenthalt in dafür nicht geeigneten Botschaftsräumen laut ärztlicher Einschätzung schwer angeschlagen ist. Die Kappung der Internet- und sonstigen Medienverbindungen von Julian Assange in den Räumen der Botschaft von Ecuador in London stellt eine weitere Verschärfung der ohnehin harten Bedingungen dar.

Alarmierend sind Beteuerungen von US-Justizminister Jeff Sessions, der die Festnahme Julian Assanges zu seinen 'Prioritäten' erklärt hat, um so den Kampf gegen Leaks glaubhaft zu führen. Die Gefahr einer Auslieferung an eine unberechenbare Regierung in den USA ist daher größer denn je. Hinzu kommt, dass die Arbeitsgruppe zum Thema willkürliche Inhaftierungen der Vereinten Nationen 'die verschiedenen Formen der Freiheitsberaubung, denen Julian Assange ausgesetzt wurde, als eine Form der willkürlichen Inhaftierung' verurteilt hat, ohne dass Großbritannien oder auch die deutsche Bundesregierung daraus politische Konsequenzen gezogen haben.

DIE LINKE sieht die Kampagne für die Befreiung Julian Assanges aus dem Botschaftsexil als Teil des Kampfes für die Rechte von Whistleblowern und investigativen Journalisten als Verteidigern von Transparenz, Demokratie und Rechtsstaat an. Wir fordern von der Bundesregierung, sich endlich aktiv und schnellstmöglich für die Freiheit des Internetaktivisten einzusetzen."

 * 

Quelle:
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EUROPA/1619: Merkel & Macron - Die Schlafwandler


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Juni 2018

Merkel & Macron: Die Schlafwandler



"Madame Non und der Investmentbanker aus Frankreich stehen vor einem Scherbenhaufen in Europa. Zehn Jahre nach der Finanzkrise bekommen Deutschland und Frankreich nicht mal eine echte Finanztransaktionssteuer gebacken", kommentiert Fabio De Masi, stellvertretender Vorsitzender der Fraktion DIE LINKE, das Treffen von Bundeskanzlerin Angela Merkel mit dem französischen Präsidenten Emmanuel Macron in Meseberg. De Masi weiter:

"Die Krise in Südeuropa wurde durch Kürzungsdiktate vertieft und eine verlorene Generation geschaffen. Zudem wurden Länder wie Italien und Griechenland mit den Problemen der EU-Flüchtlingspolitik allein gelassen. Ohne Korrektur der deutschen Wirtschaftspolitik von Lohndumping und exzessiven Leistungsbilanzüberschüssen werden sich Volkswirtschaften wie Italien nicht erholen, und es droht ein Flächenbrand in Euro-Land.

Ein Mini-Haushalt wird die Investitionslücke in der Eurozone nicht schließen. Der damit verbundene Zwang zu permanenten Strukturreformen - also Lohn- und Rentenkürzungen - kastriert die Binnenwirtschaft. Das billige Geld der EZB landet so weiter auf den Finanzmärkten statt in der realen Wirtschaft.

Die Harmonisierung des Unternehmenssteuerrechts ohne Gewinnverteilung oder Mindeststeuern (GKB) droht Steuerwettbewerb über die Steuersätze gar weiter anzuheizen.

Europa braucht eine Stärkung der Binnennachfrage in Deutschland sowie kurzfristig eine Ausnahme öffentlicher ziviler Investitionen von den Defizitkriterien. Ein Europäischer Währungsfonds hat nur Sinn, wenn er über eine Banklizenz verfügt, um sich bei der EZB Geld zu leihen und direkt öffentliche Investitionen zu finanzieren statt Banken und Gläubiger von Euro Staaten zu retten.

Deutschland muss bei der Finanztransaktionssteuer Druck auf Frankreich machen. Eine faktische Börsenumsatzsteuer zur Schonung französischer Investmentbanken ist eine Kapitulation. Zum Kampf gegen Steuerdumping braucht es überdies endlich eine Koalition der Willigen mit Frankreich und anderen Mitgliedsstaaten für Mindeststeuern auf Konzerngewinnen und Strafsteuern auf Finanzflüsse in Steueroasen."

 * 
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INNEN/4947: Bundesregierung stutzt das Asylrecht weiter bis zur Unkenntlichkeit


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Juni 2018

Bundesregierung stutzt das Asylrecht weiter bis zur Unkenntlichkeit



"Die Bundesregierung muss sich in ihrer Politik gegenüber Geflüchteten endlich der Einhaltung von Menschenrechten verpflichten. Stattdessen stutzt sie das Asylrecht weiter bis zur Unkenntlichkeit und schafft mit ihren Rüstungsexporten, durch völlig ungenügende Antworten auf den Klimawandel und eine fatale Außenhandelspolitik neue Fluchtgründe. Damit trägt sie eine große Mitverantwortung dafür, dass weiter Menschen auf dem Mittelmeer ertrinken", erklärt Zaklin Nastic, menschenrechtspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des morgigen Weltflüchtlingstags. Nastic weiter:

"Der Popanz der CSU ist als klarer Rechtsbruch zu verurteilen. Die Grundentscheidung, dass jeder Asylsuchende Zugang zu einem Verfahren bekommen muss, wird durch Seehofers Vorstoß und dessen Billigung durch die CSU-Spitze schlicht missachtet. Wenn wir beginnen, diesen Rechtsbruch zu akzeptieren, dann ebnen wir den Weg für eine weitere Verfestigung der absoluten Rechtlosigkeit von Flüchtlingen und Staatenlosen.

Bundeskanzlerin Merkel und ihre CDU sowie die SPD können sich jedoch nicht als das moralisch Gute demgegenüber stellen. Es war die sogenannte Große Koalition inklusive CDU und SPD, die die aktuellsten Asylrechtsverschärfungen, den EU-Türkei-Deal und zahlreiche weitere Abschottungs-Vereinbarungen mit undemokratischen Regierungen zu verantworten hat. Als LINKE steht für uns das Recht, nicht fliehen zu müssen, im Zentrum. Dafür sind die Ursachen von Flucht und Vertreibung zu bekämpfen. Weiter muss das Asylrecht wieder hergestellt und es müssen endlich Fluchtwege legalisiert und umfassender Familiennachzug gewährleistet werden."

 * 
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Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. Juni 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2529: Entscheidung der WHO ist für trans*-Personen weltweit ein riesiger Erfolg


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Juni 2018

Entscheidung der WHO ist für trans*-Personen weltweit ein riesiger Erfolg



"Die Entscheidung der WHO ist für trans*-Personen weltweit ein riesiger Erfolg. Die Aufhebung der stigmatisierenden und schlicht falschen Katalogisierung ist ein wichtiger Schritt zur Umsetzung der Menschenrechte. Er lässt hoffen, dass die lange Geschichte sogenannter Konversionstherapien und erzwungener medizinischer Behandlungen langsam aber sicher ein Ende findet. Kritisch ist dagegen der Beschluss der WHO, für trans*-Kinder vor der Pubertät eine neue Diagnose einzuführen. Dass gesunde Kinder mit einer Diagnose und entsprechenden medizinischen Prozessen belastet werden, statt sie in ihrer Entwicklung zu bestärken, ist falsch und muss rückgängig gemacht werden", erklärt Doris Achelwilm, queerpolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE, anlässlich des Beschlusses der Weltgesundheitsorganisation (WHO), Transsexualität und damit verbundene Diagnosen nicht länger als psychische Krankheit einzustufen. Der überarbeitete Version der Internationalen statistischen Klassifikation der Krankheiten (ICD 11) soll im Mai 2019 beschlossen und 2022 in Kraft treten. Achelwilm weiter:

"Wir fordern die Bundesregierung auf, aus der Entscheidung der WHO Konsequenzen zu ziehen und die notwendige Reform des Personenstandsrechts für eine umfassende gesetzliche Regelung zu nutzen, die geschlechtliche Selbstbestimmung für alle Menschen ermöglicht. Dazu gehört unbedingt die Abschaffung des Transsexuellengesetzes. Außerdem muss der medizinische Begutachtungszwang, an dem Seehofer mit seinem Gesetzentwurf zur Umsetzung des Bundesverfassungsgerichtsurteils zur 'Dritten Option' festhält, endlich gestrichen werden. Stattdessen brauchen wir ein unkompliziertes, selbstbestimmtes Verfahren für den Eintrag und die Änderung des rechtlichen Geschlechts. Und zwar sowohl für inter*- als auch für trans*-Personen. Medizinisch nicht notwendige geschlechtsangleichende Operationen an Säuglingen und Kindern müssen verboten werden.

DIE LINKE wird nicht aufhören, diese Forderungen gegenüber Seehofer und der Bundesregierung zu wiederholen und gerade auch in widrigen Zeiten sich gemeinsam mit den Betroffenen für eine echte Reform für sexuelle Selbstbestimmung einzusetzen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. Juni 2018
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UMWELT/631: Merkels schmutzige Klima-Seifenblasen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 19. Juni 2018

Merkels schmutzige Klima-Seifenblasen



"Lustlos, inhaltsleer, planlos: Die Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel beim Petersberger Klimadialog war angesichts der verfehlten Klimaschutzziele der Bundesregierung ein peinliches Abziehbild ihrer Klima-Schlafwagen-Politik der letzten Jahre. Wer vor internationalem Publikum einen derart blutarmen Vortrag abliefert, wird niemals den notwendigen politischen Druck auf EU-Länder wie Polen, Klimabremser und Ausrichter der nächsten UN-Klimakonferenz, ausüben können. Merkel ist von der Klimakanzlerin zur Klima-Seifenblasen-Kanzlerin geworden", erklärt Lorenz Gösta Beutin, Sprecher der Fraktion DIE LINKE für Energie- und Klimapolitik. Beutin weiter:

"Schöne Worte reichen nicht aus, wenn es um die Einhaltung des Pariser Klimaabkommens geht. Statt klimapolitischer Sonntagsreden brauchen wir einen lauten Startschuss. Wir brauchen Ordnungsrecht statt blinden Marktglaubens. Wir brauchen einen Klimaschutzruck, ein Kohleausstiegsgesetz und Klimaschutzgesetz - jetzt sofort. Kurz: Wir brauchen eine Klimaschutzpolitik, die im Einklang mit dem Pariser Klimaschutzabkommen steht.

DIE LINKE ruft darum zur großen Anti-Kohle-Demonstration in Berlin am 24. Juni auf, die auch vor das Kanzleramt ziehen wird."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 19. Juni 2018
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BUNDESTAG/7276: Heute im Bundestag Nr. 426 - 19.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 426

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.20 Uhr

1. Ehemalige deutsche Zwangsarbeiter

2. Verhältnis zu Tschechien

3. Dienstreisen zwischen Bonn und Berlin

4. Nicht vollstreckte Haftbefehle

5. Europäischer Katastrophenschutz

6. Bundespolizei in NRW



1. Ehemalige deutsche Zwangsarbeiter

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Eine "Anerkennungsleistung für ehemalige deutsche
Zwangsarbeiter" ist Thema der Antwort der Bundesregierung (19/2492)
auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/2181). Danach waren von
den mit Stand 31. März 2018 gestellten Anträgen auf
Anerkennungsleistung zu diesem Zeitpunkt 43.291 erfasst. In 96 Prozent
dieser Fälle sei ein Wohnsitz in der Bundesrepublik angegeben und in
vier Prozent ein Wohnsitz im Ausland.

 * 

2. Verhältnis zu Tschechien

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Das deutsch-tschechische Verhältnis ist ein Thema
der Antwort der Bundesregierung (19/2493) auf eine Kleine Anfrage der
AfD-Fraktion (19/2214). Danach haben beide Länder mit der
Deutsch-Tschechischen Erklärung von 1997 ihre Verpflichtung und
Verantwortung bekräftigt, "die deutsch-tschechischen Beziehungen im
Geiste guter Nachbarschaft und Partnerschaft weiter zu entwickeln und
damit zur Gestaltung des zusammenwachsenden Europa beizutragen". Wie
die Bundesregierung weiter ausführt, treffen beide Länder in Bezug auf
die Vergangenheit die Aussage, beide Seiten stimmten darin überein,
"dass das begangene Unrecht der Vergangenheit angehört, und werden
daher ihre Beziehungen auf die Zukunft ausrichten".

Seit der Deutsch-Tschechischen Erklärung von 1997 haben Deutschland
und Tschechien laut Bundesregierung "eine Politik der Versöhnung, der
Zusammenarbeit und des Dialogs verfolgt". So sei im Jahr 2015 der
Strategische Dialog mit Tschechien ins Leben gerufen worden, der eine
breit angelegte Kooperation beider Regierungen zu zentralen
politischen Fragestellungen umfasse. Diese enge Zusammenarbeit
zwischen den Regierungen habe sich auch positiv auf die Anliegen der
deutschsprachigen Vertriebenen ausgewirkt. So hätten am
Sudetendeutschen Tag in Augsburg (19. bis 20. Mai 2018) erstmalig die
Botschafter beider Länder teilgenommen. "Die Bundesregierung ist der
Fortsetzung ihrer bisherigen Politik der Aussöhnung und Zusammenarbeit
mit Tschechien weiterhin verpflichtet", heißt es ferner in der
Antwort.

 * 

3. Dienstreisen zwischen Bonn und Berlin

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Über das Dienstreiseaufkommen von Mitarbeitern des
Bundes zwischen Bonn und Berlin will die FDP-Fraktion informiert
werden. In einer Kleinen Anfrage (19/2414) erkundigt sie sich danach,
wie viele Mitarbeiter bei Bundesbehörden in den vergangenen fünf
Jahren zwischen den beiden Städten geflogen sind. Auch fragt sie unter
anderem, wie viel die Reisen solcher Mitarbeiter zwischen Bonn und
Berlin in dieser Zeit gekostet haben.

 * 

4. Nicht vollstreckte Haftbefehle

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Wie viele Haftbefehle Ende März 2018 nicht
vollstreckt worden sind, will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
wissen. Ferner erkundigt sie sich in einer Kleinen Anfrage (19/2576)
unter anderem danach, wie viele dieser Haftbefehle den einzelnen
Bereichen der politisch motivierten Kriminalität zuzuordnen sind.

 * 

5. Europäischer Katastrophenschutz

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) In einer Kleinen Anfrage (19/2577) erkundigt sich
die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen nach einer europäischen
Zusammenarbeit im Katastrophenschutz. Unter anderem möchte die
Fraktion wissen, wie die Bundesregierung Pläne der Europäischen
Kommission zur Stärkung des europäischen Katastrophenschutzes
beurteilt und welche Erfahrungen bereits im grenzüberschreitenden
Katastrophenschutz vorliegen.

 * 

6. Bundespolizei in NRW

Inneres und Heimat/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/MTR) Die personelle Besetzung der Bundespolizei in
Nordrhein-Westfalen thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/2624). Sie erkundigt sich nach der Anzahl und der
aktuellen Besetzung der Planstellen sowie nach dem Krankenstand im
vergangenen Jahr. Auch die durchschnittliche Zahl der 2017 geleisteten
Überstunden sind Inhalt der Anfrage.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7275: Heute im Bundestag Nr. 425 - 19.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 425

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.00 Uhr

1. Wachdienste in Flüchtlingsunterkünften

2. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

3. Übergriffe auf Flüchtlinge

4. FDP fragt nach Kinderehen

5. Anwaltliches Gesellschaftsrecht

6. Evidenzbasierte Rechtspolitik



1. Wachdienste in Flüchtlingsunterkünften

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Verbindungen von in Flüchtlingsunterkünften
eingesetzten Wachdiensten zum Rechtsextremismus sowie zur
islamistischen Szene sind ein Thema der Antwort der Bundesregierung
(19/2486) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2123).
Danach sind der Bundesregierung Einzelfälle bekannt, "in denen
Rechtsextremisten in Wachschutz- und Sicherheitsunternehmen tätig sind
oder waren beziehungsweise selbst solche Unternehmen leiten". Auch
seien ihr Einzelfälle bekannt, "in denen Personen aus beziehungsweise
mit Verbindungen in die islamistische Szene bei privaten
Sicherheitsdiensten tätig waren, die vereinzelt dann auch in
Flüchtlingsunterkünften eingesetzt wurden". Erkenntnisse über eine
systematische und gezielte Unterwanderung von in
Flüchtlingsunterkünften eingesetzten Wachdiensten lägen jedoch nicht
vor.

 * 

2. Rechtsextremistische Musikveranstaltungen

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Im ersten Quartal 2018 haben in Deutschland nach
Kenntnis der Bundesregierung 45 rechtsextremistische
Musikveranstaltungen stattgefunden, davon 18 Konzerte und 27
Liederabende. Dabei wurden 15 der 18 Konzerte von insgesamt 2.080
Personen besucht und 18 der 27 Liederabende von insgesamt 913
Personen, wie aus der Antwort der Bundesregierung (19/2489) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2176) hervorgeht. Zu drei
Konzerten und neun Liederabenden liegen laut Vorlage keine
Besucherzahlen vor.

 * 

3. Übergriffe auf Flüchtlinge

Inneres und Heimat/Antwort

Berlin: (hib/STO) Bei Gewalttaten gegen Asylbewerber sind in den
ersten drei Monaten dieses Jahres 47 Menschen verletzt worden,
darunter ein Kind. Dies geht aus der Antwort der Bundesregierung
(19/2490) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2177)
hervor.

Danach lagen der Bundesregierung mit Stand vom 17. Mai vorläufigen
Zahlen zufolge Erkenntnisse zu insgesamt 42 politisch motivierten
Delikten im ersten Quartal 2018 vor, bei denen eine
Flüchtlingsunterkunft Tatort oder direktes Angriffsziel war. Davon
entfallen alle Straftaten auf die politisch rechts motivierte
Kriminalität, wie die Bundesregierung schreibt.

Zudem lagen ihr den Angaben zufolge Erkenntnisse zu 295 politisch
motivierten Delikten in der Zeit von Anfang Januar bis Ende März 2018
vor, "die sich gegen Asylbewerber/Flüchtlinge außerhalb von
Asylunterkünften richten". Davon seien 286 Straftaten auf die
politisch rechts motivierte Kriminalität entfallen.

Ferner verfügte die Bundesregierung laut Antwort über Erkenntnisse zu
25 politisch motivierten Delikten im ersten Quartal 2018, die sich
"gegen Hilfsorganisationen beziehungsweise ehrenamtliche/freiwillige
Helfer richten". Darunter befanden sich den Angaben zufolge 17
politisch rechts motivierte Straftaten.

 * 

4. FDP fragt nach Kinderehen

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach der Umsetzung und dem Erfolg des Gesetzes zur
Bekämpfung von Kinderehen aus dem vergangenen Jahr fragt die Fraktion
der FDP in einer Kleinen Anfrage (19/2637). Die jüngsten
Fluchtbewegungen hätten das Phänomen der Kinderehen verstärkt.
Minderjährige Personen seien gefährdet, vor ihrer Flucht oder auf dem
Fluchtweg verheiratet zu werden. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Fälle ihr bekannt
sind, in denen seit Inkrafttreten des Gesetzes trotz des in
Deutschland festgelegten Mindestheiratsalters von 18 Jahren eine Ehe
geschlossen wurde, in der mindestens ein Ehegatte bei der
Eheschließung im Inland jünger als 18 Jahre und älter als 16 Jahre alt
war, und wie viele Fälle ihr bekannt sind, in denen im Ausland
geschlossene Ehen mit Ehegatten unter 16 Jahren für unwirksam erklärt
wurden. Weiter wollen sie wissen, wie viele solcher Fälle im Inland
vor einem Gericht behandelt wurden und ob Betroffene über die Existenz
des Gesetzes informiert werden. Abschließend fragen die Abgeordneten,
ob die Bundesregierung konkreten Handlungsbedarf sieht, um mögliche
Defizite in der praktischen Anwendung des Gesetzes abzustellen.

 * 

5. Anwaltliches Gesellschaftsrecht

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Fraktion der FDP will von der Bundesregierung
wissen, was sie hinsichtlich einer Reform des anwaltlichen
Gesellschaftsrechts unternimmt. Dieses erfahre von mehreren Seiten
Reformanstöße, und es zeichne sich insgesamt ab, dass es eine
Modernisierung brauche, um den Anforderungen einer sich verändernden
Welt gerecht zu werden. In einer Kleinen Anfrage (19/2638) fragen die
Abgeordneten die Bundesregierung, ob ihr die Reformvorschläge des
beruflichen Gesellschaftsrechts, die die Bundesrechtsanwaltskammer auf
154. Hauptversammlung vorgeschlagen habe, bekannt seien, und wenn ja,
ob sie sich dazu eine Meinung gebildet habe. Weiter wollen die
Abgeordneten unter anderem wissen, ob die Bundesregierung anstrebe,
die Vorschläge der Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) zur Öffnung der
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO) für europäische Rechtsanwälte und
Rechtsdienstleister umzusetzen.

 * 

6. Evidenzbasierte Rechtspolitik

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Mit dem Thema Rechtspolitik befasst sich eine Kleine
Anfrage der Fraktion der FDP (19/2662). Die Abgeordneten wollen
wissen, wie der evidenzbasierte Ansatz in diesem Bereich des
Koalitionsvertrags verfolgt wird und ob dieser genutzt wird, um den
unbefriedigten Rechtsbedarf in der Bevölkerung wissenschaftlich zu
ermitteln. Konkret fragen sie, in welchem Umfang die Bundesregierung
und die ihr nachgeordneten Behörden entsprechende Statistiken und
Gutachten einholen und welche ihr vorliegen. Zum unbefriedigten
Rechtsbedarf wollen sie wissen, ob die Bundesregierung Erkenntnisse
hat, warum sich die Eingangszahlen etwa bei Zivilgerichten seit Jahren
rückläufig entwickeln.

In der Anfrage heißt es, es falle auf, dass die Bundesregierung den
evidenzbasierten Ansatz nur auf ausgesuchten Feldern verfolgen will.
Unklar bleibe bislang, wie sie auf das Phänomen des kontinuierlichen
Rückgangs der Fallzahlen bei den Zivilgerichten reagiert.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7274: Heute im Bundestag Nr. 424 - 19.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 424

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. Juni 2018, Redaktionsschluss: 10.30 Uhr

1. Zunahme ausländischer Direktinvestitionen

2. Regierung bereitet Tierwohllabel vor

3. Zahl deutscher Handelsschiffe rückgängig

4. Illegale Müllentsorgung von Schiffen

5. Abschalteinrichtungen bei Audi

6. Verkehrsinvestitionsbericht 2016 vorgelegt



1. Zunahme ausländischer Direktinvestitionen

Wirtschaft und Energie/Antwort

Berlin: (hib/PEZ) Ausländische Direktinvestitionen in inländische
Schlüsseltechnologieunternehmen haben der Bundesregierung zufolge seit
einiger Zeit zugenommen. Generell sei zu beobachten, dass dies auch
durch Investoren aus Herkunftsländern geschehe, die durch staatlich
gesteuerte oder unterstützte Direktinvestitionen ihrer Unternehmen
gezielt strategische Interessen verfolgen, insbesondere durch den
Transfer sicherheitsrelevanter Technologien. Wie die Bundesregierung
in der Antwort (19/2549) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/2129) weiter schreibt, lägen ihr allerdings keine
messbaren Erkenntnisse zu einer veränderten Motivation ausländischer
Investoren vor. Diese werde statistisch nicht erfasst.

Die Abgeordneten fragten gezielt nach Direktinvestitionen in die
Infrastruktur strategisch wichtiger Branchen wie Telekommunikation
oder Strom- und Wasserversorgung, in denen bei Übernahmen
Sicherheitsinteressen bedroht sein können oder die Versorgung
gefährdet. Solche Direktinvestitionen würden grundsätzlich wegen ihrer
besondere Bedeutung für die Bundesrepublik Deutschland daraufhin
geprüft, ob eine mögliche Gefährdung der öffentlichen Ordnungen und
Sicherheit vorliegt, erklärt die Bundesregierung dazu. Die
Außenwirtschaftsverordnung sei 2017 um eine Meldepflicht für kritische
Infrastrukturen ergänzt worden.

 * 

2. Regierung bereitet Tierwohllabel vor

Ernährung und Landwirtschaft/Antwort

Berlin: (hib/EIS) Die rechtlichen und organisatorischen
Voraussetzungen für ein staatliches Tierwohllabel sollen bis zur Mitte
der Legislaturperiode geschaffen werden. Das geht aus einer Antwort
der Bundesregierung (19/2652) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion
(19/2253) hervor. Dazu heißt es weiter, dass die Kennzeichnung
dreistufig mit steigenden Ansprüchen an die Tierhaltung angelegt sein
soll. "Die Kriterien der Eingangsstufe sollen über dem gesetzlichen
Standard liegen und vor allem bestehenden Betrieben ermöglichen, nach
Umsetzung entsprechender Tierwohlmaßnahmen innerhalb der vorhandenen
Gebäude am Kennzeichen teilzunehmen." In der Mittelstufe sollen den
Tieren Außenklimareize angeboten und in der dritten Stufe deutlich
mehr Platz und Einstreu sowie Auslauf vorausgesetzt werden. Im
Hinblick auf die Akzeptanz eines solchen Labels beruft sich die
Bundesregierung auf Umfragen. Demzufolge würden sich 79 Prozent der
Verbraucher ein staatliches Tierwohlkennzeichen wünschen. 90 Prozent
seien bereit, dafür einen höheren Preis zu bezahlen. Das staatliche
Tierwohlkennzeichen soll "einfach, transparent und einheitlich" über
die Tierhaltung und den Grad an Tierwohl informieren. Angesichts
diverser privatwirtschaftlicher Initiativen genieße eine Kennzeichnung
durch den Staat eine besondere Glaubwürdigkeit, heißt es in der
Antwort. Zudem sei davon auszugehen, dass ein einheitliches
staatliches Kennzeichen beim Verbraucher einen höheren
Bekanntheitsgrad erreichen werde als Label einzelner Unternehmen. Die
Bundesregierung sei deshalb zuversichtlich, dass sich die Unternehmen
des Lebensmitteleinzelhandels am staatlichen Kennzeichen beteiligen
werden.

 * 

3. Zahl deutscher Handelsschiffe rückgängig

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) "Infolge der Schifffahrtskrise der vergangenen Jahre
und der anhaltenden Konsolidierungsphase im internationalen Markt
befindet sich die deutsche Seeverkehrsbranche im Umbruch." Das
schreibt die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/2371) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/1946). Die
deutsche Handelsflotte habe sich reduziert und die Anzahl der
Schifffahrtsunternehmen sei zurückgegangen, heißt es in der Antwort.
"Der Anteil der Schiffe, die unter deutscher Flagge fahren, ist
gesunken - mit Auswirkungen auf Beschäftigung und Ausbildung deutscher
Seeleute", schreibt die Regierung. 2011 gab es der Vorlage zufolge
noch 3.764 deutsche Handelsschiffe. 2017 lag deren Zahl bei 2.343.

Politisches Ziel der in den vergangenen Jahren getroffenen Maßnahmen
ist es nach Aussage der Bundesregierung, "die Attraktivität der
deutschen Flagge zu erhöhen und damit Ausbildung und Beschäftigung zu
stärken". Zu dem "Gesamtpaket" mit dem die deutsche Flotte für die
Zukunft europäisch wettbewerbsfähig gestaltet werden soll gehören laut
Antwort die Erhöhung des Lohnsteuereinbehalts auf 100 Prozent für
Seeleute auf Schiffen unter deutscher Flagge, die passgenaue
Erstattung der Arbeitgeberanteile zur gesetzlichen Sozialversicherung
und die Anpassung der Schiffsbesetzungsverordnung an europäische
Standards. "Die Bundesregierung wird die Auswirkungen der
Entlastungsoffensive für die deutsche Flagge evaluieren", heißt es in
der Vorlage.

 * 

4. Illegale Müllentsorgung von Schiffen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Die illegale Müllentsorgung von Schiffen
thematisiert die Linksfraktion in einer Kleinen Anfrage (19/2365).
Gefragt wird unter anderem, wie viele Fälle von illegaler
Müllentsorgung nach Kenntnis der Bundesregierung in deutschen
Territorialgewässern seit Inkrafttreten des MARPOL-Übereinkommens
(Internationales Übereinkommen zur Verhütung der Meeresverschmutzung)
im Jahr 1978 ermittelt wurden.

 * 

5. Abschalteinrichtungen bei Audi

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Einsatz von Abschalteinrichtungen bei Audi
thematisiert die Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage
(19/2390). Die Abgeordneten wollen unter anderem wissen, wann das
Kraftfahrt-Bundesamt (KBA) oder die Bundesregierung selbst bei
Fahrzeugen des Modells A6 des Herstellers Audi unzulässige
Abschalteinrichtungen festgestellt hat.

 * 

6. Verkehrsinvestitionsbericht 2016 vorgelegt

Verkehr und digitale Infrastruktur/Unterrichtung

Berlin: (hib/HAU) Über die Investitionen des Bundes in die
Bundesschienenwegen, die Bundesfernstraßen und die Bundeswasserwege im
Jahr 2016 informiert die Bundesregierung im
Verkehrsinvestitionsbericht 2016, der als Unterrichtung vorliegt
(19/2650). Danach wurden im Geschäftsjahr 2016 Verkehrsinvestitionen
(Neu- und Ausbau, Erhaltung sowie sonstige Investitionen) mit
Bundesmitteln sowie EU-Mitteln in Höhe von insgesamt 5,31 Milliarden
Euro für die Finanzierung von Infrastruktur entsprechend dem
Bundesschienenwegeausbaugesetz (BSWAG) getätigt. Die bereitgestellten
Bundes- und EU-Mittel für die Aus- und Neubauvorhaben nach dem
geltenden Bedarfsplan hätten sich auf 1,48 Milliarden Euro belaufen,
heißt es. Im Bereich der Bundesfernstraßen ergaben sich der Vorlage
zufolge im Jahr 2016 Ausgaben in Höhe von etwa 7,3 Milliarden Euro,
davon etwa sechs Milliarden Euro an Investitionen. Die Ausgaben für
die Bundeswasserstraßen umfassten laut der Unterrichtung für die
Bereiche Investitionen, Betrieb und Unterhaltung sowie Verwaltung ein
Gesamtvolumen von 1,84 Milliarden Euro im Jahr 2016.

Wie die Bundesregierung in ihrem Bericht schreibt, stehen im
Fünfjahreszeitraum 2015 bis 2019 mindestens rund 28 Milliarden Euro
für das Bestandsnetz der Bundesschienenwege zur Verfügung. Der Einsatz
dieser Mittel für Ersatzinvestitionen und Instandhaltungsaufwendungen
diene dem Erhalt der Verfügbarkeit und der Modernisierung des
Streckennetzes inklusive der Verkehrsstationen und der
Energieversorgungsanlagen der Eisenbahninfrastrukturunternehmen (EIU).
Zur Finanzierung von Ersatzinvestitionen in das bestehende Netz hätten
der Bund und die EIU des Bundes mit Wirkung zum 01.01.20015 eine
zweite Leistungs- und Finanzierungsvereinbarung (LuFV II)
abgeschlossen. In dieser sei während der Vertragslaufzeit (2015 bis
2019) ein Infrastrukturbeitrag des Bundes in Höhe von durchschnittlich
jährlich mehr als 3,3 Milliarden Euro vorgesehen, heißt es in der
Vorlage.

Mit Blick auf die Bundesfernstraßen schreibt die Regierung, im Jahr
2016 seien 7,5 Kilometer Autobahnen neu gebaut, 13 Kilometer auf sechs
oder mehr Fahrstreifen erweitert und weitere 27 Kilometer
Bundesstraßen aus- oder neugebaut, darunter fünf Ortsumgehungen mit
einer Länge von insgesamt 20,9 Kilometer vollständig fertiggestellt
worden. 59 Ortsumgehungen mit einer Gesamtlänge von 301,0 Kilometern
hätten sich Ende 2016 im Bau befunden. Zur Erhaltung der
Bundesfernstraßen - ohne die Erhaltungsanteile im Zusammenhang mit
Um- und Ausbau - seien im Berichtsjahr 2016 insgesamt 3,61 Milliarden
Euro ausgegeben worden. Davon entfielen der Vorlage zufolge 2,36
Milliarden Euro auf die Bundesautobahnen und 1,25 Milliarden Euro auf
die Bundesfernstraßen.

Für den Radwegebau an Bundesstraßen - einschließlich der Erhaltung von
Radwegen - seien im Berichtsjahr 64,5 Millionen Euro ausgegeben
worden, schreibt die Bundesregierung. Rund 200 Kilometer Radwege an
Bundesstraßen seien fertiggestellt worden.

Die Gesamtausgaben für Investitionen in die Bundeswasserstraßen hätten
792 Millionen Euro betragen, heißt es in dem Bericht weiter. Davon
seien in die Erhaltung und den Ersatz der verkehrlichen Infrastruktur
knapp 602 Millionen Euro und für Aus- und Neubaumaßnahmen 111
Millionen Euro investiert worden.

 * 
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BUNDESTAG/7273: Heute im Bundestag Nr. 423 - 19.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 423

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 19. Juni 2018, Redaktionsschluss: 09.45 Uhr

1. Förderung kommunaler Verkehrsprojekte

2. Keine Aussage zum Abstimmungsverhalten

3. Inbetriebnahme der A 49 für 2024 geplant

5. Regierung: Tangente soll Passau entlasten

6. Offensive Digitales Klassenzimmer

7. NOx-Emissionen durch Schienenverkehr



1. Förderung kommunaler Verkehrsprojekte

Verkehr und digitale Infrastruktur/Gesetzentwurf

Berlin: (hib/HAU) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will die
Kriterien für die Vergabe von Bundesmitteln zur Unterstützung
kommunaler Verkehrsprojekte ändern. Dazu hat die Fraktion den "Entwurf
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des
Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetzes (GVFG)" (19/2695) vorgelegt.
Künftig sollen den Vorstellungen der Grünen entsprechend neben Bau und
Ausbau auch Planung und Erhalt von Verkehrsmaßnahmen gefördert werden.
Die Mindestfördersumme soll auf zehn Millionen Euro abgesenkt werden,
wobei Sammelvereinbarungen für mehrere gemeinsame Maßnahmen ermöglicht
werden sollen.

Neu in den Förderkatalog wollen die Grünen Maßnahmen zur Stärkung des
Radverkehrs und der Verkehrssicherheit aufnehmen. Gestrichen werden
soll hingegen die Förderung sämtlicher Straßenbaumaßnahmen. Im Bereich
des Öffentlichen Personennahverkehrs (ÖPNV) sieht der Gesetzentwurf
die Streichung des Kriteriums "der eigenen Trasse" insbesondere für
Straßenbahnen vor. Die Bewertung von Maßnahmen allein nach
Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit soll zudem beendet werden. "Künftig
sind auch Nachhaltigkeit und Umwelt- und Klimaschutz zu betrachten",
heißt es in dem Gesetzentwurf der Grünen.

Zur Begründung ihrer Initiative schreiben die Abgeordneten, eine
konsequente Umgestaltung der Verkehrsstruktur sei angesichts von
Klimaschutz, Verkehrssicherheit und der zunehmenden Verdichtung in den
Städten, aber auch zur Sicherung eines Mobilitätsangebotes für alle in
den ländlichen Räumen dringend geboten. Ein notwendiger Schritt in
diese Richtung sei die grundsätzliche Umgestaltung des GVFG, das in
seiner aktuellen Form den Anforderungen an eine Förderung moderner und
klimaschützender Mobilität nicht gerecht werde.

Während im ÖPNV ein Sanierungsbedarf in Milliardenhöhe bestehe, seien
mit Mitteln des GFVG-Bundesprogramms lediglich Neubaumaßnahmen und
-anschaffungen förderfähig. Projekte müssten derzeit ein
Mindestfördervolumen von 50 Millionen Euro überschreiten. Dies
bevorzuge durch einen Mindesteigenanteil von 40 Prozent sowie
zusätzliche Planungskosten große Kommunen und benachteiligt kleine und
finanzschwache Gemeinden. Zudem setze es Anreize, Projektkosten über
diese Schwelle zu heben. Zusätzlich setze die Projektbewertung mit dem
Fokus auf den Grundsatz der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit falsche
Schwerpunkte. "Umweltverträglichkeit und Nachhaltigkeit bleiben außen
vor", kritisieren die Grünen. Das eigentliche Ziel - möglichst
umweltverträglich, sicher, bequem, schnell und günstig, möglichst
vielen Menschen Mobilität zu ermöglichen -, das häufig auch durch
Akkumulation kleinerer Einzelmaßnahmen erreicht werden könne, sei
damit nicht erfassbar.

In der derzeitigen Fassung des GVFG würden außerdem noch immer
Schienenfahrzeuge, die auf Straßen und nicht auf gesondertem
Gleiskörper geführt werden, ausgeschlossen. Im Zusammenhang mit
zunehmenden Platzkonkurrenzen in sich zunehmend verdichtenden
Innenstädten, stelle dies einen starken Eingriff in die
stadtplanerischen Prioritäten von Kommunen dar. Zur Stärkung des
Umweltverbundes sei es zudem überfällig, Projekte, die die
Verkehrswende in Städten voranbringen und den ÖPNV entlasten oder
ergänzen können, wie insbesondere Radverkehrsprojekte, in die
Förderung des GVFG einzubeziehen, heißt es in der Begründung zu dem
Gesetzentwurf.

 * 

2. Keine Aussage zum Abstimmungsverhalten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Aufsichtsrat der Deutschen Bahn AG (DB AG) hat
die Auflösungsvereinbarung mit dem ehemaligen Vorstandsvorsitzenden
der DB AG, Rüdiger Grube, in einer Sitzung am 28. Juni 2017 formell
bestätigt. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/2348) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/1977) hervor. In der
Antwort heißt es weiter, über das Abstimmungsverhalten im Aufsichtsrat
könne mit Blick auf das informationelle Selbstbestimmungsrecht der
Aufsichtsratsmitglieder keine Auskunft erteilt werden. Das gelte auch
für das Abstimmungsverhalten der Vertreter des Bundes im Aufsichtsrat
der DB AG, nach dem die Linksfraktion explizit gefragt hatte.

 * 

3. Inbetriebnahme der A 49 für 2024 geplant

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Die Inbetriebnahme des im Bundesverkehrswegeplan
2030 (BVWP) enthaltenen Projektes der Bundesautobahn A 49 von der
Anschlussstelle Neuental bis zur Bundesautobahn A 5 ist für das Jahr
2024 geplant. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/2350)
auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2045) hervor. Die
Bundesregierung erläutert darin auch das Zustandekommen
unterschiedlicher Zahlen für das Nutzen-Kosten-Verhältnis (NKV) in
einer früheren Antwort einerseits (3,4) und dem Projektdossier vom
August 2017 andererseits (2,6). Die im Oktober 2016 für den Abschnitt
der A 49 zwischen der Anschlussstelle Neuental und dem Autobahndreieck
A 5/A 49 durchgeführte gesamtwirtschaftliche Bewertung habe ein NKV
von 3,4 ergeben, heißt es in der Antwort. Aufgrund geänderter
Kostenansätze sei eine Überprüfung aller Eingangsgrößen veranlasst und
im August 2017 eine Neuerstellung der gesamtwirtschaftlichen Bewertung
in Auftrag gegeben worden. Ausgehend von Neubaukosten in Höhe von 675
Millionen Euro weise das aktuell gültige NKV den Wert 2,6 aus.

Auf die Frage, ob es zutreffend sei, dass eine Kostensteigerung von
über 63 Prozent seit Juli 2011 bei identischem Projektzuschnitt
erfolgt sei, schreibt die Regierung: Der Projektzuschnitt der
Bedarfsplanmaßnahme "A 49, Lückenschluss zwischen der AS Neuental und
der A 5" sei seit 2011 unverändert. Gleichwohl hätten sich bei
gleichem Projektzuschnitt im Planungsprozess im Detail Änderungen
einschließlich Kostenänderungen ergeben.

 * 

4. Regierung: Tangente soll Passau entlasten

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Ziel des im Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWP) mit
der Priorität "Vordringlicher Bedarf" enthaltenen Verkehrsprojekts
Nord-Tangente Passau ist es nach Aussage der Bundesregierung, "eine
Entlastung von Passau zu erreichen". So heißt es in der Antwort
(19/2351) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Die Linke (19/2076).
Mit der Ausweisung einer Umfahrung von Passau im "Vordringlichen
Bedarf" des Bedarfsplans für die Bundesfernstraßen 2016 werde der
grundsätzliche verkehrliche Bedarf für ein solches Projekt
festgestellt und vom Bundestag ein Planungsauftrag erteilt, schreibt
die Regierung. Damit werde die Diskussion des Trassenverlaufes jedoch
nicht vorweggenommen. Diese bleibe den nachfolgenden Planungsstufen
vorbehalten.

Da bekannt sei, dass mögliche Trassenvarianten einer Entlastung von
Passau vor Ort diskutiert werden, hätten die Planer ein Dialogforum
initiiert, um die verschiedenen Interessen zusammenzuführen, heißt es
weiter. Am Forum beteiligt seien Abgeordnete, Vertreter von Kommunen,
Initiativen und Verbänden aus der Region, die im Rahmen des Forums
ihre Aspekte einbringen und Planungsempfehlungen für die folgende
ergebnisoffene Projektplanung gestalten könnten.

 * 

5. Offensive Digitales Klassenzimmer

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Derzeit haben nach Angaben der Bundesregierung etwa
210 Gebietskörperschaften im Rahmen ihrer Ausbauprojekte nach dem
Breitbandförderprogramm des Bundes die Erschließung von mehr als 5.100
Schulen vorgesehen. Das geht aus der Antwort (19/2372) auf eine Kleine
Anfrage der FDP-Fraktion (19/1953) hervor. Der Bund habe bereits im
Sommer 2017 die Offensive "Digitales Klassenzimmer" gestartet, heißt
es in der Antwort. Im Rahmen des Breitbandförderprogramms des Bundes
sei klargestellt worden, dass Schulen, in denen pro Klassenzimmer
keine Internetverbindungen mit mindestens 30 Mbit/s zur Verfügung
stehen, grundsätzlich im Rahmen laufender Förderprojekte in die
Förderung einbezogen werden können. Bei den 5.100 Schulen seien in 983
Fällen die Vergabeverfahren abgeschlossen und der endgültige
Förderbescheid erteilt worden, heißt es weiter. "Bei der Offensive
,Digitales Klassenzimmer' handelt es sich um eine erfolgreiche
Maßnahme", urteilt die Bundesregierung.

 * 

6. NOx-Emissionen durch Schienenverkehr

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der Anteil der durch den Schienenverkehr
verursachten Stickstoffoxid-Emissionen (NOx-Emissionen) am gesamten
Ausstoß in Deutschland lag im Jahr 2016 bei 0,9 Prozent. Der Anteil
der Feinstaubemissionen lag 2016 bei 4,3 Prozent. Das geht aus der
Antwort der Bundesregierung (19/2378) auf eine Kleine Anfrage der
Fraktion der FDP (19/2191) hervor.

Nach Maßnahmen zur weiteren Verringerung der Stickstoffoxid-Emissionen
im Schienenverkehr gefragt, schreibt die Regierung: Einen wesentlichen
Beitrag zur Verringerung leiste die Elektrifizierung von
Schienenstrecken. Vorgesehen sei hierzu ein Förderprogramm, das sowohl
die Elektrifizierung von Strecken als auch die Anschaffung von
Fahrzeugen nebst Nachlade-/Tankinfrastruktur umfasst. Dazu gehöre auch
eine neue Förderinitiative zur Elektrifizierung regionaler
Schienenstrecken. Auf Streckenabschnitten, auf denen eine
Elektrifizierung nicht wirtschaftlich ist, könnten Anwendungen mit
alternativen Antrieben den Anteil des Dieselverkehrs auf der Schiene
reduzieren, heißt es in der Antwort.

Die Bundesregierung hat nach eigener Aussage in den vergangenen Jahren
mehrere Entwicklungsprojekte für alternative Antriebe bei Zügen
gefördert. Diese umfassten wasserstoffbetriebene
Brennstoffzellenfahrzeuge, Batterie-/ Oberleitungs-Hybride und
Diesel-/Batterie-Hybride. Das Bundesministerium für Verkehr und
digitale Infrastruktur (BMVI) unterstütze den Einsatz solcher
Fahrzeuge aus den Förderrichtlinien des "Nationales
Innovationsprogramm Wasserstoff- und Brennstoffzellentechnologie
(NIP)" und der Elektromobilität, schreibt die Regierung.

 * 
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BUNDESTAG/7272: Heute im Bundestag Nr. 422 - 18.06.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 422

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. Juni 2018, Redaktionsschluss: 11.45 Uhr

1. Neue Termine für Telematikinfrastruktur

2. Linke wollen kostenlose Verhütungsmittel

3. Rund 60 Millionen Euro für Gutachten

4. Grundbesitz des Bundes

5. Verkauf von Liegenschaften



1. Neue Termine für Telematikinfrastruktur

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Zielvorgaben zur Einführung der
Telematikinfrastruktur sind nach Ansicht der FDP-Fraktion
unrealistisch. Das Projekt verlaufe seit Jahren mit erheblichen
Verzögerungen, heißt es in einem Antrag (19/2692) der Fraktion. Es
habe sich gezeigt, dass der Einführungstermin 1. Juli 2018 nicht zu
halten sei. Nun habe die Bundesregierung die Frist bis Jahresende 2018
verlängert.

Die Abgeordneten fordern, die Frist für die Einführung der Technik
mindestens bis zum 1. Juli 2019 zu verlängern und die wegen der
zeitlichen Verzögerung drohenden Vergütungskürzungen für Ärzte,
Einrichtungen und Zahnärzte dauerhaft zurückzunehmen. Die Ärzte und
Einrichtungen seien für die Verzögerungen nicht verantwortlich. Statt
dessen sollte eine "angemessene Sanktionsmöglichkeit" vorgesehen
werden, wenn die Ärzte dauerhaft eine Teilnahme an der
Telematikinfrastruktur verweigerten.

 * 

2. Linke wollen kostenlose Verhütungsmittel

Gesundheit/Antrag

Berlin: (hib/PK) Die Fraktion Die Linke fordert die kostenlose Ausgabe
von Verhütungsmitteln. Verschreibungspflichtige Verhütungsmittel
würden ab dem 21. Lebensjahr nur dann von der Gesetzlichen
Krankenversicherung (GKV) erstattet, wenn sie medizinisch notwendig
seien, heißt es in einem Antrag (19/2699) der Fraktion. Nicht
verschreibungspflichtige Verhütungsmethoden würden nicht übernommen.

Auch Notfallkontrazeptiva werden nur nach der Beratung durch einen
Arzt und mit Rezept von der GKV erstattet. Damit werde die seit 2015
geltende Rezeptfreiheit, die eine zeitnahe und niedrigschwellige
Einnahme ermöglichen solle, für "sozial marginalisierte Frauen"
faktisch wirkungslos.

Die Abgeordneten fordern in ihrem Antrag, verschreibungspflichtige
Verhütungsmittel und operative Eingriffe wie die Sterilisation ohne
Alters- und Indikationseinschränkung in die Leistungspflicht der GKV
aufzunehmen. Auch wirksame nicht verschreibungspflichtige
Verhütungsmittel wie Kondome sollten erstattungsfähig sein.

Dazu sollte den Versicherten ein monatliches Budget bereitgestellt
werden, das für eine erstattungsfähige Verhütungsmethode ihrer Wahl
inklusive Kontrazeptiva abgerufen werden könne.

 * 

3. Rund 60 Millionen Euro für Gutachten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Bundesministerien und nachgeordnete Bundesbehörden
haben im vergangenen Jahr für insgesamt 394 Gutachten rund 63
Millionen Euro ausgegeben. Dies geht aus einer Antwort der
Bundesregierung (19/2448) auf eine Kleine Anfrage der AfD-Fraktion
(19/1191) hervor. Die Antwort enthält detaillierte Angaben zu
einzelnen Studien und die jeweilige Themenstellung, zum Beispiel eine
Studie zu den Rahmenbedingungen für Windenergie im Iran oder zu
Effekten von Moscheebesuchen bei Nicht-Muslimen sowie zu Erfahrungen
in der Bildungsarbeit gegen Antisemitismus mit muslimischen
Jugendlichen und insbesondere islamischen Einrichtungen. Angaben, wie
viel Geld für die jeweiligen Studien ausgegeben wurde, werden von der
Bundesregierung nicht veröffentlicht.

 * 

4. Grundbesitz des Bundes

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA)
verfügt über rund 25.700 unbebaute Grundstücke mit einer Gesamtfläche
von rund 87.000 Hektar. Land- und forstwirtschaftliche Flächen seien
darin nicht enthalten, stellt die Bundesregierung in der Antwort
(19/2450) auf eine Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/1961) fest. Von
den unbebauten Flächen befinden sich rund 2,9 Millionen Quadratmeter
in den Städten Berlin, Düsseldorf, Frankfurt am Main, Hamburg, Köln,
München und Stuttgart. Ob eine bauliche Nutzung möglich sei, müsse im
Einzelfall geprüft werden, wird erläutert. Wie die geplante
Grundsteuer C für bebaubare Grundstücke ausgestaltet werde, steht nach
Angaben der Regierung noch nicht fest.

 * 

5. Verkauf von Liegenschaften

Finanzen/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HLE) Wie viele Wohnungen aus dem Eigentum der
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) seit 2015 verkauft wurden,
will die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen in einer Kleinen Anfrage
(19/2609) erfahren. Die Regierung soll außerdem angaben, wie viele
Wohnungen noch verkauft werden sollen und in welchen Bundesländern sie
sich befinden. Wissen wollen die Abgeordneten auch, für wie viele
Grundstücke Kommunen Interesse an einer verbilligten Abgabe für den
sozialen Wohnungsbau bekundet haben.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1694: Statements von Kanzlerin Merkel und Ministerpräsident Conte, 18.06.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Montag, 18. Juni 2018

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und Ministerpräsident Conte

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, ich freue mich, heute den
italienischen Ministerpräsidenten Giuseppe Conte hier in Berlin begrüßen zu
können. Wir haben uns jüngst bei dem G7-Gipfel in Kanada schon
kennengelernt. Wir hatten auch schon ein kurzes bilaterales Gespräch. Aber
heute gibt es eine breitere Gelegenheit zum Austausch, die wir auch gern
nutzen wollen.

Wir wollen an die enge traditionsreiche Zusammenarbeit anknüpfen, die wir
mit Italien immer hatten. Ich denke, wir können auf sehr gute bilaterale
Beziehungen zurückblicken. Wir möchten auch gern gerade im Bereich der
wirtschaftlichen Zusammenarbeit enge Beziehungen knüpfen. Wir wissen, dass
Millionen Menschen jedes Jahr auch als Urlauber Italien besuchen. Insofern
gibt es zwischen den Gesellschaften sehr, sehr enge Kontakte.

Wir wollen natürlich die Probleme, die wir haben, beim Schopfe packen. Hier
geht es auch um die europäische Zusammenarbeit. Italien ist eines der
Länder, das sehr viele Flüchtlinge als Ankunftsland aufnimmt. Gerade das
Thema beschäftigt uns: Wie kommen wir zu einer stabilen Regierung in
Libyen? Wie können wir die Küstenwache Libyens besser ausbilden? Wie können
wir mit der libyschen Regierung dafür Sorge tragen, dass die dort
anwesenden Flüchtlinge besser untergebracht werden und vor allen Dingen
auch durch den UNHCR oder die Internationale Organisation für Migration
betreut werden? Wie können wir gegebenenfalls schon dort asylrechtliche
Verfahren durchführen? - All das sind Fragen, die wir in den nächsten
Monaten miteinander beraten werden und wo wir sehr eng zusammenarbeiten
wollen.

Auch Deutschland ist sehr von der Migration betroffen. Deshalb werden wir
heute auch darüber sprechen: Wie können wir unsere bilaterale Arbeit in
diesem Bereich gegebenenfalls noch verstärken?

Wir wollen den Wunsch Italiens nach Solidarität unterstützen und hoffen,
dass auch Deutschland auf Verständnis trifft, wenn es um Solidarität in
Europa mit den Fragen der Migration geht.

Völlig einig sind wir uns im Bereich des Schutzes der Außengrenze, dass
Frontex hier weiter verstärkt werden muss und natürlich auch, dass in der
zukünftigen mittelfristigen finanziellen Vorausschau für die Europäische
Union die Themen Bekämpfung der illegalen Migration und Bekämpfung der
Schleuserkriminalität große Aufgaben sind. Einigkeit besteht genauso darin,
dass wir die Entwicklung in Afrika befördern und zum Beispiel den
afrikanischen Trust Fund besser mit Mitteln ausstatten müssen.

Wir wissen, dass Italien aber auch eine ganze Reihe von Problemen im
Zusammenhang mit der Jugendarbeitslosigkeit hat. Hier möchten wir sehr gern
mit Italien zusammenarbeiten. Ich hatte das dem Ministerpräsidenten bereits
in Kanada gesagt. Inzwischen haben sich auch die Arbeitsminister getroffen.
Ich kann nur volle Unterstützung zusagen, wenn es darum geht, unsere
Erfahrungen auch gerade aus der Zeit der Deutschen Einheit, wo wir sehr
viele Arbeitslose hatten weiterzugeben und sie den italienischen
Bedingungen anzupassen. Deutschland möchte hier gern hilfreich sein.

In diesem Sinne werden wir heute eine Vielzahl von Themen haben. Ich freue
mich, dass sich der Ministerpräsident auf den Weg nach Berlin gemacht hat
und wir die Zeit zu Gesprächen haben. Herzlich Willkommen, Giuseppe Conte!

MP Conte: Ich möchte zuallererst Frau Kanzlerin Merkel für die Gelegenheit
danken, dieses bilaterale Gespräch am Vorabend wichtiger Treffen zu führen.
Ich denke natürlich an den Europäischen Rat Ende Juni. Ein Treffen hatten
wir bereits während des G7-Gipfels in Kanada. Wir hatten auch ein
bilaterales Gespräch.

Der Einsatz für Europa ist sehr hoch. Die Themen der Migration und vor
allem der wirtschaftlichen Governance der Europäischen Union, über die ich
mich in diesem bilateralen Gespräch heute mit ihr auseinandersetzen werde,
müssen angegangen werden, um ein stärkeres und gerechteres Europa zu
bilden, das den Grundbedürfnissen seiner Bürger gerecht werden kann.

Schon auf dem G7-Gipfel und beim Treffen mit Präsident Macron am letzten
Freitag habe ich einen neuen Ansatz vertreten, was die Migration betrifft.
Die Europäische Union muss ihre Perspektive ändern. Ich glaube, dass sich
Deutschland genauso wie wir darüber bewusst ist, dass das
Migrationsphänomen sehr viele Auswirkungen hat und es politische, soziale,
juristische und wirtschaftliche Folgen haben kann.

Ohne eine Verstärkung der europäischen Verwaltung kann das
Migrationsphänomen nicht gelöst werden. Ohne eine europäische Verwaltung
wird das Migrationsphänomen unkontrolliert bleiben. Italien kann weiterhin
nicht allein handeln. Ich habe in der Vergangenheit die Worte der Frau
Kanzlerin geschätzt. (Sie sprach von) angemessenen Solidaritätsmechanismen,
die eine gerechtere Aufteilung bewirken. Deshalb halten wir den Vorschlag
für die Neufassung der Dubliner Verordnung de facto für überholt. Es ist
eindeutig, dass dies nicht die Richtung sein kann.

Die italienischen Grenzen sind europäische Grenzen. Anstatt Spaltungen in
Europa bezüglich Verantwortung und Solidarität zu akzeptieren, müssen wir
alle zusammen mit einem Ansatz auf mehreren Ebenen handeln. Auf dem Weg,
der zum Europäischen Rat führt, möchten wir einige Aktionslinien
vorschlagen, die ich teilweise bereits unterbreitet habe. Wir wollen das
aktuelle Dubliner System zugunsten eines neuen solidarischen Ansatzes
überwinden. Am besten und schneller soll in den Übergangsländern gehandelt
werden. Dort sollen die Menschen identifiziert und ihre Asylanträge
angenommen werden. Diese Verfahren sollen so schnell wie möglich sein. Auf
diese Art können wir den Risiken und den Gefahren vorbeugen, die die
Migranten vor sich haben, noch lange vor ihrer Ankunft an den europäischen
Grenzen und Küsten.

Die Europäische Union muss den Menschenhandel bekämpfen. Wir müssen
wirksamer die Außengrenzen kontrollieren und auch die Probleme verwalten,
die mit der Sekundärmigration der Asylbewerber verbunden sind. Wir wollen
weiterhin das Völkerrecht achten und nach europäischen Lösungen suchen,
ohne bilaterale oder zwischenstaatliche Dynamiken zu entfachen, die das
Risiko in sich haben, zum Schengen-Ende zu führen.

Wir haben dann ein Kernthema. Das ist die Bekämpfung der Armut. Dazu
gehören auch das Mindesteinkommen und die Reform der
Arbeitsvermittlungsstellen. Es sind Reformen, die die soziale Inklusion und
die Wettbewerbsfähigkeit unseres wirtschaftlichen Systems begünstigen
wollen. Es gibt einige Daten, die Italien betreffen und zu denen ich mich
als Ministerpräsident verpflichtet fühle, eine Antwort zu geben.

Letztes Jahr waren 2,7 Millionen Italiener gezwungen, um Hilfe für
Mahlzeiten zu bitten. Sie haben ein kostenloses Essen oder
Nahrungsmittelhilfe beantragt. Diese Lebensmittelarmut betrifft 55 000
Kinder unter 15 Jahren, nahezu 200.000 ältere Menschen über 65 Jahren und
beinahe 100.000 obdachlose Menschen. Meine Regierung hat als primäres Ziel
die Bekämpfung der Armut. Tatsächlich wollen wir den Arbeitslosen helfen
und die soziale Inklusion fördern. An dieser Stelle spielt Europa auf
finanzieller Ebene, aber auch was die Methode betrifft, eine wesentliche
Rolle. Was Deutschland betrifft, können wir natürlich nützliche Vorbilder
haben, was die Bekämpfung der Armut und der Arbeitslosigkeit betrifft. Beim
nächsten Europäischen Rat wird Italien bei der Verhandlung über den
mehrjährigen Finanzrahmen seine Stimme deutlich zum Ausdruck bringen, um
die europäischen Gelder auf Maßnahmen zu lenken, die die soziale Inklusion
befördern.

Was die wirtschaftliche Governance der Europäischen Union angeht, so ist
das Ziel ein gemeinsames Ziel. Es ist allerdings notwendig, auch die
technischen Instrumente mit denen zu teilen, mit denen wir dieses Ziel
erzielen wollen. Es ist nicht nur wichtig, sich ein Ziel zu setzen, sondern
es ist auch von wesentlicher Bedeutung, wie wir zu diesem Ziel gelangen.
Wenn die Instrumente, die Mittel, nicht angemessen sind, ist das Ergebnis
wohl gefährdet. So werde ich der Frau Kanzlerin die italienische Erwartung
zum Ausdruck bringen, dass die europäische Wirtschafts- und Währungsunion
reformiert wird, wobei die Risiken geteilt werden unter Berücksichtigung
der Tatsache, dass die Konvergenz im Eurogebiet noch nicht ausreichend ist.
Außerdem ist es von wesentlicher Bedeutung, dass die Instrumente nicht mit
einem zwischenstaatlichen Ansatz die Aufgaben ersetzen, die bis jetzt der
Europäischen Union sowie den europäischen Einrichtungen zustehen.

Ich werde außerdem die ausgezeichneten Handelsbeziehungen zwischen unseren
beiden Ländern (ansprechen). Unsere Handelsbeziehungen sind sehr fest. Der
Handelsaustausch hat immer sehr hohe Werte erzielt. Deutschland ist
Italiens erster Handelspartner.

Wir werden auch die internationalen Themen behandeln unter besonderer
Berücksichtigung Libyens, wo wir weiterhin konstruktiv zusammenarbeiten
müssen, um die Stabilisierung des Landes zu fördern. Unter diesem
Gesichtspunkt es ist von wesentlicher Bedeutung, die libyschen Behörden bei
der Bekämpfung der kriminellen Netzwerke zu unterstützen, die mit Menschen
handeln und die Migrationsrouten ausnutzen.

Wir schätzen auch sehr die finanzielle Hilfe Deutschlands. In diesem
Bereich ist es aber entscheidend, dass das gesamte Europa eine erneute und
konkrete Solidarität zeigt.

Montag, 18. Juni 2018

 * 

Quelle:

Pressestatements von Bundeskanzlerin Merkel und Ministerpräsident Conte, 18.06.2018
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PRESSEKONFERENZ/1693: Regierungspressekonferenz vom 18. Juni 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 18. Juni 2018

Regierungspressekonferenz vom 18. Juni 2018

Themen: Masterplan Migration, "Strong Europe Tank Challenge 2018" in
Grafenwöhr, Abschiebung des mutmaßlichen Mörders von Susanna F. aus dem
Nordirak, Reform der Eurozone, Presseberichte über Spionagetätigkeit des
BND in Österreich, Fall Skripal, vorläufige Festnahme des
Vorstandsvorsitzenden der Audi AG, Unterzeichnung eines vorläufigen
Abkommens zwischen Griechenland und der ehemaligen jugoslawischen Republik
Mazedonien zur Beilegung des Streits um den Staatsnamen, Resolution der
UN-Vollversammlung zur Lage im Gazastreifen


Sprecher: StS Seibert, Petermann (BMI), Adebahr (AA), Mänz (BMZ), Fähnrich
(BMVg), Schwamberger (BMF), Buser (BMVI)



Vorsitzender Detjen eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Zwei Fragen zum Flüchtlingsthema: Herr Seibert, ist die
Bundesregierung angesichts des Streits, den es im Moment insbesondere
zwischen den Unionsparteien gibt, überhaupt noch handlungsfähig, wenn man
auch die Termintaktung der Fraktionsmitglieder der Union sieht?

Zum Zweiten: Hat die Bundesregierung sich so etwas wie ein rechtliches
Gutachten darüber eingeholt, ob ein Zurückweisen von Flüchtlingen an der
deutschen Grenze mit dem europäischen Recht vereinbar wäre oder nicht?

StS Seibert: Die Antwort auf Ihre erste Frage heißt Ja.

Zu der zweiten Frage haben wir hier ja mehrfach schon berichtet und
gesprochen und haben die Auffassung ganz klargemacht, dass das gültige
europäische Recht nicht von unilateralen Zurückweisungen ausgeht, sondern
von einer Prüfung eines jeden Einzelfalles, ob im Falle eines Asylbewerbers
ein anderer Staat für ihn zuständig ist. Diese Prüfung muss dann
gegebenenfalls bei uns erfolgen und führt dann gegebenenfalls zu einem
Überstellungsverfahren. Das ist die Rechtsauffassung der Bundeskanzlerin
und auch der meisten Rechtsgelehrten auf diesem Gebiet. Das ist hier
mehrfach dargestellt worden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Bundesinnenministerium. Es kursieren
jetzt Agenturmeldungen, dass Herr Seehofer vielleicht schrittweise vorgehen
will. Es wird Bezug genommen darauf, dass diejenigen Ausländer an den
Grenzen abgewiesen werden sollen, die mit einem Einreiseverbot belegt sind.
Da ist meine erste Frage: Wäre das überhaupt eine Änderung des Status quo?
Müsste man mehr Kontrollen veranlassen, um das überhaupt sicherzustellen?

Wenn in einem zweiten Schritt alle anderen, also alle, die in einem anderen
EU-Land bereits registriert sind, auch abgewiesen werden sollten, wie würde
man das umsetzen können?

Aber die Kernfrage ist die erste Frage: Ist es eine Änderung des Status
quo, diejenigen Ausländer, die mit einem Einreiseverbot belegt sind, nicht
einreisen zu lassen?

Petermann: Ein Einreiseverbot hat zumindest bisher niemanden daran
gehindert, einen weiteren Asylantrag zu stellen. Insofern wäre es eine
Änderung der bisherigen Praxis.

Im Übrigen kann ich nur auf die Vereinbarungen verweisen, die der
Bundesinnenminister auch in seiner Pressekonferenz heute - um 14 Uhr ist
sie, glaube ich, angesetzt - mitteilen wird.

Zusatzfrage: Jemand, der ein Einreiseverbot hat, wird nicht an der
deutschen Grenze abgewiesen - ist das so?

Petermann: Bisher ist mir das nicht bekannt.

Frage: Frau Petermann, verstehe ich es richtig, dass ein als solches
ausgesprochenes Einreiseverbot dazu führt, dass die Geltendmachung von Asyl
bereits ausgeschlossen ist? Ist das Ihre Rechtsauffassung? Habe ich das
richtig verstanden?

Herr Seibert, wenn das so ist, würde ich gerne wissen, ob die Kanzlerin
diese Auffassung teilt.

Petermann: Möglicherweise haben wir uns missverstanden; vielleicht habe ich
mich nicht hinreichend deutlich ausgedrückt. Es besteht durchaus die
Möglichkeit, ein weiteres Mal Asyl zu beantragen.

Zusatzfrage: Aber dafür müsste ich ja erst einmal auf deutschem Boden sein,
also de facto eingereist sein. Das heißt, ein Einreiseverbot steht Ihrer
Auffassung nach der Asylantragstellung nicht im Wege?

Petermann: Im Prinzip nicht.

StS Seibert: Ich kann Ihnen da jetzt keine Rechtsmeinung präzisieren; das
müsste ich nachreichen. Klar ist: Was bisher praktiziert wird, ist, dass
einer Person, die an der Binnengrenzkontrolle angetroffen wird und die kein
Asylersuchen vorbringt, die Einreise verweigert wird.

Frage: Herr Seibert, heute ist das bilaterale Treffen von Frau Merkel und
unserem neuen Premierminister Giuseppe Conte. Inwieweit wird dieses
bilaterale Treffen in der politischen Krise in Deutschland auch eine Rolle
spielen?

Eine italienische Zeitung schreibt heute, dass der Kern des Vorschlags von
Frau Merkel an Herrn Conte sein wird, die Außengrenzen um bis zu 1000
Kräfte zu verstärken, die aus ganz Europa kommen sollten. Als Gegenleistung
würden Länder wie Italien eine Reform des Dubliner Abkommens bekommen.
Können Sie uns das bestätigen?

StS Seibert: Bei allem Respekt vor der italienischen Presse: Ich glaube
nicht, dass eine italienische Zeitung heute schon weiß, was heute Abend der
Kern der Gespräche der Bundeskanzlerin mit Herrn Conte sein wird. Sie freut
sich auf diesen ersten ausführlicheren Termin; es hat ja bereits eine
bilaterale Begegnung in Kanada beim G7-Treffen gegeben. Aber jetzt gibt es
Zeit, ausführlicher über eine Vielfalt von Themen, die uns verbinden und
bei denen wir auch gemeinsam vorankommen wollen, zu sprechen. Es ist ganz
klar, dass die Migrationspolitik dabei ein wichtiger Gesprächsgegenstand
sein wird. Italien ist auch aufgrund seiner geografischen Lage eines der
hauptbetroffenen Länder und deswegen natürlich auch ein Partner, um
gemeinsam mit europäischen Lösungen und Verabredungen voranzukommen.

Aber das ist sicherlich nicht das einzige Thema. Die Frage, wie Europa
wirtschaftlich und in seiner Wettbewerbsfähigkeit gestärkt werden kann, die
Frage, wie man beispielsweise noch größere Erfolge im Kampf gegen die
Arbeitslosigkeit erzielen kann - das alles sind Themen, die heute Abend
auch eine Rolle spielen werden. Und natürlich gilt das auch für den großen
Bereich: Was muss in Europa geschehen, um die Eurozone noch krisenfester zu
machen, um sie zu stärken? Das ganze EU-Reformthema ist ja derzeit auch
sehr wichtig.

Frage: Meine Fragen gehen an Frau Petermann. Könnten Sie noch etwas zu dem
Prozedere der Zurückweisung von denjenigen Ankommenden an der deutschen
Grenze sagen, die schon registriert sind? Wie läuft das ab? Wären dann
dafür Transitzonen oder Ähnliches notwendig, oder schickt man sie einfach
zurück?

Könnten Sie uns auch noch mal sagen, wie die Unterstützung für die Länder
Griechenland und Italien zurzeit von deutscher Seite aussieht? Wie viele
Mitarbeiter, eventuell auch durch das BAMF, sind dort gerade tätig?

Petermann: Zur ersten Frage: Es ist etwas schwierig, über hypothetische
Modelle zu sprechen. Was ich Ihnen an dieser Stelle sagen kann, ist, dass
mehrere Fälle zurzeit in Rede stehen. Das ist einmal die Zurückweisung
derer, die irgendwo beim Übertritt in die Europäische Union "nur"
registriert werden. Der zweite Fall sind die Personen, die registriert sind
und einen Asylantrag in einem anderen EU-Staat gestellt haben. Der dritte
Fall sind die, deren Asylverfahren bereits abgeschlossen ist und bei denen
eine Wiedereinreisesperre besteht. Der vierte Fall sind diejenigen, die
einfach zu Unrecht einreisen möchten.

Zurzeit haben wir Grenzkontrollen an der deutsch-österreichischen Grenze;
nur in diesem Bereich können wir von Zurückweisungen sprechen, und nur in
diesem Bereich erfolgen zurzeit Zurückweisungen in dem, ich glaube, von mir
an vierter Stelle genannten Fall, nämlich diejenigen, die einfach zu
Unrecht einreisen, also ohne Registrierung, ohne Asylantrag, ohne Visum.
Das erfolgt zurzeit.

Die anderen Fälle halten wir als BMI im Sinne des europäischen Rechts auch
für rechtlich zulässig. Aber ich glaube, wir sollten an dieser Stelle jetzt
nicht von hypothetischen Fällen sprechen, sondern wir sollten abwarten, wie
der Minister, die CSU sich dazu entscheiden wird. Das wird, soweit ich
weiß, um 14 Uhr in einer Pressekonferenz mitgeteilt.

Zu dem zweiten Punkt, wie viel Personal ganz konkret Griechenland und
Italien bekommen haben, kann ich Ihnen nichts sagen. Möglicherweise wird es
durch die Kollegen nachgeliefert, die zuhören. Aber Zahlen kann ich Ihnen
nicht nennen.

StS Seibert: Ich kann zumindest, was Italien betrifft, sagen - das gilt
übrigens auch für Griechenland -, dass im vergangenen Jahr Deutschland sich
in erheblichem Umfang an der Umsiedlung, der sogenannten Relocation, von
Schutzsuchenden aus diesen beiden Ländern beteiligt hat und dass
Deutschland da mit Abstand die meisten Personen aufgenommen hat.

Im Übrigen hätte ich für Sie Zahlen aus dem April über die europäische
Hilfe an Griechenland. Da ist mit Sicherheit seitdem noch mehr geflossen.
Insgesamt, hieß es im April, hat Griechenland zur Bewältigung der
humanitären Lage, der Flüchtlingssituation und zur Unterstützung beim
Grenzschutz über verschiedene Instrumente von der EU-Kommission über 1,5
Milliarden Euro erhalten. Deutschland ist natürlich an diesen Zahlungen
entsprechend immer beteiligt. Aber das sind Zahlen aus dem April. Bei
Gelegenheit könnten wir schauen, ob es noch aktuellere gibt.

Zusatzfrage: Frau Petermann, vielen Dank, dass Sie den Sachverhalt so schön
zusammengefasst haben, aber das beantwortet nicht die konkrete Frage, was
mit den bereits Registrierten passieren soll. Da das in der vergangenen
Woche durchaus sehr zeitnah erfolgen sollte, wollte ich nachhaken, ob es
wirklich überhaupt kein Konzept gibt, was mit diesen Menschen passieren
soll, wenn das so ad hoc angeordnet werden soll. Es geht konkret um die
bereits Registrierten.

Petermann: Also konkret die Fallgruppe der Personen, die lediglich
registriert sind, in keinem anderen EU-Staat einen Asylantrag gestellt
haben und sich in Österreich befinden. Dort halten wir rechtlich eine
Zurückweisung für möglich. Es gibt noch keine konkreten weiteren Planungen
dazu, die aber sicherlich in diesem überschaubaren Bereich zeitnah möglich
wären.

Zusatzfrage: Überschaubar, weil es niedrige Zahlen sind?

Petermann: Überschaubar im Hinblick auf die Grenzkontrollen.

Frage: Herr Seibert, noch mal zu dem heutigen Gespräch mit dem
italienischen Premierminister: Würde bei diesem Gespräch nicht nur das
Thema der Außengrenzen, sondern auch der Innengrenzen der EU noch mal zur
Sprache kommen, also auch eventuelle Zurückweisungen an den Grenzen?

StS Seibert: Ich gehe davon aus, dass die Migrationspolitik in
verschiedenen Aspekten zur Sprache kommt, und würde jetzt trotzdem den
Gesprächen nicht gerne vorgreifen.

Frage: Ich versuche nur, Klarheit zu schaffen. Herr Seibert, Sie sagten,
ein Einreiseverbot gelte gegenüber Menschen, die keinen Asylantrag gestellt
haben. Zuvor hatte ich Frau Petermann so verstanden, dass sie sagte, ein
Einreiseverbot hindere ja nicht daran, dennoch einen Asylantrag zu stellen.
Das kommt in meinem Kopf schwer zusammen. Meinten Sie damit, Frau
Petermann, dass die Personen in dem Land, aus dem sie nicht einreisen
dürften, einen Asylantrag stellen können, etwa Österreich? Ansonsten wären
die beiden Aussagen für mich im Widerspruch.

Petermann: Ich kann jetzt hier keinen Widerspruch erkennen.

StS Seibert: Den kann ich auch nicht erkennen. Ich habe Ihnen einfach eine
Praxis geschildert, die im Übrigen von jeher schon so ausgeübt wird,
nämlich dass Menschen, die bei einer Binnengrenzkontrolle, beispielsweise
an der deutsch-österreichischen Grenze, angetroffen werden und die kein
Asylersuchen vorbringen, die Einreise verweigert wird. Das ist Praxis, und
nicht mehr habe ich geschildert. Deswegen gibt es da auch keinen
Widerspruch zu dem, was Frau Petermann gesagt hat.

Zusatzfrage: Wenn das schon Praxis ist, warum taucht es dann jetzt als
neues Modell in einem neuen Stufenplan auf?

Wenn Sie sagen, es hindere aber nicht daran, dass diese Personen dennoch -
wohl auch gegenüber Deutschland - einen Antrag stellen könnten: Was
bedeutet es, wenn jemand an der Grenze auftaucht und das Wort "Asyl" sagt?

StS Seibert: Dann ist er logischerweise nicht in der Gruppe der Menschen,
die ich gerade beschrieben habe, die das Wort nicht sagen.

Im Übrigen bin ich sehr stark dafür, dass wir jetzt nicht über Pläne, die
noch gar nicht verkündet worden sind, hier bereits spekulieren. Ich
jedenfalls werde mich daran nicht beteiligen.

Frage: Herr Seibert, Können Sie uns zum Resettlement bei Italien und
Griechenland Zahlen nennen?

StS Seibert: Die kann ich möglicherweise nachreichen; ich habe sie jetzt
nicht hier.

Zusatzfrage: Wenn Sie schon von einem umfangreichen Resettlement-Programm
sprechen, dann müssen Sie doch wissen, wovon Sie reden.

StS Seibert: Ich weiß auch, wovon ich rede, aber Sie wollen Zahlen. Zahlen
müssen genau sein; das ist sicherlich auch Ihr Anspruch. Deswegen schauen
wir.

Frage: Vielleicht kann Frau Petermann die Zahlen bekannt geben, wenn sie
sie denn dabei hätte.

Frau Petermann, ich habe es jetzt immer noch nicht verstanden. Herr
Seibert, ich habe auch noch nicht so ganz verstanden, inwieweit das mit
Ihnen überhaupt abgestimmt ist.

Menschen, die eine Einreisesperre haben, aus welchem Grund auch immer,
sollen künftig an der Grenze abgewiesen werden. Habe ich das richtig
verstanden?

Dann sagen Sie aber: Wenn die dann "Asyl" sagen, dann nicht. - Ist das die
korrekte Zusammenfassung dessen, was Sie gesagt haben?

Herr Seibert, ist das mit Ihnen in irgendeiner Form abgesprochen? Sind bei
Ihnen überhaupt neue Pläne bekannt, wie das Ganze ausgestaltet werden soll?

StS Seibert: Sie bitten uns jetzt wieder, über Pläne zu sprechen, die noch
nicht das Licht der Öffentlichkeit erreicht haben oder die von dem Minister
noch nicht vorgestellt worden sind. Das werde ich nicht machen, tut mir
leid.

Petermann: Ich möchte mich dem sehr gerne anschließen.

Zusatzfrage: Aber Sie haben sich ja eben dazu geäußert. Frau Petermann.

Petermann: Ich habe nur von hypothetischen Fällen gesprochen und von sonst
gar nichts.

Zusatzfrage : Entschuldigung, nein. Sie haben uns eben auf die Fragen
konkrete Antworten gegeben. Ob das eine Änderung in der Praxis wäre, war
die eine Frage dazu, und die andere Frage war: Wie soll das ausgestaltet
sein? Da würde ich dann doch gerne wissen: Wie soll das ausgestaltet sein?

Petermann: Wie soll was ausgestaltet sein?

Zusatzfrage: Wie ist die Zurückweisung von Menschen mit einer
Einreisesperre heute ausgestaltet? Wie könnte sie zukünftig ausgestaltet
sein?

Petermann: Wie sie zukünftig ausgestaltet sein könnte, kann ich Ihnen hier
nicht sagen, weil wir noch keine konkreten Ergebnisse haben von dem, was
Sie hier hypothetisch voraussetzen.

Bisher gibt es für die Fälle, in denen ein Einreiseverbot besteht,
natürlich die Geltendmachung, auch die Durchsetzung eines solchen
Einreiseverbotes. Es hindert aber den Betroffenen nicht daran, ein weiteres
Mal Asyl zu beantragen. So weit meine Sachstandskenntnis.

Frage: Weil ich es auch nicht verstanden habe, zwei Fragen, Frau Petermann:
Es gibt inzwischen Zahlen, wie viele Zurückweisungen es gegeben hat. Können
Sie uns da auf den aktuellen Stand bringen und sagen, wie viele Personen
beispielsweise in den ersten fünf Monaten an der deutsch-österreichischen
Grenze zurückgewiesen wurden?

Die zweite Frage: Was passiert mit einer Person, die in einem Land X
bereits einen Asylantrag gestellt hat? Darf sie nach Deutschland
nachreisen, um hier festzustellen, welches Land für sie dann zuständig ist,
oder wird sie gleich an der Grenze zurückgeschickt?

Petermann: Könnten Sie den zweiten Fall noch mal sagen?

Frage: Nehmen wir eine Person, die beispielsweise in Italien einen
Asylantrag gestellt hat: Darf sie deutschen Boden betreten, und hier wird
geprüft, welches Land für sie zuständig ist, oder wird sie automatisch an
der Grenze zurückgeschickt? Ich habe es noch nicht kapiert.

Petermann: Bisherige Praxis ist, dass jeder, der an der deutschen Grenze
Asyl beantragt, ins Land darf. Dort wird natürlich geprüft, welches Land
für ihn zuständig ist, und binnen einer bestimmen Frist - so ist die
bisherige Praxis - kann er dann, wenn alles glatt läuft, zurückgeschickt
werden.

Zusatzfrage: Er muss also zur Prüfung nach Deutschland können, richtig?

Petermann: Bisherige Praxis ist: Von jedem, der an der Grenze Asyl
beantragt, wird in Deutschland der Asylantrag geprüft, beziehungsweise er
wird zurückgeschickt, weil automatisch auch geprüft wird, ob ein anderes
Land zuständig ist.

Lassen Sie mir bitte eine Minute Zeit zum Suchen der Zahlen.

Frage: Herr Seibert, unabhängig von den Gesprächen heute Abend und im Laufe
dieser Woche habe ich eine Frage zu den bilateralen Verträgen. Besteht
nicht grundsätzlich das Problem, dass Staaten, mit denen man diese
bilateralen Verträge abschließen möchte, diese in der Verwaltungspraxis
unterlaufen könnten, indem sie einfach zu der Praxis vor September 2015
übergehen, indem sie die Flüchtlinge nicht registrieren? Dann hätte
Deutschland am Ende doch wieder das Problem.

StS Seibert: In einem stimme ich Ihnen zu: Es war ein erheblicher
Fortschritt in Europa, dass es gelungen ist, die Registrierung von
Flüchtlingen zum Regelfall zu machen. Das war im Sommer 2015 nicht der
Fall.

Natürlich müssen wir bei allem, was wir tun - ich glaube, das ist unser
aller Interesse in Europa -, dafür sorgen, dass diese Registrierung, die
jedem Land die Möglichkeit gibt, zu wissen, mit wem er es zu tun hat, nicht
abreißt. Da gebe ich Ihnen recht.

Zusatzfrage: Das heißt, Sie sehen diese Gefahr, oder sehen Sie sie nicht?

StS Seibert: Ich gebe Ihnen einfach recht, dass die Registrierung eine
wichtige Errungenschaft ist. Die sollten wir nicht gefährden wollen.

Petermann: Sie hatten nach der Zahl der Zurückweisungen an der Grenze zu
Österreich gefragt. In diesem Jahr waren es insgesamt 2025. 2017 waren es
7009, und 2016 waren es 15.

Frage: Ich habe eine Verständnisfrage: Bilaterale Abkommen sind keine
europäischen Lösungen, korrekt?

StS Seibert: Falsch.

Zusatzfrage: Gibt es dann 29 oder 28 bilaterale Abkommen? Dann kann man
natürlich von europäischen Lösungen sprechen.

StS Seibert: Bei 29 wäre sowieso eines zu viel.

Die Bundeskanzlerin hat einen Vorschlag gemacht. Sie schlägt vor, mit einer
Reihe betroffener Staaten in Gespräche einzutreten mit dem Ziel,
zwischenstaatliche Verabredungen über die bessere Ordnung und Steuerung von
bestimmten Aspekten des Migrationsgeschehens an den Grenzen zu erreichen.
Sie will diesen Weg der zwischenstaatlichen Einigung gehen, um Problemen,
die sich vielen in Europa stellen, eine gemeinsame europäische Antwort,
eine Antwort dieser Staaten entgegenzustellen und nicht unilateral, nicht
unabgestimmt und auch nicht zulasten Dritter vorzugehen. Das sind das Ziel
und der Kern ihres Vorschlags.

Zusatzfrage: Ich habe Frau Merkel aber so verstanden: Wenn sie von einer
europäischen Lösung spricht, dann spricht sie davon, dass alle
Regierungschefs oder alle Regierungen in Europa sich einigen und dem
zustimmen. Wenn sie jetzt von bilateralen Lösungen spricht, dann sind das
halt Einigungen zwischen Frau Merkel und Herrn Kurz, Frau Merkel und Herrn
Conte. Das sind dann keine europäischen Lösungen.

StS Seibert: Nein, das bestreite ich. Richtig ist, dass wir in Europa alles
daransetzen sollten, ein gemeinsames europäisches Asylsystem zu erarbeiten.
Diese Arbeiten laufen seit geraumer Zeit; sie haben viele Fortschritte
gebracht, und an einigen Punkten hängt es noch.

Jetzt geht es um ganz konkrete Fragen, die vor allem natürlich eine Reihe
von betroffenen Staaten betreffen - Staaten, in denen registriert wird,
Staaten, die einen starken Durchzug von Flüchtlingen und Migranten haben,
und Staaten, in die eine große Zahl von Flüchtlingen und Migranten
hineinmöchte. Dass diese Staaten miteinander zu zwischenstaatlichen,
bilateralen, multilateralen Lösungen kommen, halte ich für eine sehr
europäische Herangehensweise.

Frage: Frau Petermann, ich habe noch eine Verständnisfrage zu den Menschen,
die mit einem Einreiseverbot belegt sind. Ich habe verstanden, dass das
noch nicht so ganz klar ist, aber wird nach jetziger Praxis die
Voraussetzung dieser Einreisesperre an der deutschen Grenze noch mal
geprüft?

Wann unterfallen diese Menschen deutschem Recht? Wenn man sie komplett
zurückweist, wäre das doch eigentlich eine Verkürzung der Rechtsweggarantie
und deswegen nicht verfassungsgemäß. Ab wann unterfallen sie deutschem
Recht? Wird noch mal geprüft, ob die Voraussetzungen dieser Einreisesperre
tatsächlich vorliegen?

Sie hatten vorhin die Zahlen der Zurückgewiesenen genannt. Könnten Sie auch
noch die Zahlen der Schutzsuchenden sagen?

Petermann: Zahlen zu Schutzsuchenden habe ich im Augenblick nicht. Die neue
Statistik dazu ist noch nicht fertig. Das hatte Frau Korff ja am Freitag
hier angekündigt.

Zur Wiedereinreisesperre: Jemand mit einem abgelehnten Asylantrag, was
letztendlich auf das Gleiche hinausläuft, darf wieder einreisen und einen
neuen Asylantrag stellen. Bisher wurde es auf jeden Fall so gehandhabt. Das
erfolgt in der Regel in einem verkürzten Verfahren. Die Person kann auch in
Sicherungshaft genommen werden, bis die Prüfung abgeschlossen ist. Sie muss
nicht zwingend hier frei herumlaufen. Sie erinnern sich an den Fall des
Togolesen. Da hatten wir ähnliche hypothetische Modelle: Er könnte
theoretisch wieder einreisen, könnte einen neuen Asylantrag stellen. Aber
er würde in dieser Zeit hier nicht zwingend frei herumlaufen und niemandem
zugewiesen werden, sondern in Sicherungshaft genommen werden.

Zusatzfrage: Ab wann unterfallen diese Personen deutschem Recht?

Petermann: Deutsches Recht gilt im Geltungsbereich, also auf deutschem
Hoheitsgebiet.

Frage: Herr Seibert, angesichts der öffentlichen Äußerungen des
Bundesministers Seehofer, nicht zuletzt mit dem Namensartikel bei den
Kollegen von der "FAZ", würde ich Sie gerne fragen: Sie haben hier am
Freitag, wenn ich Sie richtig verstanden habe, diesen Gesamtkomplex der
Richtlinienkompetenz der Kanzlerin zugeordnet. 12 der Geschäftsordnung der
Bundesregierung sagt allerdings, dass öffentliche Äußerungen oder für die
Öffentlichkeit bestimmte Äußerungen eines Bundesministers mit der Kanzlerin
abgestimmt sein müssen. Vor allem müssen sie mit den Richtlinien der
Politik der Kanzlerin in Einklang stehen. Sehen Sie das als gegeben an,
oder haben Sie daran aktuell Zweifel? Sieht das Ihre Chefin so?

StS Seibert: Ich habe am Freitag lediglich ganz grundsätzlich gesagt, dass
die Bundesregierung auf Grundlage der grundgesetzlichen Vorgaben und der
Geschäftsordnung, die für die Bundesregierung gilt, arbeitet. Das war am
Freitag so, das ist heute so. Das ist meine Antwort.

Zusatzfrage: Dann muss ich doch nachfragen. Ich glaube, es hatten Sie sehr
viele Kollegen so verstanden, dass Sie diese Fragen eher dem
grundsätzlichen Bereich und dann auch der Richtlinienkompetenz zuordnen.

StS Seibert: Ich würde Sie bitten, das nachzulesen. Ich habe mich am
Freitag genau so grundsätzlich geäußert, wie ich das jetzt getan habe.

Zusatzfrage: Dann frage ich anders herum. Die Geschäftsordnung der
Bundesregierung sagt: Sofern kein Einvernehmen innerhalb des
Bundeskabinetts besteht, müsste ein Minister der Kanzlerin eine abweichende
Meinung beantragen respektive bekanntgeben. Ist dies formal erfolgt?

StS Seibert: Ich kenne die Geschäftsordnung der Bundesregierung. Ich denke,
das tun auch alle, die in dieser Bundesregierung tätig sind. Zu
Einzelfällen werde ich jetzt hier keine Äußerung machen. Ich denke aber,
dass es auch nicht um Artikel geht.

Frage: Eine Frage an das Auswärtige Amt. Ist in der Diskussion der
Auswärtigen Politik eigentlich der Begriff "europäische Lösung" eine Art
Trademark, ein feststehender Begriff für multilaterale Verabredungen? Oder
ist er auch ein Begriff, der - wie Herr Seibert es sozusagen additiv
ausgeführt hat - sich durch eine Summe mehrerer bilateraler Abkommen
herstellen lässt? Ist das nach Auffassung des Auswärtigen Amtes auch eine
europäische Lösung?

Herr Seibert, haben Sie Signale aus einer signifikanten Zahl von
europäischen Staaten, dass dieser Weg der vielen bilateralen Lösungen -
sagen wir einmal - innerhalb der nächsten zwei Wochen beschritten werden
kann? Das ist ja der Zeitraum, der in Rede steht.

Adebahr: Zu Ihrer ersten Frage: Ich fürchte, ich kann kein politologisches
Proseminar darüber halten, wie der Begriff von wann, wem, wie in welchem
Kontext verwendet wird. Ich fürchte, das tun sehr viele Personen in ganz
unterschiedlichen Kontexten und in ganz unterschiedlichen Fragen. Insofern
würde ich da keine Bewertung abgeben wollen.

StS Seibert: Ich kann Ihnen nur sagen, dass es selbstverständlich ist, dass
die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Gespräche mit unterschiedlichen
Mitgliedstaaten und der Kommission führt. Sobald es etwas Konkretes gibt,
würden wir Sie das wissen lassen.

Frage: Frau Petermann, noch einmal eine Frage zur Gruppe derjenigen, die
mit einem Einreiseverbot belegt sind. Können Sie vielleicht sagen: Wer ist
das? Sind das zwangsläufig alles Menschen, die schon einmal aus
verschiedenen Gründen ausgewiesen wurden? Oder kann das andere auch
betreffen?

Die zweite Frage ist die nach einer Zahl: Wie viele Menschen sind denn in
Deutschland mit einem Wiedereinreiseverbot belegt?

Petermann: Eine Zahl dazu kann ich Ihnen nicht nennen. Ich habe sie im
Augenblick nicht dabei. Das können wir aber gern nachreichen.

In der Regel ist es so - ich formuliere das einmal wie folgt -: Für
Antragsteller, die nach einer negativen Entscheidung im Asylverfahren nicht
freiwillig ausreisen, tritt ein gesetzliches Einreise- und
Aufenthaltsverbot - das ist die sogenannte Wiedereinreisesperre - in Kraft.
Das BAMF hat hier die Aufgabe, Einreise- und Aufenthaltsverbote für
abgelehnte Asylantragsteller zu befristen. Dabei werden die individuellen
Umstände berücksichtigt. Für die Umsetzung von Einreise- und
Aufenthaltsverboten sind dann die Ausländerbehörden, also die Länder,
zuständig.

Zusatzfrage: Wenn ich das jetzt übersetze: Heißt das, es sind alle
Abgeschobenen? Also Menschen, die nicht freiwillig ausgereist sind, die ein
Einreiseverbot haben und wiederkommen wollen, wurden ja wahrscheinlich
einmal abgeschoben.

Petermann: Abgeschoben sind diejenigen, die nicht mehr hier sind. Das ist
der Vollzug. Die Abschiebung ist der Vollzug.

Frage: Ich hätte auch noch eine Nachfrage zu einer Zahl. Können Sie uns
Zahlen für die letzten Jahre für abgelehnte Asylbewerber nennen, die wieder
eingereist sind?

Petermann: Das kann ich Ihnen nicht nennen. Das müssten wir - falls möglich
- nachholen.

StS Seibert: Es gibt übrigens - wenn ich das so sagen darf, ohne dass ich
Ihnen eine Zahl dazu nennen kann - das Phänomen abgelehnter Asylbewerber,
die sich dann in andere europäische Länder bewegen, um dort - wenn man so
will - ihr Glück mit einem dortigen Asylverfahren zu versuchen. Es gibt ja
ganz unterschiedliche Anerkennungsquoten für unterschiedliche
Staatsangehörigkeiten in Europa. Das heißt, auch dieses Phänomen gibt es.
Diese - ich sage einmal - Ausreisen registrieren wir natürlich oft gar
nicht. Sie fallen aber bei der Gesamtbestimmung der Zahl der Menschen, die
bei uns im Lande sind, auch ins Gewicht.

Frage: Frau Petermann, ich hätte gern gewusst, ob es schon einen neuen
Termin für die öffentliche Vorstellung des sogenannten Masterplans gibt?

In diesem Zusammenhang die zweite Frage: Offenbar hat die Kanzlerin diesen
Masterplan bislang gelesen. Welche Ressorts haben den sogenannten
Masterplan bis jetzt bekommen?

Petermann: Es gibt keinen neuen Termin für die Vorstellung des Masterplans
Migration. Andere Ressorts wurden nicht beteiligt. Er ist im Augenblick nur
denjenigen im Innenministerium bekannt, die damit befasst waren, und der
Bundeskanzlerin.

Frage: Frau Petermann, ich hatte immer gedacht, dass das zumindest mit dem
BMZ abgestimmt gewesen wäre. Habe ich das falsch verstanden?

Petermann: Das BMZ sollte mit an der Pressekonferenz beteiligt sein. Das
ist richtig. Das BMZ hat auch einen Part in diesem Masterplan. Insoweit ist
das BMZ auch beteiligt.

Zusatzfrage: Das heißt, sie wissen schon, was darin steht?

Petermann: Das weiß ich nicht. Das bezweifle ich.

Zusatzfrage: Vielleicht kann das BMZ das selber sagen.

Mänz: Es ist so, wie es die Kollegin schon gesagt hat. Der Minister hat mit
eigenen Vorschlägen praktisch ergänzt, was wir in Herkunftsländern gegen
die Bekämpfung von Fluchtursachen tun.

Ob jetzt mein Minister den Inhalt kennt, das kann ich Ihnen tatsächlich
nicht sagen.

Frage: Ich hätte noch eine Nachfrage an das Bundesverteidigungsministerium
zur letzten Nachreichung. In der Nachreichung zur "Strong Europe Tank
Challenge 2018" in Grafenwöhr verweisen Sie bei weiteren Fragen an die
Pressestelle der US-Armee in Deutschland. Da stellt sich mir die Frage:
Wieso verweist die Bundesregierung einen Journalisten in Deutschland zu
Fragen eines Militärmanövers in Deutschland, bei dem die Bundeswehr zudem
mit Gestalter war, an die Pressestelle der US-Armee in Deutschland?

Fähnrich: Das kann ich relativ kurz machen, weil genau diese Pressestelle
verantwortlich ist. Denn "U.S. Army Europe" leitet dieses Manöver. Sie sind
für dieses Manöver verantwortlich. Sie können detailliert und am besten
Antworten auf ihre Fragen geben.

Zusatzfrage: Aber die Bundesregierung wäre grundsätzlich in der Lage,
solche Fragen ebenfalls zu beantworten? Also gibt es eine
Informationspflicht von Seiten der US-amerikanischen Armee gegenüber der
Bundesregierung? Oder müssten sich Journalisten im Fall von solchen
Manövern auf deutschem Gebiet grundsätzlich immer nur an die US-Armee
wenden?

Fähnrich: Wir stehen in Deutschland natürlich im Austausch mit den
amerikanischen Streitkräften. Aber im speziellen Fall, wo eben
amerikanische Kräfte für die Durchführung der Übung verantwortlich sind,
ist es am besten, bei ihnen nachzufragen, um die Antworten von dort und
nicht über Ecken über uns zu bekommen.

Frage : Frau Petermann, ich würde noch einmal gern zu dem Fall Ali B.
kommen und zu dem, was Sie Abschiebung nennen, was andere
Freiheitsberaubung nennen, was eine Nicht-Auslieferung war. Da mussten Sie
sich jetzt am Wochenende erneut korrigieren. Sie haben uns ja bis Freitag
immer weismachen wollen, dass Herr Romann nicht die Maschine in Erbil
verlassen hätte. Warum ist Ihnen am Freitag erst aufgefallen, dass Herr
Romann doch die Maschine mit jeweils zwei anderen Personen, zwei anderen
Deutschen, verlassen hat?

Petermann: Weil ich am Donnerstag oder Freitag erst danach gefragt wurde.
Ich kann mich an vorher nicht erinnern.

Ich hatte gesagt: Die Polizeivollzugsbeamten, also diejenigen, die für die
Sicherheit an Bord zuständig waren, haben den Flieger nicht verlassen,
sondern Ali B. ist von den kurdischen Sicherheitskräften an Bord verbracht
worden. Dass Herr Romann in seiner Funktion als Chef des
Bundespolizeipräsidiums aus protokollarischen Gründen das Flugzeug
verlassen hat, stand zumindest bis zu dem Zeitpunkt nicht in Frage. Ich
habe das so als Frage auch nicht verstanden.

Zusatzfrage: Das ist, glaube ich, falsch. Montag hatten Sie hier noch
gesagt, dass Herr Romann und kein anderer die Maschine verlassen hätte.
Darauf haben Sie ja bestanden.

Petermann: Offen gestanden habe ich das Protokoll im Wortlaut nicht
gelesen. Sollte ich das so gesagt haben, dann wäre es in der Tat nicht ganz
richtig. Herr Romann war nicht in seiner Funktion als
Polizeivollzugsbeamter an Bord.

Zusatzfrage: Am Mittwoch beziehungsweise am Dienstag mussten Sie sich schon
korrigieren. Am Freitag haben Sie sich noch einmal korrigiert. Müssen wir
jetzt erwarten, dass Sie sich in diesem Fall zu anderen Details auch noch
korrigieren müssen? Oder ist es das jetzt gewesen?

Petermann: Die Frage kann ich so nicht beantworten. Sie müssten schon eine
konkrete Frage stellen.

Frage: Frau Petermann, ganz einfach: Als was betrachten Sie das denn jetzt
rechtlich, was dort in Erbil geschehen ist? Ist das eine Rücküberstellung
oder eine Auslieferung? Was ist die rechtliche Kategorie, der Sie den
ganzen Vorgang zuordnen?

Petermann: An der rechtlichen Qualifizierung musste ich mich zu keinem
Zeitpunkt korrigieren. Das ist hinreichend in der vorigen Woche besprochen
worden - am Montag sehr lange, am Mittwoch auch. Es war eine Abschiebung.

Zusatzfrage: Es war eine Abschiebung durch die kurdische Regionalregierung?
Der Meinung sind Sie immer noch?

Petermann: Die kurdischen Sicherheitsbehörden haben in ihrer Verantwortung
Herrn Ali B. in den Flieger gebracht, um ihn nach Deutschland abzuschieben.

Frage: Frau Petermann, es ist interessant, weil eine Abschiebung ist an
sich unmöglich. Die irakische Verfassung verbietet es genauso wie die
deutsche, einen eigenen Staatsbürger in ein fremdes Land zu überstellen.
Darum wundere ich mich, dass Sie sich immer noch auf Abschiebung
konzentrieren. Denn das kann es einfach nicht sein. Damit führen Sie die
Öffentlichkeit in die Irre.

Petermann: Ich habe dem nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Gibt es andere Ministerien in der Bundesregierung, die diese
rechtliche Einschätzung teilen?

Vorsitzender Detjen: Keine Stellungnahmen.

Frage: Frau Petermann, wir haben von Ihnen erfahren, in welcher Weise die
Leitung des Ministeriums über den Vorgang informiert wurde, nämlich aus
Erbil kurz vor der Realisierung. Trifft es zu, dass Herr Romann aber zuvor -
 vielleicht schon am Vortag - das BMI auf Arbeitsebene informiert hat? Wenn
das so war, haben Sie recherchiert, warum dies nicht, weil es ja doch ein
relevanter Vorgang war, an die Leitungsebene weitergegeben wurde?

Petermann: Wie wir es mitgeteilt haben, gab es ein Gespräch auf
Arbeitsebene am Freitagnachmittag.

Zusatzfrage: Also nicht erst kurz vor der Realisierung in Erbil, sondern
schon zuvor?

Petermann: Ich wurde nach dem Minister gefragt. Der Minister wurde aus
Erbil angerufen und hat sich die Rechtmäßigkeit zusichern lassen. Ich wurde
nach dem Telefonat mit dem Staatssekretär gefragt. Im Anschluss fand ein
Telefonat zwischen dem Staatssekretär und Herrn Romann aus Erbil statt.

Frage: Die Frage war, ob es, bevor Herr Romann aus Erbil informiert hat,
sozusagen ein ankündigendes Gespräch mit der Arbeitsebene im Ministerium
gab und, wenn es das gab, warum die Arbeitsebene dies offenbar nicht an die
Leitungsebene weitergegeben hat. Ich glaube, Herr Romann hat sich in diesem
Sinne im Innenausschuss geäußert.

Petermann: Ich war nicht im Innenausschuss dabei. Ich kenne auch kein
Protokoll.

Es gab ein Gespräch, eine Kenntnisnahme ins BMI in die Fachabteilung
hinein, am Freitagnachmittag.

Frage: Nur zum Verständnis, Frau Petermann: Als Herr Romann Herrn Seehofer
angerufen hat, war er gerade in Erbil angekommen? Hatte er da gerade schon
mit den Kurden draußen Tee getrunken? Oder hatte er Herrn Seehofer
angerufen, als der Verdächtige und er wieder im Flugzeug waren?

Petermann: Das kann ich nicht sagen. Ich weiß nur, dass er aus Erbil heraus
angerufen hat. Ob er dabei Tee getrunken hat oder schon im Flieger saß,
weiß ich nicht.

Vorsitzender Detjen: Es gibt noch eine Nachreichung von Herrn Seibert.

StS Seibert: Ich habe noch Relocation-Zahlen nachzureichen. Sie hatten den
Kollegen ja interessiert.

Insgesamt sind im Ergebnis über 30 Schutzsuchende aus Griechenland und
Italien in andere EU-Mitgliedstaaten umgesiedelt worden, davon 10
Asylsuchende nach Deutschland, und zwar 5391 aus Griechenland und 5435 aus
Italien.

Zuruf : Zeitraum?

StS Seibert: Diese Zahlen sind vom 30.058. Beginn der Relocation-Aktion war
im Dezember 2015.

Dabei müssen Sie bedenken, weil ich Sie schon so den Kopf schütteln sehe,
dass für Relocation nur Asylsuchende aus Herkunftsländern in Frage kamen,
bei denen die durchschnittliche Anerkennungsquote in der Europäischen Union
über 75 Prozent beträgt und die bis zu einem gewissen Zeitpunkt im
September 2017 in Italien oder Griechenland angekommen sein mussten.

Frage: An das Bundesfinanzministerium: Frau Schwamberger, Ihr Minister und
der französische Minister Le Maire haben in Hamburg über die Reform der
Eurozone diskutiert. Sind diese Verhandlungen jetzt auf Ministerebene
abgeschlossen? Können Sie noch etwas dazu sagen, ob es bei dem Punkt
"eigenes Budget der Eurozone" vorgesehen ist, dass diese Hilfen wieder
zurückgezahlt werden?

Schwamberger: Das Treffen der beiden Minister am Samstag war ein Treffen in
Vorbereitung des morgigen deutsch-französischen Ministertreffens in
Meseberg. Dort soll, wie Sie wissen, ein gemeinsamer deutsch-französischer
Reformvorschlag für die Eurozone beraten werden. Er soll auch beschlossen
werden. Eigentlich kann ich diesem Beschluss, der erst morgen beraten wird,
nicht vorweggreifen.

Zusatzfrage: Jetzt gibt es Berichte - das ist seit langem bekannt -, dass
es ein eigenes Budget für die Eurozone geben soll. Wie stellen Sie sich
denn dazu?

Schwamberger: Auch das ist eine Vermutung mit Blick auf das, was morgen
beraten und als gemeinsamer Reformvorschlag beschlossen wird. Es ist nichts
beschlossen, bevor nicht alles beschlossen wird. Morgen treffen sich der
französische Regierungschef und die Bundeskanzlerin mit einigen
Fachministern und werden genau über dieses Themenpaket beraten.

Frage: Frau Schwamberger, können Sie mir sagen, ob der Vorschlag 
Euro-Zonen-Budget dasselbe ist wie eine Euro-Fiskalkapazität?

Grundsätzlich: Gibt es denn inzwischen ein gemeinsames Verständnis der
beiden Länder, was diese Fiskalkapazität überhaupt beschreiben soll, was
sie tun soll?

Schwamberger: Auch da gilt: Das sind mehrere Aspekte, die im Vorfeld des
morgigen Treffens von verschiedenen Seiten diskutiert wurden. Zu einzelnen
Aspekten kann ich Ihnen vor dem morgigen Treffen nichts sagen.

Frage: Ich muss auch noch einmal nachfragen. Wir wissen von der
französischen Seite, dass sie ein "echtes" Euro-Zonen-Budget möchte. Das
heißt natürlich, an der Eurogruppe angekoppelt. Ist das etwas, was für die
Bundesregierung in irgendeiner Art und Weise akzeptabel wäre? - Das ist
eine Frage an Herrn Seibert, aber natürlich auch an Sie, Frau Schwamberger.

Schwamberger: Von meiner Seite aus kann ich sagen: Ich kann das morgige
Gespräch hier nicht vorwegnehmen. Man trifft sich auch morgen, um diese
Fragen gemeinsam zu diskutieren, und macht das nicht über die
Bundespressekonferenz.

StS Seibert: Das sehe ich genauso wie die Kollegin vom
Bundesfinanzministerium. Deutschland und Frankreich wollen morgen 
deutsch-französische Vorschläge erarbeiten, die dann in die Meinungsbildung beim
Europäischen Rat Ende Juni einfließen. Die Bundeskanzlerin hat sich ja in
den letzten zwei, drei Wochen bei verschiedenen Gelegenheiten über ihre
Vorstellungen zu den zukünftigen zentralen Aufgaben der Europäischen Union
geäußert. Sie hat Vorschläge gemacht.

Im Wesentlichen geht es um vier Themenbereiche:

Erstens die gemeinsame Außen-, Verteidigungs- und Sicherheitspolitik,
zweitens die große Herausforderung der Migration, über die wir ja hier
schon ausführlich gesprochen haben - und zwar Migration sowohl in der 
EU-internen Dimension, gemeinsames europäisches Asylsystem usw., als auch in
der externen Dimension, also Zusammenarbeit mit Herkunfts- und
Transitstaaten. Drittens geht es um die Stärkung der Wirtschafts- und
Währungsunion, um nachhaltiges dauerhaftes Wachstum für alle
Mitgliedstaaten der Europäischen Union zu erreichen. Der vierte große
Themenbereich ist die Frage der Wettbewerbsfähigkeit, der Innovation des
digitalen Binnenmarktes, der Impulse, die Deutschland und Frankreich geben
wollen, gerade bei so wichtigen Zukunftsthemen wie künstliche Intelligenz
oder andere wichtige Forschungsbereiche.

Das sind die Bereiche. Dazu gab es Vorgespräche, jetzt gerade in Hamburg -
das wurde gesagt -, aber natürlich auch in anderer Form. Morgen wird man
versuchen, einen gemeinsamen deutsch-französischen Vorschlag zu
präsentieren.

Frage: Jetzt gibt es schon Kritik seitens der niederländischen Regierung an
dem Sinn dieser Eurozonen-Erweiterung. In welcher Weise ist denn geplant,
die Partner ins Boot zu setzen? Was planen denn Deutschland und Frankreich,
um die übrigen Euro-Mitgliedstaaten zu informieren?

Schwamberger: Man ist sowieso ständig im Kontakt mit allen europäischen
Partnern und laufend im Gespräch. Das gilt auch für die Ebene der
Finanzminister. Wie Sie wissen, ist Ende der Woche ein Treffen der
europäischen Finanzminister in Luxemburg. Das ist natürlich eine gute
Gelegenheit, um mit den anderen europäischen Finanzministern einen
möglichen deutsch-französischen Reformvorschlag aus Meseberg heraus
vorzustellen und darüber zu diskutieren.

StS Seibert: Auch das Bundeskanzleramt und die Bundeskanzlerin selber
stehen in regelmäßigem Kontakt mit zahlreichen ihrer
Regierungschefkollegen.

Frage: Das offizielle Österreich ist momentan ziemlich erbost, weil
Österreich von Deutschland jahrelang systematisch ausspioniert worden ist.
Die Regierung und der Bundespräsident verlangen volle Aufklärung. Können
Sie, Herr Seibert, schon etwas dazu beitragen?

StS Seibert: Sie wissen sicherlich, dass wir zu operativen Aspekten der
nachrichtendienstlichen Tätigkeit grundsätzlich nur gegenüber den
zuständigen und geheim tagenden Gremien des Deutschen Bundestages Stellung
nehmen. Insofern kann ich den Sachverhalt, über den berichtet wurde, an
dieser Stelle weder bestätigen noch dementieren.

Ich kann Ihnen sagen: Wirtschaftsspionage hat weder in der Vergangenheit zu
den Aufgaben des Bundesnachrichtendienstes gehört, noch ist dies
gegenwärtig der Fall. Sie wissen, dass wir eine Reform des BND-Gesetzes im
Jahr 2016 hatten. Dadurch ist das für die sogenannte 
Ausland-Ausland-Aufklärung noch einmal ausdrücklich im Gesetz festgeschrieben worden.
Ausland-Ausland-Aufklärung nennt man die strategische Fernmeldeaufklärung
von Ausländern im Ausland, die hier aus dem Inland gesteuert wird.

Zusatzfrage: Heißt das, dass dieses neue Gesetz das Ausspionieren gar nicht
mehr erlaubt oder nur mehr ein bisschen?

StS Seibert: Das Gesetz ist am 31. Dezember 2016 in Kraft getreten. Gerade
zu der Frage der Ausland-Ausland-Fernmeldeaufklärung hat es die
Rechtssicherheit und damit aber auch die Handlungsfähigkeit des BND
gestärkt. Der Rechtsrahmen für das, was im Rahmen dieser 
Ausland-Ausland-Fernmeldeaufklärung getan werden darf, ist klar abgesteckt worden, ohne die
Aufklärungsfähigkeit des BND zu beschneiden.

Frage: Ich kann Ihre Zurückhaltung etwas schlecht nachvollziehen, Herr
Seibert. Denn der Satz der Kanzlerin, dass das Ausspähen von Freunden
überhaupt nicht gehe, ist ja auch hier gefallen, und er ist auch hier
geäußert worden. Gilt dieser Satz eigentlich immer noch?

StS Seibert: Ja, die Aussage gilt.

Frage: Herr Seibert, schauen wir einmal, ob Sie etwas dazu sagen möchten.
Vielleicht wäre das ja der eleganteste Ausweg. Zum Beispiel mit der Schweiz
gibt es ein sogenanntes No-Spy-Abkommen - unabhängig davon, welcher
Qualität es sein mag. Gibt es etwas Entsprechendes auch mit Österreich?

StS Seibert: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Zusatzfrage : Weil Sie es nicht wissen, oder weil Sie es nicht vortragen
mögen?

StS Seibert: Weil ich es konkret im Moment nicht weiß. Wenn ich mich
erkundigt habe, dann werde ich auch wissen, ob ich es Ihnen sagen könnte.
Das kann auch unter den operativen Bereich unserer nachrichtendienstlichen
Tätigkeiten fallen.

Zusatzfrage: Nur damit ich es richtig verstehe: Das Ziel der 
No-Spy-Abkommen diente dem politischen Ziel, aus der ganzen gegenseitigen
Ausspähung herauszukommen. Das hat Frau Merkel mehrfach im Zuge der ganzen
NSA-Affäre gesagt. Wir wissen aber nicht, wie weit sie damit insgesamt
gekommen ist.

Könnten Sie uns insgesamt einmal einen Stand nennen, wie weit man damit
gekommen ist? Denn das Gesetz ist teilweise ja die unilaterale Umsetzung
eben dieses Zieles.

StS Seibert: Ich habe das Gesetz zur Reform des BND erwähnt, das am 31.
Dezember 2016 in Kraft getreten ist. Es hat notwendige Rechtssicherheit
geschaffen und gleichzeitig, was in unser aller Interesse liegt, die
Handlungsfähigkeit des BND gestärkt und nicht beeinträchtigt. Ich habe
trotzdem gesagt: Wirtschaftsspionage hat früher nicht zur den Aufgaben des
BND gehört und gehört auch jetzt nicht dazu. Vielmehr ist es die Aufgabe
des BND, Erkenntnisse im Ausland zu gewinnen, die für uns in der
Bundesrepublik Deutschland von außen- und sicherheitspolitischer Bedeutung
sind. Dadurch leistet er einen weiten und wichtigen Beitrag zur Sicherheit
unseres Landes.

Zuruf: Das war aber nicht die Frage!

Frage : Herr Seibert, können und wollen Sie sagen, wann die Überwachung
österreichischer Institutionen oder Institutionen in Österreich aufgehört
hat?

StS Seibert: Sie haben ja meinen ersten Satz gehört, dass über die
operativen Aspekte der nachrichtendienstlichen Arbeit die zuständigen
Bundestagsgremien informiert werden und dass ich hier Sachverhalte, die in
der Berichterstattung sind, weder bestätigen noch dementieren kann.

Zusatzfrage: Können Sie also auch nicht bestätigen oder dementieren, ob die
BND-Überwachung von Institutionen in Österreich weiterhin läuft?

StS Seibert: Ich denke, mein Satz war sehr deutlich.

Frage: Herr Seibert, wenn Sie sagen, dass der Satz, ein Ausspionieren unter
Freunden gehe gar nicht, immer noch gelte, heißt das dann, dass Österreich
nicht mehr zu den Freunden zählt?

StS Seibert: Österreich ist ein guter Freund unseres Landes, und wir sind
hoffentlich auch gute Freunde der Österreicher - so habe ich es jedenfalls
beim jüngsten Besuch des österreichischen Bundeskanzlers hier empfunden.

Frage: Was ist eine Bundespressekonferenz ohne die Causa Skripal? Und ich
mag den Klang der Formulierung: "von hoher Plausibilität". Deswegen noch
eine Frage: Die britischen Ermittler haben mit Stand Juni 2018 betont, dass
sie bisher über keine einzige Fährte zu einem Verdächtigen verfügen. Auch
Russland wird dort nicht genannt. Gleichzeitig hat Außenminister Heiko Maas
bereits am 19. März gesagt, ihm lägen zahlreiche Details und Belege vor,
die die Schuld Russland belegten.

Deshalb meine Frage an die Bundesregierung: Wie erklärt sich die
Bundesregierung das Phänomen, dass Außenminister Heiko Maas bereits am 19.
März über mehr Wissen verfügte als die britischen Ermittler nach drei
Monaten intensiver Untersuchungen?

StS Seibert: Vielleicht möchte die Kollegin des AA übernehmen. Ich bin
ziemlich sicher, dass Sie den Außenminister in seiner Äußerung vom März
nicht korrekt zitiert haben. Denn wir haben immer davon gesprochen, dass
wir uns der britischen Einschätzung anschließen und dass auch wir keine
alternative plausible Erklärung sehen.

Adebahr: Genau so ist es. Im Übrigen habe ich, meine ich, vor zwei oder
drei Pressekonferenzen hier auch schon - damals waren Sie nicht da - ganz
ausführlich dazu vorgetragen, auch zu den neueren Entwicklungen und
Gutachten, die es gab. Darauf möchte ich Sie gern verweisen.

Zusatzfrage: Abgeordnete verschiedener Bundestagsfraktionen haben gegenüber
RT Deutsch bestätigt, dass die Bundesregierung nach dem Fall Skripal
zunächst geleugnet habe, dass sie im Besitz von Nowitschokproben sei.
Später kam an die Öffentlichkeit, dass die Bundesregierung seit den 
1990er-Jahren sehr wohl über Nowitschokproben verfügt. Das führt mich zu der
Frage: Hat die Bundesregierung die Abgeordneten des Deutschen Bundestages
angelogen, oder war sie über die Machenschaften des BND nicht informiert?

StS Seibert: Zu Teil eins ihrer Frage: Selbstverständlich nicht.

Zuruf: Die Frage ist nicht wirklich beantwortet!

Frage: Zum Thema Audi eine Frage an das Verkehrsministerium: Wie
kommentieren Sie die vorläufige Festnahme von Herrn Stadler? Ich wüsste
auch gern, ob Ihr Haus vorher von dem ganzen Vorgehen informiert war, vor
allen Dingen auch von dem Sachverhalt, der offenbar zu der vorläufigen
Festnahme geführt hat.

Buser: Vielen Dank für die Frage. - Die angesprochenen Medienberichte habe
ich selbstverständlich zur Kenntnis genommen. Darüber hinaus habe ich keine
weiteren Informationen. Zu staatsanwaltschaftlichen Vorgängen äußern wir
uns generell nicht.

Frage: Herr Seibert, ich hätte gern einen Kommentar der Bundesregierung zur
Unterzeichnung der Vereinbarung zwischen Athen und Skopje gestern.

StS Seibert: Wir waren sehr froh, zu sehen, dass die beiden Außenminister
diese Vereinbarung gestern unterzeichnet haben. Wir begrüßen das
ausdrücklich. Das gibt uns auch eine gewisse Zuversicht. Gleichzeitig ist
es ein Grund zur Sorge, dass es Berichte über sogar gewaltsame
Demonstrationen in Skopje gegen die Einigung im Streit um den künftigen
Staatsnamen gibt. Die Bundesregierung ruft alle Beteiligten zu Ruhe und
Besonnenheit auf.

Es bleibt dabei: Aus Sicht der Bundesregierung ist diese Einigung ein
bedeutender Fortschritt für beide Seiten. Diese Vereinbarung kann
Hindernisse beim grenzüberschreitenden Ausbau von Handel und Infrastruktur
beseitigen. Das wird zur regionalen Stabilität beitragen. Wir sind
überzeugt, dass, wenn es nun Seiten gibt, die kurzsichtig auf
nationalistischen Positionen beharren, sie dieser Einigung und auch vielen
Menschen in der Region schaden, die sich sicherlich nach Stabilität und
auch wirtschaftlichem Wohlstand sehnen.

Jedenfalls haben die beiden Regierungschefs, Herr Zaev und Herr Tsipras,
diesen wirklich bedeutenden Kompromiss möglich gemacht, der einen ja
Jahrzehnte andauernden Konflikt beenden kann. Die Bundesregierung
appelliert nachdrücklich an alle Seiten und alle politischen Kräfte in
beiden Ländern, diese Kompromisslösung mitzutragen.

Frage: Eine Lernfrage an Frau Adebahr zur UN-Vollversammlungsabstimmung
letzte Woche: Die israelische Regierung wurde per Resolution aufgefordert,
die Gewalt gegen palästinensische Demonstranten im Gazastreifen
einzustellen. 120 Länder haben zugestimmt; acht Länder haben dagegen
gestimmt; 45 Länder haben sich enthalten. Was hat die Bundesregierung
gemacht?

Adebahr: Wir haben uns bei dieser Resolution wie 44 weitere Staaten der
Stimme enthalten. Deutschland ist, wie Sie wissen, noch nicht temporäres
Mitglied des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen. Wir haben nicht
abgestimmt und waren an den Textverhandlungen auch nicht in der Art und
Weise beteiligt, was uns ein anderes Abstimmungsverhalten möglich gemacht
hätte.

Worum geht es? - Vielleicht interessiert es auch die anderen Kollegen. Es
ging darum, dass sich die Generalversammlung der Vereinten Nationen
vergangenen Mittwoch im Rahmen einer sogenannten Sondernotstandssitzung mit
der Lage im Gazastreifen befasst hat. Die Sitzung war von Algerien als
Vorsitz der arabischen Gruppe und der Türkei für die Organisation für
Islamische Zusammenarbeit, OIC, beantragt worden. Auf diese Abstimmung
bezog sich Ihre Frage, wenn ich es richtig verstanden habe.

Zusatzfrage: Warum haben Sie sich enthalten? Was war in der Resolution aus
Ihrer Sicht nicht machbar oder nicht richtig?

Adebahr: Wir haben uns aus verschiedenen Gründen der Stimme enthalten. Sie
haben unsere Position schon mehrfach gehört, nämlich dass auf der einen
Seite der massive Schusswaffengebrauch der israelischen Armee Zweifel
zulässt, ob die Verhältnismäßigkeit in allen Fällen gewahrt wurde, und dass
wir auf der anderen Seite beispielsweise den Einsatz von brennenden Drachen
oder Sprengsätzen verurteilt haben. Unsere Position der Ausgewogenheit und
des Appells an beide Seiten hat uns dazu geführt, dass wir uns in einer
Stimmenthaltung mit 44 anderen Staaten am besten platziert sahen.

Montag, 18. Juni 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 18. Juni 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/06/2018-06-18-regpk.html
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HAMBURG/4401: Senat verballert Steuergeld zur Förderung der Autokonzerne (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 19. Juni 2018

Senat verballert Steuergeld zur Förderung der Autokonzerne



Unter dem irreführenden Titel "Mobilität der Zukunft" verkündet der Senat die Errichtung einer neun Kilometer langen "Teststrecke Automatisiertes und Vernetztes Fahren" in der Hamburger Innenstadt. Dafür erhält er 4,8 Millionen Euro Fördermittel des Bundes, muss aber einen 50-prozentigen Eigenanteil beisteuern - Hamburg wird also die Hälfte der Gesamtkosten und damit ebenfalls 4,8 Millionen tragen müssen. Heike Sudmann, verkehrspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft, erklärt dazu: "Der Bund legt ein Förderprogramm auf um Städten zu helfen, bis 2020 die NOx-Grenzwerte einzuhalten. Und was machen Senat und Bundesregierung daraus? In trauter Eintracht finanzieren sie mit diesem Geld eine Teststrecke für die Autoindustrie mitten in der Innenstadt. Das trägt mit Sicherheit nicht zu besserer Luft bei!"

Die 4,8 Millionen Euro, die Hamburg aufbringen muss, wären in der Sanierung der Bezirksstraßen sicherlich nutzbringender für alle angelegt, so Sudmann: "Es drängt sich der Verdacht auf, dass die mageren 250 Millionen Euro, die die Autoindustrie auf dem Dieselgipfel als Kompensation für jahrzehntelangen Betrug zugesagt hat, hier zu ihrem eigenen Nutzen recycelt werden - und Hamburg gibt sogar noch Steuergeld obendrauf. Das ist ein echter Skandal."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 19. Juni 2018
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HAMBURG/4400: Weniger Alster, mehr Gastronomie - Populistische Effekthascherei (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 19. Juni 2018

Weniger Alster, mehr Gastronomie: Populistische Effekthascherei



Die Hamburger CDU hat heute vorgeschlagen, Teile der Binnenalster mit gastronomisch genutzten Pontons zu belegen. "Dieser Vorschlag ist populistische Effekthascherei", erklärt dazu Heike Sudmann, stadtentwicklungspolitische Sprecherin der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft. "Wie viele andere Menschen wollen auch wir, dass die Binnenalster besser zugänglich, besser erlebbar wird. Das ist allerdings nicht durch mehr Gastronomie mit Verzehrzwang und eine Verkleinerung der Wasserfläche zu erreichen. Würde aber der Autoverkehr rundherum weggenommen, brächte das Aufenthaltsqualität pur, wie jede_r Besucher_in autofreier Altstädte bestätigen kann. Darauf sollten wir alle mehr Gehirnschmalz verwenden."

An zwei Seiten jeweils 14 Meter von der Binnenalster abzuzwicken könnte außerdem in den heißer werdenden Sommermonaten die notwenige Kühlung der Innenstadt beeinträchtigen, so Sudmann: "Auch das steigert die Attraktivität nicht."

 * 

Quelle:

Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 19. Juni 2018
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3165: Teshome Toaspern aus Ludwigslust erhält Johannes-Stelling-Preis 2018 (SPD)




Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 19. Juni 2018

Teshome Toaspern aus Ludwigslust erhält Johannes-Stelling-Preis

 
Die Ministerpräsidentin des Landes Mecklenburg-Vorpommern Manuela Schwesig und der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger haben am Nachmittag den Johannes-Stelling-Preis an Herrn Teshome Toaspern aus Ludwigslust überreicht. Mit dem Preis ehrt die Fraktion seit 2006 Menschen, die sich gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit und für Weltoffenheit und Toleranz einsetzen. Der Preis ist mit 2.000 Euro dotiert.

Herr Toaspern wurde in Äthiopien geboren und lebt seit 30 Jahren in Ludwigslust. Dort engagiert er sich seit vielen Jahren ehrenamtlich für Geflüchtete und Asylbewerber. Ebenso lange organisiert der gelernte Zahntechniker Hilfe für notleidende Familien in Äthiopien. Mindestens einmal im Jahr reist er, um direkte Hilfe zu leisten, in seine alte Heimat.

"Aus Ihren Erfahrungen und christlicher Nächstenliebe heraus, haben Sie es sich zur Aufgabe gemacht, Geflüchteten und Asylbewerbern zu helfen. Damit sie sich willkommen fühlen in Ludwigslust, in ganz MV. Damit sie sehen, dass wir ein weltoffenes Land sind. Bunt und vielfältig", heißt es in der Laudatio der Ministerpräsidentin.  
 
Mit Ehrenpreisen wurden in diesem Jahr der Rostocker FC von 1895 e.V. sowie Kirstin Lopens und Uta Ciupka aus Sanitz ausgezeichnet.

Der RFC 1895 engagiert sich seit Jahren gegen Rechtsextremismus und Fremdenfeindlichkeit und für Integration. Wöchentlich werden Trainingseinheiten mit Bewohnern verschiedener Einrichtungen der Caritas organisiert. Eltern und Vereinsmitglieder sammeln Sachspenden in Form von Sportartikeln für die Trainingsbekleidung. Inklusionsturniere des Vereins gehören zum festen Bestandteil der Rostocker Integrations- und Inklusionskultur. Der Verein kümmert sich gleichermaßen um Menschen mit Behinderungen als auch um Geflüchtete und setzt damit ein Zeichen für Toleranz und gegen Ausgrenzung.

Die beiden Lehrerinnen am Gymnasium Sanitz, Kristin Lopens und Uta Ciupka, organisieren seit Jahren gemeinsam mit Schülern die Veranstaltungen "Schule ohne Rassismus" und "Demokratie in der Praxis". Vorträge von Geflüchteten an der Schule waren Auslöser für Projekte, in denen einheimische Schüler den geflüchteten Altersgenossen zum Beispiel bei den Hausaufgaben helfen, mit ihnen gemeinsame Ausflüge unternehmen oder Geld für soziale Projekte sammeln. Seit 19 Jahren betreuen die Lehrerinnen außerdem gemeinsam mit Schüler*innen das größte Wahllokal in der Gemeinde Sanitz. So erleben die Jugendlichen Demokratie hautnah und gestalten diese mit.   

Mit der Verleihung des Johannes-Stelling-Preises erinnert die SPD-Landtagsfraktion an das Wirken des von Nazis ermordeten SPD-Politikers Johannes Stelling. Geehrt werden Bürgerinnen und Bürger, aber auch Institutionen des Landes für ihr couragiertes Eintreten gegen Rechtsextremismus, Antisemitismus, Fremdenfeindlichkeit und Gewalt. 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin
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THÜRINGEN/090: Thüringer Landtagskurier Ausgabe 6/2018


THÜRINGER LANDTAGSKURIER - Ausgabe 6/2018

Aus dem Plenum und den Ausschüssen



Europäisches Jugendforum im Thüringer Landtag

Am 1. Juni machte das Europäische Jugendforum im Thüringer Landtag
Station. 130 Schülerinnen und Schüler aus Erfurt, Jena und Schleiz
nahmen an der Veranstaltung teil, die vom Verbindungsbüro des
Europäischen Parlaments veranstaltet wurde. Zu Beginn begrüßte
Landtagspräsident Christian Carius die Teilnehmer des Jugendforums,
das speziell für Erst- und Jungwähler konzipiert wurde. In
vorbereitenden Schulbesuchen wurden die Jugendlichen zuvor durch
Experten in die Themen eingeführt, die anschließend im Jugendforum zur
Debatte gestellt wurden. Im Landtag tauschten die Teilnehmer sich in
Workshops zu diesen Themen aus und erarbeiteten Maßnahmen, welche die
Europäische Union diesbezüglich ergreifen könnte. Daran schloss sich
ein "Hearing" an. Dafür standen die Thüringer Landtagsabgeordneten
Marion Walsmann (CDU) und Jörg Kubitzki (Die Linke) sowie die
Europaabgeordneten Gabriele Zimmer (Die Linke) und Jacob von
Weizsäcker (SPD) Rede und Antwort. Am Ende wurde über die
vorgeschlagenen Maßnahmen durch alle Schülerinnen und Schüler
abgestimmt. Das Europäische Jugendforum tagte 2018 bereits im
Abgeordnetenhaus von Berlin sowie im Hessischen Landtag. Nach dem
Thüringer Landtag wird es im September im Landtag des Saarlandes
stattfinden.

 * 

AUS DEM LANDTAG


Landtag hat "Thüringer Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz -
EU" (ThürDSAnpUG-EU) verabschiedet

Seit dem 25. Mai 2018 ist die europäische Datenschutzgrundverordnung
(DS-GVO) unmittelbar geltendes Recht in allen Mitgliedstaaten der
Europäischen Union. In ihr ist geregelt, wie Unternehmen, Vereine und
Behörden mit den Daten von Bürgern umzugehen haben. Sie legt unter
anderem fest, dass die Betroffenen darüber informiert werden müssen,
zu welchem Zweck und über welche Dauer ihre Daten gespeichert werden
sollen. Gegenüber nationalen Datenschutzregelungen ist die DS-GVO
vorrangig anzuwenden. Sie enthält aber für die nationalen Gesetzgeber
eine Vielzahl von Öffnungsklauseln und Regelungsaufträgen.
Dementsprechend wird das Thüringer Datenschutzrecht mit dem vom
Landtag verabschiedeten Thüringer Datenschutz-Anpassungs- und
Umsetzungsgesetz-EU (ThürDSAnpUG-EU; Drs. 6/4943) nunmehr an die DSGVO
sowie die entsprechende Richtlinie (EU) 2016/680 angepasst und die
notwendigen und möglichen ergänzenden Regelungen vorgenommen. Neben
einer kompletten Neufassung des Thüringer Datenschutzgesetzes zieht
das Gesetz eine Vielzahl weiterer Gesetzesänderungen z.B. im Thüringer
Polizeiaufgabengesetz, Thüringer Pressegesetz oder Thüringer
Kommunalwahlgesetz nach sich. Das neue Thüringer Datenschutzgesetz
enthält unter anderem Regelungen zu den Rechten der Betroffenen, der
Bestellung eines Datenschutzbeauftragten und der Aufsichtsbehörde.
Aufsichtsbehörde ist grundsätzlich der Thüringer Landesbeauftragte für
den Datenschutz, dessen Behörde von nun an berechtigt ist, auch
gegenüber öffentlichen Stellen Anordnungen, wie z.B. die Löschung
personenbezogener Daten, zu erlassen. Das Gesetz tritt am Tage nach
der Verkündung im Thüringer Gesetz- und Verordnungsblatt in Kraft.


Vortragsreihe "Demokratie - Bildung - Medien"

250 Zuhörer bei Heribert Prantl im Thüringer Landtag

Am 31. Mai war Prof. Dr. Heribert Prantl im Rahmen der Vortragsreihe
"Demokratie - Bildung - Medien" zu Gast im Thüringer Landtag. Vor ca.
250 Hörern referierte er im Plenarsaal zu dem Thema: "Was ist
Wahrheit? Von Pontius Pilatus zu den Paradise-Papers."

Prof. Prantl hielt ein Plädoyer für Printmedien und Pressefreiheit. Er
sagte: "Lügen heißen neuerdings Fake News. Im Gebirge der politischen
Lügen und Fake News der Weltgeschichte sind aber selbst die bisherigen
Lügen des US-Präsidenten Trump nur Maulwurfshügel. Die allerdings sind
zahlreich. Sie markieren die globalpolitische Landschaft. Angesichts
der Omnipräsenz der Lügen und der globalen Power der Lügereien könnte
es allerdings so kommen, dass Lüge und Wahrheit so ineinander fließen,
dass die Leute gar nichts und niemandem mehr glauben, dass sie sich
von Großsprecher zu Großsprecher treiben lassen. Das wäre der GAU.
Pressefreiheit ist auch dafür da, diesen GAU zu verhindern."

Heribert Prantl ist Jurist, Journalist und Autor. Er leitet seit
Januar 2018 das Meinungsressort bei der Süddeutschen Zeitung in
München und ist dort seit Januar 2011 Mitglied der Chefredaktion. Die
Vortragsreihe ist eine Kooperation von Thüringer Landtag, Universität
Erfurt und Mediengruppe Thüringen.

Ein Videomitschnitt der Veranstaltung ist auf der Facebook-Seite
des Thüringer Landtags zu finden.


Nächster Vortrag: Tabea Wilke zu "Social Bots"

Nächster Gast der Vortragsreihe ist Tabea Wilke, Gründerin und
Geschäftsführerin des Cyber-Intelligence-Unternehmens botswatch GmbH,
am 14. Juni 2018 ab 18 Uhr im Hörsaal 2 der Universität Erfurt,
Nordhäuser Str. 63. Ihr Thema lautet: "Wahrheit in der postfaktischen
Zeit: Fake News und Social Bots". Eine vorherige Anmeldung ist nicht
erforderlich. Vorab sagte Frau Wilke: "Wir leben in einer
postfaktischen Zeit, in der Fakten das Vertrauen vieler Menschen
verloren haben. Wahrheiten werden manipuliert und in einem nie
gekannten Tempo weltweit verbreitet, beurteilt und kommentiert. Heute
zählt nicht mehr, was war oder was ist, sondern was gerade passt. Wenn
wir die Fakten vergessen und aufhören, klar zu denken und besonnen zu
handeln, kann diese Zeit zu einer der größten Herausforderungen
unseres gesellschaftlichen Wertesystems werden."

"Social Bots" werden in sozialen Netzwerken genutzt, um
automatische Antworten zu generieren oder auf bestimmte Vorkommnisse
automatisch zu reagieren und vorprogrammierte Informationen
abzusetzen. Dazu werden realistisch wirkende Accounts mit Profilbild,
Posts und Followern angelegt, die selbst auch anderen Nutzern folgen.
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CDU/CSU-Fraktionsvorsitzende für mehr Wohnungsbau

Mehr Neubau, mehr Wohneigentum und weniger Regulierung. Das sind Ziele
eines Beschlusses, den die CDU/CSU-Fraktionsvorsitzendenkonferenz
gefasst hat. "Es wird nicht genügend Bauland erschlossen, und die
Baukosten laufen davon. Im Ergebnis werden zu wenige Wohnungen
fertiggestellt. Diesen Trend wollen wir mit unseren Vorschlägen
umkehren, damit die eigenen vier Wände und Mieten erschwinglich
bleiben oder wieder werden", sagte der Vorsitzende der Konferenz, Mike
Mohring. In einem Beschluss zur Stärkung des Finanzplatzes Deutschland
wird ein europäischer Wirtschafts- und Finanzminister sowie eine
weitere Zentralisierung der EU-Geld- und Finanzpolitik abgelehnt. Ein
weiterer Beschluss hat die Vereinfachung und Beschleunigung der
Asylverfahren zum Ziel. Sie sollen rechtskräftig in den geplanten
Anker-Zentren abgeschlossen werden. Die Integration soll durch dem
Regelunterricht vorgeschaltete Sprach- und Werteklassen ergänzt
werden.


Haushalt für 2020 wäre unzulässig

Die CDU-Landtagsfraktion fordert Rot-Rot-Grün dazu auf, mit einem
frühen Wahltermin dafür zu sorgen, dass der neue Landtag selbst
rechtzeitig einen Haushalt für das erste volle Jahr seiner
Legislaturperiode beschließen kann. Das hat der haushalts- und
finanzpolitische Sprecher der Landtags-CDU, Maik Kowalleck, zum
Vorhaben der Landesregierung gesagt, noch durch den derzeitigen 6.
Thüringer Landtag einen Haushalt für 2020 beschließen zu lassen. Nach
Ansicht der CDU-Fraktion verstieße die Ramelow-Regierung mit diesem
Vorgehen gegen grundlegende parlamentarische Rechte und verließe den
Boden des verfassungsrechtlich Zulässigen. Die Unionsfraktion teilt
grundsätzlich das Ziel der rot-rot-grünen Landesregierung, möglichst
frühzeitig Klarheit für das Haushaltsjahr 2020 zu schaffen. Es sei in
keiner Weise zu beanstanden, wenn die Regierung den Haushalt
aufstellt. "Mit der Verabschiedung dieses Haushaltes würde der
derzeitige Landtag allerdings in das Budgetrecht des künftigen
Landtags eingreifen. Die sauberste Lösung ist, zeitnah nach den
Sommerferien 2019 zu wählen. Dann kann eine neu legitimierte Regierung
an die Vorarbeiten anknüpfen", sagte Kowalleck. "Die Grenze des
Zulässigen wird dort überschritten, wo ein alter Landtag einen
Haushalt ausschließlich für ein Haushaltsjahr beschließt, in dem er
selbst bereits Geschichte ist", so der CDU-Abgeordnete abschließend.



Klimagesetz stößt auf breite Ablehnung

"Zu hohe Belastungen für Bürger und Wirtschaft, zu viel Bürokratie,
und ein gravierender Eingriff in die Hoheit der Planungsregionen - der
rot-rot-grüne Entwurf für ein Klimagesetz ist auf ganzer Linie
durchgefallen." Dieses Fazit hat der energiepolitische Sprecher der
CDU-Fraktion im Thüringer Landtag, Stefan Gruhner, nach der Anhörung
des Gesetzentwurfs im Umweltausschuss gezogen. Thüringer Wohnungs- und
Wirtschaftsverbände warnten insbesondere vor der verbindlichen Quote
von 25 Prozent erneuerbarer Energien zur Wärmeerzeugung in allen
Thüringer Wohn- und Gewerbegebäuden bis 2030. "Dies stellt nicht nur
eine enorme Zusatzbelastung für viele Eigenheimbesitzer im ländlichen
Raum dar. Auch für die Thüringer Wohnungswirtschaft ergibt sich daraus
ein enormer Investitionsbedarf, durch den am Ende höhere Mieten
drohen", so Gruhner.


Schulgesetz zu Lasten des ländlichen Raums

Thüringens Schulpolitik entwickelt sich mit dem rot-rot-grünen
Schulgesetz in entscheidenden Punkten in die falsche Richtung. Davon
ist Christian Tischner, bildungspolitischer Sprecher der Landtags-CDU,
überzeugt. Er fordert: Wird bei Kindern ein besonderer Förderbedarf
festgestellt, sollen Eltern dauerhaft ein Wunsch- und Wahlrecht
zwischen der inklusiven Beschulung und dem Besuch einer Förderschule
haben. Die vorgestellten Mindestgrößen für Schulen, Klassengrößen und
Klassen pro Jahrgang lehnt er ab. "Was Rot-Rot-Grün plant, bringt in
absehbarer Zeit zahllose Schulen vor allem im ländlichen Raum in
Existenznot", so Tischner. Kein Verständnis hat er dafür, dass das
x-fach angekündigte Konzept "Zukunft Schule" noch immer nicht
vorliegt. "Damit ist klar, dass sich auch im neuen Schuljahr an dem
massenhaften Stundenausfall nichts ändern wird."


Justizminister ignoriert Probleme in EAE Suhl

"Fast vier Monate ist nichts passiert. Durch Wegschauen löst man aber
keine Probleme." Mit diesen Worten hat der migrationspolitische
Sprecher der Landtags-CDU, Christian Herrgott, auf Medienberichte zu
den fortwährenden Mängeln in der Landeserstaufnahmeeinrichtung (EAE)
in Suhl reagiert. "Ein Gewaltschutzkonzept wird schon seit November
2017 ergebnislos bearbeitet, und noch immer gibt es keinen
Einrichtungsleiter, keine umfassende Videoüberwachung und keine
Hausordnung. Hier wird Achselzucken zum Politikstil erklärt", sagte
der CDU-Politiker, dessen Fraktion bereits seit Ende Januar auf
Maßnahmen zur Verbesserung der Situation in Suhl drängt. Der
Justizminister hingegen investiere seine Zeit offenbar lieber in
Stimmungsmache gegen die von der Bundesregierung geplanten
AnkerZentren, kritisierte Herrgott. "Wir fordern von Herrn Lauinger,
dass er sich im Prozess zur Einführung von Ankerzentren konstruktiv
einbringt."


Keine Abmilderung der DSGVO-Belastungen

Die CDU-Fraktion befürchtet, dass durch die neue
EU-Datenschutzgrundverordnung vor allem Vereine, Ehrenamtliche,
Freiberufler und kleinere Unternehmen in Bedrängnis kommen.
"Datenschutz wird immer wichtiger, doch er muss praxistauglich,
mittelstands- und ehrenamtsfreundlich sein", begründete Prof. Dr.
Mario Voigt einen von Rot-Rot-Grün abgelehnten Entschließungsantrag
der Union. Die Landesregierung sollte sich im Bund dafür einsetzen,
dass kleinere Unternehmen und Vereine keinen Datenschutzbeauftragten
bestellen müssen und Zeit erhalten, ihren Meldepflichten nachzukommen.
Sanktionsmöglichkeiten gegenüber Organisationen und Vereinen mit
überwiegend ehrenamtlichen Vorständen sollten herabgesetzt werden.
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Zukunftshaushalt

von Susanne Hennig-Wellsow, Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE

Planbarkeit und Zuverlässigkeit sind wichtig. Deshalb legt
Rot-Rot-Grün nun einen Plan für den Landeshaushalt 2020 vor. Denn die
Städte, Gemeinden und Empfänger von Fördergeldern müssen planen
können.

Die Landesregierung steht für eine solide Finanzpolitik: Wir
investieren massiv in gute Arbeit, gute Bildung, mehr Kultur und
bessere öffentliche Infrastruktur. Jahrelang wurden Straßen, Schulen,
Theater oder sozialer Wohnungsbau vernachlässigt - wir packen's an.
Gleichzeitig bauen wir den Schuldenberg ab, den die CDURegierungen
hinterlassen haben. Und wir sorgen vor, damit Thüringen auch in
Zukunft gut dasteht.

Nach der Landtagswahl 2009 dauerte es neun Monate, bis ein Haushalt
für 2010 beschlossen war. Das vermeiden wir und schaffen
Planungssicherheit, wie es nach den Wahlen 2019 weitergeht.

CDU und AfD bemühen sich, das zu skandalisieren. Doch das Manöver ist
so durchsichtig wie falsch. Denn sollte es zu einem Regierungswechsel
kommen, können Parlament und Regierung sofort Änderungen auf den Weg
bringen. Und unser Vorschlag ist demokratischer als eine vorläufige
Haushaltsführung. Denn das Parlament entscheidet. Und die Opposition
kann Änderungsanträge machen.


Um das Thüringer Schulsystem zukunftsfest aufzustellen

"Die LINKE unterstützt den Weg des Thüringer Bildungsministers Helmut
Holter für beste Bedingungen für alle Schulkinder. Wir wollen die
kleinen Grund- und Regelschulen vor Ort erhalten. Dazu müssen diese
aber kooperieren. Nicht die Kinder sollen fahren müssen, sondern die
kooperierenden Schulen sollen die Stundenpläne so abstimmen, dass rare
Fachlehrer tageweise Unterricht vor Ort absichern", sagte Torten Wolf,
bildungspolitische Sprecher der Fraktion Die LINKE, zur Vorstellung
des Entwurfs für ein neues Thüringer Schulgesetz. Damit werden
"wichtige und notwendige Schritte hin zu einer Unterrichtsgarantie
gegangen, wie sie die Kommission 'Zukunft Schule' letztes Jahr
vorgelegt hat." Mit einem 'Weiter so' würden gerade die Schulen im
ländlichen Raum durch den Fachlehrermangel absehbar immer weiter
geschwächt, bis ihre Existenz ganz in Frage stünde. "Obwohl wir
deutlich mehr Lehrerneueinstellungen vorgesehen haben als Lehrer in
den Ruhestand gehen, können insbesondere Grund- und Regelschulen im
ländlichen Raum heute schon nicht ausreichend mit Fachlehrern versorgt
werden", fasste der Bildungspolitiker die Erfahrungen der letzten vier
Jahre zusammen. In den nächsten Monaten wird ein intensiver Dialog mit
den Schulen, Pädagogen, Eltern, Schülervertretungen und
Kommunalpolitikern geführt, "um das Thüringer Schulsystem zukunftsfest
aufzustellen und allen Kindern beste Entwicklungsmöglichkeiten
garantieren zu können".


Mitdiskutieren beim neuen Personalvertretungsgesetz

Wichtiger Teil der betrieblichen Mitbestimmung in Behörden,
Dienststellen und Einrichtungen ist die Vertretung der Beschäftigten
durch die Personalräte. Um diese zu stärken, hat sich Rot-Rot-Grün im
Koalitionsvertrag darauf geeinigt, das Thüringer
Personalvertretungsgesetz zu modernisieren und vor allem zu
demokratisieren. Dazu liegt ein Gesetzentwurf der Landesregierung vor,
der nun erstmals im Innen- und Kommunalausschuss behandelt wurde. Eine
Anhörung folgt. Der Gewerkschaftspolitiker der Linksfraktion, Rainer
Kräuter, der früher selbst als Personalratsvorsitzender in der
Landespolizei tätig war, sagt: "Aus meiner früheren Arbeit und auch
aus den Vorberatungen zum Gesetzentwurf mit Gewerkschaften,
Beamtenorganisationen und Dienstherren kenne ich die Knackpunkte. Es
ist klar, dass wir die Einbeziehung der Personalräte in allen
Angelegenheiten, die die Dienststelle und die dort Beschäftigten
betreffen, ausbauen, dass Personalräte ein Initiativrecht brauchen, um
sich aktiv an der Gestaltung der sich verändernden Arbeitsprozesse zu
beteiligen. Ich lade daher alle Personalrätinnen und Personalräte ein,
sich engagiert in die Diskussion einzubringen."

Unter der Webadresse 

tp://forum-landtag.thueringen.de/dokument/anpassung-personalvertretungsrechtlicher-vorschriften
können sich alle Interessierten noch bis zum 6. August beteiligen.



Thüringer Frauen*kampftagsbündnis hatte zum Protest aufgerufen


Die LINKE setzt sich auf allen Ebenen für die Abschaffung des
§219a im Strafgesetzbuch ein, des sogenannten "Werbeverbots für
Schwangerschaftsabbrüche". Am Protest des Thüringer
Frauen*kampftagsbündnisses am Rande des Ärztetages mit
Bundesgesundheitsminister Jens Spahn am 8. Mai in Erfurt hatten auch
die Bundestagsabgeordnete Martina Renner sowie Landtagsabgeordnete
teilgenommen. Karola Stange, Sprecherin für Gleichstellung der
Linksfraktion, erklärte: "Einzig eine Streichung des Paragrafen 219a
ermöglicht Rechtssicherheit und Schutz vor Kriminalisierung für
Ärzt*innen, welche Schwangerschaftsabbrüche anbieten. Dadurch wachsen
das Angebot an nötigen Informationen und die Möglichkeit der freien
Ärzt*innenwahl für Schwangere, die einen Abbruch vornehmen lassen
wollen. Die Einrichtung eines Internetportals, das über Eingriffe,
gesetzliche Rahmenbedingungen und Ärzt*innen, die Abbrüche anbieten,
informiert, wie es der Präsident der Bundesärztekammer vorgeschlagen
hat, kann nur ein erster Schritt sein. Eine grundsätzliche Debatte
über den Bestand des §219a ist notwendig, da er ebenso wie der
§218 die Selbstbestimmung der Frauen über ihren Körper und ihre
Lebensführung einschränkt."
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CELENUS-Mitarbeiterinnen zu Gast in der SPD-Fraktionssitzung

"Wir alle werden nicht aufgeben!" So lautet die Kampfansage von Heike
Schmidt und ihren Kolleginnen von der Celenus-Klinik an der Salza GmbH
in Bad Langensalza. Auf Einladung der SPD-Fraktion kamen die
Rehaklinik-Mitarbeiterinnen zusammen mit Ver.di in die
Fraktionssitzung der Sozialdemokraten. Ihre Schilderungen über die
zermürbende Taktik der Klinikleitung, die gegen die Frauen, die für
einen gerechten Lohn streiken, mit unlauteren Mitteln vorgeht, waren
emotional. Kein Wunder: Zwei Physiotherapeutinnen wurde gekündigt,
fünf wurden beurlaubt und ausgesperrt.

Dazu die arbeitsmarktpolitische Sprecherin der SPD-Fraktion Diana
Lehmann: "An der Celenus-Klinik in Bad Langensalza ist ein Tarifstreit
entbrannt, bei dem der Versuch unternommen wird, Arbeitnehmerrechte in
Thüringen durch internationale Gesundheitskonzerne auszuhöhlen. Wir
von der SPD-Fraktion - und auch ich ganz persönlich - sind der
Meinung: Diese Regelungen, diese Rechte, sind für uns unantastbar.
Streikrecht ist Grundrecht und das ist nicht verhandelbar."

Zudem warnt die SPD-Politikerin davor, mit einem solchen Vorgehen dem
Wirtschaftsstandort Thüringen und nicht zuletzt der Wertschätzung der
Pflegeberufe massiv zu schaden.

Ihr Schicksal öffentlich zu machen und so viele Menschen wie möglich
darüber zu informieren, wie mit ihnen umgegangen wurde und noch immer
wird, das ist Carmen Laue, Heike Schmidt und ihren Kolleginnen
wichtig: "Wir sind dankbar, dass wir eine Einladung in den Thüringer
Landtag bekommen haben. Wir werden nicht aufgeben."


Verlängerung der Hochschulrahmenvereinbarung IV

Die 2016 geschlossene aktuelle Rahmenvereinbarung IV sichert die
Finanzierung der Thüringer Hochschulen bis zum Jahr 2019. In diesem
Zeitraum steigen die Zuweisungen des Landes an die Universitäten jedes
Jahr um vier Prozent. Um verlässliche Rahmenbedingungen für die
Thüringer Hochschulen über die Landtagswahl hinaus zu gewährleisten,
hatte sich die SPD-Landtagsfraktion Anfang des Jahres dafür
ausgesprochen, die Hochschulrahmenvereinbarung IV bis zum Jahr 2020 zu
verstetigen. Die nun durch die Landesregierung vorgelegte Verlängerung
sieht vor, dass die Universitäten und Hochschulen in Thüringen im Jahr
2020 vom Land insgesamt 465 Mio. Euro erhalten.


Datenschutzgrundverordnung: Nur keine Panik!

Anlässlich der Plenardebatte zur EU-DSGVO warnte die SPD-Abgeordnete
Dorothea Marx vor ungerechtfertigter Panikmache: "Die in der DSGVO
vorgesehenen Sanktionen zielen nicht auf kleine Unternehmen und
ehrenamtliche Vereine. Es ist falsch, dass jede Organisation bei
Verstößen mit Strafen in einer Höhe von zu 20 Millionen Euro bedroht
wäre. Diese Höchststrafen zielen auf Großkonzerne wie Facebook, die in
der jüngeren Ver-gangenheit Missbrauch mit personenbezogenen Daten
betrieben haben. Das ist gut und richtig so!"

Marx betonte, dass die Stärkung des Datenschutzes mit Fortschreiten
der Digitalisierung notwendig sei, um die Persönlichkeitsrechte der
Bürgerinnen und Bürger auch in Zukunft zu schützen. In dieser Hinsicht
enthalte die EU-Datenschutzgrundverordnung wegweisende europaweit
geltende Neuerungen, wie das Recht auf Vergessen.


Konkrete Probleme angehen mit dem Thüringenplan

"Zu Beginn des kommenden Schuljahres müssen die ersten Schritte zur
Verbesserung der Unterrichtssituation an den Schulen greifen", fordert
Dr. Thomas Hartung, bildungspolitischer Sprecher, anlässlich der
Vorstellung des "Thüringenplans" durch das Bildungsministerium.
Minister Holter habe in den vergangenen Monaten zu Recht einen breiten
Diskussionsprozess geführt und dabei wichtige Anregungen für die
Weiterentwicklung des Thüringer Schulwesens gesammelt. "Nun gilt es
aber, Fahrt aufzunehmen und sich so rasch wie möglich an die konkreten
Problemlösungen zu machen", so Dr. Hartung.

Er verweist darauf, dass die Koalitionsfraktionen dem
Bildungsministerium im aktuellen Doppelhaushalt den breitesten
Einstellungskorridor für Nachwuchspädagogen zur Verfügung gestellt
haben, den es in Thüringen bislang gegeben hat. "Das
Bildungsministerium kann 2018 und 2019 mehr als 1.500 Pädagogenstellen
unbefristet besetzen. Dazu kommen noch 600 weitere befristete
Einstellungsmöglichkeiten. An den Schulen greift dieser
Einstellungskorridor aber noch nicht im gewünschten Umfang. Hier muss
zu Schuljahresbeginn deutlich mehr passieren." Auch andere im
"Thüringenplan" benannte Lösungsansätze wie die Einführung des
Schulbudgets, eine Werbekampagne für den Lehrerberuf im Freistaat oder
die Fortführung der Vertretungsreserve seien bereits im Doppelhaushalt
2018/19 finan-ziell verankert. "Minister Holter kann also sofort
loslegen, den 'Thüringenplan' umzusetzen", so Hartung.
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Landesregierung versagt beim Azubi-Ticket

Rot-Rot-Grün plant zum nächsten Schuljahresbeginn die Einführung eines
Azubi-Tickets. Mit diesem sollen Auszubildende kostengünstig zu ihrer
Ausbildungsstelle gelangen können. Allerdings sollen mit dem Ticket
außerhalb des Verkehrsverbundes Mittelthüringen keine Busse benutzt
werden können. Die AfD-Fraktion kritisiert daher diese Pläne der
Landesregierung. Dazu erklärt Thomas Rudy, infrastrukturpolitischer
AfDFraktionssprecher: "Seit Beginn der Legislaturperiode ist
Rot-Rot-Grün mit dem Azubi-Ticket beschäftigt. Es gab immer wieder
Verzögerungen. Nun ist nichts Halbes und nichts Ganzes
herausgekommen."

Ein kostengünstiges Azubi-Ticket mache nur Sinn, wenn die
Auszubildenden auch thüringenweit den Bus nutzen könnten. Rudy: "Nach
der Gebietsreform, dem Schulgesetz und den Querelen um die
Kleinkläranlagen gibt es nun mit dem Azubi-Ticket den nächsten Beweis,
dass Rot-Rot-Grün es einfach nicht kann." Die AfD-Fraktion fordere
seit geraumer Zeit die Einführung eines Azubi-Tickets, dass an den
Konditionen des Semestertickets für Studenten angelehnt sei. Rudy
sagt: "Ein Antrag der AfD-Fraktion im Plenum des Thüringer Landtags
zur schnellen Einführung des Azubi-Tickets wurde von allen Altparteien
zum Leid der Auszubildenden Anfang 2017 abgelehnt. "



AfD will Bürger besser vor gewaltbereiten Asylbewerbern
schützen 

In einem Antrag an den Thüringer Landtag fordert die AfD-Fraktion,
straffällig gewordene Asylbewerber in Einrichtungen außerhalb der
Problemgebiete unterzubringen und gesetzlich bedingte
Abschiebungshindernisse abzubauen. Sie reagiert damit auf alarmierende
Zahlen der polizeilichen Kriminalstatistik. Danach lag der
Ausländeranteil an der Gesamtbevölkerung im Jahr 2017 bei 4,1 Prozent,
während der Anteil an nicht-deutschen Tatverdächtigen im Falle von
Körperverletzungen, Raubdelikten und Straftaten gegen das Leben
jeweils 18,4 Prozent, 22 Prozent und 22,9 Prozent betrug. "Die AfD
will den Schutz der Bevölkerung und friedlicher Asylbewerber vor
gewaltbereiten Migranten erhöhen. Darum fordern wir die
Landesregierung auf, straffällig gewordene und gewaltbereite
Asylbewerber in gesonderten Einrichtungen außerhalb von Ortschaften
unterzubringen und zu überwachen", sagt Jörg Henke, innenpolitischer
Sprecher der AfD-Fraktion. Außerdem solle sich die Regierung im
Bundesrat für eine Änderung des Aufenthaltsgesetzes einsetzen. Es sei
sinnvoll, straffällig gewordene Asylbewerber schon bei einer
Freiheits- oder Jugendstrafe von mindestens einem halben Jahr
abzuschieben. Henke weiter: "Notwendig ist zudem die rasche
Abschiebung ausländischer Straftäter, die aufgrund terroristischer
Bestrebungen verurteilt worden sind."

Zusätzlich solle das Aufenthaltsgesetz dahingehend geändert werden,
dass das gesetzlich geregelte Bleibeinteresse eine seit fünf Jahren
bestehende Straffreiheit von Ausländern voraussetzt. "Wir als
AfD-Fraktion fordern von Asylbewerbern ein klares Bekenntnis zu
unserer Rechtsordnung. Wer gegen unsere Rechtsordnung verstößt,
verwirkt sein Gastrecht", so Henke.


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

Mit dem mobilen Bürgerbüro der AfD-Fraktion sind die AfD-Abgeordneten
in Thüringen unterwegs, um mit Bürgern ins Gespräch zu kommen und
ihnen die parlamentarische Arbeit der Fraktion vorzustellen. Am 7. Mai
war der Fraktionsvorsitzende Björn Höcke mit dem "blauen Bus" in
Sondershausen. Herr Höcke wurde von seinem Wahlkreismitarbeiter
Torsten Stange begleitet. Zusammen stellten sie sich den Fragen der
Bürger. So entstanden viele gute Gespräche mit den Menschen vor Ort.
Den AfD-Abgeordneten ist der Kontakt zu den Bürgern ebenso wichtig wie
die Arbeit im Parlament.


Rot-Rot-Grün sabotiert mit "Bleiberechtserlass" vorsätzlich
das Aufenthaltsrecht des Bundes

Migrationsminister Dieter Lauinger hat am 15. Mai einen sogenannten
"Bleiberechtserlass" unterzeichnet. Damit sollen Opfer
rechtsextremistischer Gewalt vor einer Abschiebung geschützt werden.
Stefan Möller, migrations- und justizpolitischer
AfD-Fraktionssprecher, kritisiert diese Entscheidung Lauingers scharf:
"Wie bereits beim Winterabschiebestopp 2015 sabotiert die
rot-rot-grüne Landesregierung mit dem 'Bleiberechtserlass' für
vermeintliche oder tatsächliche Opfer 'rechter und rassistischer'
Gewalt vorsätzlich das Aufenthaltsgesetz des Bundes." Dieses sehe zwar
ein befristetes Bleiberecht für ausländische Opfer von Straftaten vor,
wenn Staatsanwälte oder Richter dies zur Aufklärung einer Straftat für
erforderlich halten. Im Umkehrschluss bedeute dies aber, dass es
gerade keinen dringenden humanitären Grund für ein Bleiberecht gebe,
bloß weil jemand tatsächlich oder vermeintlich Opfer einer Straftat
geworden sei. Möller: "Die Maßnahme des Justizministers ist daher
eindeutig rechtswidrig und zielt ausschließlich auf die Umsetzung der
Einwanderungsideologie der rot-rot-grünen Koalition ab." Nichts
anderes sei von einer Landesregierung zu erwarten, die allein im
letzten Jahr 423 ausreisepflichtige Ausländern zu 'Härtefällen'
erklärt habe, um sie nicht, wie es das Gesetz verlange, abschieben zu
müssen. "Insofern ist es nur ein besonders kurioses Detail eines
ausgefeilten Rechtsbruchkonzepts, dass ausgerechnet Dieter Lauinger
mit dem 'Bleiberechtserlass' und der Anerkennung sogenannter
'Härtefälle' Rechtspflege und Abschiebepraxis in Thüringen persönlich
federführend sabotiert, obwohl er als Justizminister für das Gegenteil
zuständig wäre", sagt Möller.

 * 

Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Thüringer Landtag

Pressestelle

Tel.: 0361 37 72666

Fax: 0361 37 72662

www.gruene-thl.de

Datenschutz geht alle an

"Datenschutz geht uns alle an", erklärt Madeleine Henfling, Sprecherin
für Datenschutz und digitale Gesellschaft. "Viel zu lange wurde das
Thema aus dem öffentlichen Diskurs herausgehalten, nun wird endlich in
ganz Europa darüber diskutiert. Das ist eine gute Sache."

Bedenklich sei laut Madeleine Henfling allerdings das Agieren der CDU
auf Bundes-, aber auch auf Thüringer Landesebene im Vorfeld des
Inkrafttretens der neuen Datenschutzgrundverordnung. "Dieses Agieren
lässt unglaubliche Ahnungslosigkeit und technisches Unverständnis
erkennen", so die bündnisgrüne Datenschutzpolitikerin.

In ihrer Rede zum Thüringer Datenschutzanpassungsgesetz räumte sie
deshalb mit einigen von der Opposition im Vorfeld verbreiteten Mythen
auf.

"Für kleine Unternehmen ändert sich eigentlich nicht viel", so
Madeleine Henfling. Einen Datenschutzbeauftragten müssten sie nur
bestellen, wenn mindestens zehn Personen ständig mit der Verarbeitung
personenbezogener Daten zu tun haben. Das ließe die Produktion außen
vor. Ansonsten gelten in weiten Teilen die bisherigen Bestimmungen.
Auch die Panikmache der CDU bei Vereinen und Bündnissen sei
unbegründet. "Sie können bei der Datenverarbeitung auf Grundlage des
berechtigten Interesses agieren, so wie es bereits davor im
Bundesdatenschutzgesetz festgelegt war." Außerdem stellte Madeleine
Henfling abschließend klar: "Die Datenschutzgrundverordnung tritt nach
fünf Jahren Verhandlung und zwei Jahren Übergangsfrist in Kraft. Es
ist also genügend Zeit für die Vorbereitung und die Umsetzung
gewesen."


Keine Angstpolitik auf dem Rücken von Minderheiten

"Derzeit erleben wir immer häufiger populistische Stimmungsmache auf
dem Rücken von den ganz überwiegend friedlich in Thüringen lebenden
Asylsuchenden", erklärt Astrid RotheBeinlich, Sprecherin der Fraktion
von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für Flüchtlings- und Migrationspolitik und
gegen Rassismus. Ganze Gruppen von Menschen würden pauschal als
gewalttätig und integrationsunwillig bezeichnet. "Eine sachliche
Auseinandersetzung über die Integration von Geflüchteten und damit
verbundene Herausforderungen wird derzeit gezielt von CDU und AfD
verhindert."

Die bündnisgrüne Fraktion nahm das zum Anlass, um in einer Aktuellen
Stunde im Maiplenum des Landtags darüber zu debattieren.

"Die politische Rechte setzt immer häufiger auf Ressentiments,
Ausgrenzung und Diskriminierung", so Astrid Rothe-Beinlich weiter,
"beispielsweise mit der Forderung nach Ankerzentren, der massiven
Beschränkung des Familiennachzuges oder durch diskriminierende
Umgangsweisen mit Geflüchteten auf kommunaler Ebene. All das macht
eine menschenrechtsorientierte Flüchtlingspolitik, die die umfassende
Teilhabe aller hier lebenden Menschen berücksichtigt, umso wichtiger."
Besorgniserregend sei vor allem, wie Parteien der Mitte de facto an
der Diskursverschiebung durch rechtspopulistischen Parteien, wie der
AfD, mitwirken. "Geflüchtete werden oft nur noch als anonyme und
gefährliche Masse und nicht mehr als Menschen mit Rechten und
Bedürfnissen dargestellt", so Astrid Rothe-Beinlich. "Wir machen hier
den Unterschied und halten an Humanität und einer
menschenrechtsorientierten Flüchtlingspolitik fest."


Nationalpark Hainich feiert 20-jähriges Bestehen

Zum 20-jährigen Bestehen des Nationalparks Hainich statteten der
Fraktionsvorsitzende von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN im Landtag, Dirk Adams,
gemeinsam mit dem naturschutzpolitischen Sprecher Roberto Kobelt sowie
der gesundheitspolitischen Sprecherin Babett Pfefferlein Thüringens
einzigem Nationalpark einen Besuch ab. "Wir sind heute hier, weil wir
uns über eine ereignisreiche 20-jährige Nationalparkentwicklung freuen
und weil wir dem Projekt, den heutigen Protagonist*innen sowie den
Menschen der Region gratulieren wollen", erklärt Dirk Adams am Tag des
Besuchs. "Für diese Entwicklung haben wir als Bündnisgrüne sowie viele
Umwelt- und Naturschützer*innen schon lange gestritten." Die
Ausweisung des Nationalparks habe einer lange abgehängten Region neues
Leben ein-gehaucht, so Dirk Adams. "Mit 5.000 Hektar", so ergänzt der
Umweltpolitiker Roberto Kobelt, "handelt es sich zur Zeit um die
größte nutzungsfreie Laubwaldfläche in Deutschland. Ursprüngliche
Natur, diese Wildnis mitten in Deutschland, ist für mich ein Geschenk
und politische Aufgabe zugleich." Und auch für die Gesundheits- und
Familienpolitiker Babett Pfefferlein hat der Nationalpark viele
wichtige Funktionen: "Für mich, wie für die meisten Deutschen, gehört
Natur zu einem guten Leben dazu. Ihre Vielfalt hat eine besondere
Bedeutung für die Gesundheit und für eine wirksame Erholung. Ebenso
wichtig ist es aus meiner Sicht, Kindern die Natur nahe zu bringen.
Auch hierfür gibt es im Hainich gute Beispiele, die womöglich auch im
künftigen Possen-Urwald Schule machen können."


Bildunterschrift der im Schattenblick nicht veröffentlichten
Abbildung der Originalpublikation:

- Dirk Adams, Roberto Kobelt und Babett Pfefferlein gratulieren dem
Nationalpark Hainich gemeinsam mit Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der Fraktion von BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zum 20-jährigen Bestehen. Im
einzigen Nationalpark Thüringens traf man bei der Exkursion unter
anderem den Wildkatzen-Experten Thomas Mölich und besichtigte den
Baumkronenpfad.

- Olaf Müller, tourismuspolitischer Sprecher der Landtagsfraktion,
besuchte die Natura 2000-Station Unstrut-Hainich/Eichsfeld, um sich
vor Ort über den aktuellen Stand der Maßnahmen zum Schutz der
Gelbbauchunken ein Bild zu machen. Diese zeigen erfreulicherweise
bereits erste Erfolge.

 * 

DER BÜRGERBEAUFTRAGTE DES FREISTAATS THÜRINGEN

Schnelle Hilfe für Bürger in finanzieller Notlage

Ein Bürger wandte sich an den Bürgerbeauftragten und schilderte seine
verzweifelte Lage. Seit einigen Monaten war er erkrankt und wurde zum
Jahreswechsel auch noch arbeitslos. Aufgrund einer zu spät erfolgten
Krankschreibung erhielt er jedoch kein Krankengeld und hatte somit
keine Einkünfte mehr.

Man hatte ihm empfohlen, sich an das Jobcenter (JC) zu wenden und dort
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts zu beantragen. Das
Prüfungsverfahren dort geriet jedoch schnell ins Stocken. Mehrfach
wurde dem Bürger eine Liste von Unterlagenmitgeteilt, die er zur
Prüfung seiner Ansprüche beizubringen habe. Gegenüber dem
Bürgerbeauftragten machte er jedoch glaubhaft, dass er genau diese
Unterlagen bereits persönlich beim Jobcenter abgegeben und man ihm
versichert habe, dass dies die richtigen Dokumente seien.

Der Bürgerbeauftragte nahm mit dem Jobcenter Kontakt auf und bat um
kurzfristige Prüfung der Angelegenheit. Er verwies dabei auf die
besonderen finanziellen Umstände des Bürgers. Das JC reagierte
umgehend und informierte den Bürgerbeauftragten darüber, dass der
Bürger zwar richtige Unterlagen eingereicht habe, diese seien jedoch
nicht vollständig gewesen. Es müssten noch weitere Dokumente zur
abschließenden Prüfung des Antrags beigebracht werden.

Bei einem erneuten telefoni-schen Kontakt des JC mit dem Bürger konnte
geklärt werden, welche konkreten Unterlagen nun noch fehlten. Nachdem
er diese kurzfristig vorgelegt hatte, wurden dem Bürger die
beantragten Leistungen vom JC gewährt und die Zahlungen veranlasst.

Letztlich beruhte die verzögerte Bearbeitung und Leistungsgewährung
auf einer - aus Sicht des Bürgerbeauftragten - unzureichenden
Kommunikation, die wohl auch dadurch erschwert war, dass der Bürger
den Sachbearbeitern im JC seine individuelle Situation erklärte, die
letztlich prüfende Leistungsabteilung aber diese Informationen nicht
in die Beschreibung der noch fehlenden Unterlagen aufnahm.




LANDESBEAUFTRAGTER FÜR DEN DATENSCHUTZ UND DIE INFORMATIONSFREIHEIT


Thüringer Gesetz zur Anpassung des Allgemeinen Datenschutzrechts


Seit 25. Mai 2018 ist die Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO), die
Verordnung (EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom
27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung
personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Richtlinie 95/46/EG (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom
22.11.2016, S. 72) unmittelbar geltendes Recht in allen
Mitgliedstaaten der Europäischen Union. Zur Gewährleistung eines
reibungslosen Zusammenspiels der aufgezeigten Rechtsregime waren
grundlegende Änderungen gegenüber dem bisher geltenden Thüringer
Datenschutzgesetz erforderlich, die eine Aufrechterhaltung seiner
Struktur ausschließen. Das bisher geltende Thüringer Datenschutzgesetz
(ThürDSG) wurde am 24.05.2018 aufgehoben und durch ein neues Thüringer
Datenschutzgesetz ersetzt, das die Öffnungsklauseln ausfüllt und
spezielle Regelungen trifft, wie sie die DS-GVO vorsieht. Der
Thüringer Landesbeauftragte für den Datenschutz und die
Informationsfreiheit (TLfDI) ist nun erstmalig auch
Datenschutzaufsichtsbehörde über Behörden.

Der Forderung des TLfDI, ihm die Anwendung von Zwangsmitteln
(Ersatzvornahme, Zwangsgeld und unmittelbarer Zwang) aus dem Thüringer
Verwaltungszustellungs- und Vollstreckungsgesetz zur Durchsetzung
seiner Anordnungen auch im öffentlichen Bereich einzuräumen, sind die
Landtagsabgeordneten leider noch nicht nachgekommen. Das am 24.05.2018
beschlossene neue ThürDSG sieht jedoch immerhin vor, dass auch für den
TLfDI der Weg zu den Verwaltungsgerichten zur Durchsetzung seiner gem.
Artikel 58 Abs. 2 DS-GVO an Behörden gerichteten Maßnahmen nunmehr
eröffnet sein soll. Lobend erwähnt werden muss auch, dass die
Bestellung des behördlichen Datenschutzbeauftragten nunmehr endlich
nicht mehr befristet erfolgt. Damit wird eine langjährige Forderung
des TLfDI aufgegriffen, die Position des behördlichen
Datenschutzbeauftragten zu stärken.



LANDESBEAUFTRAGTER DES FREISTAATS THÜRINGEN ZUR AUFARBEITUNG
DER SED-DIKTATUR

Würdigung der Diktaturopfer und Stärkung des Rechtsstaats sind
nicht zu trennen

Der Schutz der Menschenwürde ist Staatsaufgabe und
Staatsverpflichtung. Es war die Diktaturerfahrung einiger Mütter und
Väter des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutschland, die zu dieser
fundamentalen Staatsdefinition führte. Nie wieder sollte der
"Normenstaat" durch einen "Maßnahmenstaat" (so Ernst Fraenkel) ersetzt
werden. In der politischen Bildung wird die Sensibilisierung für die
Menschenwürde mit der Erinnerung an die Folgen des Allmachtswahns von
Diktatoren und der "Überflüssigmachung des Menschen als Menschen"
(Hannah Arendt) verbunden. Menschen, die sich nicht mit dem
Unrechtsstaat gemein machten und dafür Diskriminierung, Verfolgung und
Verlust ihrer Heimat in Kauf nahmen, sind eine bleibende
Inspirationsquelle unseres Rechtsstaates. Umso wichtiger ist es, dass
wir sie nicht als Bittsteller behandeln, sondern ihnen nach der
nötigen Rehabilitierung auch eine angemessene Entschädigung
zuerkennen. In letzter Zeit wurden immer wieder Härtefallfonds für
verschiedenste Opfergruppen ins Gespräch gebracht, um deren heutige
wirtschaftliche Situation zu verbessern. Es scheint, dass dabei die im
Koalitionsvertrag benannten verfolgten Schüler aus dem Blick geraten.
Deren Rentenbiografie wurde von Arbeitsbeginn an beeinflusst, von den
laufenden Ausgleichsleistungen nach § 8 BerRehaG sind sie
ausgeschlossen. Ein Härtefallfonds kann hier weder Abhilfe für die
erlittene Benachteiligung leisten, noch eine angemessene Anerkennung
und Würdigung (wie für die Rehabilitierungsgesetzgebung durch den
Einigungsvertrag vorgegeben) sein. Deshalb empfiehlt der
Landesbeauftragte nicht nur die Entfristung der Gesetze zur
Rehabilitierung der SED-Opfer, sondern fordert auch, die
Angemessenheit der Entschädigungen für die anerkannten
Verfolgungsgruppen aus den Rehabilitierungsgesetzen zu überprüfen.

Da unter politischer Verfolgung auch die Angehörigen zu leiden hatten,
sollte auch die "Stiftung für ehemalige politische Häftlinge", die
ausdrücklich mitbetroffene Hinterbliebene unterstützt, gestärkt
werden.

Die Landesbeauftragten

Der Bürgerbeauftragte des Freistaats Thüringen

http://www.buergerbeauftragter-thueringen.de

Thüringer Landesbeauftragter für den Datenschutz

und die Informationsfreiheit

http://www.tlfdi.de

Landesbeauftragter des Freistaats Thüringen

zur Aufarbeitung der SED-Diktatur (ThLA)

www.thla-thueringen.de
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AGRAR/260: Die Zeit drängt - nachhaltigere Landwirtschaft jetzt


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 19. Juni 2018

Arbeitsgruppe: Ernährung und Landwirtschaft

Die Zeit drängt: nachhaltigere Landwirtschaft jetzt



Rainer Spiering, agrarpolitischer Sprecher der SPD-Bundestagsfraktion:

Eine nachhaltigere und zukunftsweisende Landwirtschaft entsteht nicht von allein. Eine Chance bietet der Reformprozess zur Gemeinsamen europäischen Agrarpolitik (GAP) nach 2020. Die SPD-Bundestagsfraktion fordert deshalb, Anreize in der EU-Agrarpolitik zu schaffen, die nachhaltiges und umweltschonendes Wirtschaften belohnen. Die Bundesregierung muss sich für eine leistungsorientierte Förderung einsetzen, die den Herausforderungen wie Klimaschutz, Biodiversität, Tierwohl und der Entwicklung ländlicher Räume endlich gerecht wird.

"Die EU-Kommission hat ihre Vorstellungen zur Ausrichtung der GAP nach 2020 vorgestellt. Sie sind weniger ambitioniert als erhofft. Der jetzige Entwurf zur GAP ist sehr flexibel gestaltet und bietet dabei jedoch auch Chancen. Daher müssen in den anstehenden Verhandlungen ambitionierte Vorgaben formuliert und konkretisiert werden. Ziel ist, dass Landwirte von ihrer Arbeit leben und Herausforderungen meistern können. Die Landwirtschaft muss einen größeren Beitrag für mehr Umwelt- und Klimaschutz, für eine gesellschaftlich akzeptierte Tierhaltung und die Stärkung ländlicher Räume leisten. Dies wird jedoch nicht durch quasi bedingungslose Flächenzahlungen wie derzeit erreicht. Deshalb muss spätestens mit der GAP nach 2020 der Übergang in die leistungsbezogene Förderung beginnen. Wir als SPD fordern nach wie vor: Öffentliches Geld nur noch für öffentliche Leistungen für das Allgemeinwohl.

Dies wird auch von namhaften Agrarwissenschaftlern seit Jahren so gefordert. Der Ausstieg aus dem derzeitigen Subventionssystem muss daher endlich beginnen. Rein auf die Fläche bezogene Direktzahlungen belohnen Landeigentümer, sind ungerecht verteilt, stützen keine nachhaltige Landwirtschaft, sondern schaffen Abhängigkeiten. Das kann weder im Interesse der Landwirtschaft noch der europäischen Gesellschaft sein. Umweltschonendes, innovatives Wirtschaften auf dem Acker und in den Ställen, muss honoriert werden, um Landwirten die Möglichkeit zu geben, wettbewerbsfähig und neu im Einklang mit der Natur zu wirtschaften."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion
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EUROPA/1607: Andrea Nahles zu politischen Gesprächen in Brüssel


SPD-Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Andrea Nahles zu politischen Gesprächen in Brüssel



Die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles reist am 19. Juni zu politischen Gesprächen nach Brüssel.

Im Zentrum des Besuchs steht der Austausch mit den SPD-Abgeordneten im Europäischen Parlament zu aktuellen europapolitischen Fragen.

Zudem wird die SPD-Vorsitzende Andrea Nahles mit der Vize-Präsidentin der EU-Kommission und EU-Außenbeauftragten Federica Mogherini, dem Präsidenten der Sozialdemokratischen Partei Europas (SPE) Sergei Stanishev und dem Vorsitzenden der sozialdemokratischen S&D-Fraktion im Europäischen Parlament Udo Bullmann zusammentreffen.
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LATEINAMERIKA/1784: Mexiko - Wahlbetrug mit angeblichen Trans* Frauen im Bundesstaat Oaxaca (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko

Oaxaca: Wahlbetrug von angeblichen Trans* Frauen

Von Anayeli García Martínez und Sonja Gerth



(Mexiko-Stadt, 12. Juni 2018, cimacnoticias) - In Mexiko schreibt das
Wahlgesetz seit 2014 vor, dass die Parteien 50 Prozent ihrer
Listenplätze mit Frauen besetzen müssen. Die weiblichen mexikanischen
Abgeordneten waren sehr erfolgreich damit, Quoten durchzusetzen -
schon jetzt besetzen sie 43 Prozent der Sitze im Parlament. Diese
Zahl, wie auch die der weiblichen Kommunalpolitikerinnen, soll mit der
Wahl am 1. Juli noch einmal steigen.

Noch nie hat es jedoch einen so dreisten Versuch gegeben, dieses
Gesetz zu umgehen wie jetzt im Bundesstaat Oaxaca. Die Mitte-links
Parteien Movimiento Ciudadano (MC) und Nueva Alianza (Panal) haben 17
Kandidaten als Trans* aufgestellt, um die Frauenquote zu erfüllen. Die
staatliche Wahlbehörde nahm die Kandidaturen Ende April an, denn laut
ihren Richtlinien wird für die Quote das Geschlecht angenommen, das
sich Transgender, Transsexuelle oder Intersexuelle, oder Personen des
dritten Geschlechts (in Oaxaca gibt es das traditionell indigene
Konzept der "muxe") selbst zuschreiben.


Keiner der 17 Trans* Kandidaten hatte sich zuvor als solcher
bekannt

Publik wurde der Fall erst, als LGBTI-Gruppen aus der Region darauf
aufmerksam machten und eine offizielle Beschwerde einreichten. Demnach
lebten alle Kandidaten, in ihren Gemeinden allgemein anerkannt, in
heterosexuellen Ehen, teils mit Kindern, und hatten sich kein einziges
Mal öffentlich als Trans* bekannt. In einem Fall hatte der nun als
Trans* aufgestellte Kandidat im letzten Jahr noch eine Transvestitin
öffentlich beleidigt.

Bei drei der 17 Kandidaten ging es um eine Wiederwahl als
Bürgermeister. Das Oberhaupt der Gemeinde Santa María Teopoxco war
2016 noch als Mann gewählt worden und stand nun als Trans* Frau auf
der Liste eines Parteienbündnisses, genauso wie der Gemeindepräsident
von San Juan Cacahuatepec und der Bürgermeister von San Antonio
Castillo Velasco.

"Die politischen Parteien ziehen es vor, dass ihr Betrug entdeckt
wird, als dass sie Frauen suchen, die sich dem Wahlprozess stellen",
so Carmelita Sibaja Ochoa, Mitglied des Verwaltungsrats der
Wahlbehörde in Oaxaca, gegenüber Cimacnoticias. Und ihre Kollegin
Nayma Enríquez Estrada fügt an: "Die Kandidaturen sind ein Beweis
dafür, wie viel Widerstand es in den Parteien gegen die politische
Beteiligung der Frauen und von Trans* Personen gibt. So wie 2009, als
die Parteien eine ganze Gruppe von gewählten Parlamentarierinnen
zugunsten ihrer männlichen Stellvertreter zum Rückzug zwangen."


Wahlbetrug zum Machterhalt

Für Enríquez Estrada ein klarer Wahlbetrug. Das zeige auch die
Tatsache, dass es keinen Fall von Frauen gegeben hätte, die versuchten
als Trans* Männer durchzugehen. Der Geist des Gesetzes sei verletzt
worden. Dies sei besonders schlimm, da Movimiento Ciudadano zusammen
mit anderen Parteien die Impulsgeberin für Änderungen zugunsten von
Parität und Diversity gewesen sei.

Die Beschwerde der LGBTI Aktivist*innen führte schlussendlich zu einer
Untersuchung. Anfang Juni stellte die Wahlbehörde fest, dass die 17
Männer sich eindeutig nur deswegen als Trans* ausgegeben hatten, um
die Frauenquote ihrer Partei zu erfüllen. Damit hätten sie die Rechte
von Frauen und Trans* verletzt und die Diskriminierung, die diese
Gruppen erfahren, ausgenutzt. Die 17 Kandidaturen wurden von den
Listen gestrichen, gegen die Parteien wurden Geldstrafen verhängt.
Allerdings dürfen die politischen Bündnisse mit den restlichen
Kandidat*innen, bei denen keine Unregelmäßigkeiten festgestellt
wurden, weiter zur Wahl antreten.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/oaxaca-wahlbetrug-von-angeblichen-trans-frauen/
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USA/413: Häusliche Gewalt und Bandenkriminalität sollen kein Asylgrund mehr sein (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Mexiko / Mittelamerika / USA 

Häusliche Gewalt und Bandenkriminalität sollen kein Asylgrund
mehr sein



(Washington, 12. Juni 2018, democracy now/poonal) - Der
US-Justizminister Jeff Sessions hat am 11. Juni angekündigt, dass
häusliche Gewalt zukünftig kein Grund mehr sein solle, um Asyl in den
USA zu beantragen. Diese Entscheidung könnte eine weitreichende
Verschärfung der US-Einwanderungspolitik bedeuten, die vor allem
tausende Frauen betreffen könnte, die vor allem aus Zentralamerika vor
geschlechtsspezifischer Gewalt flüchten müssen.

Sessions hat einen Präzedenzfall annulliert, den ein Berufungsgericht
2014 geschaffen hatte. Damals war der Guatemaltekin Amina Cifuentes
Asyl gewährt worden, die in die USA geflohen war, nachdem sie
jahrelang von ihrem Ehemann brutal geschlagen worden war: Cifuentes
wurde geschlagen, getreten und mit Säure verätzt. Als sie im achten
Monat schwanger war, wurde sie so stark in den Magen geschlagen, dass
das Baby zu früh und mit Hämatomen auf die Welt kam. Nach den
Misshandlungen teilte der Mann ihr mit, dass sie nicht zur Polizei
gehen brauche, da "auch die Polizei und die Richter ihre Frauen
schlagen". Trotz dessen suchte Cifuentes Hilfe bei den Behörden, die
ihr rieten, ihren Mann zu verlassen, was sie auch tat. Ihr Mann spürte
sie jedoch auf und drohte ihr, sie umzubringen. Daraufhin flüchtete
Cifuentes in die USA, wo sie schließlich Asyl erhielt.


Sessions gilt als erzkonservativer Hardliner

Doch am 11. Juni hat Justizminister Sessions ihren Präzedenzfall
gekippt. Er verfügte, dass "die Anträge von Ausländern im Zusammenhang
mit häuslicher Gewalt oder Bandengewalt (...) nicht die
Voraussetzungen erfüllen, um Asyl zu gewähren". Dieser Beschluss wurde
von einigen Anwält*innen kritisiert. Dieser könne gravierende
Auswirkungen haben, nicht nur für Frauen, die vor häuslicher Gewalt
flüchten, sondern für alle Menschen, die wegen der Bandenkriminalität
ihr Land verlassen müssen. Karen Musalo von der Law School der
Universität von Kalifornien erklärte: "Diese Entscheidung wirft uns
zurück in Zeiten, als zwischen Menschenrechten und Frauenrechten
unterschieden wurde."

Jeff Sessions gilt als erzkonservativer Hardliner und steht für eine
restriktive Einwanderungspolitik. Bereits 2015 hatte er ein
Strategiepapier vorgelegt, in dem es heißt, die Republikanische Partei
müsse der Arbeiterklasse erklären, dass sie von Einwanderern um ihren
Wohlstand geprellt werde. Im Mai hat Sessions eine "Null
Toleranz"-Politik gegenüber Menschen ausgerufen, die über die
mexikanische Grenze in die USA einwandern. Da dies "illegal" sei,
werden inzwischen auch Kinder von ihren Eltern getrennt interniert. Am
14. Juni hatte Sessions diese Praxis mit der Bibel gerechtfertigt:
Gott habe die Regierung zu seinen Zwecken eingesetzt, deshalb müssten
die Gesetze der Regierung befolgt werden.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/haeusliche-gewalt-und-bandenkriminalitaet-sollen-kein-asylgrund-mehr-sein/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.
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BERUF/1881: Metall- und Elektroberufe zukunftsfest gestaltet (idw)


Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB) - 19.06.2018

Metall- und Elektroberufe zukunftsfest gestaltet

Elf Ausbildungsordnungen an digitalen Wandel angepasst



Wie kaum eine andere Berufsgruppe stehen die industriellen Metall- und
Elektroberufe im Blickpunkt, wenn es um die fortschreitende
Digitalisierung der Arbeitswelt geht. Gemeinsam mit den Sozialpartnern und
Sachverständigen aus der betrieblichen Praxis hat das Bundesinstitut für
Berufsbildung (BIBB) im Auftrag der Bundesregierung daher die
Ausbildungsordnungen von elf Metall- und Elektroberufen an die neuen
Herausforderungen angepasst. Digitalisierung der Arbeit, Datenschutz und
Informationssicherheit werden feste Bestandteile der Ausbildung.

Eine Reihe von wählbaren Zusatzqualifikationen gibt den im
Digitalisierungsprozess unterschiedlich aufgestellten Betrieben zudem die
Möglichkeit, gezielt Kompetenzen für den digitalen Wandel aufzubauen. Die
Änderungen treten zum 1. August 2018 in Kraft.

Wie rigoros der Wandel in den Ausbildungsbetrieben ist, hängt vom Tempo
der digitalen Veränderungen ab. Faktoren wie Produktzyklen, Investitions-
und Innovationsverhalten variieren - und damit auch der Handlungsdruck zur
Modernisierung der Ausbildungen. Die Änderungsverordnungen schaffen dafür
durch mögliche Zusatzqualifikationen noch mehr Spielraum.

Für alle Berufe neu ist die integrativ während der gesamten
Ausbildungszeit zu vermittelnde Berufsbildposition "Digitalisierung der
Arbeit, Datenschutz und Informationssicherheit". Außerdem wurden in den
Berufsbildpositionen "Betriebliche und technische Kommunikation" sowie
"Geschäftsprozesse und Qualitätssicherungssysteme im Einsatzgebiet"
Änderungen in die Ausbildungsordnungen eingearbeitet. Die nachzuweisenden
Qualifikationen werden im Teil 2 der gestreckten Abschlussprüfung
berücksichtigt. Parallel und daran angelehnt erfolgte die Überarbeitung
der Rahmenlehrpläne für die Berufsschulen.

Überarbeitet wurden neben dem Mechatroniker/der Mechatronikerin die
Metallberufe:

- Anlagenmechaniker/-in

- Industriemechaniker/-in 

- Konstruktionsmechaniker/-in 

- Werkzeugmechaniker/-in

- Zerspanungsmechaniker/-in

sowie die Elektroberufe

- Elektroniker/-in für Automatisierungstechnik

- Elektroniker/-in für Betriebstechnik

- Elektroniker/-in für Gebäude- und Infrastruktursysteme

- Elektroniker/-in für Geräte und Systeme

- Elektroniker/-in für Informations- und Systemtechnik

Darüber hinaus wurden neue Zusatzqualifikationen entwickelt: Für die
Metallberufe sind dies die Zusatzqualifikationen Prozessintegration,
Systemintegration, IT-gestützte Anlagenänderung sowie additive
Fertigungsverfahren, für die Mechatroniker Programmierung, IT-Sicherheit,
digitale Vernetzung und additive Fertigungstechniken sowie für die
Elektroberufe Programmierung, IT-Sicherheit und digitale Vernetzung.

Alle Zusatzqualifikationen werden mit einem empfohlenen zeitlichen Umfang
von jeweils acht Wochen vermittelt und in der Abschlussprüfung durch ein
fallbezogenes Fachgespräch geprüft. Diese optionalen und gesondert
zertifizierten Ausbildungsinhalte sind zugleich ein attraktives Angebot
für Auszubildende, ihre Qualifikationen um neue, besonders nachgefragte
Kompetenzen zu erweitern. Die Zusatzqualifikationen verbessern darüber
hinaus die Startmöglichkeiten für die berufliche Weiterbildung der
Fachkräfte.

In der BIBB-Reihe "Ausbildung Gestalten" werden zurzeit gemeinsam mit
Sachverständigen unter Federführung des BIBB Umsetzungshilfen für
Ausbildungsverantwortliche erstellt. Für Prüfungsausschussmitglieder
arbeitet der Deutsche Industrie- und Handelskammertag (DIHK) an einer
entsprechenden Handreichung.




Weitere Informationen unter:

www.bibb.de/neue-berufe

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution630

 * 

Quelle:
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Bundesinstitut für Berufsbildung (BIBB), 19.06.2018
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FRAGEN/055: Jan Philipp Albrecht zu Datenschutz und der Notwendigkeit neuer Allianzen (UBS)


Unabhängige Bauernstimme, Nr. 421 - Mai 2018

Die Zeitung von Bäuerinnen und Bauern

"Transparenz, für selbstbewusste Entscheidungen"

Der grüne EU-Parlamentarier Jan Phillip Albrecht zu Datenschutz und
der Notwendigkeit neuer Allianzen

Das Gespräch führte Claudia Schievelbein



Unabhängige Bauernstimme: Gerade die Landwirtschaft gilt im
Hinblick auf die Digitalisierung als Vorreiter: Maschinen, die Daten
sammeln und Software, die diese verknüpft, hoch spezialisierte
Anwendungsmöglichkeiten. Bei immer mehr und immer genaueren Daten wird
die Frage der Datenhoheit immer wichtiger. Wie lässt sie sich für die
Bauern und Bäuerinnen gewährleisten und welche politischen
Rahmenbedingungen braucht es?

Jan Phillip Albrecht: Am Wichtigsten ist in diesem
Zusammenhang, wo es um eine Vielzahl von generierten Daten des eigenen
Betriebs geht, Unternehmen und Dienstleistern nicht vorschnell
vertraglich Nutzungsrechte an den eigenen Daten einzuräumen, auf die
sie sich später unter Umständen in gerichtlichen Auseinandersetzungen
berufen können. Der Gesetzgeber kann den Einzelnen, der so etwas
unterschrieben hat, nicht schützen. Wichtig ist allerdings, dass die
Politik einen Wettbewerb herstellt zwischen unterschiedlichen
Anbietern und darauf achtet, dass es nicht zu Monopolbildungen kommt,
wie wir es jetzt bei Facebook sehen. Es muss gewährleistet sein, dass
allen Beteiligten eine Wahlmöglichkeit bleibt.

Ich kann das Recht auf meine Daten unter Umständen im Nachhinein
einklagen, aber dann hat die Nutzung ja meist schon stattgefunden
­...

Ja, deshalb muss die Politik dafür sorgen, dass nicht jede Information
genutzt werden darf, im Interesse des Rechts auf persönliches
Eigentum, aber auch aus einem gesellschaftlichen Interesse heraus. Das
Recht der Bäuerinnen und Bauern an ihren Daten erfordert einen starken
Datenschutz, weil es hier immer auch um Informationen über die
wirtschaftlichen Umstände der persönlichen Lebenssituation geht.

Erfordert der Datenschutz nicht auch, dass in Verträgen wie
beispielsweise zwischen Saatgutvermehrern und Pflanzenzüchtern
umfängliche Kontrollrechte, die die Züchter begehren, nicht "im
Kleingedruckten" in den allgemeinen Geschäftsbedingungen irgendwo am
Ende "versteckt" werden dürften?

Ich denke schon. Es darf nicht sein, dass da etwas untergejubelt wird,
weil Leute, die so etwas unterschreiben, sich nicht der Konsequenzen
bewusst sind oder die Formulierungen solcher komplexen Sachverhalte
nicht durchdringen. Grundsätzlich muss Politik dafür sorgen, dass es
kein Ungleichgewicht hinsichtlich der Durchsetzungsfähigkeit
ökonomischer Interessen zugunsten eines Beteiligten gibt. Und
schließlich gilt auch die Durchsetzung genereller Verbraucherrechte:
Transparenz und Offenheit, damit jeder eine bewusste Entscheidung
treffen kann.

Fusionen im Landtechnik- und Produktionsmittelbereich und dann
wiederum mit Digitalfirmen lassen wenige große Player entstehen. Was
bedeutet das für Bauern und Bäuerinnen?

Die Entwicklung weist in der Tat in Richtung starker Monopolbildungen
im Bereich der Digitalisierung und Automatisierung und der Agrarsektor
ist da wahrscheinlich sogar am weitesten vorangeschritten. Auf alle
Fälle ist er so etwas wie das Versuchsfeld, auf das auch alle anderen
schauen. Deshalb ist es umso wichtiger, dort einen rechtlichen Rahmen
abzustecken, der Transparenz und Wettbewerb fördert. Es ist aber auch
wichtig, dass viele Bäuerinnen und Bauern nach alternativen Angeboten
fragen, andere Möglichkeiten jenseits der großen Unternehmen suchen.

Sonst generieren Konzerne ein Ackerbaumodell aus den Daten und
bieten Bauern und Bäuerinnen ein Rundum-sorglos-Paket an. Wie lässt
sich Unabhängigkeit stärken?

Man muss alliierte Vertragspartner suchen und finden, die sich auf
einen ehrlichen Umgang auf Augenhöhe einlassen, die sich darauf
einlassen, nicht den alleinigen Anspruch auf die Daten zu erheben,
sondern bereit sind zu kooperativen Herangehensweisen. Im
Softwarebereich erleben wir gerade eine sehr lebendige
Open-Source-Bewegung, so etwas könnte auch in der Landwirtschaft
möglich sein. Es gibt Alternativwege und damit der Einzelne damit
nicht überfordert ist, muss man Bündnisse schmieden, Verbände, Politik
einbinden. Auch, damit zumindest die Diskussion darüber in Gang kommt,
wie wir es schaffen, dass die Daten am Ende nicht nur in einer Hand
oder in der Hand von wenigen landen.

Sie übernehmen ab Herbst das Landwirtschaftsministerium in
Schleswig-Holstein von Ihrem Parteikollegen Robert Habeck. Wissen Sie
schon, was Sie anders machen und was Sie weiterführen?

Zunächst einmal muss ich sagen, dass Robert Habeck es wie kein anderer
geschafft hat, festgefahrene Debatten aufzulockern, Gräben zu
überwinden und gemeinsam Lösungen zu finden für die Probleme in der
Landwirtschaft, die unzweifelhaft bestehen. Da ist es gut, dass viel
zusammenläuft in einem Haus und ich sehe es dann als meine Aufgabe an,
das Themenfeld der Digitalisierung da mit einzupflegen. Ich will wie
Habeck offene Gespräche führen und hoffe, dass mir das ebenso gelingt.
Wo ich dann auch Nuancen anders setze, das wird man sehen.

Ein großes Projekt Ihrer Amtszeit wird die GAP. Sie sind
Europapolitiker, haben Sie schon eine Einschätzung, wohin es geht, und
wofür werden Sie sich einsetzen?

Ja, die Reform der GAP wird Schwerpunkt der Arbeit der nächsten Jahre
sein, und gerade, weil ich aus dem Europaparlament komme, sehe ich es
auch als meine Aufgabe an, über das Land Schleswig-Holstein hinaus
daran mitzuwirken, eine nachhaltige Agrarwende umzusetzen. Es geht
nicht darum, mit dem Rasenmäher zu kürzen, sondern Mittel gezielt
umzuschichten zu Gunsten von konkret erbrachten gesellschaftlichen
Leistungen.

Noch bleiben Ihnen ein paar Monate ohne Landwirtschaft in Brüssel
­... 

Landwirtschaft spielt hier immer eine Rolle. Gerade heute haben wir im
Europaparlament Landwirtschaftspolitik gemacht und mit der neuen
EU-Ökoverordnung bessere Bedingungen und eine Harmonisierung für den
Ökolandbau in Europa beschlossen!

Vielen Dank für das Gespräch! 
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VERBAND/2302: 100 Tage Klöckner - Umbau von Landwirtschaft und Ernährung anpacken (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

BÖLW-Statement anlässlich 100 Tage Bundesregierung

Umbau von Landwirtschaft und Ernährung anpacken

Klöckner muss das Innovationspotenzial der Öko-Lebensmittelwirtschaft
nutzen



Berlin, 19.06.2018. Die 100 Tage Regierungsbilanz von Bundesministerin für
Ernährung und Landwirtschaft, Julia Klöckner, kommentiert Felix Prinz zu
Löwenstein, Vorsitzender des Bio-Spitzenverbandes Bund Ökologische
Lebensmittelwirtschaft (BÖLW):

"Die Probleme, mit denen Julia Klöckner konfrontiert ist, sind gewaltig:
Klimakrise, Wasserverschmutzung, Artenschwund, Fehlernährung und der
Verlust von immer mehr Höfen verlangen nach Antworten. Immer wieder
bestätigen Wissenschaftler den kritischen Zustand von Boden, Trinkwasser
oder Biodiversität.

In den ersten 100 Tagen hat die Ministerin wichtige Themen angesprochen.
Allerdings muss sich erst zeigen, ob ihre Lösungsansätze tatsächlich
greifen.

Falls die Bundeslandwirtschaftsministerin bei der Neufassung der
europäischen Agrarpolitik vor allem auf ein 'Weiter-so' statt auf ein
echtes Umsteuern setzt, hilft das weder der Umwelt noch den aktiven Bauern.

Die Fleischkennzeichnung soll dazu führen, dass sich Verbraucher für eine
artgerechtere Tier-haltung entscheiden können. Das wird aber nur gelingen,
wenn Klöckner nicht auf eine freiwillige sondern auf eine verpflichtende
Kennzeichnung der Haltungsbedingungen hinwirkt. Nur so gelingt Transparenz.
Auch darf sie Bio nicht außen vor lassen - und damit den höchsten
gesetzlichen Tierhaltungsstandard mit heute schon vielen Betrieben und
einem funktionierenden Markt.

Für weniger Zucker, Salz und Fett in Lebensmitteln setzt Julia Klöckner auf
freiwillige Maßnahmen der Lebensmittelwirtschaft. Es wird aber deutlich
mehr brauchen, um auf Gesundheitskosten von täglich 1 Mrd. Euro, von denen
ein erheblicher Teil durch ernährungsbedingte Krankheiten verursacht wird,
angemessen zu reagieren.

Die Bio-Bauern, -Lebensmittelproduzenten und Händler stehen bereit, die
Politik beim Umbau hin zu einer enkeltauglichen Landwirtschaft und
Ernährung zu unterstützen. Auch Millionen Bio-Kunden leisten jeden Tag mit
ihrer Kaufentscheidung ihren Beitrag zum Umbau von Landwirtschaft und
Ernährung. Wir laden Bundesministerin Julia Klöckner ein, dieses Potenzial
zu nutzen."


Hintergrund

Deutschland hat sich in diversen Abkommen und Verträgen verpflichtet,
nachhaltiger zu wirtschaften; unter anderem in der "Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie", dem "Pariser Klimaabkommen", den "Zielen für die
nachhaltige Entwicklung" und der Biodiversitätskonvention der Vereinten
Nationen.

Um diese Ziele zu erreichen, muss die Bundesregierung folgendes in Angriff
nehmen:

• Die Gemeinsame Europäische Agrarpolitik (GAP) muss darauf
ausgerichtet werden, dass öffentliche Gelder für öffentliche Leistungen
eingesetzt werden. Steuergeld sollte künftig dafür verwendet werden,
Wasser, Böden, Biodiversität und Klima zu schützen, Tiere anständig zu
halten und so besonders bäuerlichen Betrieben neue Perspektiven zu geben.

• Wer 2030 20 % Bio anstrebt, muss bereits heute 20 % der Mittel auf
Öko-Forschung verwenden, um damit das Innovationspotential von Bio voll zu
erschließen. Aktuell werden lediglich 1,5 % der Agrar-Forschungsmittel für
Bio verwendet.

• Die Umsetzung der Zukunftsstrategie Ökologischer Landbau (ZöL) muss
engagiert erfolgen, damit das 20 %-Ziel erreicht wird.

• Die Bundesregierung muss eine verpflichtende Haltungskennzeichnung
für Fleisch- und Fleischprodukte analog der Eierkennzeichnung auf den Weg
bringen. Denn am Markt wirkt am besten, was der Kunde kennt, versteht und
überall wiederfindet.

• Gentechnikfreiheit sichern: Die neue Bundesregierung muss endlich
ein wirksames Gesetz zur Umsetzung nationaler Anbauverbote von gentechnisch
veränderten Pflanzen beschließen, ein guter Entwurf wurde im Bundestag
bereits eingebracht. Neuartige Gen-technikverfahren wie CRISPR-Cas müssen
in der Lebensmittelwirtschaft gemäß dem Vorsorgeprinzip reguliert werden.

• Gesunde Ernährung stärken: Jede Schule muss über einen Schulgarten
und eine Küche verfügen. Der Bund sollte die öffentliche
Gemeinschaftsverpflegung als wirksames Instrument für eine gesunde
Ernährung nutzen. Dänemark zeigt, wie es geht. So wurde bspw. in Kopenhagen
ein Bio-Anteil von 90 % in allen öffentlichen Einrichtungen nahezu
kostenneutral erreicht und damit eine nachhaltigere, schmackhaftere und
gesündere Ernährung realisiert.



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 35.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 
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Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / FAKTEN





ASYL/1279: Sicherung der Qualität der Asylverfahren sollten zentrale Bestandteile des Regierungshandelns sein (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 19. Juni 2018

Weltflüchtlingstag: 

Sicherung der Qualität der Asylverfahren, Identifikation besonders
Schutzbedürftiger und Integration sollten zentrale Bestandteile des
Regierungshandelns sein



Berlin. Anlässlich des Weltflüchtlingstags am 20. Juni erklärt das
Deutsche Institut für Menschenrechte:

"Die Bundesregierung hat im Koalitionsvertrag ihr Bekenntnis zum
Grundrecht auf Asyl und zu ihren Verpflichtungen der Genfer
Flüchtlingskonvention, der Europäischen Menschenrechtskonvention und der
UN-Kinderrechtskonvention bekräftigt. Damit bekennt sie sich zum
Flüchtlingsschutz und zu den Menschenrechten von Flüchtlingen. Die
gegenwärtige politische Debatte zeigt hingegen ein anderes Bild: Hier ist
nicht mehr von Schutzgewährung, Rechten und Integration, sondern nur noch
von Zurückweisung, Missbrauch und Abschiebung die Rede.

Menschenrechte stehen allen Menschen zu - jederzeit und überall. Die
verbrieften Rechte Schutzsuchender sollten in der Debatte in den
Mittelpunkt gerückt werden. Auch für die angestrebte europäische
Lösung für ein gerechtes Verfahren zur Verteilung von Asylsuchenden
sollten die Menschenrechte der Maßstab sein.

Angesichts der globalen Lage - die Fluchtursachen in Kriegs- und
Krisenländern bestehen fort, und die Zahl der vom
UN-Flüchtlingshilfswerk) weltweit erfassten Flüchtlinge ist unvermindert
auf Rekordhöhe - ist es zynisch, wenn europäische Staaten beginnen,
den Erfolg von Flüchtlingspolitik daran zu messen, dass sie möglichst
wenige Schutzsuchende in ihr Land lassen.

In Deutschland muss die Sicherung der Qualität der Asylverfahren und
-entscheidungen angegangen werden. Wir brauchen nicht nur schnelle,
sondern vor allem gute Asylverfahren. Einen wichtigen Beitrag dazu kann
eine unabhängige Verfahrens- und Rechtsberatung von Schutzsuchenden
leisten. Die Gewährleistung fairer und ergebnisoffener Asylverfahren zur
Prüfung des individuellen Rechts auf Schutz sowie effektiver
gerichtlicher Überprüfung sind eine rechtsstaatliche Errungenschaft. Die
einseitige Fokussierung auf die Verfahrensbeschleunigung und Durchsetzung
negativer Asylentscheidungen und Abschiebungen stellt die
Ergebnisoffenheit der Verfahren hingegen in Frage.

Zudem müssen besonders schutzbedürftige Flüchtlinge, etwa
traumatisierte Menschen, Opfer von sexualisierter Gewalt und
Menschenhandel, unbegleitete Minderjährige und Geflüchtete mit
Behinderungen systematisch bereits in den Erstaufnahmeeinrichtungen
identifiziert werden, damit sie angemessen untergebracht und versorgt
werden können und ihre Schutzbedürftigkeit in den Verfahren
berücksichtigt wird.

Nach wie vor ist es eine zentrale politische Herausforderung, durch
frühzeitige und zugängliche Angebote die Integration und Teilhabe
geflüchteter Menschen zu ermöglichen."




Weitere Informationen:

FAQ Zurückweisungen von Flüchtlingen an der Grenze: Fragen und
menschenrechtliche Antworten: 

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuell/news/meldung/article/zurueckweisungen-von-fluechtlingen-an-der-grenze-fragen-und-menschenrechtliche-antworten/

FAQ Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte:

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/asylflucht/familiennachzug/faq-familiennachzug/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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Historische Fotomontage - General Paul von Lettow-Vorbeck (l.) und Heinrich Schnee (r.), letzter Gouverneur von "Deutsch-Ostafrika"
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Völkermord verjährt nicht. Dies ist zugleich ein völkerrechtliches
Bekenntnis zu einem unverhandelbaren Straftatbestand, für den es
keine mildernden Umstände gibt. Verbrechen dieser Art müssen geahndet
werden. Auch die Ausflucht von der Gnade der späten Geburt, mit der
einst ein hoher Regierungsvertreter einen Schlußstrich ziehen wollte
hinter einem düsteren Kapitel der deutschen Geschichte, kann die
Verantwortlichkeit für einen staatlich organisierten Mord nicht von
der Gegenwart weg in eine abgegrenzte Epoche zurückdrängen. Auch wäre
es fatal, den Nachgeborenen die Möglichkeit zu nehmen, sich dieser
Auseinandersetzung zu stellen, welche weniger historisch begründet
ist als vielmehr mit Blick auf die den NS-Verbrechen innewohnende und
weit ausgreifende Ideologie, die über den Zusammenbruch des
Unrechtregimes hinaus mehr oder weniger hartnäckig oder
unterschwellig weiterhin im Bewußtsein der deutschen Gesellschaft
fortdauert, wie der aktuelle und in seiner Brisanz kaum
abzuschätzende Asylstreit innerhalb der Unionsfraktion deutlich
macht.

Beim Stichwort Vergangenheitsbewältigung geht es nicht um Opferkult
oder Schuldkomplex, und doch darf die Stimme von Millionen
hingemeuchelter Menschen nicht mit ihrem Tod verstummen, solange die
Voraussetzungen, die ein Menschheitsverbrechen wie den Völkermord im
großen Stil erst möglich machten, noch wie ein gärender Schatten auf
der Gegenwart lasten und das zivilgesellschaftliche Miteinander von
Menschen unterschiedlicher Denkart und Herkunft zu vergiften drohen.
Haß auf Migranten, Fremdenfeindlichkeit und die Untiefen des
Rassismus, das Gefühl der Überlegenheit gegenüber anderen Kulturen
und Lebensentwürfen, rassenideologisch überformt und in ein
Staatsprogramm übersetzt, sind beileibe keine Erfindungen des
Nationalsozialismus, sondern fanden bereits im Deutschen
Kolonialreich einen wegweisenden Geburtshelfer.
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Der Innenhof des Rathauses der Kolonialmetropole Hamburg in einer zwischen 1890 und 1905 erstellten Aufnahme
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Wer mit offenen Augen durch Hamburg geht, findet vielerorts Spuren
der deutschen Kolonialgeschichte, seien es Straßennamen, die nach
heutigen Maßstäben Kriegsverbrecher ehren, oder die ehemalige
Lettow-Vorbeck Kaserne, ein denkmalgeschütztes Gebäude, über deren
Eingang die Konterfeis von Paul von Lettow-Vorbeck und Lothar von
Trotha thronen, die als Kommandeure deutscher Truppen in
Deutsch-Südwestafrika die Aufstände der Herero und Nama mit
schonungsloser Härte niederschlugen. Die Aufzählung ließe sich schier
endlos fortsetzen. Was man jedoch nicht findet, sind Gedenktafeln,
die an das unsägliche Leiden und Sterben der vom Deutschen
Kaiserreich kolonisierten Menschen erinnern.

Selbst das bekannteste Wahrzeichen Hamburgs ist von diesem Makel nicht
frei. Betritt man die St. Michaelis-Kirche, so stößt man auf eine an
gefallene und vermißte Soldaten aus Hamburg in den Kolonialkriegen
gedenkende Tafel. Daß diese 1912 angebrachte Militärtafel noch immer
ohne Kommentar zu den historischen Hintergründen dort prangt und so
die deutsche Kolonialvergangenheit unangefochten in der Aureole einer
Kriegsverherrlichung aufstrahlen läßt, ist beschämend für eine Stadt,
die sich weltoffen gibt, und ein Affront gegen die Opfer des deutschen
Kolonialismus und ihre Nachfahren, die mit keinem Wort erwähnt noch
gewürdigt werden. Invasoren und Soldaten brachten den Tod in die
Kolonien, nicht umgekehrt.

Die durch Landenteignung und blutige Unterwerfung ohnehin zerrütteten
Lebensumstände der Herero verschärften sich noch, als 1900 die
"Otavi-Minen-und Eisenbahn-Gesellschaft" gegründet wurde. Zu dem
deutsch-britischen Konsortium gehörten auch Kaufleute und Banken aus
Hamburg wie etwa die Norddeutsche Bank. Ihr Ziel war es, die in der
Region Otavi entdeckten Kupfervorkommen abzubauen und
abzutransportieren. Die Kupfergewinnung erfordert Unmengen an Wasser.
Um dies zu gewährleisten, wurden den Herero nicht nur die
Wasserrechte unentgeltlich aberkannt. Männer, Frauen und Kinder
mußten zudem in Zwangsarbeit die Bahnstrecke bauen, was bei
schlechter Versorgungslage und unmenschlichen Arbeitsbedingungen
Tausenden das Leben kostete. Als die kolonisierten Stämme gegen den
Raub ihrer Ressourcen und die Fron ihrer Ausbeutung aufbegehrten und
in verzweifelten Aktionen der kaiserlich deutschen Schutztruppe die
Stirn boten, gab Lothar von Trotha eine Order aus, die einem
Vernichtungsbefehl gleichkam: "Die Herero sind nicht mehr Deutsche
Untertanen. Innerhalb der Deutschen Grenze wird jeder Herero mit oder
ohne Gewehr, mit oder ohne Vieh erschossen, ich nehme keine Weiber
und keine Kinder mehr auf, treibe sie zu ihrem Volke zurück oder
lasse auf sie schießen. Das sind meine Worte an das Volk der Herero."




[image: Foto: © 2018 by Schattenblick]

Prof. Dr. Rainer Nicolaysen (Moderator), Millicent Adjei und Tom Gläser (v.l.n.r.)
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In der Runde der am 4. Juni in der Patriotischen Gesellschaft von
1765 ausgetragenen Podiumsdiskussion zum Thema "Hamburgs koloniales
Erbe - Wie gehen wir mit unserer Geschichte um?" saßen mit Millicent
Adjei und Tom Gläser auch zwei Menschen mit schwarzer Hautfarbe, die
sich seit längerem für eine Aufarbeitung der deutschen
Kolonialgeschichte einerseits und die Aufhebung rassistisch
motivierter Formen von sozialer Ausgrenzung und Benachteiligung
andererseits engagieren.

Millicent Adjei ist Mitgründerin und Vorsitzende des gemeinnützigen
Vereins ARCA - Afrikanisches Bildungszentrum e.V. -, der politisch
mit diversen Initiativen und Vereinen der Black Community vernetzt
ist, und darüber hinaus aktives Mitglied im Arbeitskreis Hamburg
Postkolonial. Neben ihrem Studiumsabschluß in Sozialökonomie hat sie
eine Qualifikation als Kommunikationstrainerin, Ausbilderin und Coach
und moderiert Workshops zu verschiedenen Themen, unter anderem zu
Rassismus. Als Aktivist in der Initiative Schwarze Menschen in
Deutschland (ISD) und Mitbegründer des "Arbeitskreises Quo vadis,
Hamburg?" hat Tom Gläser Anfang April dieses Jahres eine Konferenz
initiiert, die sich mit der kolonialen Vergangenheit der Hansestadt
Hamburg auseinandersetzte. Der freie Journalist ist zudem mit den
Ursachen und Folgen des Racial Profilings befaßt.

Im Jahr 2003 nahm der Arbeitskreis Hamburg Postkolonial seine Arbeit
auf. Initial war das Protokoll der UN-Weltkonferenz gegen Rassismus,
rassistische Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und damit
zusammenhängende Intoleranz 2001 im südafrikanischen Durban. Daß sie
überhaupt zustande kam, nachdem die Welt jahrzehntelang zu Afrikas
Belangen, Nöten und nachkolonialen Konflikten um Weideflächen,
Wasserstellen und Machtkämpfe zwischen rivalisierenden Clans und
Stammesgruppen geschwiegen hatte, für die die alten Kolonialmächte
und ihre Nachfolgestaaten ein gerüttelt Maß an Mitverschulden tragen,
war einer von schwarzen Initiativen und NGOs freigetretenen Bewegung
zu verdanken. Sie war es auch, die die Frage nach der
Verantwortlichkeit seitens des Kolonialismus für die wirtschaftlichen
und politischen Krisen fast aller Staaten auf dem schwarzen Kontinent
offen und ungeschminkt aufs Podium brachte.
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Millicent Adjei vom Arbeitskreis Hamburg Postkolonial
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Millicent Adjei erinnerte in dem Zusammenhang daran, daß die
Abschlußerklärung der Konferenz die westlichen Staatenwelt dazu
aufforderte, eigene nationale Aktionspläne zur Bekämpfung direkter
und indirekter Formen von Rassismus in allen Lebensbereichen zu
verabschieden und dabei auch die Erfahrungen schwarzer Menschen mit
institutioneller Diskriminierung miteinzubeziehen. Die
Unterzeichnerstaaten erkannten Sklaverei und Sklavenhandel als
Verbrechen gegen die Menschlichkeit an und daß der Kolonialismus den
Rassismus in maßgeblicher Weise befördert habe. Dennoch gelang es den
an der Konferenz beteiligten Nichtregierungsorganisationen der
Schwarzen nicht, die Forderung nach einer Entschuldigung für
Verbrechen der ehemaligen Kolonialstaaten ins Abschlußpapier
einzubringen, geschweige denn, daß Reparationen für
Kolonialverbrechen und ihre Folgen vereinbart werden konnten.
Erschwert und verzögert wurde die Umsetzung der Aktionspläne durch
die Anschläge auf das World Trade Center und das Pentagon in den USA
kurz nach der Beschlußfassung.

Ungeachtet dessen stellte der im Dokument festgeschriebene
Perspektivwechsel, die Opfer von Rassismus in politische Umsetzungs-
und Entscheidungsprozesse einzubinden, einen ersten Schritt dar. Das
Ziel einer von Repression und Rassismus befreiten Gleichbehandlung
von Schwarzen war damit zwar nicht erreicht, aber sie hielten nun
einen UN-Beschluß in Händen, der ihre Position unvergleichlich
stärkte und so ihrem Kampf um Gerechtigkeit den nötigen
internationalen Rahmen verlieh, um selbstbewußt für ihre Rechte
einzutreten. Als das Bundeskabinett 2008 den Nationalen Aktionsplan
verabschiedete, kritisierten ihn schwarze Menschenrechts- als auch
zivilgesellschaftliche Organisationen als substanzlos und nicht
zielführend und suchten für ihr politisches Ansinnen neue Verbündete.
2010 forderten postkoloniale Initiativen in einer bundesweiten
Resolution eine kritische Aufarbeitung des kolonialen Erbes vor Ort,
verbunden mit einer umfassenden Erinnerungskultur, die vom Deutschen
Städtetag unterstützt wurde. Darin ging es um nichts geringeres als
die Anerkennung schwarzer Menschen als Teil der deutschen
Migrationsgesellschaft. Die Debatte um einen verantwortungsvollen
Umgang mit dem deutschen Kolonialerbe hatte Fahrt aufgenommen, auch
weil Opferverbände der Herero und Nama gegen die Bundesregierung eine
Klage mit der Forderung nach Wiedergutmachung vor einem US-Gericht
einreichten. Die Politik sah sich offenbar zum Handeln gezwungen, und
so wurde wenigstens die Provenienzforschung von in der Kolonialzeit
geraubten Kulturschätzen erstmalig im Koalitionsvertrag
festgeschrieben.

Die Sichtbarmachung von Perspektiven schwarzer Menschen und People of
Coleur ist dem Arbeitskreis Hamburg Postkolonial zufolge eine ebenso
drängende öffentliche Aufgabe wie die bis heute vernachlässigte
Darstellung der Geschichte des schwarzen Widerstands gegen
Sklavenhandel, Kolonialismus und Apartheidsregime. Dieser weitgehend
aus der Wahrnehmung verschwundene Aspekt ist umso wichtiger, als sich
im Chor kolonialverherrlichender Legendenbildungen verbissen die Mär
hält, die kolonisierten Völker hätten sich nur zu bereitwillig ins
Joch ihrer weißen Herren begeben, um so am technologischen
Fortschritt - Eisenbahn, Verwaltung, ertragreiche Landwirtschaft -
und den hohen Rechts- und Kulturnormen der zivilisierten Welt
partizipieren zu können. Nichts könnte aus Sicht von Millicent Adjei
weiter an der Wirklichkeit vorbeigehen. Als Leitmotiv für eine
beiderseits fruchtbare Aussöhnungs- und Entwicklungspolitik zwischen
Afrika und Europa muß mit Blick auf Hamburg als einstigem Drehkreuz
des internationalen Handels mit afrikanischen Kolonialwaren die
Dekolonisierung des öffentlichen Raums und der gesellschaftlichen
Institutionen stehen. Dazu gehört die Kartierung der vielen
kolonialen Spuren im Stadtbild wie auch die Umbenennung von Straßen,
die bis heute mit fast schon pedantischer Beharrlichkeit
Kolonialverbrecher und Profiteure des Sklavenhandels in einer Weise
ehren, als stünde Kolonialrecht über dem Menschenrecht.
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Diesel-Triebfahrzeug "Kronprinz", 1914 zum Nutzen der Otavi Minen- und Eisenbahn-Gesellschaft eingesetzt
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Anders als Hamburg ging Berlin in der Umkehr der
Erinnerungsperspektive mit gutem Beispiel voran, als das Kreuzberger
Gröbenufer 2009/10 in May-Ayim-Ufer unbenannt wurde. Im März dieses
Jahres brachten die drei großen Fraktionen der BVV Berlin Mitte im
Rathaus Tiergarten weitere Vorschläge zur Umbenennung der
Petersallee, der Lüderitzstraße und des Nachtigalplatzes in
Maji-Maji-Allee, Anna-Mungunda-Straße und Manga-Bell-Platz ein. Statt
der zweifelhaften Ehrung der Gründer der ehemaligen Kolonien
Deutsch-Ostafrika (Carl Peters), Deutsch-Südwestafrika (Adolph
Lüderitz) bzw. Kamerun und Togo (Gustav Nachtigal) in Berlins
"Afrikanischem Viertel" soll tansanischer, namibischer und
kamerunischer Widerstand gegen das deutsche Kolonialreich gewürdigt
und so ein Erinnerungsort mit politischem Sendungsbewußtsein
geschaffen werden. Bei der Niederschlagung des Maji-Maji-Aufstands
(1905-07) in Deutsch-Ostafrika starben durch das deutsche
Kolonialregime bis zu 300.000 einheimische Kinder, Frauen und Männer.
Die Anti-Apartheid-Aktivistin Anna Mungunda (1932-1959) wurde während
einer Demonstration gegen die Zwangsumsiedlung der schwarzen
Bevölkerung von Windhoek erschossen. Sie wird in Namibia als
Nationalheldin geehrt. Der Manga-Bell-Platz wiederum soll an den von
den deutschen Besatzern hingerichteten kamerunischen
Widerstandsführer Rudolf Manga Bell (1873-1914) erinnern.
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Straßenschild der nach Adolf Lüderitz benannten Lüderitzstraße im "Afrikanischen Viertel" im Berliner Wedding
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Mit Ausstellungen, Bildungsveranstaltungen und Seminaren auf
Bundesebene und Studienkooperationen mit schwarzen Communities und
postkolonialen Initiativen im Ausland will der Arbeitskreis ein
kritisches Bewußtsein für eine Auseinandersetzung mit der kolonialen
und imperialen Vergangenheit und Gegenwart Europas schaffen. Nur wenn
man Unrecht beim Namen nennt, Brücken nicht ab-, sondern aufbaut,
lassen sich aktuelle Herrschaftsstrukturen und neokoloniale
Ressentiments überwinden, damit die Vision eines gleichberechtigten
Zusammenlebens aller Menschen eine Zukunft bekommt. Im Sinne der
geteilten Geschichte müßten Millicent Adjei zufolge schwarze
Communities selbstverständlich an politischen Gremien zu Fragen von
Rassismus und Kolonialismus beteiligt werden. Für sie ist es immer
wieder erschreckend, erfahren zu müssen, wie wenig Menschen von heute
von den Kolonialverbrechen der Vergangenheit wissen und wie
unreflektiert und kritiklos Stereotypien über schwarze Menschen in
der Werbebranche, im öffentlichen Diskurs und Kulturbetrieb
reproduziert und verfestigt werden.

Der Kolonialismus stellt für sie ein institutionelles System dar,
dazu erschaffen, um schwarze Menschen zu versklaven und auszubeuten.
Rückendeckung erhielt er durch Wissenschaftler, die die
Rassenideologie ihrer Zeit mit abwertenden anthropologischen
Konstruktionen unterfütterten und dieses Denken damit transportabel
machten, ein Denken, das für Millicent Adjei immer noch existiert und
als diskriminierende Ausgrenzungserfahrung den Alltag von schwarzen
Menschen dominiert. Daß es heute noch Läden gibt, die sich mit
Kolonialwarenmarkt betiteln, sei ein deutlicher Beleg für koloniale
Kontinuitäten. Symbolhandlungen wie eine öffentliche Entschuldigung
reichten nicht aus, zumal diesem Eingeständnis keine Konsequenzen und
Taten folgten. Schmerz und Zorn lagen in ihrer Stimme, als sie ins
Plenum hinein fragte, was es für eine Gesellschaft und Menschen wie
sie bedeutet, wenn Straßen die Namen von Kolonialverbrechern tragen,
die gemordet und gelyncht haben.
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Tom Gläser von der Initiative Schwarze Menschen in Deutschland
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Tom Gläser hob hervor, daß die Initiative Schwarze Menschen in
Deutschland (ISD) seit ihrer Gründung vor über 30 Jahren die
Aufarbeitung des Kolonialsmus als politisches und nicht als
historisches Projekt, wie es oft dargestellt wird, begreift.
Politisch deswegen, weil sich ein Bogen von der Vergangenheit bis in
die Gegenwart spannen läßt. Für ihn ist die aktuelle Flucht- und
Migrationsbewegung das Ergebnis europäischer Kolonialexpansion und
die Antwort Europas darauf in Form einer rigorosen
Abschottungspolitik an den Außengrenzen Ausdruck eines real
existierenden Rassismus. Daß ein Haus in Hamburg auf dem Territorium
einer ehemaligen Bundeswehrkaserne bis in die Jetztzeit hinein und
offenbar mit Billigung der Bundesregierung Ludwig von Trotha gewidmet
ist, der, lebte er heute noch, vor das UN-Kriegsverbrechertribunal
gehörte, hauptverantwortlich am Völkermord der Herero und Nama war,
zeuge von einer langlebigen Kultur der Ignoranz. 99,9 Prozent der
weißen Mehrheitsbevölkerung hätten sich aus seiner Sicht noch gar
nicht näher mit dem Thema befaßt.

Gleichwohl sei es ermutigend, daß der Senat 2014 die Forschungsstelle
Hamburgs (post-)koloniales Erbe eingerichtet habe und der Runde Tisch
zur Abstimmung weiterführender Projekte, der 2014 in seiner
Erstauflage ziemlich unglücklich und wenig zufriedenstellend endete,
im letzten Jahr auf zivilgesellschaftlichen Druck hin wieder
aufgenommen wurde. Entscheidend und wesentlich wird allerdings sein,
inwieweit man die schwarze Community und damit die
Betroffenenperspektive miteinbezieht. Auch gehöre das Thema
Kolonialismus unbedingt in die Schulen hinein, um so die Saat des
Rassismus so früh wie möglich einzudämmen. Gleichwohl warnte Tom
Gläser davor, sich auf ein Mosaik zu kaprizieren. Die Umbenennung von
Straßen sei zweifelsohne ein wichtiges symbolpolitisches Element,
müsse jedoch in ein Gesamtkonzept eingebunden und aus schwarzer
Perspektive lektoriert werden.

Das Gespann von Kolonialismus und Rassismus, das die europäische
Expansion von den Anfängen an begleitete, hat sich zwar des
Deckmantels einer Mission zur Zivilisierung der Welt bedient. Ihr
Hauptziel bestand jedoch darin, die Voraussetzungen für eine
kulturalistische Herabwürdigung von Menschen anderer Weltregionen zu
schaffen. War der primitive Wilde erst einmal ins Bewußtsein der Zeit
eingeschrieben und fixiert, war der Weg zu den Völkerschauen bei
Hagenbeck, die eine Art Menschenzoo darstellten, leicht zu gehen. Vor
sinnentleerten Requisiten und Kulissen choreographisch einstudierte
Tagesabläufe zu mimen, die eher die Vorstellungswelt des Betrachters
nährten, als daß sie irgendeinen nennenswerten Aufschluß gaben über
die dort verhandelte Kultur, ausdauernd angestarrt und kalt gemustert
zu werden, nackt den Blicken ausgeliefert zu sein, in die kein Hauch
eines wärmenden Wortes, nicht der Wimpernschlag einer noch so kleinen
Empathie drang, wurden Menschen auf den Gegenwert einer
Eintrittskarte reduziert und einem voyeuristischen Vergnügen
vorgeworfen - in der stillen Distanz zwischen Auge und geschautem
Objekt keimte beim Gast der Völkerschau die Frucht und das Wissen
auf, um nichts in der Welt mit dem anderen die Rollen tauschen zu
wollen. Im Versprechen, selbst auf der Sonnenseite zu flanieren, lag
die ganze selbstsuggestive Kraft dieses Moments.

Derart mit der ethnischen Abwertung versklavter Völker unterfüttert,
wuchs das Überlegenheitsgefühl des weißen Mannes, der sich im Zentrum
der Zivilisation wähnte, blind ins Uferlose und stürzte bald schon
ebenso blind ins Verderben. Die Zeit stand an der Schwelle zum Ersten
Weltkrieg. Nun rächte sich, daß er seine Rolle in diesem
Zwischenspiel und Machtkomplex kolonialistischer Zurüstungen falsch
eingeschätzt hatte. War er als Arbeiter kaum mehr als Schmieröl im
Getriebe ratternder Fabrikmaschinen gewesen, so erkannte er im
Waffenrock zu spät, daß er dazu ausersehen war, im Krieg der
Kapitalisten als wohlfeiles Kanonenfutter den patriotischen Tod zu
sterben. So war der Kolonialismus über seine Intention, neue
Handelsmärkte und Rohstoffquellen zu erschließen, hinaus ein
Legitimationskonstrukt, das den Bevölkerungen der jungen
aufstrebenden Nationalstaaten gerade in Anbetracht der vielen
innergesellschaftlichen Krisen und Widersprüche das Gefühl
vermittelte, sich als eine schicksalshörige Gemeinschaft mit dem
Anspruch auf Suprematie zu verstehen und auf Kaisers Befehl
aufeinander loszugehen.

Dabei spielt es keine Rolle, ob sich dieser Pathos der Volks- oder
Rassenzugehörigkeit als britischer Snobismus, nationalsozialistischer
Abstammungswahn, Spitzbart eines französischen Edelmanns oder als
Law-and-Order-Manier des US-amerikanischen Weltpolizisten ausdrückt
und durch die Zeitepochen immer wieder zu tarnen weiß. In der heute
kaum noch auseinanderzutüftelnden Enge stark verschränkter
infrastruktureller Handelsbeziehungen und Finanztransaktionen findet
er sein globalisiertes Gegenstück in der Machtstellung des Nordens
gegen den Süden wie auch innerhalb der Gesellschaften als Gefälle
zwischen arm und reich. Wie sehr der Ungeist eines die Zeiten
schadlos überdauernden Kolonialrevisionismus noch nach hundert Jahren
in den Köpfen herumspukt, zeigte sich eindringlich, als ein Zuhörer
im Rahmen der Plenumsdiskussion den kolonialkritischen Tenor von
Prof. Dr. Jürgen Zimmerer offen anfeindete, gar in Abrede stellte,
daß dessen Arbeit wissenschaftlich fundiert sei, im wesentlichen
jedoch sich darüber beklagte, daß Deutschland im Versailler
Friedensvertrag die Kolonialfähigkeit abgesprochen wurde. Durch
Grautöne hinweg schimmert nach wie vor das (post-)koloniale Erbe, nur
daß es sich inzwischen in abgewandelten Bildern und Identitäten
präsentiert, gerne auch im Heraufbeschwören eines
jüdisch-christlichen Abendlandes, das einen verzweifelten Kampf
führt, um seinen angeblich selbst erwirtschafteten Wohlstand an den
europäischen Außengrenzen zu verteidigen.
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Eingangsbereich des Hauses der Patriotischen Gesellschaft von 1765
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Schwarze Communities und Initiativen treten heute viel selbstbewußter
auf, und sie verfolgen ihr Ansinnen, die Rassendiskriminierung bis in
die letzte Gasse hinein aufzuheben, von der sie in erster Linie
betroffen sind, sehr entschieden und offensiv. Wer wollte leugnen,
daß der Rassismus ein Geschwür ist, das den Menschen von innen her
auffrißt. Doch was hat ein Mensch mit dem anderen zu tun, wenn schon
ein kleines Zerwürfnis, kaum größer als ein Staubkorn, das die Laune
achtlos in den Weg streut, ausreicht, um ihn zu Fall zu bringen? Der
vielbeschworene Unterschied ist immer die Reflexion auf den anderen,
ich und du, Mann und Frau, schwarz und weiß, oder die Besessenheit
von Eigentum, dessen Gebrauch dem anderen vorenthalten wird. Klein
fängt es an und reicht bis zum Besitz der Produktionsmittel. In
diesem Sinne ist der Rassismus, wiewohl in seinem Namen grauenhafte
Verbrechen an schwarzen Menschen verübt wurden, nur ein Spezialfall
der auf Unterschied begründeten Herrschafts- und Gewaltverhältnisse
vom Faustkeil bis zum Atomzeitalter.

Manchmal ist der Unterschied nur ein Pigment. Auf den Schlachtfeldern
des Ersten Weltkriegs hatten Deutsche auf Franzosen geschossen und
umgekehrt. Mit ihrem letzten Atemzug beteten sie zum gleichen Gott.
In der Armutsdebatte wiederum wird gern von Sozialrassismus
gesprochen, wenn Entscheidungen von politischen oder ökonomischen
Eliten das Leben vieler normativ in Mitleidenschaft ziehen und dazu
angetan sind, die Kluft zwischen den Menschen zu erweitern. Rassismus
ist kein folgerichtiges Denken, wohl aber die alltägliche Erfahrung,
daß soziale Gerechtigkeit, Gleichbehandlung und der Ausschluß von
Gewalt als ideelle Leitmotive eines Gesellschaftssystems die Probleme
menschlicher Existenz nur verhüllen. Von welcher Seite man das
Problem angeht, ist unerheblich, solange man es als solches erkennt
und sich dazu positioniert.

Die Erinnerungswege mögen noch so verschüttet sein, die moderne
Genetik bringt es ans Licht: Jeder Mensch hat aufgrund der langen
Geschichte der Migrationsbewegungen Brüder und Schwestern in aller
Welt, und seien sie durch Hautfarbe, Kulturmerkmale oder Temperament
noch so verschieden. Das Gesicht des Menschen, überlaufen von Masken
und Meinungswirrwarr, von religiösen Zerwürfnissen und
leitkulturellen Dauerdebatten, ist weder schwarz noch weiß,
geschweige denn bunt. Tausend Sprachen sprechen es frei von der Leber
weg: Der Nabel sitzt immer am gleichen Fleck. Oder im
antikolonialistischen Sinne ausgedrückt: Die Menschheit muß noch zu
sich selbst finden.
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Von 1886 bis 1897 in kolonialer Blütezeit errichtet - das Hamburger Rathaus an der Binnenalster
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Antikolonialistische Satire von 1892, gemünzt auf den britischen Kolonialisten Cecil John Rhodes, der eine Telegraphen- und Bahnverbindung von Kapstadt bis Kairo schaffen wollte
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Niemand kann bestreiten, daß der koloniale Wettlauf der miteinander
konkurrierenden imperialistischen Staaten Europas gegen Ende des
19. Jahrhunderts zur fast vollständigen Inbesitznahme, Plünderung und
Unterwerfung des afrikanischen Nachbarkontinents führte. Auch nach
Ende des Besatzungsregimes konnte von einer Dekolonialisierung keine
Rede sein, vor allem, weil die ehemaligen Kolonien oft nur unter
Beibehaltung der Landrechte weißer Siedler auf die landestypischen
Rohstoffvorkommen in die Unabhängigkeit entlassen wurden, was
insbesondere unter ökonomischen Aspekten bis heute nachwirkt und den
Kontinent nicht zur Ruhe kommen läßt. So sind die meisten Staaten
Afrikas, davon etliche in extremster Weise, von akuten
Versorgungsengpässen bis hin zu dramatischen Hungersnöten betroffen
und stehen in politischer Abhängigkeit von Entwicklungshilfegeldern
oder Ernährungsprogrammen einer sogenannten Weltgemeinschaft, in der
die ehemaligen Kolonialmächte den Ton angeben.

Nach weit über hundert Jahren, in denen die Verbrechen der
Kolonialisierung verschwiegen, ignoriert oder gar in der Umkehr
historischer Realitäten zur kulturpolitischen Großtat umgedeutet
wurden, als hätten erst die europäischen Eroberer den Regionen Afrikas
den zivilisatorischen Segen gebracht, steht die Aufarbeitung der
Kolonialgeschichte nun auf der offiziellen Agenda. Auch die deutsche
wie internationale Museenlandschaft befindet sich zunehmend in einem
Prozeß der Kritik bzw. Selbstkritik, waren doch die in deutschen
Städten wie Hamburg und Berlin entstandenen Museen nie neutral,
sondern von Anfang an aktiv in der Kolonialpolitik des Kaiserreichs
eingebunden, das sich - im Vergleich zu großen Seefahrernationen wie
Portugal, Spanien, den Niederlanden oder dem Britischen Empire - erst
relativ spät, nämlich 1885, als Kolonialmacht etablierte.

Zwar stellten die Museen Präsentationsstätten für die auf den
kolonialen Eroberungszügen geraubten Kunst- und Kulturobjekten bereit,
der eigentliche Zweck bestand jedoch darin, ihre Herkunftsregionen wie
auch die dort lebenden Menschen gegenüber der eigenen Bevölkerung als
fremd, primitiv und unterentwickelt darzustellen. So stimmten die
Museen auf ihre Art in den Chor der Begeisterung für die neue
Kolonialpolitik des Kaiserreichs ein. Inzwischen jedoch sehen sich in
Hamburg Institutionen wie das Völkerkundemuseum oder das Museum für
Kunst und Gewerbe wie viele Häuser ihres Fachs in die Pflicht
genommen, sich nicht nur mit der Herkunftsgeschichte ihrer
Ausstellungstücke auseinanderzusetzen, sondern die Ausrichtung ihrer
tief im kolonialpolitischen Kontext verwurzelten musealen Tätigkeit
grundsätzlich auf den Prüfstand zu stellen.


Hamburgs Völkerkundemuseum stellt sich seiner kolonialen Vergangenheit

2014 richtete der Hamburger Senat unter Leitung von Prof. Dr. Jürgen
Zimmerer eine Forschungsstelle an der Universität Hamburg ein, die
mit der Aufarbeitung von "Hamburgs (post)kolonialem Erbe" beauftragt
wurde. Am 4. Juni wurde auf einer Podiumsdiskussion im Haus der
Patriotischen Gesellschaft eine erste Zwischenbilanz gezogen. An
drei Beispielen, darunter auch das Völkerkundemuseum, legte Prof.
Zimmerer die aktive Beteiligung Hamburger Kulturträger an der
damaligen Kolonialpolitik dar.

Ergänzend dazu nahm mit Prof. Dr. Barbara Plankensteiner die Leiterin
dieses Museums zu den Forschungsergebnissen Stellung. Die aus Südtirol
stammende Ethnologin war Kuratorin der Abteilung für afrikanische
Kunst an der Yale University Art Gallery in New Haven, USA, bevor sie
im April vergangenen Jahres ihre heutige Tätigkeit in Hamburg antrat.
Davor leitete sie von 1998 bis 2015 am Weltmuseum Wien die Abteilung
Afrika südlich der Sahara. Die profunde Afrikaexpertin verfaßte
2007/2008 das Buch "Benin. Könige und Rituale. Höfische Kunst aus
Nigeria" als Standardwerk über die Kunst im historischen Königreich
Benin.

In ihrem Eingangsreferat stellte sie klar, daß die größte Zahl der
Objekte, die das Hamburger Völkerkundemuseum heute beherbergt,
während der Zeit des deutschen respektive europäischen Kolonialismus
gesammelt wurde. Für das Museum sei es, so Plankensteiner, sehr
wichtig, seine Sammlungen historisch zu kontextualisieren, sprich,
darüber zu informieren, unter welchen zeithistorischen Umständen,
aber auch mit welchen wissenschaftlichen Denkmustern sie errichtet
wurden und in welcher Beziehung sie zur Stadt Hamburg standen. Das
Völkerkundemuseum habe die Objekte, darunter sehr wertvolle und in
ihren Herkunftsgesellschaften bedeutende und heute noch sehr wichtige
Kunstwerke, dazu benutzt, andere Kulturen und Völker zu beschreiben,
was heute überhaupt nicht mehr zeitgemäß sei.

Für die Neuausrichtung der Museumsarbeit habe die eigene
Dekolonialisierung einen hohen Stellenwert. Darunter sei zu verstehen,
den Objekten ihre ursprünglichen Werte zurückzugeben und ihren
Bedeutungszusammenhang hervorzuheben. Auch müßten zur ethnographischen
Perspektive weitere Blickwinkel - wie die der
Herkunftsgesellschaften - berücksichtigt werden. Weil der alte Name
wegen seiner rassistisch-kolonialen Anklänge nicht mehr zu verwenden
sei, wird das Völkerkundemuseum, wie inzwischen vom Kulturausschuß der
Hamburger Bürgerschaft bestätigt, in "Museum am Rothenbaum, Kulturen
und Künste der Welt", kurz MARKK, umbenannt.
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Rekonstruktion einer von den Briten erbeuteten Flagge des Königreichs Benin, aufbewahrt in den Archiven des National Maritime Museum
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Am Beispiel der Bronzestatuen aus Benin

Prof. Zimmerer führte in seinem Eingangsreferat die aus dem
historischen Königreich Benin stammenden Bronzen als Beispiel für die
kolonialpolitisch aktive Rolle der Hafenstadt Hamburg an. Sie sind
seit Februar in einer Ausstellung des Hamburger Museums für Kunst und
Gewerbe (MKG) zum Thema "Raubkunst? Die Bronzen aus Benin" zu sehen.
Laut MKG steht heute außer Frage, daß es sich bei diesen von
britischen Truppen 1897 aus dem Königshaus in Benin entwendeten und
nach Europa verbrachten Objekten um Raubkunst handelt. Justus
Brinckmann, Gründungsdirektor des MKG, habe als erster deutscher
Museumsdirektor Bronzen aus Benin "erworben" und von Hamburg aus
einen schwunghaften Handel mit ihnen betrieben. Ein großer Teil der
50 von ihm "vermittelten" Bronzen wurde in die Afrika-Sammlung des
Hamburger Museums für Völkerkunde übergeben. Im Museum für Kunst und
Gewerbe selbst verblieben nur wenige Objekte, die wegen des
aufsehenerregenden handwerklichen und künstlerischen Umgangs mit dem
Material Bronze zu Lehrzwecken in der dem Museum angeschlossenen
Kunstgewerbeschule genutzt wurden.

Im Königreich Benin im heutigen Nigeria werden die Bronze-Statuen
nicht nur als Kunstwerke angesehen, sondern haben, so das MKG, "eine
identitätsstiftende Bedeutung". [1] Deren angemessene Würdigung könne
besser vom Museum für Völkerkunde geleistet werden, weshalb die
Bronzen nach der Raubkunst-Ausstellung an die dortige Sammlung
afrikanischer Kulturgüter übergeben werden.
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Gebiet des historischen Königreiches Benin
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Was verbirgt sich hinter dem Wort "identitätsstiftend"?

Welchen Stellenwert haben die Bronzen für die Nachfahren heute? Das
historische Königreich Benin, entstanden aus 130 Häuptlingstümern,
gilt wegen seiner bereits im 14. Jahrhundert hochentwickelten
Handwerks- und Baukunst als eines der fortschrittlichsten Reiche
Westafrikas zu vorkolonialer Zeit. Um 1200 hatte der erste Oba (König)
des Volkes der Edo den Thron bestiegen und einen straff organisierten
Herrschaftsapparat errichtet. Das Königreich sicherte sich ein
Handelsmonopol auf die zur Herstellung der Bronzen verwendeten
Ressourcen wie Elfenbein, Kupfer, Zink und Zinn.

Im 16. Jahrhundert nahm es intensive Handelsbeziehungen zu Portugal
und anderen europäischen Staaten auf. Gehandelt wurde mit Waren aller
Art, auch mit Menschen. Über die Bucht von Benin, die den berüchtigten
Namen Sklavenküste trug, wurden über 1,3 Millionen Sklaven, nicht nur
aus dem Königreich, verschifft. Europäische Reisende berichteten im
17. Jahrhundert von der Hauptstadt Benin als einer mit Madrid oder
Amsterdam vergleichbaren Metropole. Auch in militärischer Hinsicht
war Benin mustergültig organisiert. Den Berichten zufolge konnte der
Oba in kurzer Zeit 20.000 bis 100.000 Krieger mobilisieren.
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Benin-Stadt im 17. Jahrhundert
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Im 19. Jahrhundert traten die europäischen Kolonialmächte in Afrika
immer aggressiver auf. So wurden die Gebiete rund um das Königreich
Benin dem Britischen Empire einverleibt. Um sich der vollständigen
Kontrolle des Handels und der Transportwege zu bemächtigen, entsandten
die Briten 1897 eine "Strafexpedition" aus 1200 schwer bewaffneten
Royal Marines und afrikanischen Begleittruppen. Unter Einsatz von
Maschinengewehrfeuer und Granatwerfern nahmen sie nach einem
Zehn-Tage-Krieg die Hauptstadt Benins ein und brannten sie nieder,
nicht ohne zuvor zur Refinanzierung des Feldzugs 3.500 bis 4.000
Bronzen, Terrakottafiguren, Elfenbein- und Holzschnitzereien aus dem
Königspalast zu rauben.

Vor dem Untergang des Königreichs zierten hunderte Bronzen die Wände
des Palastes. Weil das Edo-Volk keine Schriftsprache kannte, fiel den
Kunstwerken eine fundamentale Bedeutung zu. So wurden alle wichtigen
Ereignisse der Herrschaftschronologie auf den Bronzen festgehalten:
Welcher König welche Heldentaten vollbracht, wer wann gegen wen Krieg
geführt hatte und welche Rituale vollzogen wurden. Die Reliquien
galten darüber hinaus als Kommunikationsmittel für die Könige mit
ihren Vorfahren. Nach dem Ersten Weltkrieg erfolgte zwar die
Inthronisierung des nächsten Oba und damit eine Restauration des
Königreichs Benin. Als Protektorat besaß es jedoch keine
wirtschaftliche und militärische Macht und gehörte zu Nigeria und
damit bis zu dessen Unabhängigkeit zu Britannien. Mit den
Bronze-Statuen hatte die britische Kolonialmacht gewissermaßen das
Nationalarchiv des bis 1897 unabhängigen Königreichs gestohlen. Die
von allen Oba seit 100 Jahren geforderte Rückgabe dieses Erbes wird
ebenso lange verweigert.


Kein Wort zu den Restitutionsforderungen

Läge es daher nicht nahe, die geraubten Kunstwerke an die Nachfahren
ihrer früheren Besitzer zurückzugeben? In der westlichen Welt stellen
insbesondere die Bronzen aus Benin Vermarktungsobjekte von nahezu
unschätzbarem Wert dar. Als die ersten Stücke 1897 auf dem Kunstmarkt
in London versteigert wurden, wollten die Europäer kaum glauben, daß
eine solche Kunstfertigkeit aus Afrika stammen könnte.
Wissenschaftliche Diskussionen darüber, ob die Objekte nicht doch
europäischen Ursprungs waren, erhöhten noch ihren Marktwert. Nach
allem, was man heute weiß, sind sie der gegenständliche Beweis dafür,
daß die kolonialistische Behauptung von der Suprematie weißer Menschen
gegenüber den kulturell rückständig dargestellten Schwarzafrikanern
als widerlegt angesehen werden muß.

"Stellen Sie sich nur einmal vor, wo dieser Teil Afrikas heute sein
könnte ohne die kulturelle Vergewaltigung, die dieser Zivilisation
angetan wurde?" [2] Diese Frage des als "Robin Hood der Kunst"
gefeierten Anwalts Christopher Marinello, der Raubkunst in vielen
Regionen der Welt aufspürt und für ihre Rückgabe bzw. eine
finanzielle Entschädigung sorgt, wurde auf der Hamburger
Veranstaltung zum (post-)kolonialen Erbe der Stadt nicht gestellt.
Die Zurückführung der Bronzen wird bis auf den heutigen Tag gefordert.
Prinz Edun Akenzua, der Onkel des heutigen Königs, erhob die
Restitutionsansprüche im Jahre 2000 vor dem britischen Unterhaus -
wie so oft vergeblich. Ministerpräsident Godwin Nogheghase Obaseki
erklärte dazu: [3]

Diese Kunstwerke verkörpern das, was wir sind: unser Volk, unsere
 Kultur, unsere Religion, auch einen Teil unserer politischen
 Struktur. Sie sind Symbole unserer Identität. 100 Jahre nachdem sie
 uns mit fürchterlicher Gewalt entrissen wurden, versuchen wir immer
 noch, sie zurückzubekommen. Was 1897 passierte, hat unser ganzes
 Volk traumatisiert. Es war ein Schock. Vergessen Sie nicht, dass
 Benin einst eine Weltmacht war.



Doch diese Weltmacht stand den europäischen Kolonialmächten und ihren
Eroberungsplänen im Wege. Bei allen Bemühungen Hamburger
Institutionen, ihrer Repräsentanten, Museumsverantwortlichen und
Geschichtsforschenden bleibt angesichts dieser oder ähnlicher
Anhaltspunkte die Frage zu klären, ob die Absichtsbekundung, mit den
afrikanischen Staaten und Institutionen eine Partnerschaft auf
gleicher Augenhöhe einzugehen, realisiert werden kann, ohne den
Forderungen nach Rückgabe der geraubten Kulturgüter im vollen Umfang
nachzukommen.

Im Anschluß an die Podiumsdiskussion konnte der Schattenblick der
Direktorin des Völkerkundemuseums, Prof. Dr. Barbara Plankensteiner,
einige weiterführende Fragen stellen.
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Krieger, die ihre Benin-Schwerter hochhalten - Bronze aus dem 16. bis 18. Jahrhundert
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Schattenblick (SB): Ich möchte gern auf die Bronzestatuen aus
Benin zu sprechen kommen, genauer gesagt auf die Frage der Rückgabe
der Objekte, die sich in Hamburger Museen befinden. Wie ist Ihre
Position dazu, ist das für Sie überhaupt realistisch oder vollkommen
illusorisch? Müßte ein Museum, wollte es dieser Forderung konsequent
nachkommen, dann nicht so ziemlich alles abgeben?

Barbara Plankensteiner (BP): Nein, das denke ich nicht. Wir haben ja
in den Museen ganz verschiedene Sammlungen, nicht alles wurde
gestohlen oder ist das Ergebnis kolonialen Kriegsgeschehens. Die
Befürchtung, alles weggeben zu müssen, braucht man, glaube ich, nicht
zu haben. Ich möchte gern etwas korrigieren, denn es wird immer von
den Bronzestatuen oder Bronzen aus Benin gesprochen. Doch es geht
hier nicht ausschließlich um Bronzen, sondern auch um Elfenbein und
Holzarbeiten, das ist ein weiteres Feld. Es handelt sich um die
höfische Kunst dieses ehemals bedeutenden westafrikanischen
Königreichs.

Prinzipiell ist die Frage der Rückgabe ein Thema, das wir nicht
allein entscheiden. Es ist ein Prozeß, den wir mit den betroffenen
Gesellschaften klären müssen. Gerade zum Thema Benin bin ich schon
seit sehr langer Zeit in einen Prozeß involviert, in dem wir
gemeinsam - also die europäischen Museen mit nigerianischen
Museumskollegen und auch dem Königshof - versuchen, eine Lösung für
dieses für beide Seiten schwierige Erbe zu klären. Dazu haben wir
eine Gruppe etabliert, die es bereits seit 2010 gibt. Das ist ein
sehr langer diplomatischer Prozeß, in den viele Museen und deren
Entscheidungsträger miteinbezogen werden. Uns geht es darum, eine
Möglichkeit zu schaffen, daß wichtige Bestände, die sich in Europa
befinden, auch den Menschen in Nigeria wieder zugänglich gemacht
werden. Das sind lange Aushandlungsprozesse, die wir auf Museumsebene
gestartet haben, denn wir sind der Auffassung, nicht solange warten
zu wollen, bis die dafür nötigen gesetzlichen Rahmenbedingungen
geschaffen wurden.

SB: Also quasi aus eigener Initiative?

BP: Ja, genau, denn wir wollen uns sozusagen in Partnerschaft und im
Dialog mit dieser Frage beschäftigen. Vielleicht kommen auch ganz
andere Entwicklungen auf uns zu. Es gibt bereits sehr viele
internationale Diskussionen zu diesem Thema, also nicht nur zu Benin,
sondern generell zum kolonialen Erbe. Ich war am Freitag in Paris bei
einer UNESCO-Veranstaltung, an der viele Kulturminister aus Afrika,
aber auch aus europäischen Staaten teilgenommen haben, und bei
der es genau um diese Frage ging. [4] Die UNESCO will sich da jetzt
aktiv einbringen. Dieses Thema beschäftigt sehr viele Menschen, auch
die Museumslandschaft ist stark involviert. Wir sind alle der
Meinung, daß dies ein sehr wichtiger Moment ist, unser Verhältnis zu
den ehemaligen Kolonien im Zusammenhang mit vielleicht illegal
erworbenem Kulturgut neu zu klären.

Auch in Deutschland gibt es durch den Koalitionsvertrag die
Erklärung, daß man sich mit dem kolonialen Erbe auseinandersetzen
will. Dazu hatten wir am 18. Mai in unserem Museum hier in Hamburg
eine Auftaktveranstaltung. Uns hat sehr gefreut, daß man uns als den
geeigneten Partner dafür angesehen hat, gemeinsam mit dem
Goethe-Institut diese Veranstaltung zu organisieren - mit
Unterstützung des Auswärtigen Amts und mit Beteiligung der Stiftung
Preußischer Kulturbesitz. In diesem spezifischen Fall haben wir
Kollegen aus der nigerianischen Museumslandschaft, aus freien
kulturellen Initiativen, aber auch aus dem universitären Bereich, die
sich mit dem Thema Kolonialismus befassen, eingeladen, um von ihrer
Seite zu hören, welche Erwartungen sie an Deutschland und die
Umsetzung des Koalitionsvertrages haben. Auch hier werden wir
weiterarbeiten und gemeinsam mit diesen Partnern erste Schritte
definieren, die dann politisch umgesetzt werden sollen.

SB: Würden Sie eine Prognose wagen, zu welchen Ergebnissen dies
führen wird?

BP: Es ist unglaublich viel in Bewegung gekommen. Das alles ist
ergebnisoffen, ich kann noch nicht vorhersagen, in welche Richtung
das gehen wird. Es wird sicher oder wahrscheinlich in Restitutionen
einzelner Objekte münden. Aber ich glaube nicht, daß wir jetzt die
Sorge haben müssen, daß es zu Umwälzungen in der Museumslandschaft
kommen wird, weil sozusagen alles in die Ursprungsregionen
zurückgebracht werden müßte. Einen solchen Nationalismus verfolgt in
diesen Gesprächen eigentlich niemand. Es geht einfach um die
Anerkennung der Geschehnisse in der Vergangenheit und, was uns auch
sehr wichtig ist, um Versöhnung und darum, unseren Partnern sozusagen
im Rückblick zu Gerechtigkeit zu verhelfen.

SB: Sehen Sie da vielleicht auch einen Zusammenhang zur
Afrika-Politik der Bundesregierung, die sehr bemüht ist, auch im
Rahmen der EU und der G20-Staaten, das Verhältnis zu den
afrikanischen Staaten partnerschaftlich auszugestalten?

BP: Ich persönlich bin jetzt erst ein Jahr in Deutschland und habe
noch keinen tiefen Einblick in die deutsche Afrikapolitik gewinnen
können. Doch es gibt die Erklärung der Bundesregierung, daß man die
kulturelle Zusammenarbeit verstärken und auch in die kulturelle
Infrastruktur Afrikas investieren will. Das ist für uns natürlich
unglaublich wichtig. Denn wenn wir eine Zusammenarbeit mit unseren
afrikanischen Partnern anstreben, fehlen uns als Museum immer wieder
die Mittel für diese kollaborativen Projekte, die natürlich sehr
kostspielig sind. Selbstverständlich brauchen wir da Unterstützung,
genauso wie unsere Partner in Afrika.

SB: Sie haben die Leitung des Hamburger Völkerkundemuseum im
vergangenen Jahr übernommen, um für frischen Wind zu sorgen. Wo
sehen Sie vor dem Hintergrund der schwierigen Auseinandersetzung um
das koloniale Erbe Ihre Aufgaben?

BP: Zunächst einmal haben wir natürlich immer einen Bildungsauftrag.
Wir sind aber auch aktiv in diese Prozesse involviert und wollen es
auch sein, und so sind wir bemüht, ein breiteres Publikum über die
Umstände und Hintergründe zu informieren. Ich glaube, es ist unsere
Aufgabe als Bildungsinstitution, in diesem Sinne unseren Beitrag zu
leisten.

SB: Ich habe noch eine grundsätzliche Frage zur Museumsarbeit. Wie
kann, wenn ein bestimmtes Kulturgut, eine Bronze vielleicht oder
etwas anderes, aus einer Gesellschaft herausgerissen und in einem
anderen Land in einem Museum gezeigt wird, der Zusammenhang zwischen
der lebendigen Ursprungskultur und der eher akademischen Form einer
musealen Präsentation gewährleistet werden?

BP: Dieses Problem hat man ja bei allen Objekten. Jedes Ding, auch
jedes europäische Kulturgut, das in ein Museum gelangt, erfährt einen
Bedeutungswandel, weil es von einem Gebrauchs- oder religiösen
Gegenstand zu etwas anderem wird. Das ist ein generelles Thema der
Musealisierung. Ich glaube, daß es wichtig ist, in der Museumsarbeit
auch andere Perspektiven auf die Dinge mitzureflektieren. Es gibt
inzwischen sogar schon Modelle, bei denen museale Gegenstände wieder
in den ursprünglichen Gebrauch zurückgeführt werden. Sie haben dann
sozusagen ihre Heimat im Museum, werden aber immer wieder auch bei
bestimmten Zeremonien oder weiteren Anlässen benutzt. Das ist
natürlich zwischen Europa und weit entfernt liegenden Regionen
schwieriger zu realisieren, aber auch da gibt es inzwischen Versuche,
dies zu ermöglichen. Man muß sehen, wie weit sich das verwirklichen
läßt. Aber vor allem ist es wichtig, daß wir, wenn wir diese Objekte
ausstellen, darüber informieren, daß sie auch eine andere Bedeutung
haben als unsere musealisierte. Das müssen wir unbedingt
mittransportieren.

SB: Gibt es denn Verbindungen zu den Ursprungsländern, daß
beispielsweise Expertisen eingeholt oder Recherchen gemacht werden,
um über das Ethnologische hinaus - was ja doch wieder einen
eurozentrischen Blick darstellt - die Sichtweise der Menschen dort
miteinzubeziehen?

BP: Ja, das ist natürlich die Idealsituation, die wir auch anstreben.
Aber wir werden das sicherlich nicht für alles, was wir in unserer
Sammlung haben, gewährleisten können. Dazu müßten ja unglaublich viele
Kontakte geschlossen werden. Aber wir sind in eine breitere
Museumslandschaft eingegliedert, in der es solche Verbindungen gibt.
Um sie zu bekommen, müssen wir als Museum in unserem Feld enger
zusammenarbeiten.




[image: Graphik: by Giulio Ferrario [Public domain], via Wikimedia Commons]

Ein Oba des Königreichs Benin, in einer europäischen Darstellung des 17. Jahrhunderts

Graphik: by Giulio Ferrario [Public domain], via Wikimedia Commons



Gerade beim Thema Benin, das war ja mein Forschungsfeld, haben wir
meine über viele Jahre hinweg entwickelte Kontaktarbeit auch für
andere Museen fruchtbar gemacht. Dieses Netzwerk teilen wir dann mit
anderen Häusern, um diese Beziehungen zusammenzuführen. Auf
diese Weise kann man auch mit anderen Regionen zusammenarbeiten, wo
ein Museum bereits einen engeren Kontakt aufgebaut hat und die
anderen sich dann anschließen und in diese Verbindungen einsteigen
können. Jedes einzelne Haus kann gar nicht all die Verbindungen
pflegen, die man auf Basis der Sammlungen eigentlich herstellen
müßte. Das ist natürlich ein sehr komplizierter Prozeß.

SB: Vielen Dank, Frau Plankensteiner, für dieses Gespräch.


Anmerkungen:


[1] https://www.mkg-hamburg.de/de/ausstellungen/aktuell/raubkunst-die-bronzen-aus-benin.html

[2] http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/benin-die-beute-bronzen-15359996.html#auf-dem-kunstmarkt

[3] http://www.faz.net/aktuell/gesellschaft/kriminalitaet/benin-die-beute-bronzen-15359996.html#trauma-in-nigeria

[4] Wie die Süddeutsche Zeitung am 3. Juni berichtete, hätten sich bei
dieser UNESCO-Konferenz die Gesichter der europäischen
Kulturverantwortlichen verdüstert, als Patrice Talon, Staatspräsident
der - nicht mit dem heute zu Nigeria gehörenden Königreich Benin zu
verwechselnden - Republik Benin unmißverständlich erklärte, die in
Europa befindlichen Kulturgüter gehörten in die Hände derer, die sie
geschaffen haben.

http://www.sueddeutsche.de/kultur/raubkunst-flucht-nach-vorn-1.3999849
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UN-REPORT/108: Weltflüchtlingsbericht - deutlich weniger Asylsuchende in Deutschland, dramatische Entwicklung weltweit (UNHCR)


UNHCR - United Nations High Commissioner for Refugees

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

Weltflüchtlingsbericht: 

deutlich weniger Asylsuchende in Deutschland, dramatische Entwicklung
weltweit

Weltweit waren 2017 rund 68,5 Millionen Menschen wegen Konflikt, Verfolgung
und Menschenrechtsverletzungen auf der Flucht. In Deutschland nahm die Zahl
der Asylsuchenden im Vergleich zu 2016 hingegen deutlich ab.



Während in Deutschland die Zahlen drastisch gefallen sind, gibt es weltweit
immer mehr Flüchtlinge. Krieg, Gewalt und Verfolgung haben die Zahl der
Menschen auf der Flucht auf ein Rekordniveau steigen lassen - im fünften
Jahr in Folge. Hauptursachen waren die Krise in der Demokratischen Republik
Kongo, der Krieg im Südsudan und die Flucht Hunderttausender Rohingya-
Flüchtlinge aus Myanmar nach Bangladesch. Und es sind in überwältigender
Mehrheit arme Länder, die die Flüchtlinge aufnehmen: Dort leben 85 Prozent
von ihnen. In Europa gehen die Ankunftszahlen von Schutzsuchenden hingegen
zurück.

Alle zwei Sekunden wird ein Mensch zur Flucht gezwungen

Im am Dienstag veröffentlichten Global-Trends-Jahresbericht meldet UNHCR,
das Hohe Flüchtlingskommissariat der Vereinten Nationen, dass Ende des
vergangenen Jahres 68,5 Millionen Menschen auf der Flucht waren. Das sind
fast drei Millionen mehr als 2016 (65,6). Darunter waren 16,2 Millionen
Menschen, die während des Jahres 2017 zur Flucht gezwungen waren. Viele von
ihnen sind mehrfach vertrieben worden. Zwei Drittel der Flüchtlinge kommen
aus nur fünf Ländern: Syrien, Afghanistan, Südsudan, Myanmar und Somalia.
Würde auch nur in einem dieser Länder der Konflikt enden, hätte das
wesentliche Auswirkungen auf das Gesamtbild.

Mehr Flüchtlinge, mehr Asylsuchende, aber etwas weniger
Binnenvertriebene 

25,4 der insgesamt 68,5 Millionen Menschen sind Flüchtlinge, die wegen
Konflikten und Verfolgung ihr Heimatland verlassen mussten. Das sind 2,9
Millionen mehr als 2016 - der größte Anstieg der Flüchtlingszahlen in einem
Jahr in der Geschichte von UNHCR (seit 1951). Die Zahl der Asylsuchenden,
die zum 31. Dezember 2017 noch auf das Ergebnis ihres Verfahrens warteten,
stieg um 300.000 auf 3,1 Millionen. Einen kleinen Rückgang gab es hingegen
bei den Binnenvertriebenen: 40 Millionen Menschen - deutlich mehr als zum
Beispiel Polen Einwohner hat- waren im eigenen Land auf der Flucht. Das ist
ein kleiner Rückgang zu 40,3 Millionen im Jahr zuvor. Migranten, die aus
wirtschaftlichen Gründen ihre Heimat verlassen, sind nicht Teil dieses
Reports oder des Mandats von UNHCR.

Weltweit jeder 110. Mensch auf der Flucht

Weltweit gibt es jetzt mehr Flüchtlinge, Asylsuchende und
Binnenvertriebene, als Frankreich oder Großbritannien Einwohner haben.
Jeder 110. Mensch auf der Erde ist auf der Flucht!

"Wir stehen an einem Scheideweg. Um auf weltweite Fluchtbewegungen
erfolgreich reagieren zu können, brauchen wir einen neuen und weit
umfassenderen Ansatz, der einzelne Länder und Gesellschaften nicht allein
lässt," sagte Hochkommissar Filippo Grandi. "Aber es gibt Grund zur
Hoffnung. Vierzehn Länder setzen in einer Pilotphase bereits einen neuen
Rahmenplan für die Flüchtlingshilfe um. Und es ist nur noch eine Frage von
wenigen Monaten, bis ein neuer Globaler Pakt für Flüchtlinge von der
Vollversammlung der Vereinten Nationen verabschiedet werden kann." Grandi
forderte alle Staaten auf, dieses Projekt zu unterstützen: "Kein Mensch
wird freiwillig zum Flüchtling. Aber ganz freiwillig können wir diesen
Menschen helfen."

In Deutschland deutlich weniger Flüchtlinge, ein Fünftel der Zahl von
2015 

Im vergangenen Jahr kamen 186.644 Asylsuchende nach Deutschland nach
280.000 im Jahr zuvor. Im Jahr 2015 waren es noch fünf Mal so viele wie im
letzten Jahr. Der Trend hält an, auch im ersten Quartal 2018 sank die Zahl
erneut um fast 16 Prozent.

Der Repräsentant des Hochkommissars in Berlin, Dominik Bartsch, dankte den
Deutschen für ihre Unterstützung. "Deutschland hilft UNHCR finanziell, ist
aber auch ein wichtiges Aufnahmeland. Das sind Leistungen, die weltweit
gewürdigt werden und Deutschland viel Anerkennung eingebracht haben." Die
Flüchtlingsdebatte müsse jedoch wieder sachlicher werden. "Es ist
verständlich, dass über die Herausforderung der Aufnahme von Flüchtlingen
diskutiert wird. Leider wird aber kaum über die Chance gesprochen, das
Potential dieser Menschen zu nutzen. Es liegt zuerst an Deutschland selbst,
ob Flüchtlinge eine Bürde oder eine Bereicherung sind."

Global Trends rückt ein paar "gefühlte Wahrheiten"
zurecht

Global Trends ist eine Faktensammlung, die dabei auch über ein paar
"gefühlte Wahrheiten" aufklärt. Dazu gehört die Überzeugung, dass der
größte Teil der Flüchtlinge in den Industrieländern des globalen Nordens
Schutz gesucht hat. Stattdessen ist es nur jeder siebte. 80 Prozent der
Flüchtlinge bleiben im Nachbarland, viele von ihnen leben in ärmlichsten
Verhältnissen. Und auch die Nachbarländer, die, die am meisten helfen, sind
fast durchweg arme Länder mit großen wirtschaftlichen und nicht selten
sozialen Problemen.

Große Fluchtbewegungen über die Grenzen hinweg sind ebenfalls weniger
verbreitet, als es die Zahl der weltweit 68 Millionen geflüchteten Menschen
vermuten lässt. Fast zwei Drittel von ihnen sind Binnenvertriebene, die ihr
eigenes Land nicht verlassen haben.

Mehr als die Hälfte der Flüchtlinge sind Kinder

Zwei weitere Erkenntnisse aus dem Global-Trends-Bericht sind, dass die
meisten Flüchtlinge in städtischen Gebieten leben (58 Prozent) - nicht in
Camps oder ländlichen Gebieten. Das Bild des Flüchtlingscamps ist das
bekannte, aber nicht das typische Bild. Zum zweiten sind die weltweit
geflüchteten Menschen jung: 53 Prozent von ihnen sind Kinder, darunter
viele sogar unbegleitet oder von ihren Familien getrennt.

Türkei größtes Aufnahmeland, jeder sechste Einwohner in Libanon
syrischer Flüchtling

Genau wie die Zahl der wichtigsten Herkunftsländer war auch die Zahl der
Länder, die viele Menschen aufgenommen haben, gering: Die Türkei blieb mit
3,5 Millionen aufgenommenen Flüchtlingen (hauptsächlich Syrer), nach
absoluten Zahlen das weltweit größte Aufnahmeland. Relativ zur eigenen
Bevölkerung hat der Libanon die meisten Flüchtlinge aufgenommen. Jeder
sechste Einwohner des Landes ist ein syrischer Flüchtling. Es sind gerade
einmal zehn Länder, die fast zwei Drittel aller Flüchtlinge weltweit
aufgenommen haben.

Kriege und Konflikte waren weiterhin die Hauptursachen für Vertreibung und
Flucht, sichtbare Fortschritte in Richtung Frieden gab es selten. Rund fünf
Millionen Menschen konnten 2017 in ihre Heimat zurückkehren, in erster
Linie Binnenvertriebene. Unter den Heimkehrern gab es aber auch Menschen,
die unter Zwang oder in unsichere Verhältnisse zurückkehrten.

Die Zahl der Flüchtlinge, die dank des Resettlement-Programms Schutz in
einem Drittland fanden, sank wegen des niedrigeren Angebots an Plätzen in
Aufnahmeländern um mehr als 40 Prozent auf rund 100.000 Menschen.

Der Global-Trends-Bericht wird jährlich weltweit zum Weltflüchtlingstag am
20. Juni veröffentlicht. Der Bericht informiert über den neuesten Stand der
internationalen Fluchtsituation, basierend auf Daten von UNHCR, nationalen
Regierungen und weiteren Partnern. In diesem Zusammenhang beobachtete UNHCR
im vergangenen Jahr besorgniserregende Ereignisse, etwa
Zwangsrückführungen, Instrumentalisierungen von Flüchtlingen für politische
Zwecke, Fälle, in denen Flüchtlinge zu Feindbildern aufgebaut wurden, ihnen
der Zugang zum Arbeitsmarkt verweigert wurde und sogar einige Länder, die
die Verwendung des Wortes "Flüchtling" ablehnen. Diese Fälle sind jedoch
nicht Teil von "Global Trends", dafür gibt es einen gesonderten Bericht.



Den gesamten Bericht auf Englisch können Sie herunterladen unter:

http://www.unhcr.org/dach/wp-content/uploads/sites/27/2018/06/GlobalTrends2017.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 19. Juni 2018

UNHCR-Vertretung für Deutschland

Büro Berlin, Zimmerstraße 79/80. 10117 Berlin

Telefon +49 (0)30 - 202 202 0, Telefax +49 (0)30 - 202 202 20

E-Mail: gfrbe@unhcr.org

Internet: www.unhcr.de
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ARBEIT/2827: Mehr als die Hälfte der Beschäftigten hat ein Arbeitszeitkonto (idw)


Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur für
Arbeit (IAB) - 19.06.2018

Mehr als die Hälfte der Beschäftigten hat ein Arbeitszeitkonto



Seit 1999 ist der Anteil der Beschäftigten mit einem Arbeitszeitkonto um
21 auf 56 Prozent gestiegen. Der Anteil der Betriebe mit Arbeitszeitkonten
hat sich um 17 auf 35 Prozent erhöht. Besonders häufig werden Konten mit
einem kürzeren Ausgleichzeitraum genutzt. Langzeitkonten bleiben weiterhin
die Ausnahme. Das geht aus einer am Dienstag erschienenen Studie des
Instituts für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung (IAB) hervor.

Bei zwei von zehn Betrieben, die Arbeitszeitkonten führen, beträgt der
Ausgleichszeitraum maximal ein halbes Jahr. Bei vier von zehn Betrieben
müssen die Zeitguthaben oder -schulden innerhalb eines Zeitraums zwischen
einem halben und einem Jahr ausgeglichen werden bzw. darf an einem
Stichtag ein bestimmter Wert nicht über- oder unterschritten werden.
Ebenfalls vier von zehn Betrieben haben Arbeitszeitkonten ohne einen
feststehenden Ausgleichszeitraum. Hier sind die Ausgleichszeiträume
entweder nicht geregelt oder aber nur grundsätzlich festgelegt und
kurzfristig modifizierbar. So könnten Betriebe den Arbeitseinsatz an
kurzfristige Schwankungen der Auftragslage anpassen, erklären die
IAB-Forscher Peter Ellguth, Hans-Dieter Gerner und Ines Zapf. Beschäftigte
wiederum könnten die Spielräume nutzen, um die Vereinbarkeit von Berufs-
und Privatleben zu verbessern.

Obwohl das im Jahr 2009 in Kraft getretene Gesetz zur Verbesserung der
Rahmenbedingungen für die Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen
("Flexi-II-Gesetz") die Nutzung von Langzeitkonten auf eine neue
rechtliche Grundlage gestellt hat, machen nur wenige Betriebe davon
Gebrauch: Lediglich zwei Prozent führen separate Langzeitkonten. Dort
angesparte Guthaben werden am häufigsten für längere Freistellungen sowie
für Familien- oder Weiterbildungszeiten genutzt. Weniger bedeutend
hingegen sind Konten, die eine Verkürzung der Lebensarbeitszeit
ermöglichen.

Arbeitszeitkonten sind je nach Branche deutlich unterschiedlich
verbreitet. Mit 76 Prozent haben am häufigsten Betriebe der öffentlichen
Verwaltung und Sozialversicherung Arbeitszeitkonten, gefolgt von 59
Prozent der Betriebe im Bereich Energie, Wasser, Abfall und Bergbau sowie
54 Prozent im Bereich Produktionsgüter. Im Bereich Finanz- und
Versicherungsdienstleistungen liegt der Anteil dagegen bei 26 Prozent, im
Gastgewerbe bei 24 Prozent.


Weitere Informationen unter:

http://doku.iab.de/kurzber/2018/kb1518.pdf

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution851

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung der Bundesagentur

für Arbeit (IAB) - 19.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERBRAUCHERSCHUTZ/559: Bundesnetzagentur schaltet Rufnummern aus irreführenden Pop-up-Fehlermeldungen ab (BNA)


Bundesnetzagentur für Elektrizität, Gas, Telekommunikation, Post und
Eisenbahnen - Pressemitteilung vom 18.06.2018

Bundesnetzagentur schaltet Rufnummern aus irreführenden
Pop-up-Fehlermeldungen ab

Homann: "Abschaltung der Rufnummern verhindert die Kontaktaufnahme"



Die Bundesnetzagentur hat die Abschaltung von vier 0800er
Rufnummern angeordnet, auf die in irreführenden Pop-up-Fehlermeldungen
hingewiesen wurde.


"Verbraucher sollten es schlicht ignorieren, wenn sie in
Pop-up-Fenstern aufgefordert werden, angezeigte Nummern anzurufen",
mahnt Jochen Homann, Präsident der Bundesnetzagentur. "Zum Schutz der
Verbraucher haben wir die Abschaltung der verwendeten Rufnummern
angeordnet."

Angebliche Computer- oder Softwareprobleme

Verbrauchern wird durch Einblendungen auf Ihrem Computer
(sog. Pop-up-Fenster) suggeriert, dass ein Computer- oder
Softwareproblem besteht. Kostenlose Hilfe könne unter einer im
Pop-up-Fenster angegebenen Telefonnummer in Anspruch genommen werden.
Die kostenfreien Rufnummern wurden nach den Erkenntnissen der
Bundesnetzagentur dazu eingesetzt, die Hemmschwelle für einen Anruf so
niedrig wie möglich zu halten. Unbekannte Dritte geben sich in der
Folge als Microsoft-Mitarbeiter aus.

Kostenlose Hilfe wird nur vorgetäuscht

Der durch die Meldung im Pop-up-Fenster verunsicherte Verbraucher
gewinnt den ersten Eindruck, ihm werde bei einem bestehenden Problem
mit seinem Computer kostenlos geholfen. Dies ist tatsächlich nicht der
Fall. Weder bestehen Probleme noch ist die angebotene
IT-Dienstleistung kostenlos. In der Folge wird versucht, Zugriff auf
den PC zu erhalten, Daten auszuspähen oder Geld für ein Schutzprogramm
zu verlangen.

Offizielle Fehlermeldungen oder Warnhinweise der Microsoft Corporation
enthalten niemals Rufnummern. Die Bundesnetzagentur warnt davor, auf
entsprechende Pop-ups mit einem Anruf zu reagieren.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18.06.2018

Pressestelle der Bundesnetzagentur (BNA)

Tulpenfeld 4, 53113 Bonn

Telefon: 0228/14-99 21, Telefax: 0228/14-89 75

E-Mail: pressestelle@bnetza.de

Internet: www.bundesnetzagentur.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / WIRTSCHAFT





VERKEHR/1529: Rekordzahl an Flugverbindungen und moderat steigende Preise nach Insolvenz von Air Berlin (DLR)


Deutsches Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) - 19.06.2018

DLR-Billigfliegerreport: Rekordzahl an Flugverbindungen und moderat
steigende Preise nach Insolvenz von Air Berlin



Rund 30 Prozent aller Flugverbindungen ab Deutschland werden mittlerweile
von Low Cost Fliegern bedient. Dabei wird nach der Insolvenz und Verteilung
der Strecken von Air Berlin ein neuer Rekord an Billigflügen in einem
Winterhalbjahr ab Deutschland sichtbar. Eurowings, Easyjet und Ryanair
dominieren die Wachstumsentwicklung. Zunehmend steuern Eurowings und
Norwegian Low Cost Ziele außerhalb Europas an. Die Verbraucherpreise
steigen wieder. Das aber meist nur moderat. Parallel verzeichnet der
europaweite Markt mit den günstigen Flugtickets ein kräftiges Plus von mehr
als zehn Prozent. Diese Ergebnisse stehen im nun erschienenen "Low Cost
Monitor 1/2018" des Deutschen Zentrums für Luft- und Raumfahrt (DLR). Der
Bericht wird seit 2006 jeweils im Frühling und Herbst veröffentlicht.

"Das Streckennetz der Low Cost Carrier ab Deutschland erreicht mit 642
unterschiedlichen Strecken gegenüber 518 Strecken im Vorjahr einen neuen
Höchstwert in einem Winterhalbjahr", sagt Dr. Peter Berster vom 
DLR-Institut für Flughafenwesen und Luftverkehr in Köln. "Am stärksten
erweitert Ryanair das Streckennetz mit zusätzlichen 59 Verbindungen, einem
Plus von 35 Prozent. Auch Easyjet legt zu und fliegt 14 neue Ziele an."
Deutlich dominierend durch die Übernahme zahlreicher Air
Berlin-Verbindungen ist die Eurowings mit einem 40-prozentigen Wachstum zum
Vorjahr, die im Winter 2018 über das größte Angebot an Low Cost-Flügen in
und ab Deutschland mit mehr als 50 Prozent Marktanteil verfügt. Dahinter
folgen Ryanair mit einem Anteil von 18,2 Prozent und Easyjet mit 16,7
Prozent bei den angebotenen Flügen. "Easyjet verdoppelt dabei sogar das
Angebot im Zuge der Übernahme von Air Berlin-Verbindungen und bietet rund
400 Flüge mehr an als noch im Vorjahr", so Berster weiter.

Preise steigen wieder

Ein steigender Ölpreis und die verstärkte Expansion der Billigflieger an
Großflughäfen lassen die durchschnittlichen Bruttopreise der Low Cost
Carrier für einen einfachen Flug auf einen Bereich von 53 bis 117 Euro bei
den betrachteten Gesellschaften mit Low Cost Angeboten steigen. Der
Vorjahreswert dieser Gesellschaften lag bei rund 44 bis 105 Euro. "Dabei
zeigt sich, dass die Preise moderater gestiegen sind, als zunächst zum
Beginn des Winterflugplans erwartet", so Berster. "Die ergänzende Übernahme
von Air Berlin-Strecken durch Easyjet neben den zahlreichen durch Eurowings
übernommenen Strecken hat ihre preisdämpfende Wirkung entfaltet." Die
angegebene Preisspanne fasst die durchschnittlichen Brutto-Flugpreise für
eine repräsentative Auswahl an Flugstrecken der in Deutschland
bedeutendsten Low Cost-Airlines Eurowings, Ryanair, Easyjet und Wizz
zusammen. Die Durchschnittspreise werden im Low Cost Monitor auf Grundlage
verschiedener Vorausbuchungszeiträume von einem Tag bis zu drei Monaten
ermittelt.

Wachstum an den Flughäfen Frankfurt und Düsseldorf

Durch die Einführung von Ryanair und Wizz am Flughafen Frankfurt hat sich
der Anteil der Low Cost Flüge am größten Airport Deutschlands weiter
erhöht. Mit knapp fünf Prozent Low Cost Anteil am Gesamtaufkommen rangiert
das Verhältnis aber immer noch weit unter den Werten, wie sie an anderen
europäischen Hubs vorzufinden sind. Beispielsweise kommen hier Amsterdam
und Madrid auf Werte von rund 20 Prozent.

Am Flughafen Düsseldorf hat Eurowings durch den Wegfall von Air Berlin das
Angebot um mehr als 50 Prozent ausbauen können und bietet inzwischen auch
Langstreckenverkehre von dort aus in die Karibik an. In Gesamteuropa haben
die Flughäfen Barcelona, Dublin und London Gatwick das größte Angebot im
Low Cost Verkehr.

Ryanair und Easyjet: Spitzenposition in Europa mit neuem Fluggerät

Europaweit bleiben Ryanair und Easyjet an der Spitze der Low Cost Carier.
Ryanair unterhält mittlerweile 2.395 Verbindungen auf dem Kontinent,
Easyjet folgt mit knapp 1.200 Strecken. Beide Gesellschaften bieten
zusammen fast 50 Prozent aller Low Cost Flüge in Europa an, wobei 27
Prozent auf den Marktführer Ryanair entfallen. Eurowings konnte seinen
Anteil im europäischen Low Cost Markt von sieben Prozent der Flüge im
vergangenen Jahr auf mittlerweile neun Prozent steigern. Insgesamt ist der
Low Cost Verkehr in Europa erneut kräftig um mehr als zehn Prozent
gegenüber dem letzten Jahr gestiegen.

Um den Angebotsausbau bewältigen zu können, ist das Vorhandensein einer
entsprechend großen Anzahl von geeignetem Fluggerät notwendig. Dies sind in
den meisten Fällen Flugzeuge der Typenreihen Boeing 737 und Airbus A320. So
verfügt Ryanair mittlerweile über eine Einheitsflotte von mehr als 430
Flugzeugen des Typs Boeing 737 mit 189 Sitzplätzen. Dies bedeutet eine
Steigerung um achtzehn Prozent gegenüber dem letzten Jahr. Auch Norwegian
hat den eigenen Flugzeugpark stark ausgebaut. Hierzu zählen neben rund 120
Flugzeugen des Flugzeugtyps Boeing 737 zusätzlich zwanzig Flugzeuge des
modernen Langstreckenmodells Boeing 787, die im Interkontinentalverkehr
nach Asien und Amerika eingesetzt werden. Durch den Einsatz von sechs neuen
Modellen des Typs Boeing 737 Max 8 können mittlerweile auch weniger
aufkommensstarke interkontinentale Verbindungen von kleineren Flughäfen aus
angeboten werden, beispielsweise von Edinburgh nach Newburgh in den USA.

Low Cost und traditioneller Linienflugbetrieb

Die Fluggesellschaften gestalten ihr Low Cost Angebot oft sehr
unterschiedlich. Dadurch lassen sich nur wenige eindeutige
Abgrenzungskriterien für das Marktsegment Low Cost definieren:
beispielsweise ein niedriger Preis und seine generelle Verfügbarkeit oder
ein Direktvertrieb über das Internet. Zunehmend wird die Tendenz sich
vermischender Geschäftsmodelle bei den Airlines sichtbar. Während Ryanair
verstärkt auch an Großflughäfen tätig wird und durch Verkauf von
Zusatzpaketen versucht, Premiumkunden anzusprechen, greifen Chartercarrier
sowie etablierte Fluggesellschaften über Tochtergesellschaften oder eigene
Angebote zunehmend in den Markt der preisgünstigen Flugangebote ein. In
Deutschland hat Lufthansa ihre innerdeutschen und europäischen Flüge außer
von und zu den Drehkreuzflughäfen Frankfurt und München an die
Tochtergesellschaft Eurowings abgegeben. Die genannten Ergebnisse der
Studie basieren auf Daten einer Referenzwoche im Januar 2018.


Den vollständigen Artikel mit Bildern, Grafiken finden Sie unter:

https://www.dlr.de/dlr/presse/desktopdefault.aspx/tabid-10172/213_read-28453/#/gallery/31007
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Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung

Das Kooperationsverbot und sein Ende


Bund und Länder sollen in Bildungsfragen noch enger zusammenarbeiten
dürfen

von Michael Wrase



Kurz gefasst: Bund und Länder konnten seit der Föderalismusreform
2006 im Bildungsbereich nicht mehr kooperieren. Das sogenannte
Kooperationsverbot wurde aber für den Bereich der Hochschulen in den
letzten Jahren deutlich gelockert. Auch wenn CDU, CSU und SPD in
ihrem Koalitionsvertrag keine (teilweise) Abschaffung des
Kooperationsverbots beschlossen haben, sind einige kleinere Schritte
vorgesehen, die eine Unterstützung der Länder durch den Bund auch im
Bereich Schule ermöglichen. Eine grundlegende Reform steht allerdings
weiter aus.


In der deutschen Bildungspolitik ist das sogenannte
Kooperationsverbot in den letzten Jahren zu einem Dauerthema
geworden. Die SPD hat dessen Abschaffung gar zu einem ihrer
wichtigsten Wahlkampfprojekte im Bildungsbereich erkoren. Die
Forderung wurde so vehement erhoben, dass man annehmen musste, ein
Ende des Kooperationsverbots wäre ein gewaltiger Schritt in Richtung
Bildungsgerechtigkeit in Deutschland. Zuletzt wurde berichtet, die
Spitzen von CDU/CSU und SPD hätten sich in ihrem Koalitionsvertrag
zur Bildung einer Großen Koalition auf eine (teilweise) Abschaffung
des Kooperationsverbots geeinigt. Allerdings ist in dem Papier eine
so weitreichende Reform gerade nicht vorgesehen. Es sind kleinere
Schritte, die das strenge Kooperationsverbot immer mehr
zurückdrängen.

Den Begriff "Kooperationsverbot" sucht man im Grundgesetz vergeblich.
Um zu verstehen, was sich dahinter verbirgt, muss man sich die
Systematik der Kompetenzverteilung zwischen Bund und Ländern etwas
genauer anschauen. Danach ist zu unterscheiden zwischen 1. der
Gesetzgebungskompetenz (wer darf auf einem bestimmten Gebiet ein
Gesetz erlassen?), 2. der Verwaltungskompetenz (wer führt die Gesetze
aus, richtet also Behörden ein, bestimmt das Verwaltungsverfahren
etc.?) und 3. der Finanzierungskompetenz (wer kommt für die Kosten
auf?).

Bekanntermaßen ist der Bildungsbereich eines der letzten verbliebenen
Felder, auf denen der Bund grundsätzlich keine Gesetzgebungskompetenz
hat. Die Kultushoheit, so heißt es, liegt bei den Ländern. Allerdings
gibt es Randbereiche einzelner Bundeskompetenzen, die auch wichtige
Bildungsfragen berühren. So hat der Bund "konkurrierende" Kompetenzen
unter anderem zur Regelung der beruflichen Ausbildung - mit Ausnahme
der berufsbildenden Schulen, die dem Schulbereich zugerechnet
werden -, der Ausbildungsförderung (BAföG), der Forschungsförderung
sowie dem Kinder- und Jugendhilferecht (SGB VIII), dem traditionell
Kindertageseinrichtungen (Kita, Hort) und die Schulsozialarbeit
zugeordnet sind. Dazu kommt das Grundsicherungsrecht, zu dem auch die
Leistungen für Bildung- und Teilhabe gehören. In diesen Bereichen
kann der Bund also Gesetze erlassen, etwa zur Einführung eines
Rechtsanspruchs auf Kindertagesbetreuung, der nach dem
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD nunmehr auf die
Ganztagsbetreuung in den Grundschulen erweitert werden soll.

Selbst dort, wo der Bund zu Bildungsfragen ausnahmsweise Gesetze
erlassen darf, sind für die Durchführung dieser Gesetze jedoch die
Länder (bzw. die Kommunen) zuständig. Das ist nicht weiter schlimm,
da der Bund ja über die Gesetze steuern kann. Er darf sogar
Regelungen zur Einrichtung von Behörden und zum Verwaltungsverfahren
erlassen, wenn zur Wahrung der Länderinteressen der Bundesrat
zustimmt. Es kommt dann immer darauf an, wie detailliert die vom Bund
erlassenen Vorschriften sind: So wurde zum Beispiel im SGB VIII ein
Rechtsanspruch auf frühkindliche Betreuung vom ersten Lebensjahr an
eingeführt.

Allerdings wird der garantierte Betreuungsumfang vom
Bundesgesetzgeber nicht weiter konkretisiert, sodass sich in den
Bundesländern teilweise weiter divergierende Regelungen finden. Die
Rechtsprechung geht davon aus, dass mindestens sechs Stunden
Betreuung täglich garantiert werden müssen. Der Bundesgesetzgeber
könnte hier problemlos weitere Konkretisierungen vornehmen und zum
Beispiel einen Betreuungsumfang von bis zu acht Stunden (oder mehr)
oder einen bestimmten (Mindest-)Betreuungsschlüssel festlegen. Ein
entsprechendes Kita-Qualitätsgesetz, das solche und ähnliche
Konkretisierungen enthalten könnte, ist schon länger in der
Diskussion.

Entsprechende Maßnahmen kosten natürlich Geld. So sind in den
Kita-Ausbau in den vergangenen Jahren Milliarden geflossen. Doch auch
hier gilt der Grundsatz, dass die Finanzierung der Zuständigkeit
folgt. Und da die Zuständigkeit zur Durchführung der Bundesgesetze
bei den Ländern liegt, haben diese auch die Kosten zu tragen. Damit
der Bund nun nicht einfach Regelungen auf Kosten der Länder treffen
kann, sind derartige kostenrelevante Gesetze wiederum an die
Zustimmung des Bundesrates und die dortige Ländermehrheit geknüpft.
Dabei hat der Bund die Möglichkeit, den Ländern auf unterschiedliche
Weise Mittel für die erforderlichen Mehrausgaben zu verschaffen. So
wird insbesondere das Aufkommen der Umsatzsteuer nach einer
bestimmten Quote zwischen Bund und Ländern aufgeteilt.

Um die Zustimmung des Bundesrates für kostenintensive Maßnahmen, die
von den Ländern umgesetzt werden müssen, zu erhalten, kann den
Ländern dann ein entsprechend höherer Anteil der Einnahmen aus der
Umsatzsteuer zuerkannt werden. Oder man nutzt kreativ bestimmte
Ausnahmevorschriften im Grundgesetz. So kann der Bund nach Artikel
104b Grundgesetz in den Bereichen, in denen ihm die
Gesetzgebungskompetenz zusteht, Finanzhilfen für "besonders
bedeutsame Investitionen der Länder und Gemeinden" gewähren, die
unter anderem zur "Förderung des wirtschaftlichen Wachstums"
erforderlich sind. Über diese Ausnahmeklausel hat der Bund in den
vergangenen Jahren massiv den Ausbau der Kindertagesstätten
vorangetrieben, indem er die Länder bei investiven Maßnahmen zur
Verbesserung der Betreuungsinfrastruktur mit der Begründung
unterstützt hat, durch solche Investitionen werde zugleich das
Wirtschaftswachstum stimuliert.

Trotz der aufgeführten Gesetzgebungskompetenzen in wesentlichen
(flankierenden) Bereichen der Bildungspolitik hat der Bund im
Kernbereich der Bildung, das heißt bei Schulen und Hochschulen, keine
Gesetzgebungs- und damit erst recht keine Verwaltungs- und
Finanzierungskompetenz. Nach dem sogenannten "Trennungsprinzip" oder
auch "Verbot der Mischverwaltung" kann der Bund auch mit den Ländern
eigentlich nicht einfach Programme vereinbaren, wie beispielsweise
ein "Nationales Bildungsprogramm", und entsprechende Verträge
schließen, um die Mittelverteilung zu regeln. Denn das würde eine
Umgehung der strikten Zuständigkeitsregelungen des Grundgesetzes
durch Regelungs- und Finanzierungswege bedeuten, die eben nicht
vorgesehen sind. Der Bund und die Länder dürfen also nicht außerhalb
der durch die Verfassung vorgegebenen Kompetenzen miteinander
zusammenarbeiten, sprich: kooperieren. Und daraus erklärt sich der
Begriff "Kooperationsverbot", der sich im öffentlichen Sprachgebrauch
und der politischen Diskussion eingebürgert hat.

Das Trennungsgebot und die fehlende Zuständigkeit des Bundes im
Bildungsbereich reichen bis zur Entstehung des Grundgesetzes zurück.
Aber immerhin gab es lange in Artikel 91b Grundgesetz eine
ausdrückliche Ermächtigung des Bundes und der Länder, bei der
"Bildungsplanung" "auf Grund von Vereinbarungen [...]
zusammenzuwirken" und die Kosten in Abweichung von den allgemeinen
Regelungen untereinander aufzuteilen. Aufgrund dieser
Kooperationsklausel gab es zum Beispiel von 1970 an eine
Bund-Länder-Kommission Bildungsplanung und Forschungsförderung und es
wurden verschiedene Programme - etwa zur Förderung von
Ganztagsschulen - umgesetzt. Das änderte sich 2006 mit der
Föderalismusreform, mit der die Zuständigkeiten zwischen Bund und
Ländern neu geordnet wurden. Die Klausel, die ein begrenztes
Zusammenwirken von Bund und Ländern in Bildungsfragen ermöglicht
hatte, wurde ersatzlos gestrichen.

Erklärtes Ziel der Föderalismusreform war es, die Gemeinschafts- und
Doppelzuständigkeiten weitgehend zu beseitigen, um den Einfluss des
Bundes in originären Länderangelegenheiten wie der Bildung
zurückzudrängen. Dass dies im Nachhinein als ein großer Fehler
anzusehen ist, wird heute von vielen in der Politik und in
Fachkreisen eingeräumt - mit Blick auf die Bedeutung der
Bildungspolitik für die wirtschaftliche und soziale Entwicklung des
Gesamtstaates. Allerdings bedarf es für die Änderung der Verfassung
jeweils einer Zweidrittelmehrheit im Bundestag und im Bundesrat. Das
macht die Revision der entsprechenden Vorschriften angesichts
divergierender bildungspolitischer Ansätze zwischen den Parteien und
Ländern schwierig.

Eine erhebliche Lockerung beziehungsweise teilweise Aufhebung des
Kooperationsverbots hat indes im Hochschulbereich stattgefunden. So
wurde der Artikel 91b des Grundgesetzes mit Wirkung zum Januar 2015
dahingehend geändert, dass Bund und Länder "auf Grund von
Vereinbarungen in Fällen überregionaler Bedeutung bei der Förderung
von Wissenschaft, Forschung und Lehre zusammenwirken" können. Diese
Kompetenz zu kooperativem Handeln im Wissenschaftsbereich wird für
den Bereich der Hochschulen dahingehend eingeschränkt, dass hier
jeweils alle Länder zustimmen müssen, Alleingänge zwischen dem Bund
und einzelnen Ländern also nicht möglich sind. Dennoch handelt es
sich um eine weitgehende Öffnung des Kooperationsverbots, wie
entsprechende Bundesprogramme, etwa zur bundesweiten Einrichtung von
Tenure-Track-Professuren, zeigen.

Ein entsprechend großer Wurf wie im Wissenschaftsbereich, der
zumindest potenziell die Möglichkeit einer "Gesamtstaatlichen
Bildungsstrategie" eröffnen würde, ist für den Schulbereich bislang
nicht gelungen. Immerhin wurde in der vergangenen Legislaturperiode
ein Artikel 104c in das Grundgesetz eingefügt, wonach der Bund den
Ländern "Finanzhilfen für gesamtstaatlich bedeutsame Investitionen
der finanzschwachen Gemeinden (Gemeindeverbände) im Bereich der
kommunalen Bildungsinfrastruktur gewähren" kann. Nach dem
Koalitionsvertrag von CDU/CSU und SPD vom 7. Februar 2018 soll diese
Befugnis erweitert werden, indem die Begrenzung der Finanzhilfen auf
"finanzschwache" Gemeinden entfällt, das heißt zukünftig alle
Gemeinden unabhängig von ihrer finanziellen Lage durch den Bund
gefördert werden können. Ähnlich wie beim Kita-Ausbau kann der Bund
die Kommunen dann bei einmaligen Investitionen zur Verbesserung der
Bildungsinfrastruktur unterstützen, nicht aber bei den fortlaufenden
Personal- oder Sachkosten. Konkret geplant sind Bundesprogramme zur
Schulsanierung, zum Ausbau der Ganztagsschul- und Betreuungsangebote
und nicht zuletzt zur Verbesserung der digitalen Ausstattung von
Schulen ("Digitalpakt") in Höhe von 3,5 Milliarden Euro über die
kommenden vier Jahre.

Interessant ist, dass die Vergabe der Bundesmittel explizit an
"einvernehmlich mit den Ländern vereinbarte Bedingungen gebunden"
werden soll. Untere anderem sollen diese in die Qualifikation der
Lehrkräfte investieren und die Bildungs- und Lehrpläne den Vorgaben
der Kultusministerkonferenz entsprechend weiterentwickeln. So werden
die Länder auch inhaltlich an bestimmte Vorgaben gebunden, um die
Investitionsmittel des Bundes zu erhalten.

Darüber hinaus enthält das Papier eher kleine Ansätze für erweiterte
Einflussmöglichkeiten des Bundes in der Bildungspolitik. Ein
"Rechtsanspruch auf Ganztagsbetreuung im Grundschulalter" soll in
bewährter Manier über das SGB VIII, also das Kinder- und
Jugendhilferecht, verwirklicht werden. Es ist zu befürchten, dass die
(Mit-)Finanzierung durch den Bund dabei wieder über den
Etikettenschwindel des Artikels 104b Grundgesetz zur
Wachstumsförderung laufen soll.

Auch im Bereich der Leistungen für Bildung und Teilhabe für Kinder
aus Familien, die Grundsicherung nach dem SGB II, SGB XII, AsylbLG
oder Familienzulage nach dem BKGG beziehen, sind nur marginale
Verbesserungen geplant. Das dürfte kaum reichen, um Kinder aus sozial
benachteiligten Familien auf ihrem Bildungsweg effektiv zu
unterstützen. Entsprechend dem Vorbild der gemeinsamen Initiative zur
Förderung leistungsstarker Schülerinnen und Schüler, soll ein
Bund-Länder-Programm für die Unterstützung von Schulen "in
benachteiligten sozialen Lagen und mit besonderen Aufgaben der
Integration" aufgelegt werden. Wie das Programm genau aussehen soll,
auf welche Rechtsgrundlage es sich stützt und welche Bundesmittel am
Ende tatsächlich zur Verfügung gestellt werden, ist aus dem
Koalitionsvertrag nicht ersichtlich.

Es sind also viele kleinere Maßnahmen, die zu einer Durchlöcherung
des Kooperationsverbots beitragen. Dabei wäre ein großer Wurf gar
nicht schwer. Eine Finanzierungskompetenz des Bundes auf Feldern, in
denen er die Gesetzgebungskompetenz besitzt, existiert nämlich
bereits in Artikel 104a Absatz 3 Grundgesetz. Allerdings ist diese
momentan auf Bundesgesetze beschränkt, die "Geldleistungen gewähren".
Würde man diese Vorschrift um "Sach- und Dienstleistungen" erweitern,
so hielte der Bund flankierende Regelungs- und
Finanzierungskompetenzen in den Bereichen Bildung und Teilhabe,
frühkindliche Bildung, Ganztagsschulangebot und Inklusion in den
Händen, ohne dass die Länderkompetenzen im Kern angetastet werden
müssten.

Dass es noch zu einer solchen Änderung des Grundgesetzes unter einer
Großen Koalition kommen könnte, ist angesichts der bildungspolitisch
eher kleinteiligen Maßnahmen des Koalitionsvertrags nicht sehr
wahrscheinlich. Daran ändert auch die vorgesehene Einrichtung eines
Nationalen Bildungsrates erstmal nichts; auch hier wird viel von der
konkreten Ausgestaltung abhängen. Es ist daher eine Reihe kleinerer
Schritte für mehr Kooperation von Bund und Ländern geplant. Zusammen
genommen können sie vielleicht langfristig die Perspektive für eine
Nationale Bildungsstrategie eröffnen.
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SCHACH-SPHINX/06600: Wehe dem Gefesselten (SB)


Schachspieler sollten das Nietzsche-Wort vom "Fesselfeind" beherzigen.
Schon so manche Partie ging an dieser Art von Drohung zugrunde, ohne
daß sich der Gefesselte aus den Stricken befreien konnte.
Fesselungszüge gibt es in fast jeder Eröffnung, und die Theorie hat
entsprechende Befreiungs- und Entkräftungsmanöver ersonnen, um diese
Belästigung von sich abzuschütteln. Die hohe Kunst der Fesselung
besteht freilich darin, im Mittelspiel eine Opferfigur auszusuchen,
die dann horizontal, diagonal und am besten kreuz und quer in Bande
geschlagen und erstickt wird. Es ist dies indes eine Kunst, die nur
wenige Großmeister mit Vollendung beherrschen. Garry Kasparow gehört
zu jenem engen Kreis und im heutigen Rätsel der Sphinx ging ihm sein
Landsmann Barejew ins Netz. Alles Zappeln, Sichsträuben und Wehren
half nichts, der Springer auf d7 blieb im Eisen. Da alle schwarzen
Figuren an die Rettung der Figur gebunden waren, konnte Kasparow wie
nebenher einen Angriff auf die schwarze Majestät unternehmen. Er hatte
zuletzt 1.h4-h5! gezogen, worauf Barejew nach 1...g6-g5?! 2.Dd1-f3 Kh7-
g7 3.Df3-f5 b7-b6 4.Le3xg5! die Waffen streckte wegen der Möglichkeit
4...h6xg5 5.Df5xg5+ Kg7-f8 6.h5-h6. Nun hätte Barejew allerdings auch
1...g6xh5 und 1...Kh7-g7 ziehen können, und damit an dich die Frage,
Wanderer, wie Kasparow darauf die Kapitulation des Schwarzen erzwungen
hätte.
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Kasparow - Barejew

Nowgorod 1994


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Es ist nicht bekannt, ob Kortschnoj die Partie von Lutz gegen Piket
kannte oder erst in Horgen die wesentliche Verstärkung des weißen
Angriffs fand. Jedenfalls konnte er mit 1.Tf1-d1! dem weißen Spiel
eine gefährliche Note geben. Lutz verteidigte sich geschickt mit
1...Sd3-c5 - wohl auch, weil er erkannt hatte, daß mit 1...Lf8-c5
2.Td1xd3! c4xd3 3.De2xd3 oder 2...Lc5xf2+ 3.Kg1-g2! c4xd3 4.De2xd3
nichts als Ärger zu gewinnen war - 2.De2xc4! De5xe4 3.Dc4-b5 Kc8-c7
4.Lg5-e3 Th8-h5 - 4...De4-c6? 5.Le3-f4+ - 5.Db5-e8 Th5-d5!, mußte sich
dann jedoch der letzten Angriffsreserve durch 6.Td1-a1! Td5-d8
7.De8xf7+ Kc7-c6 8.Df7xa7 De4-c2 9.h2-h4! Dc2xb3?! - geht dem Ende mit
offenen Armen entgegen, aber guter Rat war schon teuer geworden -
10.Kg1-h2 Lf8-d6 11.Ta1-c1 Db3-d5 12.Da7-a4+ Kc6-c7 13.Da4-b5 Td8-h8
14.Tc1xc5+ Ld6xc5 15.Db5xc5+ beugen. Schwarz gab auf, da er eher
früher als später den Turm für den weißen f-Bauern geben mußte.
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SCHULE/539: Kognitive Kompetenzen von Lehrkräften beeinflussen Schülerleistungen (idw)


Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt - 18.06.2018

Kognitive Kompetenzen von Lehrkräften beeinflussen Schülerleistungen



Die kognitiven Kompetenzen von Lehrerinnen und Lehrern stehen in engem
Zusammenhang mit internationalen Unterschieden von Schülerleistungen. Zu
diesem Ergebnis kommt Prof. Dr. Simon Wiederhold (Inhaber des Lehrstuhls
für Volkswirtschaftslehre, insb. Makroökonomik, an der Katholischen
Universität Eichstätt-Ingolstadt) in einer neuen Studie, die gemeinsam mit
Prof. Dr. Eric A. Hanushek (Stanford University) und Dr. Marc Piopiunik
(ifo Institut München) entstanden ist.

Dazu haben die Autoren anhand der internationalen PIAAC-Studie, die
Kompetenzen von Erwachsenen untersuchte, für 31 Länder die Fähigkeiten von
Lehrkräften in den Bereichen Lesen und Rechnen mit den entsprechenden
PISA-Schülerleistungen im selben Land verknüpft. Die Studie wurde gerade
in der führenden bildungsökonomischen Zeitschrift, dem Journal of Human
Resources, zur Veröffentlichung angenommen.

"Im internationalen Vergleich zeigen sich erhebliche Unterschiede bei den
kognitiven Kompetenzen von Lehrerinnen und Lehrern: So entspricht das
Kompetenzniveau der Lehrkräfte in Chile und in der Türkei dem von
kanadischen Erwachsenen, die eine Berufsausbildung abgeschlossen haben.
Die Kompetenzen von Lehrkräften in Japan und Finnland hingegen sind
vergleichbar mit dem von Kanadiern, die einen Masterabschluss bzw.
Doktortitel erworben haben", erklärt Professor Wiederhold. Im Vergleich
der 31 untersuchten Länder belegen die Lehrkräfte aus Deutschland
hinsichtlich der Rechenkompetenzen den dritten Platz, beim Lesen den
zehnten Rang. Führe man die Lehrerkompetenzen mit den Leistungen der
Schüler zusammen, so zeige sich ein systematischer und eindeutiger
Zusammenhang: Je höher die Kompetenzen der Lehrer, desto besser die
Leistungen der Schüler im PISA-Test.

Die Größenordnung des gefundenen Effektes werde durch folgendes
Gedankenexperiment deutlich: "Würde es allen untersuchten Länder gelingen,
ihre Lehrer auf das Kompetenzniveau der finnischen Lehrer - international
die Lehrer mit den besten Rechen- und Lesekompetenzen - zu bringen, würden
sich die internationalen Unterschiede in den Schülerleistungen um rund ein
Viertel verringern", erläutert Wiederhold.

In ihrer Untersuchung zeigen die Forscher außerdem zwei weitere
bemerkenswerte Zusammenhänge: In Ländern, in denen Frauen auch jenseits
des Schulsektors gute Berufsperspektiven in hochqualifizierten
Arbeitsfeldern haben, zeigt sich ein durchschnittlich geringeres
kognitives Niveau bei den Lehrkräften, was als Ergebnis einer Abwanderung
von gut qualifizierten Frauen in andere Branchen interpretiert werden
kann. Dies spiegelt auch wider, dass Schulen nach wie vor ein Berufsfeld
darstellen, in dem mehrheitlich Frauen tätig sind - in Deutschland
beispielsweise beträgt der Anteil der Lehrerinnen rund zwei Drittel.

Zudem zeigen die Wissenschaftler einen unmittelbaren Zusammenhang zwischen
Lehrerkompetenzen und dem Verdienst von Lehrern relativ zum Verdienst
anderer Hochschulabsolventen: Je besser Lehrer bezahlt werden, desto eher
lassen sich Personen mit hohen kognitiven Kompetenzen für den Lehrerberuf
gewinnen.

Die ausführliche Studie findet sich als PDF zum Download auf der Homepage
des Lehrstuhls für Volkswirtschaftslehre (insbesondere Makroökonomik) in
der Rubrik "Forschung" unter: 

www.ku.de/wwf/makro/




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution105

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Katholische Universität Eichstätt-Ingolstadt, 18.06.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





KLEINKUNST/838: Münster - Musik-Comedy von Bach bis Bond am 22. Juni 2018


Musik-Comedy von Bach bis Bond 

Rebecca Carrington und Colin Brown eröffnen am 22. Juni den
städtischen Kabarett-Sommer Münster



Münster (SMS) Die vom städtischen Kulturamt veranstaltete Kultreihe
"Kabarett im Schlossgarten" lädt wieder ein zu intelligentem,
unterhaltsamen Kabarett im malerischen Ambiente. Los geht es am
Freitag, 22. Juni, mit dem mehrfach ausgezeichneten Musik-Comedy-Duo
Rebecca Carrington und Colin Brown. Ihr neues Programm heißt "10" und
ist der perfekte Start in den städtischen Open-Air-Sommer.

Meistens werden Dreiecksbeziehungen ja verheimlicht, doch Rebecca,
Colin und Joe leben sie: vor und hinter der Bühne - und das seit
mittlerweile zehn Jahren. Das mehrsprachige Traumpaar Rebecca
Carrington und Colin Brown macht Musik-Comedy und verarbeitet von Bach
und Brahms über Bond und die Beatles bis hin zu Britpop und Billy Jean
die großen Hits in seinen Auftritten. Nicht fehlen darf der Dritte im
Bunde - Joe, das Cello. Als Trio entführen sie das Publikum in eine
andere Welt voller charmanter, verrückter Erlebnisse und Geschichten.

In ihrer neuen Show feiern Rebecca Carrington und Colin Brown ihre
ersten zehn Jahre gemeinsam auf der Bühne, zehn Jahre Leben als Briten
in Deutschland sowie zehn Jahre miteinander verheiratet sein. Dabei
darf ihr Markenzeichen nicht fehlen: neue, schräge Inszenierungen
bekannter Songs von Klassik bis Pop. Man darf gespannt sein auf die
Ereignisse aus zehn Jahren britischem Humor gepaart mit virtuosem
Musiktalent.

Das Publikum macht es sich derweil auf Decken und Stühlen in der
grünen Idylle vor dem Pavillon bequem. Den Abend moderieren wird
Carsten Höfer. Die künstlerische Leitung liegt bei Norbert Woestmeyer
von Communarte.

Info: Karten zu 15, ermäßigt 10 Euro (zzgl. Vorverkaufsgebühr) gibt es
in der Münster Information im Stadthaus 1, Heinrich-Brüning-Straße,
Info-Hotline 02 51 / 492 - 2714 oder online unter
www.localticketing.de. Karten ab 19 Uhr an der Abendkasse zu 20,
ermäßigt 15 Euro. Die Veranstaltung beginnt um 20.30 Uhr. 

Programm-Infos unter www.stadt-muenster.de/kulturamt

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





EXKURSION/219: Braunschweig - Mit der Rangerin in Riddagshausen am 24. Juni 2018


Fahrradexkursion mit der Rangerin in Riddagshausen



Braunschweig. Um Insekten und ihre Lebensräume geht es bei der
Fahrradexkursion mit der Rangerin in Riddagshausen am 24. Juni. Start
der etwa dreistündigen Tour ist um 10 Uhr am Haus Entenfang,
Nehrkornweg 2. Teilnehmerinnen und Teilnehmer bringen bitte ihre
Fahrräder mit und, soweit vorhanden, auch Bestimmungsbücher und
Ferngläser.

Die Exkursion führt zu verschiedenen Teichen und Wiesen, wo sich
zahlreiche Arten von Tagfaltern und Libellen tummeln. Sie bilden die
bekanntesten und buntesten Insektengruppen im Naturschutzgebiet. Unter
fachlicher Anleitung bestimmen die Teilnehmerinnen und Teilnehmer die
Insekten und können sie aus direkter Nähe betrachten. Begleitend gibt
es Informationen zu Vorkommen und Lebensweise der Insekten. Zu der
kostenlosen Führung sind alle Interessierten, insbesondere auch
Familien mit Kindern, eingeladen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 15. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





VERBAND/612: Rolle rückwärts - Wie geht es mit dem Naturschutz in NRW weiter? (NABU NRW)


NABU Landesverband Nordrhein-Westfalen - 19. Juni 2018

Wie geht es mit dem Naturschutz in NRW weiter?

NABU NRW stellt Jahresbericht 2017 vor | Rolle rückwärts beim Natur-
und Artenschutz unter schwarz-gelber Landesregierung



Düsseldorf - Der NABU Nordrhein-Westfalen hat heute in Düsseldorf
seinen Jahresbericht 2017 vorgestellt. Naturschutzpolitisch
beschäftigte der Regierungswechsel und seine drohenden Auswirkungen
auf den Natur- und Umweltschutz den größten nordrhein-westfälischen
Naturschutzverband. Zufrieden blickte der NABU NRW dagegen auf die
verbandsinterne Entwicklung zurück. Über 7000 neue NABU-Mitglieder
zeigen, dass die Belange von Natur und Umwelt bei den Menschen im Land
hoch im Kurs stehen", sagte Josef Tumbrinck, Vorsitzender des NABU
NRW.

Mit einer Ein-Stimmen-Mehrheit regieren seit Mai 2017 nun wieder CDU
und FDP in Nordrhein-Westfalen. "Schaut man in den Koalitionsvertrag,
kann einem um Natur und Umwelt angst und bange werden. Die
Verbesserungen der vergangenen Regierung sollen wieder zurückgenommen
und die Wirtschaft "entfesselt" werden. Was für eine Kampfansage an
Natur und Umwelt", zog Tumbrinck naturschutzpolitisch Bilanz. Die
Folgen: Bedrohte Arten sollen wieder gejagt werden, neue Straßen, neue
Industriegebiete, aber kein zweiter Nationalpark, ein "Weiter so" in
der Agrarpolitik, die Beschneidung von Bürgerrechten, die
Verwässerungen von Gesetzen - alles andere als eine nachhaltige
Entwicklung für NRW.

Dabei sei der Erhalt der heimischen Biodiversität nach wie vor eine
der größten Herausforderungen. Insbesondere im Kampf gegen das
Artensterben in der Agrarlandschaft sei rasches konkretes Handeln
erforderlich. Doch statt eine verantwortliche Politik umzusetzen, die
auch ökologische Belange berücksichtigt, sei die Landesregierung
gerade auf ganzer Linie dabei, das Tafelsilber des heimischen Natur-
und Artenschutzes wirtschaftlichen Interessen zu opfern. So sei im
geänderten Landesentwicklungsplan beispielsweise die Senne nicht mehr
als zukünftiger Nationalpark vorgesehen. "Infolgedessen plant der
Kreis Paderborn jetzt schon die wertvollsten Heideflächen des Landes
zukünftig mit Photovoltaikanlagen zuzustellen", so der
NABU-Landeschef. Klimaschutz auf Kosten des Naturschutzes, welch ein
Irrsinn!

Ungeplant unter Druck gerate die Regierung durch die Veröffentlichung
des Krefelder Entomologischen Vereins im Oktober 2017 mit dem der
dramatische Insektenschwund erstmals wissenschaftlich belegt wurde und
von NRW aus eine weltweite Bedeutung erfahren hat. Diese Studie zeige
zweifelsfrei, dass die Masse der Insekten in den vergangenen 27 Jahren
um über 75 Prozent zurückgegangen ist. Der NABU NRW hatte schon früh
auf diese Entwicklungen hingewiesen und werde in NRW und darüber
hinaus alles daran setzen, dass sich die Situation wieder verbessert.

"Das Thema ist in aller Munde und vielerorts werden Maßnahmen
angeschoben. NRW müsste sich hier an die Spitze stellen, hat das aber
nicht getan, da es sich in eine ganz andere Richtung bewegen will",
erklärte Tumbrinck. Doch es bedürfe dringend der richtigen
Weichenstellung in der Politik hin zu einem höheren Schutz der
Biodiversität, zu mehr Klimaschutz und einer deutlichen Schonung
unserer endlichen Ressourcen. Dazu sei aber weit mehr notwendig als
die Ankündigung, das Pariser Klimaabkommen zur Leitschnur des Handelns
zu machen, wie es der Koalitionsvertrag von CDU und FDP in NRW
vorsehe.

Naturschutzverbände wie der NABU würden daher mehr gebraucht denn je.
Da gebe es Lichtblicke und Wegweiser in die Zukunft wie eine aktive
Naturschutzjugend, Naturtrainerinnen und Naturtrainer, die sich in
Kitas engagieren, die vielen Menschen, die ein Freiwilliges
Ökologisches Jahr oder Bundesfreiwilligendienst leisten und natürlich
die NABU-Fachgruppen sowie Orts-, Stadt- und Kreisgruppen. Tumbrinck:
"Sie allen tragen mit ihrer Arbeit dazu bei, unser Land lebenswerter
zu machen. Ohne sie stände es noch sehr viel schlechter um
Artenvielfalt, Natur, Landschaft und unsere Umwelt."

"Dass wir als Verband dabei auch starken gesellschaftlichen Rückhalt
erfahren, zeigen die seit drei Jahren anhaltend hohen
Mitgliederzuwächse", so Bernhard Kamp, Geschäftsführer des NABU NRW.
So sei der NABU in 2017 um netto 7114 neue Mitglieder angewachsen auf
zum Jahresende 85.724 Mitglieder. Für das laufende Jahr sei die
90.000er Marke angepeilt. Das kontinuierliche Mitgliederwachstum sorge
zudem für stabile Finanzen. So konnte der NABU NRW das Finanzjahr 2017
mit einem Plus von rund 50.000 Euro abschließen.

Den vollständigen Jahresbericht finden Sie auch im Internet unter

 www.nabu-nrw.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 37/2018, 19.06.2018

NABU Nordrhein-Westfalen

Völklinger Straße 7-9, 40219 Düsseldorf

Tel.: 0211/15 92 51-14, Fax: 0211/15 92 51-15

E-Mail: Presse@NABU-nrw.de

Internet: www.nabu-nrw.de
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INITIATIVE/299: Bei CETA Vorbild der Niederlande und Deutschlands folgen (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 18. Juni 2018

GLOBAL 2000-Appell: Vorbild der Niederlande und Deutschlands folgen
- CETA nicht ratifizieren, bevor Rechtsklärung des Europäischen
Gerichtshofs zu Konzerngerichtsbarkeit vorliegt - Petition



Letzte Woche passierte CETA mit den Stimmen der Regierungsparteien den
österreichischen Nationalrat. Als nächster Schritt soll nun am 28.
Juni die Ratifizierung im Bundesrat mit einfacher Mehrheit erfolgen,
obwohl weiters nicht geklärt ist, ob dieses Vorgehen
verfassungskonform ist.

Die Bundesregierung geht davon aus, dass der weitreichende Pakt keine
Auswirkungen auf die österreichische Verfassung habe und daher mit
einfacher Mehrheit durch den Bundesrat beschlossen werden könne. Dem
widersprechen mehrere Rechtsgutachten (1): Die Übernahme der
Konzerngerichtsbarkeit ICS in Österreich wäre verfassungsändernd - die
Abstimmung müsste im Bundesrat also mit Zwei-Drittel-Mehrheit und
damit unter Zustimmung von Mitgliedern der Oppositionspartei SPÖ
erfolgen.

"Wir rufen die Mitglieder des Bundesrates auf, diese gravierende
Rechtsunsicherheit nicht zu riskieren und CETA nicht zu ratifizieren,
solange der verfassungsrechtliche Status des Abkommens ungeklärt ist",
so Leonore Gewessler, Geschäftsführerin von GLOBAL 2000. "Insbesondere
die Oppositionspartei SPÖ, deren Zustimmung für eine
Zwei-Drittel-Mehrheit im Bundesrat erforderlich wäre, sollte jetzt auf
ihre demokratische Rolle beharren und eine Rechtsklärung
herbeiführen."

Vorbild Niederlande und Deutschland: EuGH-Rechtsklärung abwarten
vor überhasteter Ratifizierung

Belgien rief 2017 den Europäischen Gerichtshof (EuGH) zur Klärung an,
ob der Konzerngerichtshof ICS im CETA-Abkommen mit den europäischen
Verträgen vereinbar ist - eine Entscheidung des Gerichtshofs wird für
Frühjahr 2019 erwartet.

Es ist aus Sicht von GLOBAL 2000 fahrlässig, den Gesetzentwurf schon
im Vorfeld der EuGH-Entscheidung beschließen zu wollen - falls der
Gerichtshof die Unvereinbarkeit von ICS mit Europarecht erkennt,
müsste der Pakt neu verhandelt und der Ratifizierungsprozess neu
gestartet werden (2). Die niederländische Regierung bekräftigte
bereits, dass sie CETA nicht vor Vorliegen eines EuGH-Entscheids
endgültig ratifizieren wird (3). Die deutschen
RegierungsvertreterInnen sprachen sich zuletzt vergangenen Donnerstag
klar gegen eine überhastete Ratifizierung und für ein Abwarten der
Rechtsprüfung durch den deutschen Verfassungsgerichtshof und den
Europäischen Gerichtshof aus (4).

"Österreich würde gut daran tun, dem weisen Vorgehen der Niederlande
und Deutschlands im Umgang mit der CETA-Ratifizierung zu folgen", so
Gewessler. "Wir appellieren an den österreichischen Bundesrat und in
letzter Instanz an den Bundespräsidenten, sich gegen die von der
Bundesregierung geplante überhastete Ratifizierung zu stellen: Die
Ratifikationsurkunde sollte keinesfalls unterzeichnet und hinterlegen
werden, bevor der Gerichtshof in diesem Beratungsverfahren entschieden
hat."

GLOBAL 2000 ist Teil der Plattform Anders Handeln, die eine gerechte
Handelspolitik als Ziel verfolgt, die Mensch und Umwelt in den
Mittelpunkt des Handelns stellt.




Die Petition:

https://www.global2000.at/ceta-nicht-unterschreiben

1) Konrad Lachmayer "Verfassungsrechtliche Probleme von Investor-State
Dispute Settlements (ISDS)" (2015)

https://media.arbeiterkammer.at/wien/PDF/studien/verfassungsrechtl_probleme_lachmayer_Juni_2015.pdf

2) Markus Krajewski (Professor für Öffentliches Recht und Völkerrecht
an der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg)

www.sn.at/wirtschaft/oesterreich/warum-gerade-jetzt-ein-vertrag-mit-kanada-27972241

3) Stellungnahme des Ministers für Außenhandel und
Entwicklungszusammenarbeit

www.rijksoverheid.nl/documenten/kamerstukken/2018/04/26/kamerbrief-over-investeringsakkoorden-met-andere-eu-lidstaten

4) Deutscher Bundestag - 19. Wahlperiode - 39. Sitzung. Berlin,
Donnerstag, den 14. Juni 2018

http://dipbt.bundestag.de/doc/btp/19/19039.pdf

 * 

Quelle:

Presseinformation, 18.06.2018

Umweltschutzorganisation GLOBAL 2000

Neustiftgasse 36, A-70 Wien

Tel: +43/1/812 57 30, Fax: +43/1/812 57 28

E-Mail: office@global2000.at

Internet: www.global2000.at
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INITIATIVE/298: Klima schützen, Kohle stoppen - Umweltverbände fordern konkretes Ausstiegsszenario (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Pressemitteilung
vom 19. Juni 2018

Klima schützen - Kohle stoppen: Umweltverbände fordern konkretes
Ausstiegsszenario 



Berlin: Fünf Tage vor der "Stop Kohle"-Demonstration fordern die
Umweltverbände einen raschen, konsequenten und sozialverträglichen
Ausstieg aus der Nutzung der Kohle. Details dafür muss die von der
Bundesregierung eingesetzte Kohle-Kommission ausarbeiten, die heute in
einer Woche zum ersten Mal tagen wird. Die Zeit drängt. Der Bund für
Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Campact, Greenpeace und die
NaturFreunde Deutschlands sind sicher: Um die schlimmsten Folgen der
Klimakrise noch abzuwenden, bleiben nur noch wenige Jahre. Daher
werden am Sonntag tausende Menschen in Berlin und an anderen Orten in
Deutschland mit schwarz bemalten Händen auf die Straßen gehen.

"Das Endspiel um die Kohle hat begonnen", sagt Uwe Hiksch von den
NaturFreunden Deutschlands, Anmelder der Demo. "Wir wollen den
klimabewussten Vertreterinnen und Vertretern der Kohle-Kommission
Rückenwind geben, damit die Forderung nach einem schnellen
Kohleausstieg festgeschrieben wird. Mit einer bunten und kreativen
Demonstration werden die Menschen unsere Forderung 'Kohle stoppen!'
ins Regierungsviertel tragen und sich für einen aktiven Klimaschutz
einsetzen. Gemeinsam werden wir eine Demonstration organisieren, an
der sich vom Kleinkind bis zu Seniorinnen und Senioren alle beteiligen
können", so Hiksch auf der heutigen Pressekonferenz der Verbände.

"Wir brauchen endlich ein starkes Signal aus Deutschland", fügt Stefan
Krug von Greenpeace an. "Klimaforscher warnen, dass die Polkappen
schneller schmelzen als erwartet, in Deutschland wird der Klimawandel
in Überflutungen und Wetterextremen sichtbar. Doch während EU-Staaten
wie Italien und Großbritannien schon den Kohleausstieg bis 2025
beschlossen haben und Kraftwerke abschalten, laufen in Deutschland
selbst die schmutzigsten Uralt-Kohlemeiler rund um die Uhr weiter und
produzieren gewaltige Stromüberschüsse. Wir werden in der
Kohle-Kommission darauf drängen, dass Deutschland den Klimavertrag von
Paris einhält und spätestens bis 2030 aus der Kohle aussteigt."

"Zwei Drittel der Deutschen wollen einen raschen Ausstieg", sagt
Hubert Weiger, Vorsitzender des BUND. "Die Bevölkerung will, dass die
Klimaziele, insbesondere das Ziel für 2020, eingehalten werden und
dafür ist der Kohleausstieg unumgänglich. Jetzt haben wir die Chance,
eine breite gesellschaftliche Akzeptanz in dieser Frage zu erreichen.
Das Pariser Klimaabkommen gibt das Ausstiegs-Tempo vor und die
Bundesregierung muss für einen gerechten Strukturwandel sorgen."

Christoph Bautz, Campact: "Deutschland steht auf internationaler Bühne
völlig blamiert da - die Regierung muss eingestehen, dass sie ihr
Klimaziel 2020 krachend verfehlt. Damit rächen sich die Jahre des
Nichtstuns und Wegschauens. Jetzt hilft nur noch eines: 20 Gigawatt
und damit die Hälfte der Kohlemeiler müssen bis 2020 vom Netz gehen
und spätestens 2030 muss Schluss sein mit dem ganzen Kohle-Irrsinn.
Dafür gehen wir am Sonntag mit Tausenden auf die Straße."

Am 26. Juni 2018 trifft sich die Kohle-Kommission zu ihrer ersten
Sitzung. In dem 31-köpfigen Gremium sind BUND und Greenpeace
vertreten.

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.06.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Freunde der Erde Deutschland

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Tel. 030/27586-457, Fax. 030/27586-440

E-Mail: presse@bund.net

Internet: www.bund.net
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ARTENSCHUTZ/257: Mexikos Jaguare auf dem Vormarsch (WWF)


WWF Pressemitteilung - 18. Juni 2018

Mexikos Jaguare auf dem Vormarsch

Großkatzen-Zensus: Bestand wächst um 20 Prozent



Berlin: Der Bestand der stark bedrohten Jaguare (Panthera onca) ist in
Mexiko in den vergangenen acht Jahren um 20 Prozent auf 4.800
Individuen gestiegen. Das geht aus einer aktuellen Zählung hervor, die
unter anderem vom WWF Mexiko sowie der der Universität UNAM
durchgeführt wurde. "Die starke Zunahme der Jaguar-Population ist ein
großer Erfolg für Mexikos Naturschutz", sagt Dirk Embert vom WWF
Deutschland. "Es ist schön zu sehen, dass es nach einer langen Phase
des Niedergangs nun endlich wieder aufwärts geht für diese wunderbaren
Tiere."

Es ist der zweite Jaguar-Zensus in dem mittelamerikanischen Land nach
2010. Der WWF führt den Zuwachs vor allem auf die Wiederaufforstung
zerstörter Wälder und ein Schutzprogramm für die Großkatzen zurück,
das Mexiko im Jahr 2005 eingeführt hatte. Daneben hätten
wahrscheinlich auch Verbesserungen in der Methodik der Zählung zu dem
deutlichen Anstieg beigetragen. Der Zensus basiert auf einer
Auswertung mehrerer tausend Kamerafallen-Fotos aus den
Verbreitungsgebieten des Jaguars in Mexiko. Durch ihre individuelle
Fellzeichnung lassen sich die Tiere voneinander unterscheiden.
"Jaguare kann man sich als Indikator für den Zustand eines Ökosystems
vorstellen. Geht es den Jaguaren gut, ist das ganze System intakt.
Außerdem tragen sie zum natürlichen Gleichgewicht bei, indem sie zum
Beispiel die Bestände von Pflanzenfressern regulieren, die sonst
ungebremst alles wegfressen würden."

Hintergrund Jaguar

Jaguare sind weltweit die drittgrößten Katzen nach Löwen und Tigern.
In ihrem Verbreitungsgebiet in Lateinamerika sind sie sogar die
Größten. Ihre Kopfrumpflänge beträgt 116 bis 170 Zentimeter, die
Schulterhöhe rund 70 Zentimeter. Männliche Jaguare wiegen 37 bis 121
Kilogramm, die Weibchen 31 bis 100 Kilogramm. Sie sind typische
Waldbewohner und häufig am Wasser anzutreffen. Sie ernähren sich
ausschließlich von Fleisch und jagen sämtliche Beutetiere, die in
ihrem Verbreitungsgebiet vorkommen. Die größte Bedrohung geht für die
Tiere vom Verlust ihres Lebensraumes aus. Eine Hauptursache dafür ist
die industrielle Landwirtschaft. In den letzten rund 100 Jahren ist
etwa die Hälfte des einstigen Verbreitungsgebietes der Jaguare
verloren gegangen. Insgesamt leben heute noch etwa 64.000 Jaguare in
freier Wildbahn.

 * 

Quelle:

WWF Pressemitteilung, 18.06.2018

Herausgeber: WWF Deutschland
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MELDUNG/143: Ranking sieht EU-Länder nicht auf Kurs zur Erreichung der Pariser Klimaziele (Global 2000)


GLOBAL 2000 / Friends of the Earth Austria - Wien, 18. Juni 2018

Klimaschutz-Ranking sieht EU-Länder nicht auf Kurs zur Erreichung
der Pariser Klimaziele

Österreich landet im EU-Vergleich lediglich im Mittelfeld, weil
Umsetzung nicht vorankommt



Wien, am 18. Juni 2018 - In einem heute vom Climate Action Network
(CAN) veröffentlichten Ranking zur Klimaschutzpolitik wird den
EU-Staaten insgesamt ein schlechtes Zeugnis ausgestellt: Kein Land ist
auf Kurs zur Erreichung der Pariser Klimaziele (Wertung: Very good).
Am nächsten kommen den Anforderungen noch Schweden (good), Portugal,
Frankreich, die Niederlande und Luxemburg (jeweils moderate).
Österreich rangiert auf dem 14. Platz lediglich im Mittelfeld (poor).
Auf den letzten Plätzen sind Estland, Irland und Polen (very poor).

"Mit einer Positionierung lediglich im europäischen Mittelfeld darf
sich die Bundesregierung nicht zufrieden geben. Umweltministerin
Elisabeth Köstinger muss sich für ein ambitioniertes EU-Clean Energy
Package einsetzen und Österreich auf EU-Ebene zu den Taktgebern beim
Klimaschutz werden. Dazu braucht es eine beherzte Umsetzung von
Klimaschutzmaßnahmen im Inland. Eine rasche Umsetzung des
Ölheizungsausstiegs, ein Ende der Eigenverbrauchssteuer bei
Sonnenenergie und ein Maßnahmenpaket für saubere Mobilität sind jetzt
vordringlich. Nur entschlossene Taten bringen uns weiter", kommentiert
Johannes Wahlmüller, Klima- und Energiesprecher von GLOBAL 2000 das
für Österreich wenig erfreuliche Ergebnis des Rankings.

Analysiert wurden im Ranking sowohl politische Faktoren wie
Positionierungen bei EU-Entscheidungsprozessen, nationale
Zielsetzungen, als auch Fortschritte bei der Erreichung von
Klimazielen und deren praktische Umsetzung. Für jedes Land wurden
Verbesserungsvorschläge ausgearbeitet. Negativ wird angemerkt, dass
sich Österreich noch nicht der Gruppe der 'progressive Member States'
angeschlossen hat, die die EU-Klimapolitik in Einklang mit den Pariser
Klimaschutzzielen bringen wollen. Kritisch wird weiters gesehen, dass
es bisher nicht gelungen ist, die Treibhausgasemissionen gegenüber dem
Basisjahr 1990 zu reduzieren und sogar die Erreichung der
EU-Klimaziele bis 2020 gefährdet ist. Die kürzlich präsentierte
Klimastrategie ist wiederum unzureichend, um die Erreichung der
EU-Klimaziele für Österreich bis 2030 zu gewährleisten. In diesem
Zusammenhang werden nach wie vor bestehende umweltschädliche
Subventionen in Milliardenhöhe als große Hürden gesehen. Positiv wird
angemerkt, dass sich Österreich auf nationaler Ebene das ambitionierte
Ziel einer 100%igen erneuerbaren Stromversorgung bis 2030 gesetzt hat,
das über EU-Vorgaben hinausgeht.

"Nur mit entschlossenen Taten können wir die Klimakrise noch
einigermaßen eindämmen. Die Folgen zeigen sich auch in Österreich
immer stärker. Heftige Wetterextreme der letzten Tage bringen große
Teile der Bevölkerung an ihre Belastungsgrenze, zerstören Hab und Gut
und fordern Menschenleben. Das darf nicht so weitergehen! Es braucht
jetzt eine mutige und weitsichtige Politik, damit Schlimmeres in
Zukunft noch verhindert werden kann. Die österreichische
Bundesregierung muss das als Weckruf verstehen und im Interesse der
österreichischen Bevölkerung endlich wichtige Vorhaben auf den Weg
bringen", so Wahlmüller abschließend.

Das Ranking wurde vom Climate Action Network erstellt und ist anbei
attached.(1)



Downloads: 

(1)
https://www.global2000.at/sites/global/files/CAN_Off_target_FIN.pdf

 * 

Quelle:
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POLITIK/646: Petersberger Klimadialog - Klimaschutz und Gerechtigkeit gehören zusammen (BMU)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit -
Berlin, 19. Juni 2018

Petersberger Klimadialog: Klimaschutz und Gerechtigkeit gehören
zusammen

MinisterInnen wollen Klimakonferenz in Katowice zum Erfolg führen



Der neunte Petersberger Klimadialog ist mit einem klaren Bekenntnis zu
einer ambitionierten und sozialen Umsetzung des Pariser
Klimaschutzabkommens zu Ende gegangen. Die Vertreterinnen und
Vertreter aus 35 Staa-ten formulierten die klare Erwartung, dass bei
der kommenden Weltklima-konferenz in Katowice Ende des Jahres die
Umsetzungsregeln für das Pariser Abkommen beschlossen werden. Sie
machten zugleich deutlich, dass sie die anstehenden Veränderungen im
Sinne einer "Just Transition" sozial gerecht gestalten wollen.

Bundesumweltministerin Svenja Schulze: "Klimaschutz und Gerechtigkeit
gehören zusammen, das ist eine wichtige Botschaft dieses Petersberger
Klimadialogs. Beim Klimaschutz stehen viele Volkswirtschaften vor
großen Umbauarbeiten. Die internationale Erfahrung zeigt: Je früher
man sich auf die Veränderungen einstellt, desto besser lassen sich
Brüche vermeiden und der gesellschaftliche Zusammenhalt erhalten.
Dabei dürfen wir nicht vergessen, dass es der Klimawandel selbst ist,
der in vielen Regionen die weitaus größte Bedrohung für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt ist. Dieser Petersberger Klimadialog
war erst der Auftakt für eine internationale Debatte über sozial
gerechten Klimaschutz, bei der wir noch viel voneinander lernen
können"

Der polnische Umweltminister Henryk Kowalczyk unterstrich, dass die
Annahme des kompletten Umsetzungspakets des Pariser
Klimaschutzabkommens bei der Weltklimakonferenz in Katowice ein
wichtiger Nachweis wäre für den gemeinsamen Willen, mehr und schneller
gemeinsam zu handeln. Die Präsidentschaft, orientiert an den
Vertragsstaaten, wird sicherstellen, dass das Ergebnis der Konferenz
alle Länder in eine friedliche, nachhaltige Zukunft führt.

Staatssekretär Michal Kurtyka, designierter Präsident der 24.
Weltklimakonferenz in Katowice: "Die Menschen gehören in das Herz
unserer Politik. Das heißt, dass unsere Klimapolitik Vorteile für die
Gesellschaft und einen gerechten Wandel für alle Bürgerin-nen und
Bürger sicherstellen muss. Um Klimaneutralität zu erreichen, brauchen
wir sowohl Durchbrüche bei Klimaschutztechnologien, als auch eine
bessere Nutzung von Biosystemen als Kohlenstoff-Senken. Die Nutzung
von Technologien, die gerade reif werden, kann uns helfen, unsere
Langfristziele zu erreichen - so wie erneuerbare Energien,
Elektromobilität und die Digitalisierung."

Deutschland und Polen haben den neunten Petersberger Klimadialog als
Ko-Gastgeber ausgerichtet und unter das Motto "Changing together for a
just transition" gestellt. Das Thema "Just Transition" - der sozial
gestaltete Umbau hin zu einer klimafreundlicheren Volkswirtschaft -
stand damit erstmals prominent auf der Tagesordnung der
internationalen Klimadiplomatie. Es wurden zahlreiche Beispiele für
Strukturwandel, Neuqualifizierung von ArbeitnehmerInnen und neue 
Klima-Jobs ausgetauscht. Auch Kommissionen zu Strukturentwicklung und
Klimaschutz sowie Dialogformate mit Sozialpartnern waren Thema der
Konferenz.

Ebenfalls im Zentrum der Gespräche stand die Vorbereitung der
Weltklimakonferenz in Katowice im Dezember. Dort sollen robuste
Umsetzungsregeln für das Pariser Klimaschutzabkommen beschlossen
werden. Außerdem findet dort die politische Phase des Talanoa-Dialogs
statt, einer Informationsgrundlage für die Vorbereitung der nationalen
Klimaschutzbeiträge. Denn bislang reichen die Beiträge noch nicht aus,
um die Erwärmung auf deutlich unter 2 Grad, besser noch 1,5 Grad zu
begrenzen.

 * 

Quelle:

Pressedienst Nr. 125/18, 19.06.2018
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STIMMEN/078: Petersberger Dialog - Angela Merkel verliert zunehmend klimapolitische Glaubwürdigkeit (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND) - Kommentar vom 19.
Juni 2018

Angela 
Merkel verliert zunehmend die klimapolitische Glaubwürdigkeit 



Die heutige Rede von Bundeskanzlerin Angela Merkel auf dem
Petersberger Klimadialog kommentierte Hubert Weiger, Vorsitzender des
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND):

"Die Kanzlerin hat sich einmal mehr als Verwalterin des Status quo
dargestellt. In hübsche Worte hat die Bundeskanzlerin verpackt, dass
zu wenig auf dem Tisch liegt, um die eigenen Klimaziele und die des
Pariser Vertrags zu erreichen. Sie hat es wieder einmal vermieden,
konkret zu sagen, was die Bundesregierung tun werde, um die Ziele zu
erreichen. Visionen oder konkrete Pläne hat sie keine geliefert. Ihr
fehlt damit zunehmend die klimapolitische Glaubwürdigkeit.

Finanzielle Versprechen und ein Ausruhen auf den Erfolgen des Ausbaus
der Erneuerbaren reichen nicht mehr aus, um die enormen
klimapolitischen Versäumnisse Deutschlands zu verbergen. Die
Verschiebung des Kohleausstiegs macht es der Bundesregierung immer
unmöglicher, auf internationaler Ebene eine Lanze für den Klimaschutz
zu brechen - Deutschland hat seine Vorbildfunktion verloren.

Nur die Länder, die zuhause aus Kohle, Öl und Gas aussteigen, werden
als klimapolitische Vorreiter akzeptiert. Der Bundesregierung empfehle
ich dringend, die nächsten Monate zu nutzen, um Glaubwürdigkeit
zurückzugewinnen und das Ende der Kohleverstromung einzuläuten. Vor
der Bundesregierung liegt ein gutes Stück Arbeit."

Weitere Informationen zum Thema:

www.bund.net/klimawandel/

 * 

Quelle:

BUND-Pressedienst, 19.06.2018

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)
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STIMMEN/077: Merkel und Macron - Klimaschutz-Partnerschaft jetzt intensivieren (DNR)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband
der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen e.V.

Berlin, 19. Juni 2018

Gemeinsame Pressemitteilung von DNR, Klima-Allianz Deutschland und RAC
Frankreich

Merkel und Macron: Klimaschutz-Partnerschaft jetzt intensivieren




Paris/Berlin, 19. Juni 2018 - Zum Petersberger Klimadialog und zum
deutsch-französischen Ministerrat, die beide heute in Berlin
stattfinden, fordern zivilgesellschaftliche Organisationen aus
Deutschland und Frankreich Bundeskanzlerin Merkel und Präsident Macron
dazu auf, gemeinsamen Herausforderungen in Europa mit einem
belastbaren Plan für die ökologische Wende zu begegnen. Jetzt sei
wichtig, dass die Europäische Union mit Blick auf die Klimakonferenz
im Dezember im polnischen Kattowitz ein Zeichen setzt, um
international höhere Ambitionen anzuregen.

"Wir halten es für unvertretbar, dass sowohl unsere nationalen
Politiken als auch die EU-Klimaziele derzeit nicht im Einklang mit den
langfristigen Zielen des Pariser Klimaabkommens stehen. Diese
Situation gefährdet die Vorreiterrolle der EU bei der Bekämpfung des
Klimawandels", sagt Florian Schöne, Generalsekretär des Deutschen
Naturschutzring. "Merkel und Macron müssen jetzt zusammenarbeiten, um
2018 zu einem entscheidenden Jahr für den Klimaschutz zu machen", so
Schöne weiter.

"Angela Merkel und Emmanuel Macron müssen den Versprechen des Pariser
Klimaabkommens nachkommen, indem sie mit der gesamten EU bis 2050
einen klimaneutralen Emissionspfad einschlagen," sagt Morgane Créach,
Geschäftsführerin von Réseau Action Climat Frankreich. "Der notwendige
Wandel muss durch einen ambitionierten Mehrjährigen EU-Finanzrahmen
(für sieben Jahre mit Investitionen in Höhe von 1,2 Billionen Euro)
sowie durch einen soliden Aktionsplan für nachhaltiges Finanzwesen
angeregt werden. Dies ist von höchster wirtschaftlicher Priorität in
der EU", so Créach weiter.

Dr. Christiane Averbeck, Geschäftsführerin der Klima-Allianz
Deutschland, ergänzt: "Ein regionaler CO2-Mindestpreis, wie von
Präsident Macron vorgeschlagen, ist ein erster Schritt in die richtige
Richtung. Wir brauchen darüber hinaus eine ausgewogene
deutsch-französische Vereinbarung zur Energiewende mit einem
ambitionierten Ausbau erneuerbarer Energien und einem Ausstieg aus den
fossilen Energieträgern sowie aus der gefährlichen Atomkraft. Dies
würde entschieden dazu beitragen, dass Deutschland und Frankreich ihre
Energie- und Klimaziele bis 2020 und 2030 erreichen und eine
zukünftige Versorgung aus 100 Prozent erneuerbaren Energien in beiden
Ländern sicherstellen."

Die zwei Länder erreichen mit der aktuellen Politik weder ihre Energie-
 und Klimaziele für 2020 noch den Ausstieg aus veralteten und
schädlichen Energieträgern. Dies zeigt eine aktuelle Studie von CAN
Europe zum Fortschritt im Bereich Klimaschutz. Möchten Angela Merkel
und Emmanuel Macron glaubwürdige Vorreiter der Energiewende sein,
sollten sie nun eine ausgewogene deutsch-französische Vereinbarung
treffen, die den Weg zu 100 Prozent Erneuerbaren Energien vorgibt. Um
erfolgreich zu sein, sollte diese Vereinbarung nach Ansicht der
deutsch-französischen Organisationen folgende Punkte umfassen: Einen
Kohleausstieg in Deutschland im Einklang mit dem deutschen
Klimaschutzplan 2050, die Schließung von Atomkraftwerken in Frankreich
im Einklang mit dem französischen Energiewendegesetz, eine steigende
CO2-Bepreisung in allen Sektoren sowie Maßnahmen für einen sozial
gerechten Strukturwandel.

Da 2018 das Jahr sein muss, in dem alle Länder das Pariser
Klimaabkommen vollständig umsetzen, sollten Frankreich und Deutschland
ihre Unterstützung für die besonders vom Klimawandel betroffenen
Regionen nochmals bekräftigen, indem sie eine weitreichende
Wiederauffüllung des Grünen Klimafonds (GCF) zusagen und eine
ambitionierte europäische Finanztransaktionssteuer auf den Weg
bringen.

Die Bekämpfung des Klimawandels ist eine Investition und eine
Voraussetzung, um das Vertrauen in ein progressives europäisches
Projekt wiederzugewinnen. Frankreich und Deutschland sollten diese
Gelegenheit zur Vertiefung der Zusammenarbeit jetzt wahrnehmen,
schließen die Organisationen.




Weitere Informationen

"Off target" - Studie von CAN Europe zum Fortschritt der EU-Länder im
Klimaschutz 

http://www.caneurope.org/docman/climate-energy-targets/3357-off-target-ranking-of-eu-countries-ambition-and-progress-in-fighting-climate-change/file
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VERBAND/349: Urteil des EU-Gerichtshofs zur Nitratrichtlinie basiert auf veralteter Rechtsgrundlage (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 18. Juni 2018

Erwartetes Urteil des EU-Gerichtshofs zur Nitratrichtlinie basiert
nur auf alter Rechtsgrundlage

Verurteilung Deutschlands bezieht sich auf längst abgeschlossenes
Kapitel



Aus Sicht des Deutschen Bauernverbandes (DBV) ist eine Verurteilung
Deutschlands durch den Europäischen Gerichtshofs (EuGH) in dieser
Woche wegen unzureichender Umsetzung der europäischen Nitratrichtlinie
keine Überraschung, weil sie sich auf das alte, nicht mehr aktuelle
Düngerecht bezieht. "Dieses Urteil ist nur ein formaler
Verfahrensabschluss und für die aktuelle Diskussion nicht relevant",
erklärt der Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes, Bernhard
Krüsken, mit Blick auf die erwartete Verkündung am 21. Juni 2018. "Da
sich das Vertragsverletzungsverfahren der EU-Kommission und die Klage
des EuGH auf die alte Düngeverordnung aus dem Jahr 2006 beziehen,
handelt es sich bei dem Urteil um Vergangenheitsbewältigung, die ein
altes Kapitel abschließt", betont Krüsken. Deutschland habe gehandelt
und neue weitreichende Anforderungen an die Düngung im Sinne des
Gewässerschutzes geschaffen, die derzeit von den Landwirten bereits
umgesetzt würden. Krüsken warnt davor, das Urteil als Kritik an der
neuen Düngeverordnung aus dem Jahr 2017 zu nutzen. "Diese
Weiterentwicklung des nationalen Düngerechts und das völlig neue
Anforderungsniveau bei der Düngung finden in dem EuGH-Verfahren keine
Würdigung. Wer tatsächlich Interesse am Gewässerschutz hat, sollte die
Betriebe bei der Umsetzung des neuen Düngerechts unterstützen",
fordert der DBV-Generalsekretär.

Es ist nicht zu erwarten, dass der EuGH mit dem Urteil eine Bewertung
zur neuen Düngeverordnung abgibt, die die Anforderungen der
Nitratrichtlinie erfüllt und mit der Deutschland im Sinne des
Gewässerschutzes gut aufgestellt ist. Die Landwirte in Deutschland
setzen seit einem Jahr ein umfassend novelliertes Düngerecht um, das
erhebliche Kostensteigerungen sowie Strukturveränderungen zur Folge
haben wird.

 * 
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ERSTAUFLAGE/957: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2963 (SB)


Kai Hirdt

Der Münchhausen-Roboter

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2963



Das Tonzer-Mädchen Kychar, Atlan und Fitzgerald Klem wurden von dem
Gemen Strymer im Dakkarraum auf ein riesiges Stück Treibgut gelockt
und befinden sich auf der Flucht vor dem Ghatu Shapandh. Atlan
vermutet, daß Jagd auf ihn gemacht wird, weil er das Kommandokleid
eines Bhals gestohlen hat. Dieses Anzugs kann er sich dummerweise im
Moment noch nicht einmal bedienen, weil Strymer dessen Funktionen mit
Klems Familienamulett, das er dem Menes abgenommen hat, lahmgelegt und
sich dann aus dem Staub gemacht hat. Zu allem Überfluß regt sich auch
noch ein gigantisches Wesen, von dem man bislang nur unter der
Oberfläche des Eismeeres ein gewaltiges Auge gesehen hat. Es arbeitet
sich mit seinen langen Tentakeln an die Oberfläche und hat Hunger. Als
Kychar auf das riesige Maul des Monsters zuzurutschen droht, rettet
der Ghatu sie überraschenderweise und es stellt sich heraus, daß er
gar nicht hinter Atlan und seinen Begleitern, sondern hinter Strymer
her ist, weil der des Mordes und Betrugs beschuldigt wird und der Bhal
des Geshodroms die Todesstrafe über ihn verhängt hat.

Shapandh weiß aber nicht, wo sich Strymer versteckt. Atlan vermutet,
daß der flüchtige Haodh an einer Stelle zu finden ist, wo er das
Leuchtfeuer am besten plazieren kann, das die Paslaimonen brauchen, um
das Treibgut zum Geshodrom zu leiten. Tatsächlich ist Strymer gerade
mit der Installation des Leuchtfeuers beschäftigt, als er gefunden
wird.

Als Shapandh ihn mit einer Thedhele hinrichtet, aktiviert der Haodh
kurz vor seinem Tod das Leuchtfeuer auf eine Weise, daß die
Paslaimonen das Treibgut falsch erfassen werden, und es beim
Eingliedern ins Geshodrom mit diesem kollidieren wird.

Da nur ein Haodh die Leuchtfeuer bedienen kann, ist Shapandh machtlos.
Aus den Überresten des zu Asche zerfallenen Gemen taucht das Amulett
auf, das Klem von Shapandh unverzögert zurückerhält. Obwohl ihm das
das Leben kosten wird, legt der Ghatu sein eigenes Kleid ab und
Strymers Fernkleid an. Dieses enthält Strymers Erinnerungen, wo die
Geräte zur Steuerung des Leuchtfeuers stehen. Shapandh versucht eine
Kollision zu verhindern und den dreien eine Möglichkeit zu geben, ins
Konglomerat zurückzukehren.

Da sich Klem nun in Besitz seines Amuletts wieder orientieren kann,
stellt er jedoch fest, daß die Kollision unmittelbar bevorsteht. Die
Paslaimonen können das Treibgut nicht mehr rechtzeitig verankern, sie
müssen es abweisen. Das würde jedoch den Tod aller vier bedeuten.
Shapandh ist bereit, sich zu opfern, um Atlan, Klem und Kychar eine
Überlebenschance zu geben. Doch im letzten Moment taucht eine
Flugkapsel auf. Kychars Freundin Madoyar hat den Paslaimonen Mollikord
um Hilfe gebeten. Da dieser sich selbst für das Amulett interessiert,
hat er die Geschehnisse um dieses Objekt weiter verfolgt und
rechtzeitig die veränderte Position des Leuchtfeuers bemerkt. Die
Paslaimonen können die Kollision verhindern.

Doch für Shapandh kommt jede Hilfe zu spät. Weil er nicht mit den
Erinnerungen Strymers sterben will, bittet er darum, ihm wieder in
sein eigenes Kleid zu helfen. Ein Wechsel des Kleides würde allerdings
seinen sofortigen Tod bedeuten. Es sei denn, Atlans Zellaktivator
würde die Symbiose zwischen dem Gemen und seinem Trutzkleid
aktivieren. Beim Kleiderwechsel kommt es zum Informationsaustausch
zwischen Atlans Kommando- und Shapands Trutzkleid. Der Extrasinn weist
Atlan darauf hin, daß der Ghatu inzwischen die Anweisungen erhalten
hat, denjenigen zu jagen, der auf dem Spross LORINA das Kommandokleid
eines Bhals gestohlen hat - also Atlan. Es wäre also töricht, dem
Jäger zu helfen. Doch nach allem, was Shapandh für sie hier im
Dakkarraum getan hat, kann Atlan ihn nicht einfach sterben lassen und
bringt den Gemen in die Nähe seines Zellaktivators. Die Aktivierung
des Trutzkleides gelingt, es braucht jedoch einige Zeit, bis Shapandh
geheilt ist.

Diese Zeit gilt es zu nutzen, um sich vor ihm in Sicherheit zu
bringen. Mollikord macht den Vorschlag, Atlan und Klem könnten im
Paslaim Schutz suchen. Dorthin kämen keine Gemeni. Aber auch die
Tonzer dürften nicht mit. Atlan will Kychar und Madoyar aber nicht
einem Ghatu-Verhör ausgesetzt wissen und besteht darauf, daß die
beiden mitkommen dürfen. Da Mollikord stark an dem Amulett
interessiert ist, willigt er notgedrungen ein.

Die einzige Möglichkeit, unbeobachtet ins Paslaim zu gelangen, besteht
darin, sich von jenen schwarzen Gallertwesen umhüllen zu lassen, von
denen sie zuvor angegriffen worden sind. Auf Mollikords Anweisung hin
sind diese nun aber kooperativ und transportieren ihre Fracht ins
Innere des Paslaim, wo die Ankömmlinge jedoch von einer aufgebrachten
Menge empfangen werden, da man befürchtet, Mollikord sei von Atlan
ermordet worden. Bevor die Sache ausarten kann, taucht plötzlich ein
Roboter mit auffallend weiblichen Formen auf. Sie heißt Tamareil und
bringt die Aufrührer mit demütigenden Worten zum Schweigen. Sie
erklärt, der Rat der Peripheren soll über die vier Neuankömmlinge
entscheiden. Bevor die Meute Zeit hat, nachzudenken, bringt Tamareil
die vier in Sicherheit und tischt ihnen allerlei Lügengeschichten auf,
die jedoch schnell als solche entlarvt werden können. Tatsache ist,
daß sie eine Olkonorin ist - eine mit den Cappins verwandte
Pedotransfererin, deren Bewußtsein es in den Dakkarraum verschlagen
hat. Nachdem sie den Paslaimonen dadurch, daß sie sich in ihre Köpfe
eingenistet hatte, lange genug auf die Nerven gegangen war, hatten sie
ihr diesen Robot-Körper gebaut, der PEW-Metall enthält, in dem sich
Tamareils Bewußtsein verankern kann.

Da ihre Geschichte, sie hätte das Konglomerat gegründet, nicht
verfängt, bekommen die Gäste das Holo eines Paslaimonen namens
Elmanard zu sehen, der davon berichtet, wie sechs Sextadimfähren
seines Volkes beim Befahren der Sextadim-Halbspur aufgrund
plötzlicher Erhöhung der Hyperimpedanz im Dakkarraum hängen geblieben
sind. Atlan fängt an zu rechnen. Die letzte Hyperimpedanzerhöhung
liegt 220 Jahre zurück. Das Konglomerat müßte allerdings wesentlich
länger existieren. Jene, die davor lag, geschah vor 7,7 Millionen
Jahren. Wenn er, als er durch den Shod-Spiegel ging, auch in der Zeit
gereist ist, könnte er dabei möglicherweise mehrere Millionen Jahre in
die Zukunft versetzt worden sein.

Da die Sextadimfähren nie an ihrem Ziel ankamen, wurde die in
Stasiskapseln schlafende Besatzung von den Bordpositroniken nicht
aufgeweckt und hätte ewig weitergeschlummert, wenn die Gemeni sie
nicht geweckt und dazu animiert hätten, aus ihren Schiffen ein
Konglomerat zu gründen, wozu die Gemeni ihre Shod-Technik
beisteuerten. Shod-Teleskope ermöglichen es, im Dakkarraum nach
Treibgut zu suchen - Fremdkörper, die in das Kontinuum geraten sind
und stabil blieben. Die Gemeni können die energetischen Strömungen des
Shod so beeinflussen, daß dieses Treibgut sich dem Konglomerat nähert,
wo die Haodhs es untersuchen und die Paslaimonen es an Bord nehmen.
Die Paslaimonen sind die einzigen, die Kontrolle über die Membran
ausüben können - jene eigenartige Schutzschicht, in deren Wirkungsfeld
sich die Naturgesetze vom vierdimensionalen und dem Dakkarraum
mischen.

Ins Zentrum des Konglomerats darf außer den Gemeni niemand, was Atlan
natürlich besonders reizt. Er will sich nicht länger als nötig im
Paslaim aufhalten, sondern herausfinden, was die Gemeni im Zentrum
treiben. Doch bevor er zur Tat schreiten kann, wird das Paslaim von
den Gemeni angegriffen.

Die Paslaimonen setzen sich mit alten Waffen zur Wehr, haben aber so
gut wie keine Kampferfahrung. Da Atlan weiß, daß es die Gemeni nur auf
ihn abgesehen haben und er nicht will, daß deswegen andere zu Schaden
kommen, will er sich ihnen ausliefern, was ihn jedoch erneut in den
Verdacht bringt, deren Spitzel zu sein. Klem vermutet, daß es sich nur
um einen Scheinangriff handelt. Shapandh weiß nicht wirklich, daß sich
Atlan im Paslaim aufhält und will ihn durch den Angriff nur
herauslocken.

Als der Rat der Peripheren tagt, hat Atlan die meisten gegen sich. Er
wird nach wie vor für einen Spitzel gehalten und soll aus dem Paslaim
hinausgeworfen werden. Die Ratsälteste Banailid versucht zu schlichten
und appelliert an die Vernunft der Leute. Atlan argumentiert, da er
nicht wisse, warum die Gemeni ihn jagen, wolle er herausfinden, was
für Ziele diese Wesen überhaupt verfolgen. Und das sollte ja wohl auch
im Interesse der Bewohner des Paslaim sein. Doch die Leute wollen
lieber ihre Ruhe haben. Allerdings gibt es durchaus Aufrührer wie
Lagund, die am liebsten sofort etwas gegen die Gemeni unternehmen
würden. Den meisten reicht es jedoch zu wissen, daß die Gemeni von der
Superintelligenz GESHOD beauftragt sind, woraufhin Atlan den
Paslaimonen, die bislang davon ausgegangen sind, daß es überhaupt nur
eine Superintelligenz gibt, erläutert, wie das kosmische
Zwiebelschalen-Modell zusammengesetzt ist.

Der Rat soll entscheiden, was nun mit ihm und seinen Begleitern
geschehen soll. Die Hälfte ist dafür, daß sie an die Gemeni
ausgeliefert werden, die andere Hälfte, daß sie freien Abzug erhalten.
Bei einer weiteren Abstimmung wechselt eine Abgeordnete das Lager, so
daß 'Freier Abzug' gewinnt. Bei diesem Stimmungswandel hat allerdings
Tamareil ihre Finger im Spiel. Sie hat wohl einen kurzen
Pedotransfer-Ausflug in das Bewußtsein der Frau gemacht. Atlan gibt
vor, durch den nächstbesten Shod-Spiegel verschwinden zu wollen, in
Wirklichkeit will er jedoch ins Zentrum der Station vordringen.

Doch Mollikord fürchtet, daß das Amulett dann wieder aus seiner
Reichweite verschwindet und hält ihn zurück. Da der Paslaimone ihn
nicht umstimmen kann, rückt er mit der Information heraus, daß er
einen Geheimgang kennt, der direkt in die Shod-Zitadelle führt. Also
wird er Atlan begleiten. Dieser sieht sich genötigt, auch noch die
Tonzer-Mädchen mitzunehmen, da sie weder zu ihrem Volk zurückkehren,
noch im Paslaim bleiben können. Und zu allem Überfluß warten an der
nächsten Ecke auch noch Lagund und zwanzig seiner Kämpfer, die sich
nicht abweisen lassen. Die selbsternannten Freiheitskämpfer sind nur
sehr unzulänglich ausgebildet, wollen die Gemeni aber sofort
angreifen. Lagund gefällt sich darin, sich aufzuspielen, so daß Atlan
ihn zurechtweisen muß. Als bei dem Disput der beiden einer von Lagunds
Leuten die Waffe auf Atlan richtet, paralysiert Tamareil kurzerhand
alle zwanzig. Atlan beauftragt die Tonzer-Mädchen, die Wehrlosen zum
Paslaim zurückzubringen.

Atlan, Klem, Tamareil und Mollikord dringen in eine Halle vor, in der
Datenspeicher in Form organischer Knospen (Morphoskriptoren) wachsen.
Es handelt sich um eine Bibliothek des von den Gemeni gesammelten
Wissens. Darunter ist ein Übersichtsplan des Geshodroms. Als die Vier
gerade dabei sind, etliche Morphoskriptoren mitzunehmen, taucht
Shapandh auf und will Atlan festnehmen. Tamareil übernimmt ihn durch
Pedotransferierung, um ihnen die Flucht zu ermöglichen, bei der Atlan
und Klem den leblosen Robotkörper mitschleppen müssen. Als sie nicht
weiterkommen, weil Tamareils Körper zu sperrig ist, kehrt die
Pedotransferin kurz in ihn zurück, um ihre Haltung zu ändern. Diesen
Moment nutzt Shapandh, um auf die Fliehenden zu schießen und trifft
dabei das Aufzeichnungsgerät mit dem Stationsplan.

Die Flucht jedoch gelingt. Als sie im Paslaim ankommen, werden sie
allerdings von aufgebrachten Paslaimonen empfangen. Selbst Banailid
ist nun nicht mehr auf Atlans Seite und bedauert, ihn nicht
ausgeliefert zu haben. Lagund hat die Geschehnisse in einer sehr
verfälschten Version zum Besten gegeben, um in einem besseren Licht
dazustehen und schiebt Atlan die ganze Schuld daran zu, daß die
Paslaimonen sich nun in einem offenen Konflikt mit den Gemeni
befinden. Tamareil kann ihn jedoch der Lüge überführen.

Aber auch Mollikord distanziert sich plötzlich von Atlan. Er hat es
auf Klems Amulett abgesehen und fordert es als Bezahlung für die
Freilassung. Doch Tamareil kontert, der Dakkarstrahler würde nur die
Gemeni anlocken und eine Gefahr darstellen, sie habe aber etwas viel
wertvolleres. Sie hat die Karte des Geshodroms gesehen und den Anblick
gespeichert. Atlan hat den Plan aus einem anderen Blickwinkel gesehen
und kann durch sein fotografisches Gedächtnis zu einer
Vervollständigung beitragen.

Bei der Rekonstruktion des Plans fällt auf, daß die Gemeni von
Shod-Teleskop 37 aus nicht den Dakkar-, sondern den Normalraum
beobachten. Und zwar eine ganze Galaxis. Atlan kennt sie. Es ist Cetus
- 2,46 Millionen Lichtjahre von der Milchstraße entfernt. Just in dem
Moment, als Atlan, Klem, Tamareil und Mollikord sich auf den Weg zum
Shod-Teleskop 37 machen, hören sie Schüsse und Explosionen. Shapandh
ist ihnen offensichtlich schneller auf die Spur gekommen als erwartet.

19. Juni 2018
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AKTION/1420: Braunschweig - Sport, Spiel und Kultur bei der "23. Spielmeile" am 24.6.


Sport, Spiel und Kultur bei der 23. Braunschweiger Spielmeile

Am Sonntag, 24. Juni, in der Innenstadt



Am nächsten Sonntag, 24. Juni, um 13 Uhr geht es wieder los: Die
Braunschweiger Innenstadt wird zur großen Spiellandschaft. Der
städtische Fachbereich Kinder, Jugend und Familie bündelt die
vielfältigen Aktivitäten der Kinder- und Jugendarbeit in Braunschweig
und gestaltet einen Tag voller Sport, Spiel und Kultur bei der 23.
Braunschweiger Spielmeile.

Vereine und Verbände kommen zusammen, um ihre umfangreichen Aktionen
und Aktivitäten für junge Menschen in unserer Stadt vorzustellen.
Sportliche Angebote, innovative Spiele, Kinder- und Jugendkulturbühnen
sowie Zonen zum Entspannen und Erfrischen lösen einander ab. Auch in
diesem Jahr gibt es eine Reihe von Attraktionen: den "Quadrojumper",
Wasserspiele am Dom und Rathaus, das Kinderfest auf dem Altstadtmarkt
mit Kistenkletterei, neue Luftspielgeräte, Mountainbiking, ein
Pfadfinderlager, eine Kletterwand und vieles, vieles mehr. Auf zwei
Bühnen präsentieren junge Künstler, Tänzer und Bands ihr Können. Auf
dem Bohlweg kann neben der Skating-und BMX Area des Walhalla e.V. auch
Basketball gespielt werden. Dem Wunsch vieler Jugendlicher nach einem
E-Sport Angebot wird entsprochen: Erstmals gibt es im Rathaus eine
Gaming-Lounge.

Alle Angebote und die Getränke sind für Kinder und Jugendliche
kostenfrei. Bürgermeister Dr. Helmut Blöcker spricht um 14 Uhr ein
Grußwort auf der Bühne am Altstadtmarkt.

Im Anhang eine Planskizze. Das komplette Programm auch auf
www.spielmeile.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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AKTION/1419: Soest - "Tag der offenen Gartenpforte" am 23. und 24. Juni 2018


Zweites Wochenende der "Offenen Gärten"

Grüne Paradiese öffnen am 23. und 24. Juni 2018 wieder ihre Pforten



Kreis Soest (kso.2018.06.19.266.akt). 15 Privatgärten im Kreis Soest
beteiligen sich am Samstag, 23., und Sonntag, 24. Juni 2018, von 11
bis 18 Uhr, an den beliebten Aktionstagen der offenen Gartenpforte im
Kreis Soest. Dabei hat jeder Garten seinen eigenen, typischen Charme,
sei er nun wild-romantisch, bäuerlich, englisch oder mediterran
angelegt. Manch lang gehütetes Garten-Geheimnis wird interessierten
Besuchern preisgegeben. Eine Voranmeldung ist für interessierte
Gartenfreunde und Besucher nicht erforderlich.

Nicht länger gedeihen Buchsbaum und Buche, Schatten-, Stauden- und
Strauchgewächse im Verborgenen oder allein zur Freude ihrer Besitzer.
Nicht länger sind Fachsimpelei, Kniffe, Tipps, Ablegertausch und
Seelen-Baumelei unter blühenden Büschen nur einem kleinen Kreis von
Insidern vorbehalten. Folgende Anlagen sind am kommenden Wochenende
mit dabei: Blütenpracht querbeet, Hohe Fahrt 5, Werl; Der Lustgarten,
Baukeweg 4, Welver-Schwefe; (nur Samstag); Feldgarten Albersmeier,
Ostfeld, Lippetal-Schoneberg (nur Sonntag); Arboretum Hense,
Schoneberger Stratraße 8, Lippetal-Schoneberg (nur Sonntag); Die
Gärten am Camenhof, Camenhof 1 (fürs Navi: Kamenhof 1), Soest; (nur
Sonntag); Oase der Stille, Niederbergheimer Straße 89, Soest; Anne's
Gartentraum, In der Lander 30, Bad Sassendorf-Lohne (nur Sonntag);
Garten für Jung & Alt, Soester Straße 400, Erwitte-Seringhausen;
Sinnesgarten SeniorenZentrum, Griesestraße 18, Erwitte-Bad
Westernkotten; Cottagegarten Wittmann, Am Ehrenmal 2, Erwitte-Bad
Westernkotten; Familiengarten Rustige, Rüthener Straße 22, Erwitte -
Eikeloh (nur Sonntag); Im Frühtau zu Berge, Rüthener Straße 22,
Anröchte-Berge; Hanggarten mit zwei Teichen, Rofuhr 52 59581
Warstein-Sichtigvor; Garten und Mehr, Sellerweg 13, Warstein-Belecke;
Naturgarten mit Flair, Hammerbergstraße 12-18, Warstein-Sichtigvor.
Zusätzlich werden Führungen durch die Kurgärten und Parkanlagen vieler
Städte und Gemeinden im Kreis Soest geboten.

Der Flyer "Offene Gärten im Kreis Soest 2018" informiert über die
Gartenaktion mit Anschriften, Besonderheiten und Öffnungszeiten der
offenen Privatgärten sowie über die Termine der Führungen. Eine
Übersichtskarte hilft dabei sich eine persönliche Gartentour
zusammenzustellen. Erhältlich ist der Flyer in den
Tourist-Informationen der Städte und Gemeinden oder bei der
Regionalentwicklung des Kreis Soest unter Telefon 02921/30-3104,
per E-Mail unter antje.knickelmann-tacke@kreis-soest.de, oder zum
Download unter www.tourismus-kreis-soest.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 19. Juni 2018

Kreis Soest

Der Bürgermeister

Am Vreithof 8, 59494 Soest

Telefon: 02921 / 103-0

FAX: 02921 / 103-9999

E-Mail: post@soest.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 20. Juni 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UNTERHALTUNG / VERANSTALTUNGEN





KINO/5701: Lichtblick-Kino Berlin - Global Family, in Anwesenheit der Regisseure, 30.06.2018


Global Family (OmU)

D 2018, 88 min

Buch & Regie: Melanie Andernach & Andreas Köhler

Samstag, 30.6., 22:00 Uhr, in Anwesenheit der Regisseure

Lichtblick-Kino, Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg



Die Familie Shaash lebt auf der ganzen Welt verteilt. Der Bürgerkrieg
in Somalia hat sie dazu gezwungen. Plötzlich muss die Älteste, Imra
(88), ihr Exil in Äthiopien verlassen. Die Familie muss schnell eine
Lösung finden. Do wo soll sie hingehen? Und wohin darf sie gehen? Nach
Deutschland, Italien oder Kanada? Dorthin, wo die anderen
Familienmitglieder längst ihren eigenen Träumen von Heimat und Zukunft
nachgehen?

Basierend auf diesen Fragen entspinnt sich ein transnationales
Familiendrama, in dem die Familie alles versucht und doch scheitert,
eine Heimat für Imra zu finden. Am Ende ist ihr einziger Ausweg die
Rückkehr in das vom Krieg zerrüttete Somalia.

Der Film bietet einen Ausblick in das zukünftige Schicksal vieler
Menschen, die ihre Heimat verlassen - aus welchen Gründen auch immer.
Sie hoffen auf ein gemeinsames Leben mit ihrer Familie, müssen aber
stattdessen getrennt voneinander auf der Welt verteilt leben. Höchst
wahrscheinlich für immer.

Dieser sensible Dokumentarfilm zeigt, wie das Leben von Flüchtlingen
nach gelungener Integration weitergeht - und wie schwierig es ist,
eine Familie zu bleiben, wenn die Mitglieder unfreiwillig über
verschiedene Kontinente verstreut leben. Ein im wahrsten Sinne des
Wortes aus dem Leben gegriffener Beitrag zur aktuellen politischen
Debatte zum Thema Familiennachzug.

Der Film ist am Samstag, 30. Juni, im Lichtblick-Kino in Anwesenheit
der Regisseure Melanie Andernach und Andreas Köhler zu sehen.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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KINO/5700: Lichtblick-Kino Berlin - Filme zu Henri Simon, in nwesenheit der Filmemacher*innen, 30.06.


kurz gesehen

Filme zu Henri Simon

Samstag, 30.6., 18:30 Uhr - Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77, Berlin-Prenzlauer Berg

in Anwesenheit der Filmemacher*innen



In der Kurzfilmreihe »kurz gesehen« zeigen wir im Juni zwei neue
Filme über eine wichtigen Aktivisten und Analytiker der französischen
Linken: Henri Simon. Die Filmemacher*innen werden anwesend sein.

Die Filme:

Les copains d'Henri - Die Freunde von Henri (OmU)

D/F 2018, 30 min, Regie: Andreas Förster

Mai 1968. In einer Zeit ohne Internet und Kopiergeräte erschufen
Arbeiter und Jugend vor fünfzig Jahren zugleich Bild und Realität der
heutigen Konsum- und Weltgesellschaft. Die »Freunde von Henri«, dem
libertären Kommunisten Henri Simon und seiner Zeitschriftenprojekte,
geben Einblicke in ihr Erleben des Mai '68 im Schatten von Franco,
Gaullismus und Ostblock - und im Spannungsfeld von Marxisten,
Anarchisten und Situationisten.

 * 

Henri Simon. Histoire d'un (non-)militant - Aktivismus im
Widerspruch (OmU)

D/F 2018, 50 min, Regie Jeanne Neton

Der 95-jährige Henri Simon war in den letzten fünfzig Jahren aktiv an
einigen Arbeitskämpfen beteiligt und verfolgte viele mehr als Leser
und Reporter. Seine Familie, seine Freundschaften und seine Träume
wurden von seinem politischen Engagement beeinflusst, vom Alltag eines
Vollzeitaktivisten, der jedoch für sich eine besondere Rolle in der
Entfaltung des Klassenkampfes immer abgelehnt hat und damit der Idee
treu geblieben ist, dass jeder revolutionäre Wandel von den
ArbeiterInnen selbst herbeigeführt werden muss.

 * 

Quelle:

Lichtblick-Kino

Kastanienallee 77 / 10435 Berlin

Büro: Stattkino Berlin e.V.

Schliemannstr. 5 / 10437 Berlin

E-Mail: presse@lichtblick-kino.org

Internet: www.lichtblick-kino.org
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SPIELE/393: Braunschweig - Senioren-Spielenachmittag am 25. Juni 2018


Senioren-Spielenachmittag in der Stadtbibliothek



Braunschweig. Zu einem Spielenachmittag für Senioren lädt die
Zweigstelle Weststadt der Stadtbibliothek, Rheinring 12, für den 25.
Juni, von 15 bis 17 Uhr, ein. Gemeinsam können die spielbegeisterten
Gäste bei einer Tasse Kaffee neue und bekannte Spiele ausprobieren.
Wer nicht mitspielen möchte, ist auch als Zuschauer herzlich
willkommen. Der Eintritt ist frei, eine Anmeldung ist nicht
erforderlich. Weitere Informationen gibt es unter der Telefonnummer
(05 31) 4 70 68 57.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 18. Juni 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1

38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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TOUR/7231: Mönchengladbach - "Mit Ross und Planwagen durch die Innenstadt" am 24. Juni


Am 24. Juni: Mit Ross und Planwagen durch die Innenstadt



Wer schon immer einmal mit der Kutsche oder dem Planwagen durch die
Mönchengladbacher Innenstadt fahren wollte, ist bei dieser
Stadtrundfahrt genau richtig. Bei gemütlichen sechs Kilometern pro
Stunde erfährt man, wie der Bunte Garten ursprünglich einmal heißen
sollte, wo in Mönchengladbach Lappland zu finden ist, wie die
Hindenburgstraße vom Planwagen aus empfunden wird und vieles mehr.

Die Tour startet am Sonntag, dem 24. Juni, um 11 Uhr am Parkplatz
Geroweiher/Schild "Treffpunkt Stadt-Touren". Sie dauert etwa 120
Minuten und kostet für Erwachsene 25 Euro, für Kinder (bis 14 Jahre)
18 Euro zzgl. einer Bearbeitungsgebühr von 2,20 Euro pro Buchung.

Für diese Tour sind Karten erhältlich beim Reisebüro Haupts (Tel.:
02161-82 09 80), beim Ticket- und Infoservice der FIRST-Reisebüros
(Tel.: 02161-27 41 61) sowie online unter www.stadttouren-mg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 14. Juni 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de
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